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Der Universitätsbericht 2005 dokumentiert umfas-
send die erfolgreiche Implementierung des Uni-
versitätsgesetzes 2002 an den Universitäten. Die
Universitäten nehmen mit großem Engagement
ihren Gesetzesauftrag wahr und nützen die Auto-
nomiespielräume auf innovative Weise. Die we-
sentlichen Steuerungs-, Controlling- und Berichts-
instrumentarien werden in Kooperation mit den
Universitäten im Vorfeld der ersten Leistungsver-
einbarungsverhandlungen 2006 (für die Periode
2007 bis 2009) entwickelt und erprobt. Durch zu-
sätzliche Finanzmittel werden die Universitäten
auf ihrem Weg der Schwerpunktsetzungen und
Profilentwicklung sowie der Verbesserung der
Konkurrenzfähigkeit im internationalen Wettbe-
werb tatkräftig unterstützt, wie zuletzt mit 88
Mio. Euro in den Ausschreibungen für Universi-
tätsinfrastruktur II und III.

Die Arbeitsgruppe zur Errichtung des Austrian
Institute of Advanced Science and Technology hat
in ihrem Endbericht befunden, dass Österreich
bereits höchstrangige wissenschaftliche Einrich-
tungen hat, eine anspruchsvolle Reform der Uni-
versitäten durchführt und ein idealer Standort für
eine neue Spitzeneinrichtung mit der Wirkung ei-
nes „Leuchtturms“ mit europäischer Strahlkraft
ist. Von einer solchen Exzellenzuniversität sind
positive Impulse für die Universitäten und For-
schungseinrichtungen und eine Dynamisierung

im Forschungs- und
Technologietransfer zu
erwarten. Auch die
Steigerung der Attrak-
tivität des Hochschul-
standortes Österreich für hochqualifizierte Wis-
senschafterinnen und Wissenschafter und die
Förderung des heimischen wissenschaftlichen
Nachwuchses sind damit verbundene wichtige
Ziele.

Infolge des EuGH-Urteils vom 7. Juli 2005 erga-
ben sich aber auch im Hinblick auf die Studieren-
denmobilität neue Herausforderungen für die
österreichischen Universitäten. Durch eine Ände-
rung des Universitätsgesetzes 2002 wurde es den
Universitäten ermöglicht, ein Aufnahmeverfah-
ren für jene Studien durchzuführen, die von acht
deutschen Numerus clausus-Studien betroffen
sind. Diese Regelung gilt bis einschließlich Win-
tersemester 2007 und ermöglicht den Universitä-
ten angesichts des Zustroms vor allem deutscher
Studierender handlungsfähig zu bleiben. 

Der vorliegende Universitätsbericht 2005 stellt
für alle mit Universitätspolitik befassten und daran
interessierten Personen eine faktenreiche Doku-
mentation für die laufende bildungs- und for-
schungspolitische Diskussion dar. Ich bedanke mich
bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die
zur Erstellung dieses Berichtes beigetragen haben.

Elisabeth Gehrer
Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur
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Der Universitätsbericht 2005 ist der erste Bericht
auf Basis von § 11 Universitätsgesetz 2002 an den
Nationalrat und löst seinen Vorgänger – den
Hochschulbericht (zwölf Berichte seit 1969, zu-
letzt 2002) – ab. Er behandelt die bisherige Ent-
wicklung und künftige Ausrichtung der Universi-
täten und geht dabei im Besonderen auch auf die
Nachwuchsförderung, die Entwicklung der Perso-
nalstruktur und die Lage der Studierenden ein.
Die ersten Tätigkeitsberichte der Universitäten
über das Jahr 2004, die nach § 121 Abs. 16 Univer-
sitätsgesetz 2002 Ende April 2005 dem Bildungs-
ressort vorzulegen waren, bilden die Informati-
onsgrundlage für den Universitätsbericht 2005 so-
wie mit den zweiten Tätigkeitsberichten eine In-
formationsgrundlage im Vorfeld der Verhandlun-
gen der ersten Leistungsvereinbarungen für 2007
bis 2009. Die Tätigkeitsberichte sind zugleich Vor-
läufer der Leistungsberichte ab 2008 als jährliche
Rechenschaftsberichte zu den Leistungsvereinba-
rungen. Gemeinsam mit der Wissensbilanz, den
Rechnungsabschlüssen und den Datenlieferungen
nach dem Bildungsdokumentationsgesetz vervoll-
ständigen sie das Berichtswesen im Rahmen der
neuen Universitätssteuerung nach Universitätsge-
setz 2002.

Den Berichtszeitraum des Universitätsberichts
2005 kennzeichnet insbesondere die Universitäts-
reform, die mit dem Universitätsgesetz 2002 in ei-
ne weitere Phase (nach dem UOG 1993 und dem
KUOG und ihrer Implementierung in den 1990er
Jahren) getreten ist und eine starke Dynamisie-
rung erfahren hat. Im Regierungsprogramm der
Österreichischen Bundesregierung für die XXII.
Gesetzgebungsperiode wurde die Bedeutung des
Gesetzes als großes Reformwerk für die Selbst-
ständigkeit der Universitäten mit großer interna-
tionaler Anerkennung hervorgehoben, und es
wurde festgehalten, dass die Universitäten bei der

Implementierung tatkräftig zu unterstützen sind.
Als nachhaltiger Beleg hierfür wurden und wer-
den Förderprogramme – wie die Vorziehprofessu-
ren I und II sowie die Ausschreibungen für Univer-
sitätsinfrastruktur und ein neues Programm zur
Steigerung der Professuren von Frauen – mit ei-
nem Finanzierungsrahmen von über € 170 Mio.
mit dem Fokus der Profilbildung und Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der Universitäten durchge-
führt. Auch die Mittel nach § 141 Abs. 5 Universi-
tätsgesetz 2002 – zusammen € 20,5 Mio. – werden
zur Finanzierung von Anreizen für die erfolgrei-
che Umstrukturierung der Organisation und des
Studienbereichs im Sinn der Profilentwicklung
eingesetzt. Steigerungen von 2003 auf 2004 im
Gesamtbudget der Universitäten im Ausmaß von
7% und die Vereinnahmung der Studienbeiträge
an den Universitäten komplettieren diese Bemü-
hungen.

Auch zu den übrigen zur Universitätsentwick-
lung im Regierungsprogramm enthaltenen Ziel-
setzungen – u.a. die Anpassung des Universitäts-
bau- und Sanierungsprogramms an die Schwer-
punktbildung, Erstellung eines sachgerechten
Modells für den Klinischen Mehraufwand, Ent-
wicklung von e-Learning-Modellen an Universitä-
ten und Gender Mainstreaming im Bildungsbe-
reich – dokumentiert der Universitätsbericht 2005
die in den letzten Jahren gemachten Fortschritte.

Der Bologna-Prozess hat sich als zusätzlicher
Reformimpuls bewährt und unterstützt und be-
schleunigt die Internationalisierung der österrei-
chischen Hochschuleinrichtungen. Anlässlich der
Bildungsministerkonferenz in Bergen (Norwegen)
im Mai 2005 wird konstatiert, dass der gemeinsa-
me, freiwillige zwischenstaatliche Prozess zur
Schaffung eines Europäischen Hochschulraumes
sehr erfolgreich verläuft. In allen prioritären Akti-
onslinien – der Umstellung der Studienarchitektur
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auf Bakkalaureats-, Magister- und kompetitive
Doktoratsstudien, Anerkennung von Graden und
Studienphasen sowie Qualitätssicherung – wer-
den in den Unterzeichnerstaaten wesentliche An-
strengungen unternommen.1 In Österreich sind in
der Umwandlung von Diplomstudien in Bakkalau-
reats- und Magisterstudien deutliche Fortschritte
erzielt worden, die Zahl der Studierenden in Bak-
kalaureatsstudien steigt kontinuierlich. ECTS und
Diploma Supplement sind vollständig implemen-
tiert. Mit der Errichtung der Österreichischen Qua-
litätssicherungsagentur (AQA) 2003 wurde ein
weiteres wichtiges Erfordernis erfüllt. Steigerun-
gen in der Mobilität der Studierenden sowie leh-
renden und forschenden Wissenschafterinnen
und Wissenschafter sowie die Internationalisie-
rung der Forschung und Lehre durch Joint study-
Programme zeichnen sich ab. In der Reform der
Doktoratsstudien mit mindestens dreijähriger
Dauer engagiert sich Österreich auch im gesamt-
europäischen Bologna-Prozess. 

Die Förderung der Studierenden basiert in
Österreich durch ein sehr gut ausgebautes System
von direkten (u.a. Studienbeihilfe) und indirekten
(u.a. Familienbeihilfe) Fördermaßnahmen auf
breitem Konsens. Die Förderungsvolumina konn-
ten im Berichtszeitraum weiter erhöht und die
Förderungskriterien zielgruppengerecht verbes-
sert werden. Die an den Universitäten verein-
nahmten Studienbeiträge werden vor allem in
den Lehrbetrieb und in die Infrastruktur für Stu-
dierende investiert. Seit 2004 können Studierende
an Universitäten den Studienbeitrag auch steuer-
lich geltend machen, wie es im Regierungspro-
gramm vorgesehen war.

Nachwuchs- und Karriereförderung von Wis-
senschafter/inne/n bedarf vielfältiger Instrumen-
te. Mit dem Universitätsgesetz 2002 wurde die er-
forderliche Flexibilität im Personalwesen der Uni-

versitäten eingeführt, die es nun in der Gestaltung
des Kollektivvertrags für die universitären Dienst-
verhältnisse zu nützen gilt. Personalentwicklung
an Universitäten und Gender Mainstreaming so-
wie eine Vielzahl von Stipendienprogrammen für
die Doktorats- und Post-Doc-Phase – ergänzt um
gewünschte frauenfördernde Maßnahmen und
Exzellenzprogramme – komplettieren das Ange-
bot. 

Der Universitätsbericht 2005 legt in fünf Kapi-
teln – zur bisherigen Entwicklung und künftigen
Ausrichtung der Universitäten, Personalsituation
und Nachwuchsförderung, Lage der Studieren-
den,  Situation der Frauen und Internationalisie-
rung an Universitäten – Rechenschaft über die
maßgeblichen universitätspolitischen Maßnah-
men und deren Umsetzung seit 2002. Diese Dar-
stellung bietet durch systematisch aufbereitetes
Datenmaterial in Band 2 mit über 120 Tabellen
mit Kennzahlen und Indikatoren einzelner Uni-
versitäten und einer Vielzahl von Statistiken zu Fi-
nanzierung, Personal, Studienangebot, Studieren-
den und Absolvent/inn/en, Studienförderung, in-
ternationaler Mobilität etc. ein umfassendes Ge-
samtbild der aktuellen Entwicklung an Universitä-
ten. Auf die hohe Transparenz der verfügbaren In-
formationen, eine im internationalen Vergleich
beachtliche Qualität an Statistik- und Steuerungs-
daten und die Vergleichbarkeit mit vorherigen Be-
richtsperioden wurde große Aufmerksamkeit ge-
legt. Die Darstellung in Zeitreihen wurde daher
soweit wie möglich erhalten, wo Änderungen in-
folge des Universitätsgesetzes 2002 es notwendig
machten, wurden mit 2004 neue Zeitreihen ge-
startet.   

1 Bisherige Entwicklung und künftige 
Ausrichtung der Universitäten 

Die Implementierung des Universitätsgesetzes
2002 verlief innerhalb der vorgesehenen Fristen
zeitgerecht und mit großem Engagement an den
Universitäten, wie aus den Ende April 2005 von
den Universitäten vorgelegten Tätigkeitsberich-
ten ersichtlich wird. In Anbetracht einer größt-
möglichen Autonomie der Universitäten fungiert
die Rechtsaufsicht des Bundesministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur als Systemkontrol-

1 Vgl. Bologna Process Stocktaking. Report from a working
group appointed by the Bologna Follow-up Group to the
Conference of European Ministers Responsible for Higher edu-
cation, Bergen 19-20 May 2005; National Report 2004–2005
[Austria]. (Beides: www.bologna-bergen2005.no/Bergen/
050509_Stocktaking.pdf); Bundesministerium für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur (2005), Bericht über den Stand der
Umsetzung der Bologna-Erklärung in Österreich 2005
(Berichtszeitraum 2000–2004), Wien. (www.bmbwk.gv.at/
europa/bp/bericht_05.xml). 
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le. An den Universitäten fungieren die Universi-
tätsräte als Aufsichtsorgane mit umfassendem In-
formationsrecht. Ihre Arbeit wurde mit mehreren
Veranstaltungen des BMBWK zu wesentlichen
Fragen der Implementierung des Universitätsge-
setzes 2002 unterstützt. 

Aufgrund der Verordnung über die Rech-
nungsabschlüsse haben die Universitäten ihre je-
weilige Eröffnungsbilanz sowie ihren ersten
Rechnungsabschluss samt Gewinn- und Verlust-
rechnung (Jahr 2004) gelegt. Personal-, Raum- so-
wie Studierenden- und Abschlussdaten liegen auf
Basis der beiden Datenverordnungen, Bildungs-
dokumentationsverordnung Universitäten sowie
Universitäts-Studienevidenzverordnung 2004, vor.
Letztere beinhaltet neben dem Ausbau der öster-
reichweiten Evidenz der Studienbeiträge zu ei-
nem Datenverbund der Universitäten, der mit
Wintersemester 2005 seine volle Funktionalität
aufweist, Definitionen von Studierenden- und
Studienmengen sowie von Auswertungsregeln
(Kennzahlen) und stellt damit eine wesentliche
Voraussetzung für das Berichtswesen der Universi-
täten, die Wissensbilanz sowie das Formelbudget
dar. Die Wissensbilanz wird den Universitäten vor
dem Hintergrund politischer und selbst definier-
ter Ziele als Instrument der Darstellung, Bewer-
tung und Kommunikation von immateriellem Ver-
mögen, Leistungsprozessen und deren Wirkungen
dienen. Der Verordnungsentwurf ist nach aus-
führlicher Beratung mit den Universitäten im Juni
2005 in Begutachtung gegangen. In der Verord-
nung zum Formel gebundenen Budget sind so-
wohl die Indikatoren für Lehre, Forschung, Ent-
wicklung und Erschließung der Künste sowie ge-
sellschaftliche Zielsetzungen als auch die Berech-
nungsweise des Formel gebundenen Budgets
(20% des Gesamtbetrags der Universitätsfinanzie-
rung) im Einvernehmen mit dem Bundesministeri-
um für Finanzen nach Anhörung der Universitäten
bis Jahresende 2005 festzulegen. Der Österreichi-
sche Wissenschaftsrat hat bisher neben einer Stel-
lungnahme zum Formel gebundenen Budget
bzw. zur Universitätsfinanzierung eine Reihe von
Empfehlungen zu universitätspolitischen Fragen,
wie die Ausgestaltung der Leistungsvereinbarun-
gen, die Veränderung der Zulassungspraxis an
Universitäten, die Gründung eines Mitteleuropäi-

schen Wissenschaftszentrums Wien etc., vorge-
legt.

Die Universitäten haben die Autonomiespiel-
räume in der Änderung ihrer Aufbauorganisation
genützt. Tendenziell folgen die Reorganisations-
bemühungen der Schaffung von erfolgskritischen
Größen und effizienten Verwaltungsstrukturen
und verdeutlichen das universitäre Engagement
in Schwerpunktsetzungen und Profilbildung, die
in allen Leistungsbereichen sichtbar werden. For-
schungsaktivitäten werden konzentriert und teil-
weise zunehmend im regionalen und überregio-
nalen Umfeld eingebettet (Clusterbildung). Wach-
sende Zahlen von Stiftungsprofessuren belegen
diese Bemühungen. Weiters sind die Fördermittel
des Rates für Forschung und Technologieentwick-
lung (z.B. für Vorziehprofessuren) sowie der EU-
Rahmenprogramme richtungsweisende Faktoren
der inhaltlichen Forschungsausrichtung und för-
dern die Dynamik der Schwerpunktsetzungen an
Universitäten. Schwerpunktsetzungen und Profil-
bildung erweisen sich auch als Motor für Koopera-
tionen zwischen den Universitäten. Zunehmend
werden Synergien am Standort und standortüber-
greifend gesucht, beispielsweise arbeitet man in
der Doktoratsausbildung (Wirtschaftsuniversität
Wien, Universität Wien und Institut für Höhere
Studien) und generell im Lehrangebot (Universi-
tät Salzburg mit Universität Linz bzw. Universität
Klagenfurt) zusammen. Intensive Abstimmung
und Kooperation erfolgen zwischen der Universi-
tät Graz und der Technischen Universität Graz im
Bereich der Naturwissenschaften sowie zwischen
mehreren Wiener Universitäten im Bereich der
Molekularbiologie. Auch in den Geowissenschaf-
ten wird die Abstimmung infolge einer gesamt-
österreichischen bibliometrischen Analyse der For-
schungsleistungen intensiviert (siehe auch weiter
unten). Erwähnenswert sind auch vielfältige Ko-
operationen in der Verwaltung (z.B. Softwareent-
wicklung) sowie der Österreichische Bibliotheken-
verbund.

Österreich liegt bei den öffentlichen Ausgaben
für den tertiären Bereich relativ zum BIP an neun-
ter Stelle von 28 OECD-Ländern (mit Datenmel-
dungen). Die Hochschulausgaben (Bundesrechen-
abschluss) sind seit 1980 um über 80%, das Univer-
sitätsbudget um über 90% gestiegen, der Bundes-
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haushalt dagegen nur um unter 60%. Bei einem
Vergleich der Universitätsbudgets 2004 zu 2003,
der infolge der gesetzlichen Neuerungen in der
Universitätsfinanzierung nur in einer differenzie-
renden Sichtweise möglich ist, stand den Universi-
täten 2004 ein Plus von 7% Mitteln gegenüber
dem Vorjahr zur Verfügung. Die Budgetvertei-
lung zwischen den Universitäten für die Jahre
2004 bis 2006 erfolgte in Vorbereitung der ersten
Leistungsvereinbarungen ab 2007 für den Dreijah-
reszeitraum und knüpfte am jeweiligen Universi-
tätsbudget 2003 – um Einmalbeträge bereinigt –
an. Aus dem Globalbetrag sind nun auch alle den
Universitäten übertragenen Aufgaben (Pensions-
beiträge für Beamte, Mieten, Klinischer Mehrauf-
wand) zu finanzieren. Das universitäre Rech-
nungswesen wird nun analog dem dritten Buch
des Handelsgesetzbuches (HGB) – ergänzt um Son-
derregelungen, die den Besonderheiten des Uni-
versitätsbetriebs Rechnung tragen – abgebildet.
Zusammenfassend kann die Vermögens- und Fi-
nanzlage aller Universitäten in ihren Eröffnungs-
bilanzen als stabil bezeichnet werden, die Eigen-
mittelausstattung als zufrieden stellend, die Liqui-
dität – wenn auch bei einigen Universitäten knapp
bemessen – positiv. Die Rechnungsabschlüsse
2004 aller Universitäten zeigen Wertzuwächse im
Umlaufvermögen (vor allem bei den liquiden Mit-
teln), weshalb sich die Bilanzsummen der Univer-
sitäten erhöht haben. Die Liquiditätslage kann ge-
nerell als ausreichend bis gut bezeichnet werden.
Auch ihre Ertragslage ist im Wesentlichen ausge-
glichen bis gut. 

Die Offensivprogramme der Bundesregierung,
deren Vergabe der Rat für Forschung und Techno-
logieentwicklung (RFT) empfahl, bringen für die
Universitäten zwischen 2001 und 2006 aus den
universitätsbezogenen Programmen über € 170
Mio., im Juli 2005 wurden alleine € 70 Mio. an Mit-
teln in der Universitätsinfrastruktur III-Ausschrei-
bung vergeben. Auch aus den übrigen Program-
men (z.B. GE-NAU, proVISION) entfallen auf die
Universitäten als Durchführungssektor zwischen
50% und 80% des Programmvolumens. Mit ESF-
Ziel 3-Mitteln zur Stärkung des Beschäftigungspo-
tentials in Forschung, Wissenschaft und Technolo-
gie werden universitätsbezogene Projekte (z.B.
Frauen und Wissenschaft, Informations- und Kom-

munikationstechnologien) an Universitäten kofi-
nanziert. 

Die F&E-Quote am BIP beträgt 2005 nach einer
Schätzung von Statistik Austria 2,35%, wonach
das für 2006 gesetzte Ziel von 2,5% in Verfolgung
der in Lissabon für Europa festgelegten Ziele er-
reichbar scheint. Die F&E-Erhebung 2002 von Sta-
tistik Austria ergab einen forschungswirksamen
Anteil an den Budgets der Universitäten von rund
43%. Rund ein Viertel aller in F&E Beschäftigten
(9.879 Vollzeitäquivalente) arbeitet im Hochschul-
sektor, gegenüber von 1998 ist die Anzahl um
14% angewachsen. Der Frauenanteil am For-
schungspersonal an Universitäten lag 2002 bei
38,3%. Rund 83% aller Förderungen des FWF oder
fast € 83 Mio. flossen 2004 an die Universitäten.
Über die Hälfte der bewilligten Mittel sind den
Naturwissenschaften, 17% der Humanmedizin und
13% den Geisteswissenschaften zuzuordnen.

Österreichische Universitäten konnten die Zahl
ihrer Beteiligungen im 6. EU-Rahmenprogramm
im Vergleich zum 5. Rahmenprogramm beträcht-
lich steigern, in fast vier von zehn Projekten mit
österreichischer Beteiligung ist eine österreichi-
sche Universität involviert (37%), ein höherer Pro-
zentsatz als der der Universitätsbeteiligungen ins-
gesamt (34%). Überdurchschnittlich hohe univer-
sitäre Beteiligungen weisen die Programme „Bio-
wissenschaften, Genomik und Biotechnologie im
Dienste der Gesundheit“ (LifeScienceHealth), „Le-
bensmittelsicherheit“ (FOOD), „Neue und sich ab-
zeichnende wissenschaftliche und technologische
Entwicklungen“ (NEST), „Forschungsinfrastruktu-
ren“ (INFRA) und „Wissenschaft und Gesellschaft“
(SCS) auf. Den österreichischen Universitäten ist es
gelungen, in den bisherigen EU-Rahmenprogram-
men nachhaltige Kooperationen aufzubauen, die
auch im 7. EU-Rahmenprogramm eine erfolgrei-
che Teilhabe sichern werden; besonders der neue
Schwerpunkt „Grundlagenforschung“ wird ein in-
teressantes Betätigungsfeld für österreichische
Forscher/innen aus dem universitären Bereich bie-
ten.

Die Stärkung solcher regionalen, überregiona-
len und länderübergreifenden/internationalen
Kooperationen steht bei den Universitäten hin-
sichtlich ihrer strategischen Forschungsziele an
oberster Stelle. Sie verbessern die Einwerbung von
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Forschungsförderungs- und Drittmitteln. Zahlrei-
che Universitäten tragen dem durch Servicestellen
für Forschung und Technologietransfer Rech-
nung, die in der Akquisition, Durchführung und
Abrechnung von Projekten und der Förderung der
Mobilität der Wissenschafter/innen unterstützen.
Auch die Tätigkeitsberichte der meisten Kunstuni-
versitäten lassen deutliche Anstrengungen im
Ausbau ihrer Schwerpunktbereiche in Forschung,
Entwicklung und Erschließung der Künste erken-
nen. Hinsichtlich der Dokumentation und ver-
gleichbaren Darstellung von Forschungs- und
künstlerischen Leistungen werden hohe Erwar-
tungen in die Kennzahlen der Wissensbilanz (und
die Entwicklung von Evaluierungsstandards) ge-
setzt. 

Gesellschaftlich relevante Kunst-, Kultur- und
Forschungsbereiche werden nur von einigen Uni-
versitäten in den Tätigkeitsberichten angeführt.
Sie beziehen sich auf Gesundheit, Sport, Wechsel-
wirkungen zwischen Technik und Gesellschaft,
Gender-Themen sowie Kunst und Kultur als
grundlegende Werte einer modernen und huma-
nen Gesellschaft u.a.  

Im Leistungsbereich Lehre und Weiterbildung
heben die Universitäten die rasche Umsetzung des
Bologna-Prozesses, insbesondere durch Umwand-
lung von Diplom- in Bakkalaureats- und Magister-
studien, die internationale Vernetzung durch Ent-
wicklung gemeinsamer Studienprogramme und
die universitäre Weiterbildung hervor. Die Univer-
sität für Bodenkultur Wien hat als erste Universi-
tät die neue Studienarchitektur vollständig umge-
setzt. Einige gänzlich neue Studienprogramme
wurden seit 2002 entwickelt, z.B. Wirtschaftsrecht
an der Universität Innsbruck als Diplomstudium
bzw. Recht und Wirtschaft als Bakkalaureatsstudi-
um an der Universität Salzburg gemeinsam mit
der Universität Klagenfurt. Als weitere neue Bak-
kalaureatsstudien sind u.a. zu nennen: Molekula-
re Biologie (Universität Salzburg gemeinsam mit
der Universität Linz), Umweltsystemwissenschaf-
ten (Universität Graz), Pflegewissenschaft (Medi-
zinische Universität Graz und Universität Graz), In-
dustrielogistik (Montanuniversität Leoben), Pfer-
dewissenschaften sowie Biomedizin und Biotech-
nologie (Veterinärmedizinische Universität Wien,
ersteres gemeinsam mit der Universität für Boden-

kultur), Weinbau (Universität für Bodenkultur
Wien). Alle Medizinischen Universitäten erarbei-
ten ein Bologna-konformes PhD-Studium, an der
Medizinischen Universität Wien kann es ab Win-
tersemester 2005 begonnen werden. Weitere
diesbezügliche Planungen berichten die Wirt-
schaftsuniversität Wien und die Universität Wien
für ein PhD-Programm Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften ab Wintersemester 2005 und die Uni-
versität für Musik und darstellende Kunst Graz für
ein Doktoratsstudium der Künste.

Die positive Entwicklung im Bereich der univer-
sitären Weiterbildung hält an, acht Universitäten
berichten von neuen Angeboten mit Schwerpunkt
im Gesundheitsbereich im Jahr 2004. Fragen der
Qualitätssicherung, Akkreditierung und Zulas-
sung sowie der organisatorische Rahmen für uni-
versitäre Weiterbildung sind an den Universitäten
derzeit von besonderer Bedeutung. Das AUCEN-
Netzwerk hat sich als Plattform für den Erfah-
rungs- und Informationsaustausch zu allen Fragen
der universitären Weiterbildung etabliert. Auch in
der Fort- und Erwachsenenbildung als expliziten
Beitrag zum Lebenslangen Lernen machen die
Universitäten der interessierten Bevölkerung qua-
litativ hochwertige Weiterbildung und For-
schungsergebnisse leicht zugänglich. Mehrere
Wiener Universitäten kooperieren im Projekt
„University meets public“ mit dem Verband Wie-
ner Volksbildung. An der Universität Graz wurde
aufgrund der hohen Akzeptanz von entsprechen-
den Veranstaltungen ein Konzept für eine „Uni-
versity of 3rd Age“ ausgearbeitet.

Die Entwicklung von e-Learning-Modellen an
Universitäten wurde bzw. wird durch diverse För-
derprogramme (zuletzt die Ausschreibung „Ent-
wicklung und Umsetzung von e-Learning/e-
Teaching-Strategien an Universitäten und Fach-
hochschulen mit € 3 Mio.) forciert. Die Tätigkeits-
berichte der Universitäten belegen deren Wir-
kung durch verstärkte Nutzung der neuen Medien
im Lehr- und Lernprozess und der Studienverwal-
tung.

Im Jahr 2003 wurde die Österreichische Quali-
tätssicherungsagentur (AQA) für den gesamten
tertiären Bereich von der Österreichischen Rekto-
renkonferenz, der Fachhochschul-Konferenz, der
Österreichischen Hochschülerinnen- und Hoch-
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schülerschaft, dem Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur und der Vertre-
tung der Privatuniversitäten gegründet. Ein inter-
national besetzter wissenschaftlicher Beirat ge-
währleistet die Unabhängigkeit der Agentur in
der Festlegung von Verfahren und Standards der
Evaluierung und Qualitätssicherung. Die AQA ko-
ordiniert externe Evaluierungen in der Lehre, For-
schung, Entwicklung und Erschließung der Künste
und Verwaltung sowie die Entwicklung von Qua-
litätssicherungsprozessen, Vernetzung und Infor-
mation. Das Universitätsgesetz 2002 verpflichtet
die Universitäten zum Aufbau eigener Qualitäts-
managementsysteme für alle Leistungsbereiche.
Laut Tätigkeitsberichten sind sie darin unter-
schiedlich weit fortgeschritten. Ein Großteil der
Universitäten hat in ihren Satzungen generelle
Richtlinien zur Durchführung, Veröffentlichung
und Umsetzung von Evaluierungen beschlossen.
Organisationseinheiten zum Auf- und Ausbau von
Evaluierung und Qualitätssicherung wurden eta-
bliert. In der Evaluierung der Lehre sind Lehrver-
anstaltungsbewertungen durch die Studierenden
überall umgesetzt, zunehmend werden größere
Teile von Studienprogrammen evaluiert und in die
Evaluation auch Absolvent/inn/en und bei Neu-
konzeption von Studien vermehrt auch Arbeits-
markt- und Bedarfsanalysen integriert. Vereinzelt
erfolgten neben mehreren übergreifenden For-
schungsevaluationen (siehe weiter unten) auch
Evaluationen von Dienstleistungseinrichtungen
und im Vorfeld von Umstrukturierungen. Die
Kunstuniversitäten haben sich zu einer Arbeits-
gruppe QM-Kunst zusammengeschlossen, um den
kunstspezifischen Anforderungen gerecht zu wer-
den.

Der Anstoß für mehrere Evaluationen kam von
der Arbeitsgruppe Profilentwicklung, die 2001
von der Bundesministerin für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur im Kontext der Universitätsre-
form eingerichtet wurde. Infolge der Evaluation
aller Fakultäten der Universität Salzburg wurde ei-
ne weitreichende Neuorientierung mit Schwer-
punkten (u.a. Recht, Wirtschaft und Arbeitswelt,
Biowissenschaften und Gesundheit) eingeleitet.
Auch die Universität Mozarteum Salzburg durch-
lief 2004 ein externes Begutachtungsverfahren im
Hinblick auf ihre künftige Entwicklung. Im Jahr

2003 wurden alle Architekturstudien am Standort
Wien evaluiert. Die hohe Kompetenz der drei
„Schulen“ wurde von der Evaluierungskommissi-
on hervorgehoben, aber effizientere Studienplä-
ne und mehr Kooperation eingefordert. Eine bi-
bliometrische Studie über die Forschungsleistun-
gen der Geowissenschaften führte zur Erstellung
eines Strukturkonzeptes der Geowissenschaften
in Österreich mit drei Standorten: Wien, Steier-
mark und Westösterreich. Konzepte und Absichts-
erklärungen der Kooperation liegen für die Wie-
ner Universitäten und die Universitäten in der
Steiermark vor. Hinsichtlich der Evaluierung der
Forschung und Lehrprogramme an den Fachberei-
chen für Mathematik der österreichischen Univer-
sitäten im Auftrag der Österreichischen Mathema-
tischen Gesellschaft werden in der derzeitigen Dis-
kussion des Gutachtens eventuelle Maßnahmen
aus den Empfehlungen (universitätsübergreifend
und universitätsintern) abgeleitet. Am Hochschul-
ranking des Centrums für Hochschulentwicklung
(CHE), welches vorrangig der Verbesserung der
Angebots- und Leistungstransparenz der Universi-
täten dient, nehmen seit 2002 österreichische Uni-
versitäten teil, die AQA koordiniert die Datenbe-
schaffung in Österreich.

Die Errichtung eigener Medizinischer Universi-
täten infolge des Universitätsgesetzes 2002 er-
folgte mit großem Einsatz aller beteiligten Univer-
sitäten. Das Universitätsgesetz 2002 verpflichtet
die drei Medizinischen Universitäten dazu, die nö-
tigen Daten zur Ermittlung und Abwicklung des
Klinischen Mehraufwandes nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien zu erheben und zu bewer-
ten, um dies dem Kostenersatz an die Krankenan-
staltenträger zugrunde zu legen. Entsprechende
Vorarbeiten für gemeinsame Qualitätsmodelle
zur Krankenbehandlung und Leistungsangebots-
planung wurden in Zusammenarbeit mit den
Krankenanstaltenträgern aufgenommen. Zwi-
schen Bund und Stadt Wien konnte im Juni 2005
eine Vereinbarung geschlossen werden, die die er-
forderlichen Investitionen zur Restfertigstellung
und den Betrieb des AKH-Universitätsklinikums
Wien bis 2015 sicherstellt. Der Ausbau des Univer-
sitätsklinikums Graz läuft planmäßig bis 2009.
Und für den Ausbau des Universitätsklinikums
Innsbruck wurde ein Investitions- und Baupro-
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gramm bis 2015 abgestimmt. Im Wintersemester
2002 sind internationalen Entwicklungen folgend
gänzlich neu gestaltete Curricula für Humanmedi-
zin in Kraft getreten, die als integrierenden Be-
standteil ein ausgefeiltes Qualifikationsprofil der
Absolvent/inn/en enthalten und auch den Anfor-
derungen des Gesundheitswesens und der Patien-
tenbetreuung gerecht werden. Explizite Anstren-
gungen wurden auf dem Gebiet der Telemedizin
– sowohl im Bereich der Lehre als auch der kurati-
ven und diagnostischen Medizin – unternommen.
Weiters wurden 2004 die Ethik-Kommissionen der
Medizinischen Universitäten als Leitethik-Kom-
missionen für auswärtige Krankenanstalten ein-
gerichtet, um u.a. klinische Prüfungen (2004 zu-
sammen 730) durchzuführen. Die Anerkennung
einzelner Organisationseinheiten als Facharzt-
Ausbildungsstätten erfolgt durch die Ärztekam-
mer gemeinsam mit dem Bildungsressort.

Mit dem Universitätsgesetz 2002 sind 2004 die
Mietrechte des Bundes an einem Mietbestand von
1.462.000 m2 samt den für Mieten, Betriebskosten
und Mieterinvestitionen zur Verfügung stehen-
den Budgets (€ 192,9 Mio.) auf die jeweiligen Uni-
versitäten übergegangen, von mehreren Universi-
täten gemeinsam genutzte Liegenschaften mus-
sten entsprechend den Nutzungsverhältnissen ge-
teilt werden. Da viele Universitätsbauten aus den
1960er und 1970er Jahren stammen oder noch äl-
ter sind, sind umfangreiche Generalsanierungen,
Modernisierungen und Ersatzbauten erforderlich.
Hierbei ebenso wie in nicht-sanierungsbedürfti-
gen Häusern ist den Anforderungen des Arbeit-
nehmerschutzes (bis spätestens 2013) zu entspre-
chen. Unter Einbeziehung der BIG und der Univer-
sitäten wurde der Aufwand für den Generalsanie-
rungsbedarf bei 36 Objekten mit rund € 600 Mio.
beziffert. Die Umsetzung wird eng an die Profilbil-
dung und Schwerpunktsetzung der Universitäten
angebunden sein.

Mit dem 2004 in Kraft getretenen Bundesge-
setz über die Universität für Weiterbildung Krems
kommt nun auch für diese Universität das Univer-
sitätsgesetz 2002 in den zentralen Punkten zur
Anwendung (Leistungsvereinbarung, Autonomie
in der Studienplangestaltung und inneren Organi-
sation u.a.), der Implementierungsprozess endete
im Juni 2005. Für Professorenberufungen wurde

vorübergehend eine externe Berufungskommis-
sion vorgesehen. Die Finanzierung der Universität
für Weiterbildung Krems regelt sich weiterhin aus
dem Zusammenwirken von Bund und Land Nie-
derösterreich; die bestehende Art. 15a B-VG-Ver-
einbarung wurde um eine Abmachung über den
Ausbau der Universität für Weiterbildung Krems
mit einem Planungsziel von 3.000 Studierenden
ergänzt. Im weiteren Ausbau ist vorgesehen, die
Donau-Universität Krems zu einem mitteleuropäi-
schen Kompetenzzentrum für Weiterbildung un-
ter besonderer Berücksichtigung der EU-Erweite-
rung zu entwickeln.       

2 Personal und Nachwuchsförderung an 
Universitäten

Das Personalwesen der Universitäten ist im Be-
richtszeitraum durch eine starke Dynamik ge-
kennzeichnet. Meilensteine waren die Reform des
Universitätslehrer/innen-Dienstrechts 2001 und das
volle Wirksamwerden des Universitätsgesetzes
2002 mit Jänner 2004. Während vertragliche
Dienstverhältnisse von Professor/inn/en und Do-
zent/inn/en rund 5% ausmachen, liegt der Anteil
öffentlich-rechtlicher Dienstverhältnisse von nicht
habilitierten wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiter/inne/n der Universitäten ein
Jahr nach Vollwirksamkeit des Universitätsgeset-
zes 2002 bereits deutlich unter 50%. Die Mitarbei-
ter/innen der Universitätsverwaltungen mussten
sich im Berichtszeitraum nicht nur mit neuen In-
strumenten für die Personalverwaltung und das
Rechnungswesen vertraut machen, sondern sie
hatten auch mit einem beträchtlichen Teil von
Universitätsmitarbeiter/inne/n, insbesondere den
Lehrbeauftragten, 2004 neue Arbeitsverträge ab-
zuschließen und das gesamte drittfinanzierte Per-
sonal in die Personalverwaltung der Gesamtuni-
versität einzubeziehen. Seit Anfang 2004 sind die
Universitäten verpflichtet, die für die Statistik und
die Steuerung der Universitäten erforderlichen
Daten des Personals dem Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur zu übermitteln,
während das Bundesministerium früher im We-
sentlichen auf die zentral verfügbaren Besol-
dungsdaten des Bundes zurückgreifen konnte.
Obwohl die durch die Bildungsdokumentations-
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verordnung Universitäten vorgegebene Art der
Übermittlung dieser Daten noch nicht von allen
Universitäten vollständig realisiert ist, kann für
den Universitätsbericht 2005 auf der neuen Da-
tenbasis ein Bild der Personalsituation der Univer-
sitäten gezeichnet werden, das in den wesentli-
chen Eckpunkten auch einen Vergleich mit frühe-
ren Berichtsjahren erlaubt. Der im September
2006 fällige Bericht über die Nachwuchsförderung
und die Entwicklung der Personalstruktur der Uni-
versitäten (§ 121 Abs. 19 Universitätsgesetz 2002)
wird auf eine konsolidierte Datenbasis zurück-
greifen können. 

Bei den Professor/inn/en und beim künstleri-
schen und wissenschaftlichen Personal insgesamt
zeigt sich eine kontinuierliche Entwicklung mit
geringen jährlichen Zuwächsen. Beim allgemei-
nen Universitätspersonal ist eine durch die rechtli-
che Verselbstständigung der Universitäten hervor-
gerufene starke Vermehrung in der Größenord-
nung von rund 18% festzustellen. Die seit 2004
erstmals erfassten, durch Forschungsförderung
und Aufträge für wissenschaftliche Arbeiten dritt-
finanzierten Mitarbeiter/innen bilden an den Uni-
versitäten der Wissenschaften ein beträchtliches
Potential, dessen Größenordnung rund 80% des
nicht habilitierten wissenschaftlichen Personals
entspricht.

Die wesentliche Neuerung bezüglich des Perso-
nals bringt das Universitätsgesetz 2002 durch die
Einführung der vielfältigen Gestaltungsmöglich-
keiten des privatrechtlichen Arbeitsrechts. Ein
Kollektivvertrag mit generellen Regelungen (z.B.
Entlohnung, Sozialleistungen, Personalentwick-
lungsmaßnahmen) wird zwischen dem Dachver-
band der Universitäten und der Gewerkschaft Öf-
fentlicher Dienst verhandelt. Die Verhandlungs-
partner haben einen Zwischenbericht zur Verfü-
gung gestellt, der die möglichen Konturen eines
künftigen Kollektivvertrages erkennen lässt. Auf
eine Grobstruktur der universitären Dienstverhält-
nisse mit acht aufgabenorientierten Verwendungs-
gruppen hat man sich bereits verständigt.

Personalentwicklung wird von den Universitäts-
leitungen als wichtige Aufgabe gesehen. In den
Tätigkeitsberichten der Universitäten stehen der
Ausbau der Informationsangebote für neue Mit-
arbeiter/innen und die Weiterentwicklung der

Grundausbildung sowie der Fortbildungsprogram-
me für das künstlerisch-wissenschaftliche und das
allgemeine Universitätspersonal im Vordergrund.
Mehrere Universitäten haben auch bereits Ange-
bote für das Führungskräftetraining entwickelt.
Beim Weiterbildungsangebot kommt es zwischen
einigen Universitäten zu Kooperationen. Sowohl
die Professionalisierung der Personalauswahl als
auch die karrierebezogene Führung der Mitarbei-
ter/innen über Mitarbeitergespräche und Zielver-
einbarungen stehen bei einer Reihe von Universi-
täten auf der Agenda. Nachwuchsförderung und
Förderung der internationalen Mobilität sowohl
von Doktorand/inn/en und Jungforscher/inne/n als
auch von Lehrenden ist den meisten Universitäten
ein ausdrücklich betontes Anliegen. Hierfür wird
zur Beteiligung an EU-Programmen motiviert, es
werden aber auch universitätseigene Mittel in
Form von Stipendien, Prämien und Zuschüssen ein-
gesetzt. Das Interesse des wissenschaftlichen und
künstlerischen Nachwuchses an Forschungsprojek-
ten bzw. Vorhaben zur Entwicklung und Erschlie-
ßung der Künste wird durch eine breite Palette
von Maßnahmen stimuliert.

Auslandsstipendien und Stipendien zur post-
gradualen Ausbildung österreichischer Graduier-
ter stehen im Rahmen des Studienförderungsge-
setzes, im Rahmen der Budgets der Universitäten,
seitens des Bundesministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur als Stipendien für postgra-
duale Kurse im fremdsprachigen Ausland, als Post-
graduate-Stipendienaktionen einer Reihe von in-
ternational tätigen Institutionen mit spezifischen
Fachbereichen (z.B. EHI-Postgraduate-Stipendien,
Bologna-Postgraduate-Stipendien), als Stipendien
des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (z.B. Erwin Schrödinger-Stipendien),
der Österreichischen Akademie der Wissenschaf-
ten (DOC- und APART-Stipendien) oder des Ful-
bright-Programms zur Verfügung. Fachübergrei-
fende Kooperation und internationale Vernet-
zung sind Leitlinien des seit 2004 laufenden Pro-
gramms „Graduiertenförderung Geistes-, Sozial-
und Kulturwissenschaften (GSK)“, das von der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften im
Auftrag des Bildungsressorts abgewickelt wird.

Stipendienprogramme nach Österreich für aus-
ländische Studierende, Graduierte und junge Wis-
16 Universitätsbericht 2005 | Band 1



 

Einleitung

              
senschafter/innen werden vom Bundesministeri-
um für Bildung, Wissenschaft und Kultur verge-
ben. Im Studienjahr 2004/05 konnten 170 Stipen-
diat/inn/en aus mehr als 40 Ländern davon profi-
tieren. Der Rat für Forschung und Technologieent-
wicklung hat sich 2004 eingehend mit dem Stipen-
dien- und Förderwesen für den wissenschaftlichen
Nachwuchs beschäftigt und eine umfassende Re-
form der sehr reich gegliederten Stipendienland-
schaft empfohlen. Eine von der Bundesministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur eingesetzte
Arbeitsgruppe wird im Herbst 2005 Konzepte zur
Neustrukturierung der österreichischen Dokto-
rats- und Post-Doc-Programme vorlegen.

3 Die Lage der Studierenden

Die Zahl der Studienanfänger/innen an Universi-
täten hat im Studienjahr 2003/04 mit 17.060 in-
und ausländischen Erstzugelassenen einen histori-
schen Höchststand erreicht und bleibt auf diesem
hohen Niveau. Die Übertrittsrate von Maturant/
inn/en nach drei Semestern an wissenschaftliche
Universitäten stieg im Berichtszeitraum von 47%
auf 49%, wobei 42% über eine AHS-, 26% eine
BHS- und 25% über eine ausländische Reifeprü-
fung verfügen. Die übrigen 7% entfallen auf die
Berufsreifeprüfung, Studienberechtigungsprüfung
und weitere alternative Zulassungsformen. Fast
ein Drittel der Studienanfänger/innen wählt ein
naturwissenschaftliches oder technisches Studi-
um, 27% ein geistes- und kulturwissenschaftliches
Studium und 18% ein sozial- und wirtschaftswis-
senschaftliches Studium. 22% entscheiden sich für
ein Bakkalaureatsstudium. Die Attraktivität des
österreichischen Universitätsstandortes ist unge-
brochen. Im Studienjahr 2004/05 war ein Drittel al-
ler Erstzugelassenen ausländischer Herkunft, über
die Hälfte davon aus dem EU-Raum, ein Zehntel
aus außereuropäischen Entwicklungsländern. Be-
züglich des Anteils ausländischer Studierender
liegt Österreich im Vergleich der EU-Länder der-
zeit an erster Stelle. 

Von den 210.125 in- und ausländischen Studie-
renden im Wintersemester 2004 betreiben
195.775 Personen (davon sind 162.478 Österrei-
cher/innen) ein ordentliches zu einem ersten Ab-
schluss führendes Studium. Rund 10.000 Personen

absolvierten im Wintersemester 2004 einen Uni-
versitätslehrgang, ein Drittel davon studierte an
der Universität für Weiterbildung Krems. Damit
sind insgesamt 23% der gleichaltrigen Wohnbe-
völkerung in universitärer Ausbildung. 

Mit 20.237 Abschlüssen eines ordentlichen Stu-
diums wurde im Studienjahr 2003/04 ein Maxi-
mum erreicht, wovon 1.431 Abschlüsse auf  Bakka-
laureatsstudien, 16.120 auf Diplomstudien, 237
auf Magisterstudien und 2.449 auf Doktorate ent-
fallen. Rund ein Drittel der Universitätsabsolvent/
inn/en schließt derzeit ein Diplomstudium inner-
halb der laut Curriculum vorgesehenen Studien-
dauer plus zwei Toleranzsemester ab. Die hohen
Abschlusszahlen haben naheliegender Weise zu
einer bemerkenswerten Erhöhung der Erfolgs-
quote von inländischen Studierenden in Bakka-
laureats- und Diplomstudien von 61,9% im Studi-
enjahr 2000/01 auf 78,2% im Studienjahr 2003/04
geführt. 

Im internationalen Vergleich der Abschlussquo-
ten von Studiengängen, die österreichischen Di-
plomstudien entsprechen, weist Österreich mit
16% (OECD-Mittel 12,2%) eine überdurchschnitt-
lich hohe Quote auf. Auch bei der Abschlussquote
bei Doktoratsstudien liegt Österreich mit 1,9%
deutlich über dem OECD-Mittel von 1,3% (Daten
aus „Bildung auf einen Blick“ von 2005). Bei der
allgemeinen Akademikerquote liegt Österreich im
internationalen Vergleich traditionell zurück, al-
lerdings steigen die Werte. Die Akademikerquote
als Anteil der Absolvent/inn/en von Universitäten
und Fachhochschulen an der 25- bis 64-jährigen
Erwerbsbevölkerung liegt nun bei 10,4% und hat
sich seit der Volkszählung 1981 um 1,4 Prozent-
punkte erhöht. Die auffälligste Entwicklung im
Vergleich der Studienrichtungsgruppen ist, dass
sich die hohe Konzentration in der Beschäftigung
von Universitätsabsolvent/inn/en auf eine oder
wenige Berufs- bzw. Wirtschaftsklassen im Beob-
achtungszeitraum der drei Volkszählungen 1981,
1991 und 2001 abschwächt, was ein Indiz für die
verstärkte Akademisierung der Erwerbstätigen ist.
Das heißt, dass Akademiker/innen nun zuneh-
mend auch außerhalb der klassischen akademi-
schen Berufe (Verwaltung, Lehrkräfte, Rechtsbe-
rufe etc.) ausbildungsadäquate Beschäftigungen
innehaben. 
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Infolge der Einführung der Studienbeiträge
wird zügigeres Studieren sowohl in den deutlich
gestiegenen Absolventenzahlen als auch in der er-
höhten Erfolgsquote sichtbar. Die Prüfungsdaten
der Studierenden bestätigen diesen Trend. Die
Zahl der Studierenden ohne Prüfungsleistungen
im Studienjahr 2003/04 hat sich gegenüber dem
Vorjahr mehr als halbiert. Die ersten Tätigkeitsbe-
richte der Universitäten geben Aufschlüsse über
die Zweckwidmung der Studienbeiträge, die nach
einer Schätzung auf Basis der Rechnungsabschlüs-
se der Universitäten 2004 ca. € 125 Mio. betrugen.
Vor allem werden Investitionen in den Lehrbetrieb
getätigt und die Infrastruktur für Studierende aus-
gebaut. Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2004
können Studierende ihren Studienbeitrag nun
auch als Werbungskosten steuerlich geltend ma-
chen. Das Universitätsgesetz 2002 wurde 2004 da-
hingehend geändert, dass Studierenden aus den
ärmsten Ländern der Studienbeitrag zu erlassen
ist. Zur gänzlichen oder teilweisen Befreiung von
Studienbeiträgen haben mehrere Universitäten zu-
sätzlich auch spezifische Sachverhalte definiert.

Am Eurostudent Report 2005, der von HIS in
Hannover koordiniert und von der Europäischen
Kommission mitfinanziert wurde, hat sich Öster-
reich zum dritten Mal gemeinsam mit weiteren
zehn Ländern beteiligt. International vergleichba-
re Daten über die soziale Lage der Studierenden
(u.a. Studienförderung, Erwerbstätigkeit, Wohnsi-
tuation, Mobilität) erhalten durch den Bologna-
Prozess zunehmende Aufmerksamkeit. Österrei-
chische Studierende sind im Durchschnitt etwas äl-
ter und sind wie in den Ländern Finnland, Nieder-
lande und Irland häufiger verheiratet oder haben
Kinder. Bei den Studierenden der verglichenen
Länder gibt es kaum Unterschiede im Zeitbudget
für Studium und Erwerbstätigkeit. Zwei Drittel der
österreichischen Studierenden (wie Deutschland
und Finnland) leben im eigenen Haushalt, 10% im
Studentenheim, wofür in Österreich vergleichs-
weise sehr niedrige durchschnittliche Kosten an-
fallen. Drei Viertel der österreichischen und deut-
schen Studierenden geben an, über sehr gute Eng-
lischkenntnisse zu verfügen.

Seit dem Studienjahr 2001/02 wurde die Studien-
förderung infolge der Einführung von Studienbei-
trägen erheblich ausgeweitet, sodass die Quote

der Bezieher/innen von Leistungen aus der Studien-
förderung von 13,8% 2000/01 auf 21,9% 2004/05
angewachsen ist. Die Höhe der Studienbeihilfe
für Studierende mit Kindern erhöhte sich 2004
um ein Drittel, die Bewilligungskriterien für Studi-
enabschluss-Stipendien (die ESF-Ziel 3 kofinanziert
sind) wurden ausgeweitet und die Förderbedin-
gungen für behinderte Studierende deutlich flexi-
bler gestaltet. Weiters wurden die Zugänglichkeit
zu Stipendien für weiterführende Studien sowie
die Auslandsförderung verbessert. Die Gesamtaus-
gaben der Studienförderung stiegen von 2001 von
€ 115,7 Mio. auf € 177,5 Mio. im Jahr 2004. Die
weitere Vereinfachung des Antragsverfahrens
lässt eine noch bessere Potentialausschöpfung bei
den Bewilligungen ab 2005/06 erwarten. Eine Un-
tersuchung von fünf Absolventenjahrgängen hat
gezeigt, dass Studienbeihilfenbezieher/innen be-
sonders erfolgreiche Studierende sind, 43,3% der
Absolvent/inn/en – doppelt so viele wie unter den
Studierenden – haben mindestens drei Semester
Studienförderung bezogen. Der Frauenanteil un-
ter den Beihilfenbezieher/innen liegt bei fast 60%,
unter den Studierenden 6 Prozentpunkte darun-
ter. Der Familienbeihilfenbezug für Studierende
(98.955) ist seit Wintersemester 2001 um 12,7%
(11.123 Personen) gestiegen. Überdies stehen der-
zeit rund 27.000 Studentenheimplätze zur Verfü-
gung, fast 2.500 werden aktuell gebaut oder mo-
dernisiert und 1.500 sind in Planung.

Neben der Fortführung der bewährten Publika-
tionsserien zur Studieninformation werden Infor-
mationsmaterialien auch über Internet angebo-
ten. Die BeSt3, die Messe für Beruf, Studium und
Weiterbildung, erfreut sich bei Schüler/inne/n, an
einem Studium oder an Weiterbildung Interessier-
ten ebenso wie bei nationalen und internationa-
len Bildungsanbietern hoher Nachfrage. Bei den
Messen im Jahr 2005 liegt der Schwerpunkt auf Er-
wachsenen- und Weiterbildung. Einen Beratungs-
schwerpunkt für Frauen bildet das Programm „FIT
– Frauen in die Technik“. Es bietet Hilfestellung in
der Berufsorientierung und erweitert das Berufs-
spektrum von Frauen, um den Frauenanteil in den
naturwissenschaftlich-technischen Studien zu stei-
gern. FIT betreut an allen Universitätsstandorten
die Schnittstelle zwischen höheren Schulen und
Universitäten/Fachhochschulen. 
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Im Vordergrund der Tätigkeit der Studieren-
denanwaltschaft steht neben der Beratung und
Information Unterstützung bei individuellen Pro-
blemen oder Mißständen durch vermittelnde
Kontaktnahme mit den Verantwortlichen. Meh-
rere Universitäten haben überdies begonnen, sol-
che Ombudsstellen vor Ort einzurichten, die mit
der Studierendenanwaltschaft zusammenarbeiten.
Die häufigsten Kontakte entfallen auf finanzielle
Aspekte (Studien- und Familienbeihilfe, Studien-
beitrag), gefolgt von Anfragen zur Studiensituati-
on und zum Studienverlauf. An mehreren Univer-
sitäten kümmern sich Behindertenbeauftragte um
Verbesserungen im Bereich der Lehre und der all-
gemeinen Rahmenbedingungen. Einige Universi-
täten haben auch Forschungs- und Betreuungs-
schwerpunkte, die Universität Linz für blinde und
sehbehinderte Studierende oder die Universität
Klagenfurt für gehörlose Studierende. Neue Me-
dienanwendungen kommen in bestimmten Situa-
tionen den Bedürfnissen behinderter Studieren-
der entgegen. Solche Entwicklungen und Erpro-
bungen werden im Rahmen von e-Learning-För-
derungsprogrammen explizit unterstützt.

Das Hochschülerschaftsgesetz wurde infolge
des Universitätsgesetzes 2002 an die geänderte Si-
tuation der Universitäten angepasst und mehr Fle-
xibilität geschaffen. Die einzelne Universitätsver-
tretung hat so die Möglichkeit, sich der Universi-
tät bzw. Studienangebotsstruktur entsprechend
zu formieren, um ihre Tätigkeiten am besten
wahrnehmen zu können. Die/Der Vorsitzende der
Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft hat ein
Anhörungsrecht bei Sitzungen des Universitätsra-
tes in Tagesordnungspunkten, die ihren/seinen
Aufgabenbereich betrifft. Der neue Wahlmodus
für die Bundesvertretung stellt sicher, dass dort
auch die Interessen der einzelnen Universitäten
berücksichtigt werden.

Die Hochschulplanungsprognose 2005 – in ei-
ner langen Reihe von dreijährlichen Prognosen
des Instituts für Demographie – mit einem Pro-
gnosezeitraum bis 2025 führt zu folgenden Ergeb-
nissen: Während die demographische Entwick-
lung stagnierende und sinkende Geburtenjahr-
gänge mit sich bringt, beschleunigt sich der An-
stieg in der Bildungsbeteiligung mit der Folge
kontinuierlich steigender Maturantenzahlen seit

1993 bis 2012. Die Maturantenquote wird 2006
40% übersteigen und sich in Richtung 45% um
2020 entwickeln. Hinsichtlich der Übertrittsquo-
ten der Maturant/inn/en haben die Fachhochschu-
len bisher einen beinahe 100%igen Entlastungsef-
fekt für die Universitäten bewirkt. Allerdings wer-
den bis 2011 auch die Studienanfänger/innen an
Universitäten wieder leicht zunehmen, wobei sich
die Zunahme ausschließlich zugunsten von Frauen
verschiebt, während an Fachhochschulen mit an-
haltenden höheren Männeranteilen gerechnet
wird. 2010 wird eine Universitätsbesuchsquote
von einem Viertel des Altersjahrgangs geschätzt,
unter Einbeziehung der Fachhochschulen und
Pädagogischen Akademien eine 40%-Quote. 

Als durchschnittliche Verweildauer von Studie-
renden an Universitäten nimmt die Hochschulpla-
nungsprognose 2005 rund 8 Jahre an (8,5 für Män-
ner, 7,4 für Frauen), 1990 betrug sie noch 10 Jahre.
Die Doppelinskriptionsquote hat sich deutlich er-
höht, kamen Ende der 1980er Jahre auf 100 Stu-
dierende nur 113 Studien, sind es derzeit 140 und
werden auf diesem hohen Niveau prognostiziert.
Bezüglich der Erfolgsquote wird angenommen,
dass der beträchtliche Anstieg im letzten Jahr-
zehnt nicht weiter anhalten kann und nach dem
Erreichen der 70%-Marke bis 2010 auf 66% und
bis 2025 auf 60% fallen wird. Folglich werden die
Absolventenzahlen weiter steigen und sich auf
hohem Niveau stabilisieren (fast 25.000, davon
6.900 an Fachhochschulen, gegen Ende des Pro-
gnosehorizonts). Die Frauenanteile an den Uni-
versitätsabsolvent/inn/en werden mit 56% ab
2010 deutlich über denen der Männer liegen.
Werden die Erstabschlüsse an Universitäten nach
ISCED-Studienrichtungsgruppen betrachtet, ent-
fallen 2010 rund 40% auf die Gruppe „Sozialwis-
senschaften, Wirtschaft und Recht“, je 12% auf
die Gruppe „Erziehung“ und „Gesundheit und So-
zialwesen“ und je rund 11% auf die „Naturwis-
senschaftlichen Studien“ und die „Ingenieurwis-
senschaftlichen Studien“.    

4 Frauen an Universitäten

Mit dem Universitätsgesetz 2002 zählen Frauen-
förderung und die Herstellung von Chancen-
gleichheit zwischen Frauen und Männern zu den
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Aufgaben der Universitäten. Die Leitungsorgane
der Universitäten sind daher mit der Umsetzung
der spezifischen gesetzlichen Bestimmungen be-
traut. Wichtigste Instrumente zur Herstellung der
Chancengleichheit und Frauenförderung sind die
inneruniversitären Kontrollinstitutionen: der wei-
sungsfreie Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
gen und die weisungsfreie Schiedskommission, er-
gänzt durch Frauenförderungsinstrumente zum
Abbau strukturell bedingter Ungleichheiten und
organisationsrechtliche Rahmenbedingungen für
die Weiterführung bewährter Einrichtungen, die
zur Förderung und zum Ausbau der Forschungs-
und Lehraktivitäten im Bereich der Gender Studies
geschaffen wurden. Dazu zählen etwa die Koordi-
nationsstellen für Frauen- und Geschlechterstudi-
en oder die Büros der Arbeitskreise für Gleichbe-
handlungsfragen. Wesentlich ist, dass das Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz (B-GBG) auf die Univer-
sitäten anzuwenden ist, sodass die Schutz- und
Förderbestimmungen des B-GBG für alle Angehö-
rigen der Universität gelten. Ein wichtiges Frauen-
förderungsinstrument ist die Verpflichtung der
autonomen Universität, einen Frauenförderungs-
plan zu erlassen. 

Die Tätigkeitsberichte der Universitäten geben
– in unterschiedlichem Detaillierungsgrad – Auf-
schluss über den Stand der Umsetzung der gesetz-
lichen Vorgaben zur Frauenförderung und Her-
stellung der Chancengleichheit von Frauen und
Männern an den Universitäten. Fast die Hälfte der
21 Universitäten berücksichtigen Frauenförde-
rung und Chancengleichheit in ihren strategi-
schen Zielen. Einen universitätsspezifischen Frau-
enförderungsplan gibt es bisher an 18 der 21 Uni-
versitäten. Der Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen ist bereits an allen Universitäten ein-
gerichtet und die Schiedskommission ist derzeit an
15 Universitäten konstituiert. 16 von 21 Universi-
täten haben eine spezifische Organisationseinheit
eingerichtet, um die Aufgaben der Gleichstellung,
Frauenförderung sowie Geschlechterforschung zu
koordinieren. Für alle Einrichtungen trifft zu, dass
sie auch Maßnahmen zur Frauenförderung und
zur Förderung der Gender Studies initiieren und
umsetzen. 

Neben gesetzlichen Regelungen bedarf es je-
doch auch begleitender Maßnahmen und eines

Sensibilisierungsprozesses, um die Benachteili-
gung der Frauen abzubauen. In Erweiterung von
Gleichbehandlung und Frauenförderung wird seit
2002 und begleitend zum Prozess der Implemen-
tierung des Universitätsgesetzes 2002 die Metho-
de des Gender Mainstreaming verstärkt einge-
setzt. Sie basiert darauf, bei allen politischen Pla-
nungen die Besonderheiten, Interessen und Wert-
vorstellungen beider Geschlechter zu berücksich-
tigen. 

Während der Zustrom der Frauen an die Uni-
versitäten weiter anhält (57% bei den Studienan-
fänger/inne/n an wissenschaftlichen Universitäten
im Wintersemester 2004) und die Frauen auch bei
den Abschlüssen über 50% erreicht haben, bleibt
die Unterrepräsentanz beim Universitätspersonal
aufrecht. Unter den Universitätsassistent/inn/en
(Vollzeitäquivalente) stellen die Frauen 30%, bei
den Universitätsprofessor/inn/en hingegen 14%
(an wissenschaftlichen Universitäten 10%). 

Zur Stärkung der Frauenförderung für die Um-
setzungspraxis des Universitätsgesetzes 2002 wur-
de 2003 der Frauenpolitische Beirat für Universi-
täten als Beratungsorgan der Bundesministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur eingerichtet.
Die systematische Planung und Gestaltung von
Fördermaßnahmen in Ergänzung zu den gesetzli-
chen Bestimmungen konnte im Berichtszeitraum
ausgebaut werden. Spezielle Programme der ESF-
Maßnahme „Frauen und Wissenschaft“ werden in
Abstimmung mit dem Implementierungsprozess
des Universitätsgesetzes umgesetzt und dienen
der Anstoßfinanzierung für frauenfördernde
Maßnahmen an Universitäten. Mittlerweile wur-
den einige davon von den vollrechtsfähigen Uni-
versitäten übernommen, so etwa Kinderbüros
oder die Koordinationsstellen für Frauen- und Ge-
schlechterstudien an den Universitäten, aber auch
spezifische Personalentwicklungsprogramme wie
Mentoring.

Über den Rat für Forschung und Technologie-
entwicklung konnten und können im Bildungsres-
sort mit mehr als € 6,5 Mio. für die Jahre 2002 bis
2005 weitere Frauenförderungsmaßnahmen in
Forschung und Technologie finanziert werden,
die in der ministerienübergreifenden Initiative
fFORTE zusammengefasst sind und in Kooperati-
on von BMBWK, BMVIT und BMWA umgesetzt
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werden. 2005 startet das neue Förderungspro-
gramm „excellentia. Ein High Potentials Pro-
gramm für Österreichs Universitäten“, das die Ver-
doppelung der Anzahl der Professorinnen bis zum
Jahr 2010 zum Ziel hat.  Nach wie vor bedarf es
Förderprogramme für den weiblichen wissen-
schaftlichen Nachwuchs. Dazu zählen das Hertha
Firnberg- und Charlotte Bühler-Programm des
FWF oder das APART-Programm an der Österrei-
chischen Akademie der Wissenschaften. Die Dok-
toratsförderung konnte durch die Programme
DOC, DOC-fFORTE, DOC-team und durch Fellow-
ships in den Gesellschaftswissenschaften weiter
ausgebaut werden. 

Die Aktivitäten der europäischen Vernetzungs-
initiative „Helsinki Group on Women and Science“
verweisen auf relevante Bereiche der Kooperation
in Fragen der Frauenförderung, insbesondere zur
Entwicklung vergleichender Statistiken und Indi-
katoren zur besseren Bewertung der Beteiligung
von Frauen in der europäischen Forschung, der
entsprechenden Berichtlegung sowie zur Forcie-
rung des Erfahrungsaustausches über regionale
und nationale Förderungsmaßnahmen.

5 Internationalisierung an 
Universitäten

Die fortschreitende Internationalisierung der Uni-
versitäten und des Hochschulstandortes Öster-
reich ist vor allem auf die Initiativen zur Schaffung
eines gemeinsamen Europäischen Hochschulrau-
mes („Bologna-Prozess”) und eines Europäischen
Forschungsraumes zurückzuführen. Durch geziel-
te Informationsmaßnahmen – wie umfassende
Stipendien- und Förderdatenbanken – wird das In-
teresse für Mobilität bei den Studierenden und
dem wissenschaftlichen Nachwuchs sowie die Sen-
sibilität bei den verantwortlichen Stellen an den
Universitäten verstärkt. An den Universitäten be-
steht eine Vielzahl an Aktivitäten zur Betreuung
der Incoming und Outgoing Studierenden. Die
Umsetzung der Ziele der „Bologna-Erklärung“ an
den österreichischen Hochschuleinrichtungen geht
zügig voran. 29% der zum ersten Abschluss füh-
renden Universitätsstudien wurden bis Winterse-
mester 2004 in Bakkalaureats- und Magisterstu-
dien umgewandelt. Die Tendenz zur Einrichtung

von Joint study- und Double degree-Programmen
ist aufgrund der großen Nachfrage aus dem Aus-
land und Förderungen im ERASMUS-MUNDUS
Programm (2004 bis 2008) stark steigend. Im
ERASMUS-MUNDUS Programm werden derzeit 36
Master-Studiengänge, fünf mit österreichischer
Beteiligung, gefördert. Ein gefördertes Netzwerk
zur Verbesserung der Attraktivität des europäi-
schen Hochschulraumes wird von einer österrei-
chischen Universität geleitet. In den Tätigkeitsbe-
richten betonen die Universitäten ihre Mitglied-
schaften in internationalen Netzwerken, aus de-
nen u.a. gemeinsame Studienprogramme entste-
hen und die Lehrendenmobilität forciert wird. In
einem eigenen Bericht des BMBWK wird der Stand
der Umsetzung der Bologna-Erklärung einem Mo-
nitoring unterzogen. 

Eine der Initiativen des 6. Forschungsrahmen-
programmes zur Ausgestaltung des Europäischen
Forschungsraumes ist das Programm „Humanres-
sourcen und Mobilität“ (Marie Curie-Maßnah-
men). Es baut auf den Zielsetzungen der Vorgän-
gerprogramme – die Entwicklung und den Trans-
fer von Forschungskompetenzen, Konsolidierung
und Erweiterung der Laufbahnaussichten für Wis-
senschafter/innen und Förderung von Spitzenleis-
tungen in der Forschung – auf, setzt aber auch
neue Mechanismen als Anreiz zur Rückkehr für
außerhalb Europas tätige europäische Wissen-
schafter/innen ein und unterstützt die berufliche
Wiedereingliederung von Wissenschafter/inne/n.
Diese Zielsetzungen erklären das hohe Interesse
der Universitäten im Vergleich zu außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen bzw. der Industrie.
Von allen erfolgreichen österreichischen Projekt-
anträgen entfallen rund 60% auf Universitäten.
Besonderes Engagement zeigte sich im Bereich
der Verbesserung der Rahmenbedingungen für
Wissenschafter/innen. Unter maßgeblicher Beteili-
gung der österreichischen Universitäten wurde
das „Researcher´s Mobility Portal Austria“
(www.researchinaustria.info) eingerichtet und ein
nationales Netzwerk an Beratungseinrichtungen,
als Teil des europaweiten Netzwerkes der „Mobi-
lity Centres“ (ERA-MORE), aufgebaut.

Im Bildungsbereich wurde ein Arbeitspro-
gramm zur Umsetzung der Ziele der Systeme der
allgemeinen und beruflichen Bildung mit drei
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strategischen Zielsetzungen in den Bereichen
Qualität und Wirksamkeit, Zugang und Öffnung
der Systeme gegenüber der Welt vereinbart, um
das in Lissabon 2000 festgelegte Ziel, die Europäi-
sche Union zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der
Welt zu machen, bis 2010 zu erreichen. Die Beob-
achtung von Fortschritten erfolgt durch eine indi-
katoren- und benchmarkbasierte Umsetzungsstra-
tegie. Der diesbezügliche nationale Umsetzungs-
bericht im Frühjahr 2005 an die Europäische Kom-
mission verweist in einem Abschnitt auf die Uni-
versitätsreform in enger Abstimmung mit dem Bo-
logna-Prozess.

Bi- und multilaterale Bildungs- und Forschungs-
kooperationen außerhalb des Bologna-Prozesses
wurden erfolgreich weitergeführt, wobei ein gro-
ßer Trend zu Joint study-Programmen erkennbar
ist. Generelle regionale Schwerpunkte liegen in
Mittel- und Osteuropa, Ost- und Südosteuropa,
Südostasien, Zentralasien und China. Angeregt
durch die positive Entwicklung im ASEA-UNINET
wurde das universitäre Eurasia-Pazifik-Bildungs-
netzwerk (Eurasia-Pacific-UNINET) gegründet,
dem 2005 Universitäten aus Österreich, VR China,
der Mongolei, Kasachstan, Kirgisistan und der
Russischen Föderation angehören. Die Aktionen
„Österreich – Ungarn“, „Österreich – Slowakei“
und „Österreich – Tschechien“ wurden evaluiert
und erweitert. Mittels wissenschaftlich-techni-
scher Abkommen (WTZ) wird die Zusammenarbeit
durch Förderung der Mobilität von Wissenschaf-
ter/inne/n in bilateralen, wissenschaftlichen Pro-
jekten intensiviert, in den Jahren 2002 bis 2004
mit 1.080 Mobilitätsprojekten und einem Förde-
rungsvolumen von € 1,8 Mio.

Im Anerkennungswesen haben die autonomen
Universitäten die Beurteilung von an ausländi-
schen Einrichtungen erbrachten Leistungen ei-
genverantwortlich vorzunehmen. In ständiger Ab-

stimmung mit den Bedürfnissen der Universitäten
liefert ENIC NARIC AUSTRIA gut strukturierte, ak-
tuelle und verlässliche Informationen über das
Hochschulwesen in anderen Staaten sowie Emp-
fehlungen über Anerkennungsfragen, die mit den
Hochschuleinrichtungen gemeinsam ausgearbei-
tet werden. Prototypen hierfür bestehen in Öster-
reich mit Frankreich, der Slowakei, Aserbaidschan
und der VR China. Seit dem Studienjahr 2002/03 ist
das Diploma Supplement – ein Zusatzdiplom zur
Urkunde über den akademischen Grad mit ge-
normten Standardangaben über eine akademi-
sche Qualifikation – für die Universitäten und
Fachhochschul-Studiengänge generell umgesetzt
und wird von Amts wegen in Deutsch und Englisch
ausgestellt. Die Anwendung des ECTS (European
Credit Transfer System) ist für alle Universitätsstu-
dien verpflichtend und an den Universitäten und
Fachhochschul-Studiengängen bereits eingeführt.

Österreich liegt bei der Beteiligung und den
Steigerungsraten in den Bildungsprogrammen
SOKRATES und LEONARDO DA VINCI sowohl im
Bezug auf die Studierenden- als auch Lehrenden-
mobilität seit Jahren im europäischen Spitzenfeld.
Die beliebtesten Zielländer der Studierendenmo-
bilität in SOKRATES/ERASMUS sind Spanien,
Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich.
In der Lehrendenmobilität liegt Deutschland in
der Länderreihung vor Spanien, Italien und dem
Vereinigten Königreich. Österreich hat für trans-
nationale Mobilitätsprojekte in LEONARDO DA
VINCI die Qualität und Nachhaltigkeit von Aktivi-
täten in den Mittelpunkt gestellt, was mittlerwei-
le einen Schwerpunkt der Programmdurchführung
in ganz Europa bildet. Im Bereich der Entwicklung
neuer Lehr- und Lernangebote, Curricula und neu-
er systemischer Ansätze zur Anrechnung und An-
erkennung von Qualifikationen in der Berufsbil-
dung ist Österreich im Verhältnis zur Einwohner-
zahl und Größe das erfolgreichste Land. 
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1 Bisherige Entwicklung und künftige 
Ausrichtung der Universitäten   

1.1 Implementierung des 
Universitätsgesetzes 2002

1.1.1 Implementierungsschritte an den 
Universitäten

Das Universitätsgesetz 2002 ist mit Ausnahme der
studienrechtlichen Bestimmungen mit 1. Oktober
2002 in Kraft getreten, der Zeitpunkt des vollen
Wirksamwerdens wurde mit 1. Jänner 2004 fest-
gesetzt. Auf diese Weise wurde ein wesentlich zü-
gigerer Implementierungsprozess ermöglicht, als
er zuvor bei der Implementierung des Bundesge-
setzes über die Organisation der Universitäten
(UOG 1993) und des Bundesgesetzes über die Or-
ganisation der Universitäten der Künste (KUOG)
stattgefunden hatte.

Um den straffen, bindenden Implementierungs-
zeitplan einhalten zu können, sah das Universitäts-
gesetz 2002 vor, dass unverzüglich nach Kundma-
chung die ersten Implementierungsschritte zu set-
zen sind. An allen Universitäten sowie an den noch
bestehenden Medizinischen Fakultäten war je-
weils ein Gründungskonvent einzurichten, der die
weiteren Implementierungsschritte steuerte. Die
Durchführung der Wahl der Mitglieder der Grün-
dungskonvente wurde durch eine Verordnung der
Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und
Kultur geregelt, ihre Funktionsdauer endete mit
31. Dezember 2003. Die zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens des Universitätsgesetzes 2002 im
Amt befindlichen Rektoren bzw. Dekane einer Me-
dizinischen Fakultät hatten die konstituierende
Sitzung des jeweiligen Gründungskonvents bis
30. November 2002 einzuberufen und bis zur Wahl
einer oder eines Vorsitzenden zu leiten.

Bis zum 31. Dezember 2003 hatten die Grün-
dungskonvente eine Vertreterin oder einen Ver-
treter der jeweiligen Universität in den Dachver-
band der Universitäten zu entsenden, welcher
vom Rektor der Universität Wien sodann zur kon-
stituierenden Sitzung einberufen und bis zur
Wahl des Vorsitzenden geleitet wurde. Eine we-
sentliche Aufgabe der Gründungskonvente war
die Ausschreibung der Wahl der Rektorin/des Rek-
tors sowie die Erstellung eines Wahlvorschlages.
Die Wahl erfolgte durch den betreffenden Univer-
sitätsrat bis 30. Juni 2003. Weiters legten die Grün-
dungskonvente jeweils die Größe des Universitäts-
rates an ihrer Universität fest und wählten die be-
treffenden Mitglieder. Die Bundesregierung be-
stellte ihrerseits auf Antrag der Bundesministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur die gesetz-
lich vorgesehenen Mitglieder. Bis 31. März 2003
haben sich die Universitätsräte konstituiert und
das jeweilige noch offene Mitglied gewählt. Die
Gründungskonvente erstellten weiters eine provi-
sorische Satzung, beschlossen eine Wahlordnung
für den Senat an ihrer Universität und legten seine
Größe fest.

Nach der Rektorswahl war binnen acht Wochen
die Wahl der Vizerektorinnen und Vizerektoren
durch den Universitätsrat durchzuführen. Zu die-
sem Zweck hatten die Rektoren nach Anhörung
ihrer Gründungskonvente die Zahl der Vizerekto-
rinnen und Vizerektoren sowie deren Beschäfti-
gungsausmaß festzulegen und einen Wahlvor-
schlag vorzulegen. Die gewählten Rektoren sowie
Vizerektor/inn/en bilden das Rektorat an der je-
weiligen Universität und traten mit 1. Oktober
2003 ihre Ämter an. Der Rektor hatte unverzüg-
lich die Wahlen für den Senat auszuschreiben und
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dessen konstituierende Sitzung einzuberufen.
Weiters hatten die Rektorate ihre jeweilige Ge-
schäftsordnung (Geschäftseinteilung), die vom
betreffenden Universitätsrat zu genehmigen war,
zu erlassen und im Mitteilungsblatt der Universi-
tät kundzumachen.

Die letzten drei Monate des Implementierungs-
prozesses bis Ende 2003 waren durch eine Aufga-
benfülle für die Rektorate gekennzeichnet. Un-
verzüglich mussten ein provisorischer Organisati-
onsplan erlassen und die provisorische Leitung der
einzelnen Organisationseinheiten bestellt wer-
den. Bis 1. Jänner 2004 wurde der endgültige Or-
ganisationsplan erarbeitet und dem betreffenden
Universitätsrat zur Beschlussfassung vorgelegt.
Die endgültigen Organisationspläne traten und
treten an den Universitäten zu unterschiedlichen
Zeitpunkten je nach Umfang und Intensität der in-
neruniversitären Diskussion in Kraft. Den Senaten
waren Vorschläge für die Satzung der Universität
zur Beschlussfassung zu unterbreiten.

Bis 31. März 2004 legten die Universitäten die
Entwürfe der Eröffnungsbilanzen, bis Jahresmitte
2004 die testierten Eröffnungsbilanzen dem Bun-
desministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur auf der Grundlage einer diesbezüglichen
Verordnung vor. Der erste Rechnungsabschluss
samt Gewinn- und Verlustrechnung wurde bis En-
de Mai 2005 erstellt, der erste Tätigkeitsbericht
über das gesamte Leistungsspektrum (§ 121 Abs. 16
Universitätsgesetz 2002) bis Ende April 2005.

1.1.2 Verordnungen des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf 
Basis des Universitätsgesetzes 2002

Die Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur erließ aufgrund des Universitätsgeset-
zes 2002 bisher neben den oben genannten Ver-
ordnungen folgende Verordnungen:
● Die Grundlage für die Bilanzen bildet die Ver-

ordnung über den Rechnungsabschluss der
Universitäten (Univ. RechnungsabschlussVO,
BGBl. II Nr. 229/2003), die im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen zu erlassen
war. Nach § 16 Abs. 2 Universitätsgesetz 2002
waren die erforderlichen Regelungen, Anpas-
sungen und Ergänzungen für die Gliederung

des Rechnungsabschlusses, bestehend aus Ge-
winn- und Verlustrechnung, für die Bewertung
der Vermögensgegenstände und Schulden, für
die Anwendung von Bewertungsvereinfa-
chungsverfahren, für die Prüfung des Rech-
nungsabschlusses, für die Annahme entspre-
chender Erläuterungen und für eine einheitli-
che Anwendung dieser Grundsätze festzulegen
(vergleiche Kapitel 1.3.5).

● Im Bereich der statistischen Informationen er-
folgte die Umsetzung des Universitätsgesetzes
2002 in Abstimmung mit dem Bildungsdoku-
mentationsgesetz (BGBl. I Nr. 12/2002), das eine
Neuorganisation der gesamten Bildungsstatis-
tik zum Ziel hatte. Die Verordnung über die
Durchführung des Bildungsdokumentations-
gesetzes an den Universitäten und der Donau-
Universität Krems (Bildungsdokumentations-
verordnung Universitäten – BidokVUni, BGBl. II
Nr. 30/2004) dient im Wesentlichen der Durch-
führung von § 4 des Bildungsdokumentations-
gesetzes, das heißt der Beschaffung von Statis-
tikdaten zum Personal und zum Aufwand der
Universitäten. Zusätzlich wurde der Ende 2003
absehbare Informationsbedarf für die Steue-
rung des Universitätssektors berücksichtigt. Die
Universität für Weiterbildung Krems wurde auf
der Grundlage des DUK-Gesetzes aus 1994 ein-
bezogen; die neue Rechtslage durch das DUK-
Gesetz 2004 wird in einer Adaptierung der Bi-
dokVUni nachvollzogen. 

● Im Bereich Studierende und Absolvent/inn/en
wurde das Bildungsdokumentationsgesetz be-
reits mit Wintersemester 2002 teilweise umge-
setzt (Verordnung BGBl. II Nr. 315/2002). In ei-
nem zweiten Schritt ging es um die Anpassung
der Universitäts-Studienevidenzverordnung an
das Universitätsgesetz 2002 und um den Aus-
bau der österreichweiten Evidenz der Studien-
beiträge zu einem Datenverbund der Universi-
täten im Sinn von § 7 Abs. 4 des Bildungsdoku-
mentationsgesetzes. Beides wurde mit der Neu-
erlassung der Verordnung über die Evidenz der
Studierenden (Universitäts-Studienevidenzver-
ordnung 2004 – UniStEV 2004, BGBl. II Nr. 288/
2004) in die Wege geleitet, deren Übergangs-
bestimmungen einen Zeithorizont von Ende Ju-
ni 2005 aufweisen. Der von der Bundesrechen-
24 Universitätsbericht 2005 | Band 1



Bisherige Entwicklung und künftige Ausrichtung der Universitäten | Kapitel 1
zentrum GesmbH betriebene Datenverbund der
Universitäten wird mit Wintersemester 2005 sei-
ne volle Funktionalität aufweisen. Neben der
Datenbeschaffung für die Hochschulstatistik
bietet die UniStEV 2004 mit ihren Definitionen
von Studierenden- und Studienmengen und mit
Auswertungsregeln für Studiendauer und Er-
folgsquoten wesentliche Voraussetzungen für
das Formelbudget, die Wissensbilanz und das
Berichtswesen der Universitäten.

● Die Verordnung über die Studienbeiträge (Stu-
dienbeitragsverordnung 2004 – StubeiV 2004)
ist in Kapitel 3 beschrieben. 

Folgende Verordnungen sind mit Stand Juli 2005
in Bearbeitung und werden im Lauf des Jahres
2005 kundgemacht: 
● Das neue Verhältnis Universitäten – Staat erfor-

dert neue Formen der Kommunikation. Das
Universitätsgesetz 2002 sieht dazu ein Berichts-
wesen vor, dessen Bestandteile u.a. der Leis-
tungs(Tätigkeits)bericht und der Rechnungsab-
schluss sind. Dazu kommt ein im universitären
Kontext völlig neues Berichtsinstrument: die
Wissensbilanz. Mit der Wissensbilanz legt die
Universität eine Bestandsaufnahme der Effekte
des zur Zeit in der Organisation verfügbaren
Einsatzes von Wissen vor, die für die For-
schungs-, Lehr-, Lern-, Weiterbildungs- und Ver-
waltungsprozesse wichtig sind und auf die zu-
gegriffen werden kann. Die Wissensbilanz soll
den Universitäten vor dem Hintergrund politi-
scher und selbst definierter Ziele als Instrument
zur ganzheitlichen Darstellung, Bewertung und
Kommunikation von immateriellem Vermögen,
Leistungsprozessen und deren Wirkungen die-
nen. Diese Form der Bilanz soll der Tatsache
Rechnung tragen, dass für die Universitäten –
mehr noch als für andere Organisationen – Wis-
sen ein zentraler Produktionsfaktor ist. 
Die Wissensbilanz besteht aus mehreren Kom-
ponenten: Neben verbindlichen Vorgaben zur
Darstellung des Leistungsspektrums und der
Zielsetzungen einer Universität enthält sie ei-
nen indikatorenbasierten Kernbereich. Inner-
halb dieses Kernbereiches sind für alle Univer-
sitäten geltende, obligate Kennzahlen fest-
gelegt, die intellektuelle Vermögenswerte

(Human-, Struktur- und Beziehungskapital),
Leistungsprozesse (Lehre, F&E, Entwicklung und
Erschließung der Künste, Patientenbehandlung/
-betreuung und Gesundheitswesen) sowie da-
raus resultierend Output und Wirkung geeig-
net operationalisieren, messbar und über die
Universitäten hinweg bewert- und vergleichbar
machen. Zusätzlich werden Kennzahlen-Sets
vorgesehen, die auf die spezifischen Wirkungs-
bereiche von Medizinischen Universitäten und
Universitäten der Künste abzielen. Die Wissens-
bilanz wird auch Raum für zusätzliche, von den
Universitäten als berichtenswert eingestufte,
optionale Kennzahlen bieten. Die Kennzahlen
selbst sind mit quantitativen und qualitativen
Interpretationen zu versehen, um eine Bewer-
tung im Hinblick auf die von der Universität ge-
setzten Ziele zu ermöglichen.
Zur Vorbereitung dieser Verordnung fand ein
breiter Diskussionsprozess statt. Zum einen
wurde das Konzept der Wissensbilanz an zahl-
reichen Universitäten durch das Bundesministe-
rium für Bildung, Wissenschaft und Kultur vor-
gestellt, zum anderen fanden Gespräche mit
der Österreichischen Rektorenkonferenz statt.
Auf der Basis der Ergebnisse dieser Gespräche
wurde die Verordnung über die Wissensbilanz
an Universitäten (Wissensbilanz-Verordnung –
WBV)  erstellt und im Juni 2005 einer breiten,
öffentlichen Begutachtung zugänglich ge-
macht.

● Das Universitätsgesetz 2002 bestimmt in § 101
Abs. 3, dass eine einheitliche Ausbildung für
das Bibliothekspersonal aller Universitäten aus
dem Bereich Bibliotheks-, Informations- und
Dokumentationswesen durch Verordnung si-
chergestellt werden soll.

● § 12 Abs. 2 Universitätsgesetz 2002 sieht vor,
dass spätestens ein Jahr vor Auslaufen der Leis-
tungsvereinbarungsperiode der für die folgen-
de Leistungsvereinbarungsperiode zur Verfü-
gung stehende Gesamtbetrag zur Finanzierung
aller Universitäten festzustehen hat (für die er-
ste Leistungsvereinbarungsperiode 2007 bis
2009 gemäß § 121 Abs. 17 bis Jahresende 2005).
Der Gesamtbetrag enthält zwei Teilbeträge, ei-
nen für die Grundbudgets und einen für die
Formel gebundenen Budgets aller Universitä-
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ten. Vom Gesamtbetrag kann die Bundesmini-
sterin für Bildung, Wissenschaft und Kultur bis
zu 1% für besondere Finanzierungserfordernis-
se zur Ergänzung von Leistungsvereinbarungen
einbehalten. 20% des Gesamtbetrags entfallen
auf das Formelbudget, bis zu 80% auf die
Grundbudgets der Universitäten (vgl. Abbil-
dung 1.1).
Während die Grundbudgets der einzelnen Uni-
versitäten in Leistungsvereinbarungsverhand-
lungen festgelegt werden, errechnen sich die
Formel gebundenen Budgets anhand von qua-
litäts- und quantitätsbezogenen Indikatoren.
Diese Indikatoren haben sich auf die Bereiche
Lehre, Forschung oder Entwicklung und Er-
schließung der Künste sowie gesellschaftliche
Zielsetzungen zu beziehen. 
In der ministeriumsinternen Vorbereitung die-
ser Verordnung wurden anhand eines interna-
tionalen Vergleichs von indikatorgesteuerten
Budgetierungen und Formelbudgets Modell-
vorschläge für ein Formel gebundenes Budget
entwickelt und daran anschließend Modell-
und Simulationsrechnungen beauftragt. Es
liegt ein Vorschlag für eine Formel für alle 21
Universitäten mit stabilen Indikatoren vor, der
zum gegenwärtigen Zeitpunkt Gegenstand von
Gesprächen mit der Rektorenkonferenz und
dem Bundesministerium für Finanzen ist. Die
diesbezügliche Verordnung zum Formel ge-

bundenen Budget ist nach Anhörung der Uni-
versitäten bis Jahresende 2005 im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
zu erlassen.  

1.1.3 Rechtsaufsicht 

Das Universitätsgesetz 2002 erfordert eine neue Li-
nie in der Rechtsaufsicht durch das zuständige
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur. Nach intensiven Vorarbeiten wurde im Juli
2003 eine Information des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur herausgegeben,
deren Kernsatz die neue Ausrichtung charakteri-
siert: „Die gesetzlichen Bestimmungen bieten zur
Ausübung der Rechtsaufsicht einen Ermessens-
spielraum. Hinsichtlich der Ausübung dieses Er-
messens vertritt das Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur die Ansicht, dass es,
orientiert an der Intention des Universitätsgeset-
zes 2002 einer größtmöglichen Autonomie der
Universitäten, sinnvoll ist, die Rechtsaufsicht als
Systemkontrolle zu gestalten. Dabei soll nicht jede
Einzelbeschwerde ein aufsichtsbehördliches Ver-
fahren auslösen, sondern nur bei Beschwerde-
und Beobachtungskonstellationen, die strukturel-
le rechtliche Missstände vermuten lassen, auf-
sichtsbehördlich gehandelt werden.“

Für alle Fragen zum Universitätsgesetz 2002
in studienrechtlichen, organisationsrechtlichen,

Grundbudget
§ 12 Abs. 7
bis 80%

Einbehalt BM
§ 12 Abs. 5

bis 1%

Formelbudget
§ 12 Abs. 8

20%

Abbildung 1.1
Verteilung des Gesamtbetrags (§ 12 Abs. 2, 5, 7 und 8 Universitätsgesetz 2002)

Quelle: BMBWK
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dienstrechtlichen usw. Belangen wurde eine eige-
ne Internetseite eingerichtet (www.unigesetz.at/),
auf der das Gesetz, die Erläuterungen und FAQ
eingesehen werden können. Die Rechtsansicht
des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in allen universitätsrechtlich re-
levanten Fragen ist dort abrufbar.

1.1.4 Die Universitätsräte 

Ein zentrales Element der neuen Universitätskon-
struktion bildet die Institution „Universitätsrat“,
der je nach Selbstbestimmung durch die Universi-
tät fünf, sieben oder neun Mitglieder umfasst. Ih-
re Konstituierung wurde unter Abschnitt 1.1.1 be-
schrieben. Insgesamt gehören den Universitätsrä-
ten an den 21 Universitäten 139 Personen an; 42
davon sind Frauen (30,2%). 

Die Bedeutung dieser Einrichtung geht aus fol-
gender Einschätzung hervor: „Hauptakteur ist die
Universität bzw. ihre Leitung, die sich nach innen
um Konsens oder Unterstützung (Senat) und nach
außen um die Anerkennung und Unterstützung
der externen Interessentengruppen (Öffentlich-
keit, aber weitgehend auch der Universitätsrat)
bemühen muss. Inwieweit die Interessen an dem
Universitätsgeschehen angemessen und ausge-
wogen berücksichtigt werden, hängt auch von
der Besetzung des Machtzentrums Universitätsrat
ab.“1 Die juristische Relevanz formulieren die Er-
läuterungen der Regierungsvorlage zu § 45: „Aus
Anlass der vollen Rechtsfähigkeit ist eine Umge-
staltung des Aufsichtsrechts und eine Verlage-
rung von Teilen des Aufsichtsrechts auf den Uni-
versitätsrat vorgesehen. (...) Die inhaltliche Erfül-
lung der Aufgaben der Universität ist nicht im
Wege der Rechtsaufsicht zu prüfen, sondern im
Rahmen der Leistungsvereinbarung vorzuneh-
men. (...) Das umfassende Informationsrecht, das
der Bundesministerin oder dem Bundesminister
gemäß § 8 Abs. 2 UOG 1993 und § 9 Abs. 2 KUOG

zukommt, soll nunmehr dem Universitätsrat zu-
stehen (...) .“

Zur Unterstützung der Arbeit der Universitäts-
räte und damit auch zur Implementierung wurden
von Mai 2003 bis März/Juni 2005 vom Bundesmini-
sterium elf Veranstaltungen für Mitglieder der
Universitätsräte angeboten. An diesen Workshops
(zu Themen wie: Eröffnungsbilanz, Bewertungen
und Abschreibungen, Kollektivverträge, Grün-
dung von Gesellschaften an Universitäten, Profil-
entwicklung, Wissensbilanz, Formelbudget, Gen-
derfragen) haben insgesamt 333 Personen teilge-
nommen. 

1.1.5 Der Österreichische Wissenschaftsrat 

Der Wissenschaftsrat (www.wissenschaftsrat.ac.at/)
wurde durch § 119 des Universitätsgesetzes 2002
geschaffen. Er setzt sich aus zwölf Mitgliedern aus
unterschiedlichen Bereichen der Gesellschaft, ins-
besondere aus Wissenschaft und Kunst, aber auch
Wirtschaft und Industrie zusammen. Er umfasst so-
wohl inländische als auch ausländische, durch um-
fassende Berufserfahrung gekennzeichnete Exper-
tinnen und Experten. Der Wissenschaftsrat, eine
Einrichtung des Bundes, unterliegt der Aufsicht
durch die Bundesministerin und hat zwei Haupt-
aufgaben, und zwar einerseits die Beratung so-
wohl der Bundesministerin/des Bundesministers
für Bildung, Wissenschaft und Kultur als auch des
Nationalrates und der Landtage sowie der Univer-
sitäten in den Angelegenheiten der Universitäten
und in Fragen der Wissenschaftspolitik und der
Kunst. Andererseits hat der Wissenschaftsrat unter
Bedachtnahme auf europäische und internationa-
le Entwicklungen das österreichische Universitäts-
und Wissenschaftssystem zu beobachten, zu analy-
sieren und Vorschläge zu dessen Weiterentwick-
lung zu erarbeiten.

Der Wissenschaftsrat hat sich am 13. Dezember
2003 konstituiert, im Jänner 2005 einen Tätig-
keitsbericht für das Jahr 2004 vorgelegt, der dem
Nationalrat zugegangen ist, und bisher u.a. zu fol-
genden Fragen Expertisen ausgearbeitet:
● Leistungsvereinbarungen – Empfehlungen zur

Ausgestaltung,
● Stellungnahme zur Veränderung der Zulas-

sungspraxis an Universitäten,

1 Weber Wolfgang (2003), Die strategische Positionierung
von Universitäten – Gestaltungserfordernisse und Gestal-
tungsmöglichkeiten im österreichischen Hochschulsystem,
in: Titscher Stefan, Höllinger Sigurd (Hrsg.) (2003), Hoch-
schulreform in Europa – konkret. Österreichs Universitäten
auf dem Weg vom Gesetz zur Realität, Opladen, 105-118.
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● Formel gebundenes Budget bzw. Universitätsfi-
nanzierung,

● Empfehlung zur Gründung eines Mitteleuro-
päischen Wissenschaftszentrums Wien,

● Stellungnahme zu Art. 204 des Verfassungsent-
wurfs,

● Förderung der Elitenbildung,
● Studienbedingungen und Änderung der Studi-

enbeitragsverordnung,
● Empfehlung zu einem österreichischen Modell

der Leistungsindikatoren,
● Vorziehprofessuren,
● Haftungsfragen der Universitäten.

1.2 Umsetzung des Universitätsgesetzes 
2002 an den Universitäten

Ende April 2005 legten die Universitäten erstmals
Tätigkeitsberichte über das gesamte Leistungs-
spektrum der Universität vor (§ 121 Abs. 16 Uni-
versitätsgesetz 2002), zu deren Strukturierung
den Universitäten vom Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur im Vorfeld eine
Themenliste zuging. Die Tätigkeitsberichte der
Universitäten bestätigen, dass die Implementie-
rung des Universitätsgesetzes 2002 mit großem
Engagement fristgerecht und ohne große Schwie-
rigkeiten verlaufen ist. Die überwiegende Anzahl
der Universitäten berichtet überdies von hohen
Anforderungen an das Universitätspersonal und
großem Schulungsbedarf, der sich vor allem aus
der Umstellung auf das betriebliche Rechnungs-
wesen und auf SAP sowie infolge der Übernahme
der Drittmittelaktivitäten aus dem „Teilrecht“ der
universitären Organisationseinheiten ergab. An
der Technischen Universität Wien wurde eine
zentrale Projektdatenbank geschaffen und über
400 Institutsmitarbeiter/innen in Beschaffung und
Projektabwicklung geschult. Auch an der Universi-
tät Linz wurden EDV-technische Lösungen zur de-
zentralen Drittmittelabwicklung mit gleichzeiti-
ger zentraler Verbuchung bei Fakturierung und
im Bestellwesen gefunden.

1.2.1 Organisation der Universitäten

Die den Universitäten gesetzlich überlassene au-
tonome Einrichtung der Organisationseinheiten
wurde, wie aus Tabelle 1.1 ersichtlich wird, in viel-
fältiger Weise genutzt. Aus den Tätigkeitsberich-
ten ist ein Trend für eine größere Anzahl von Fa-
kultäten erkennbar, die übersichtlichere Einhei-
ten bilden sollen. Die Universität Innsbruck be-
gründet die Umorganisation von sechs auf 15 Fa-
kultäten mit dem Ziel, möglichst schlanke, effizi-
ente und übersichtliche Organisationen zu schaf-
fen. Ein weiterer Trend sowohl bei Universitäten
mit als auch ohne Fakultätsgliederung ist die Ein-
richtung von Departments, an der Veterinärmedi-
zinischen Universität Wien zusätzlich von Klini-
schen Departments. Departments umfassen in der
Regel mehrere fachnahe Bereiche, die früher als
Institute eingerichtet oder als Fachbereiche (Wirt-
schaftsuniversität Wien) ausgewiesen waren. Die
Universität für Bodenkultur Wien verfolgt mit der
Organisation in 13 Departments das Ziel, erfolgs-
kritische Größen zu erreichen. Der Schaffung von
Fachbereichen, wie an der Universität Salzburg,
die ihre 52 UOG 1993-Institute in 29 Fachbereiche
zusammengefasst hat, liegt ein ähnliches Ziel zu-
grunde. Auf der untersten Ebene der Organisati-
onsstruktur, den Instituten, bestehen Auffas-
sungsunterschiede zwischen den Universitäten.
Die Technische Universität Wien errichtete bei-
spielsweise mit der Reduktion von 104 auf 64 Insti-
tute größere Institutseinheiten. Andere Universi-
täten behielten die kleineren Institute bei, da ihre
Leitungen über Ermächtigungen die Drittmittel-
forschung sehr effektiv gestalten können (Univer-
sität Linz) oder die Flexibilität und Motivation der
Forscher/innen gewährleistet bleibt (Technische
Universität Graz). An der Universität für Boden-
kultur Wien werden die Institute, Abteilungen
und Arbeitsgruppen nicht mehr als fixer Bestand-
teil des Organisationsplanes angesehen, sondern
je nach Bedarf flexibel gestaltet. Als neue Organi-
sationsform sind auch die Zentren zu erwähnen,
die überwiegend der Forschung bzw. der Lehre
dienen oder besondere Aufgaben für die Univer-
sität übernehmen (z.B. Universität Wien).
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Tabelle 1.1
Funktionen sowie Lehr- und Forschungsorganisation der Universitäten, Stand Juni 2005
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Gliederung der Lehr- und  
Forschungsorganisation

Subeinheit

Universität  Wien 5 1 18 6 23 7 17 1 9 4 15 Fakultäten, 2 Zentren Institut, 
Department

Universität Graz 5 1 21 6 26 7 5 0 9 2 5 Fakultäten Institut, 
Subeinheit, 
Serviceeinheit

Universität Innsbruck 4 1 24 4 28 5 15 1 7 1 15 Fakultäten Institut

Medizinische Universität 
Wien

5 1 24 6 29 7 0 0 5 1 6 Zentren, 2 Departments, 3 
Besondere Einrichtungen; 28 
Universitätskliniken, 5 
Klinische Institute

Medizinische Universität 
Graz

5 1 18 5 23 6 0 0 9 3 3 Zentren, 6 Institute; 20 
Universitätskliniken, 1 
Klinisches Institut, 3 
Gemeinsame Einrichtungen 

Medizinische Universität 
Innsbruck

3 1 24 6 27 7 0 0 7 1 6 Departments, 3 Institute; 21 
Universitätskliniken

Universität Salzburg 4 1 20 4 24 5 4 0 7 3 4 Fakultäten interfakul-
tärer Fach-
bereich

Technische Universität Wien 4 0 24 2 28 2 8 0 5 0 8 Fakultäten Institut

Technische Universität Graz 5 0 24 2 29 2 7 0 7 2 7 Fakultäten Institut

Montanuniversität Leoben 3 1 17 1 20 2 22 1 5 1 11 Departments, 11 Institute

Universität für Bodenkultur 
Wien

3 1 16 3 19 4 13 1 7 3 13 Departments Institut, 
Abteilung, 
Zentrum

Veterinärmedizinische 
Universität Wien

5 0 24 6 29 6 10 1 5 2 3 Departments, 4 Klinische 
Departments, 3 
Forschungsinstitute

Klinik, 
Institut, 
Zentrum

Wirtschaftsuniversität Wien 5 1 24 5 29 6 10 0 5 1 12 Departments Institut, 
Abteilung

Universität Linz 5 0 23 4 28 4 3 0 9 3 3 Fakultäten Institut, 
Zentrum

Universität Klagenfurt 3 1 22 6 25 7 3 0 6 1 3 Fakultäten Institut, 
Abteilung, 
Zentrum

Universität für angewandte 
Kunst Wien

3 1 17 7 20 8 6 1 5 1 6 Institute Bereich, 
Abteilung

Universität für Musik und 
darstellende Kunst Wien

4 1 20 5 24 6 24 7 5 1 24 Institute

Universität Mozarteum 
Salzburg

3 0 23 3 26 3 13 2 7 1 13 Abteilungen

Universität für Musik und 
darstellende Kunst Graz

4 1 16 4 20 5 17 1 5 2 17 Institute

Universität für 
künstlerische und 
industrielle Gestaltung Linz

4 1 12 7 16 8 4 3 7 3 4 Institute

Akademie der bildenden 
Künste Wien

3 1 23 9 26 10 5 2 6 4 5 Institute  
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1.2.2 Strategische Ziele, Profilbildung und 
Schwerpunktsetzung

Die Universitäten sehen die Schwerpunktsetzung
in ihren Leistungsbereichen als Chance, vielmehr
als unverzichtbare Notwendigkeit, im internatio-
nalen Umfeld unter optimalem Einsatz der finan-
ziellen Mittel ein Höchstmaß an Wirkung zu erzie-
len. Aus der überwiegenden Anzahl der Tätig-
keitsberichte gehen Schwerpunktsetzungen her-
vor. Die Definition der Schwerpunkte, deren Be-
schreibung sowie Anzahl lassen schließen, dass ein
Teil der Universitäten über Bereichs- und Fakul-
tätsgrenzen eine Profilbildung eingeleitet hat
(z.B. Universität Salzburg mit vier Schwerpunkten,
Universität Innsbruck mit fünf Schwerpunkten,
Technische Universität Graz mit sechs Forschungs-
schwerpunkten, Universität für Bodenkultur Wien
mit drei durch sechs Kompetenzfelder konkre-
tisierten Schwerpunkten, Veterinärmedizinische
Universität Wien mit fünf Profillinien, Wirtschafts-
universität Wien mit acht Schwerpunkten, Univer-
sität Mozarteum Salzburg mit fünf Schwerpunk-
ten). Einige Universitäten ordnen ihren Schwer-
punkten Personal und Finanzmittel zu. Daneben
gibt es Universitäten, die bei ihren Schwerpunkt-
setzungen – vornehmlich in der Forschung – die
gleichmäßige Beteiligung aller Fakultäten zum
Ziel haben. So hat die Technische Universität Wien
neben sieben internen kooperativen fachüber-
greifenden Forschungsvorhaben 32 Forschungs-
schwerpunkte an den acht Fakultäten festgelegt.
Die Universität Linz sieht Exzellenzschwerpunkte
(einen gesamtuniversitären und zehn an den drei
Fakultäten) und Aufbauschwerpunkte (zwei ge-
samtuniversitäre und acht an den Fakultäten) vor.

Schwerpunktsetzungen sind in allen Leistungs-
bereichen der Universitäten ersichtlich. Besonders
ausgeprägt sind sie in der Forschung durch Kon-
zentration der Forschungsaktivitäten auf Kompe-
tenzzentren, Forschungscluster und universitäts-
interne Kooperationszentren (Technische Univer-
sität Wien) sowie den Ausbau des Wissens- und
Technologietransfers (Technische Universität Graz).
An den Medizinischen Universitäten liegen die
Schwerpunkte in der Einbindung von nichtmedizi-
nischer Grundlagenforschung in die klinische For-
schung (Medizinische Universität Wien) sowie in

einer ausgewogenen Berücksichtigung der Leis-
tungsbereiche Lehre, Forschung und Krankenver-
sorgung (Medizinische Universität Graz).

Einige Universitäten profilieren sich im regiona-
len und überregionalen Umfeld. So hat die Uni-
versität Graz einen Schwerpunkt „Südöstliches Eu-
ropa“ definiert, der Studienbeitragsbefreiungen
für Studierende aus diesen Nachbarländern sowie
eine Stärkung der regionalen Partnerschaften vor-
sieht. Die Universität Klagenfurt legt den sprach-
und kulturwissenschaftlichen Schwerpunkt auf
die Region und wird mit dem Alpen-Adria-Stipen-
dium ab 2005/06 Studierende aus dem erweiter-
ten Alpen-Adria-Raum besonders fördern. Die
Universität Innsbruck versteht sich als Universität
in der Region der Alpen, hat ein Italien-Zentrum
zur Intensivierung der wissenschaftlichen Bezie-
hungen zum südlichen Nachbarland eingerichtet
und stärkt auch die Forschung im Bereich Alpiner
Raum, Mensch und Umwelt. Die Universität Linz
sowie auch die Technische Universität Graz betrei-
ben schwerpunktmäßig Forschungs- und Techno-
logietransfer für die regionale Wirtschaft.

Die Profilbildung der Universitäten beruht auf
einer Analyse und Definition der Stärken. Die Ve-
terinärmedizinische Universität Wien hat sich ex-
terner Beratung durch einen international besetz-
ten Beirat bedient. Exzellenzförderung und Quali-
tätssicherung in Lehre, Forschung und Administra-
tion (Universität Wien) sowie die Evaluierung als
Grundlage von Entscheidungsprozessen (Akade-
mie der bildenden Künste Wien) sind weitere
wichtige Kriterien. Auf die Festsetzung von For-
schungsschwerpunkten bezogen spielen finanzi-
elle Anreize durch Forschungs- und Infrastruktur-
förderungsprogramme, EU-Rahmenprogramme,
Zusammenarbeit mit der Industrie und die Aus-
sicht auf steigende Drittmitteleinwerbungen eine
große Rolle. Dies ist vor allem durch Schwerpunkt-
setzungen in jenen Forschungsfeldern zu erken-
nen, die besonders stark durch Fördermittel des
Rates für Forschung- und Technologieentwick-
lung und durch EU-Rahmenprogramme finanziert
werden. Auch regionale Komponenten, wie die
Technologie- und Innovationspolitik der Länder
(z.B. Universität Linz), sind von Bedeutung. Wei-
ters werden durch Industriekooperationen, den
Betrieb von Kompetenzzentren mit anderen uni-
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versitären und außeruniversitären Partnern (z.B.
Montanuniversität Leoben) und durch Clusterbil-
dung (Technische Universität Graz: Automobil-
cluster) Schwerpunkte gesetzt.

1.2.3 Entwicklungsplanung/Universitäts-
entwicklung

Die Entwicklungsplanungen der Universitäten,
wie aus ihren Tätigkeitsberichten ersichtlich wird,
zielen auf die Stärkung der Forschung, Erhöhung
der internationalen Konkurrenzfähigkeit in der
Forschung, Erreichen einer repräsentativen Positi-
on in anerkannten internationalen Rankings und
vor allem Steigerung der Forschungsleistungen
ab. Weiters wird die forschungsgeleitete Lehre,
Profilbildung in der Lehre und ein attraktives
Lehrangebot in den Entwicklungsplanungen ver-
ankert. Die Erschließung neuer Finanzierungs-
quellen durch Stiftungsprofessuren (vgl. Tabelle
1.2), der Ausbau von Universitätsbeteiligungen
(Technische Universitäten Wien und Graz), Grün-
dung von Spin-off-Firmen (Veterinärmedizinische
Universität Wien), Professionalisierung und Quali-
tätsmanagement sowie Optimierung der Planung
und Steuerung (Universität Innsbruck), Stärkung
der administrativen Leistungen (Universität Wien)
und bessere Führbarkeit (Universität für Boden-
kultur Wien) finden in der Entwicklungsplanung
ebenfalls Erwähnung.

Allgemein anerkannte und dokumentierte Ziele
sind die Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, Qualitätssicherung in Lehre und For-
schung und die Förderung der Chancengleichheit
aller Angehörigen der Universität, insbesondere
im Hinblick auf die Erhöhung des Frauenanteils
(insbesondere Universität Wien, Universität Salz-
burg) sowie die Internationalisierung durch Förde-
rung der Mobilität und die Nutzung von Synergien
durch inter- und transdisziplinäre Vernetzungen
und Kooperationen. Die Medizinischen Universitä-
ten beziehen in ihre Entwicklungsplanung die Pa-
tientenversorgung als gleichwertige Kernaufgabe
(Medizinische Universität Wien, Medizinische Uni-
versität Innsbruck) und die Prävention ein.

Um ihre Entwicklungsplanungen erfolgreich
umzusetzen, haben die Universitäten, wie bereits
ausgeführt, Änderungen in der Aufbauorganisa-

tion vorgenommen und neue Verwaltungsstruktu-
ren (Stabsstellen) geschaffen. Weiters ist aus den
Berichten zu ersehen, dass an allen Universitäten
im Jahr 2004 großer Aufwand in die Personalent-
wicklung mit Weiterbildungsaktivitäten und Um-
schulungen gelegt wurde.  

1.2.4 Besondere Organisationseinheiten auf-
grund des Universitätsgesetzes 2002

Das Forschungsinstitut für Wildtierkunde und
Ökologie (FIWI) an der Veterinärmedizinischen
Universität Wien, dessen Betriebs-, Personal- und
Ausstattungskosten zu zwei Dritteln durch das
Universitätsbudget und zu einem Drittel durch die
Fördergesellschaft getragen werden, weist stei-
gende Drittmittelaktivitäten und Drittmittelein-
nahmen, darunter etliche FWF-Projekte, auf.
Durch den Übergang in die Autonomie der Uni-
versität ist kein Wechsel in der Leitung dieser Or-
ganisationseinheit eingetreten.

Gemäß § 40 Universitätsgesetz 2002 wurden an
den Universitätsstandorten Wien, Graz, Innsbruck,
Salzburg, Leoben, Linz und Klagenfurt Universi-
tätssportinstitute als eigene  Organisationseinhei-
ten  eingerichtet, die den Studierenden, Absolvent/
inn/en und dem Personal der Universitäten und
Fachhochschul-Studiengänge des jeweiligen Stand-
ortes für sportliche Aktivitäten zur Verfügung ste-
hen. Sie bieten vorwiegend ein breitensportlich ori-
entiertes Kursangebot an, das an allen Standorten
sehr gut aufgenommen wird und sich in jährlich
steigenden Kursteilnahmen ausdrückt. Jeder Uni-
versitätsstandort hat neben dem Breitensport ei-
nen besonderen Schwerpunkt: Graz verfügt über
ein sehr aktives Wettkampfwesen, am Universitäts-
sportinstitut in Innsbruck nimmt der Spitzensport
einen hohen Stellenwert ein, Spitzensportler/innen
in den Bereichen Schifahren, Triathlon und Volley-
ball nutzen die neuesten technischen Ausstattun-
gen für ihre Leistungsoptimierung. Die Universi-
tätsstandorte Wien und Klagenfurt haben infolge
der Umstellung auf das Universitätsgesetz 2002 Än-
derungen vorgenommen: Wien schließt sich enger
an das Institut für Sportwissenschaften an (z.B. In-
stallierung eines Diabetikertrainings), Klagenfurt
will sich im Bundesland als Kompetenzstelle für Be-
wegung und Sport etablieren.    
Universitätsbericht 2005 | Band 1 31



Bisherige Entwicklung und künftige Ausrichtung der Universitäten | Kapitel 1
Quelle: Erhebung BMBWK

Tabelle 1.2
Stiftungsprofessuren an Universitäten, Stand Juni 2005

Universität Anzahl Fach Sponsor Dauer
Universität  Wien 1 Pflegewissenschaft Österreichische Caritaszentrale, Caritas der 

Erzdiözese Wien, ÖRK, ÖRK Wien
3 Jahre

Universität Innsbruck 8 Bankwirtschaft und 
Finanzdienstleistungen

Hypo Tirol Bank 5 Jahre

Wirtschaftsinformatik mit 
Schwerpunkt e-business

Allgemeines Rechenzentrum, 
Zukunftsstiftung, WK Tirol, IV

4 Jahre

Europäische Sicherheitspolitik BM für Landesverteidigung 5 Jahre
Informatik Tiroler Zukunftsstiftung 3 Jahre
Informatik Tiroler Zukunftsstiftung 3 Jahre
Informatik Tiroler Zukunftsstiftung ab Besetzung bis 

31.12.2005
Holzbau Land Tirol, Pro Holz 5 Jahre

  Radiochemistry and Radiochemical 
Analysis

EU, Marie Curie-Professur voraussichtlich 3 
Jahre

Medizinische Universität 
Wien

1 Palliativmedizin in der Onkologie Privat, Pharmafirma 3 Jahre

Medizinische Universität 
Graz

1 Pflegewissenschaften Zukunftsfonds des Landes Steiermark 5 Jahre

Medizinische Universität 
Innsbruck

1 Allgemeinmedizin TILAK 4 Jahre

Universität Salzburg 1 Strukturbiologie Land Salzburg 5 Jahre
Technische Universität Wien 1 Ressourcenmanagement ARA Altstoff Recycling Austria (AG) 3 Jahre
Technische Universität Graz 8 Fahrzeugsicherheit Magna 10 Jahre

Werkzeugtechnik für Spanlose 
Produktion

Magna 10 Jahre

Production Science & Management Magna 10 Jahre
Angewandte Kryptographie SIC (Stiftung Secure Information and 

Communication Technologies)
5 Jahre

Reaktive Systeme in der 
Verfahrenstechnik

VTU – Engineering GmbH 8 Jahre

Zukunftsweisende 
Medientechnologien

Styria Medien AG 4 Jahre

Pharmaceutic Engineering EU, Marie Curie-Professur 2 Jahre
  Brain Computer Interface NIH-Professur 2 Jahre
Universität für Bodenkultur 
Wien

1 Nachhaltige Entwicklung BMLFUW, BMBWK 3 Jahre

Wirtschaftsuniversität Wien 1 Entrepreneurship und Innovation OeNB, Bank Austria, WKÖ, WK Wien, 
Berndorf AG

unbefristet

Universität Klagenfurt 7 Wirtschafts- und Regionalpolitik Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds 2 Jahre
Mobile Systeme Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008
Verkehrsinformatik Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008
Pervasive Computing Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008
Media Engineering Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008
Embedded System Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008

  Service Robotics Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds mind. bis Ende 2008
Universität für 
künstlerische und 
industrielle Gestaltung Linz 

2 Medientheorie Stadt Linz, Land OÖ, Private 7 Jahre

 Interface Culture Stadt Linz, Land OÖ, Private 5 Jahre
32 Universitätsbericht 2005 | Band 1



Bisherige Entwicklung und künftige Ausrichtung der Universitäten | Kapitel 1
Gemäß § 39 Abs. 1 Universitätsgesetz 2002 sind an
der Akademie der bildenden Künste Wien folgen-
de Organisationseinheiten einzurichten: die Ge-
mäldegalerie, der eine Glyptothek (Sammlung
von Gipsabgüssen und Skulpturen) eingegliedert
ist, und das Kupferstichkabinett. Erstere ist die
zweitgrößte Gemäldesammlung Österreichs, die
die Geschichte der europäischen Malerei vom
Spätmittelalter bis in das 20. Jahrhundert reprä-
sentiert. Zu ihren Aufgaben gehört es, die Lehren-
den und Studierenden zu unterstützen und die
Bestände wissenschaftlich aufarbeiten zu lassen.
2004 veranstaltete die Gemäldegalerie einige
Ausstellungen mit deutlichen Steigerungen in der
Besucherfrequenz (30% gegenüber dem Vorjahr).
Das Kupferstichkabinett ist mit ca. 100.000 Hand-
zeichnungen, Druckgraphiken und Fotografien
die zweitgrößte graphische Sammlung Öster-
reichs. Seine ursprüngliche Rolle als Lehrsamm-
lung der Akademie wurde als Lehr- und For-
schungseinrichtung und als öffentlich zugängli-
che museale Einrichtung neu definiert. Zwei lang-
jährige, umfangreiche Forschungsvorhaben konn-
ten zuletzt abgeschlossen werden, wobei die For-
schungsarbeit „Digitalisierung, Restaurierung und
wissenschaftliche Neubearbeitung der Sammlung
gotischer Baurisse“ mit dem „European Heritage
Awards/Europa Nostra 2003“ ausgezeichnet wur-
de. Die beiden Besonderen Universitätseinrichtun-
gen weisen umfangreiche Tätigkeitskataloge auf,
die weiter ausgebaut werden. Neuorientierungen
hinsichtlich der neuen gesetzlichen Gegebenhei-
ten sind nicht zu erkennen.

1.2.5 Kooperationen zwischen
Universitäten

Nahezu alle Universitäten verfügen über interuni-
versitäre Kooperationen im Inland und Ausland
und geben diesen in den Tätigkeitsberichten gro-
ße Aufmerksamkeit. Hier werden nur die inner-
österreichischen Kooperationen dargestellt. Den
Universitäten ist es wichtig, Synergien zu nutzen
und Doppelgleisigkeiten in Lehre und Forschung
zu vermeiden, vorhandene Stärken auszubauen,
die Interdisziplinarität und Exzellenz zu fördern
sowie Netzwerke zu schaffen. Beispielsweise ar-
beitet man bei Graduiertenprogrammen und

Doktoratskollegs (z.B. Doktoratskolleg Finance
der Universität Wien, Wirtschaftsuniversität Wien
und des Instituts für Höhere Studien, Doktorats-
kolleg Molekulare Enzymologie an der Universität
und Technischen Universität Graz), der Einrich-
tung gemeinsamer Forschungszentren und in eta-
blierten interuniversitären Forschungseinrichtun-
gen, die nach dem Universitätsgesetz 2002 einer
Universität als Träger zugeordnet wurden, zusam-
men. Neben gemeinsamen Studiengängen gibt es
Absprachen zum Lehrangebot, gemeinsame Lehr-
veranstaltungen, gemeinsame Ausrichtung inter-
disziplinärer Lehrveranstaltungen, Nutzung von
Datenbanken und Zusammenarbeit in der Quali-
tätssicherung.

Die Universität Graz und die Technische Univer-
sität Graz sind eine Kooperation eingegangen, um
eine kritische Größe zu erreichen und den Bereich
der Naturwissenschaften zu stärken. So haben im
vergangenen Jahr über 700 Personen ein natur-
wissenschaftliches Studium am Standort Graz ab-
geschlossen, eine höhere Anzahl als an der ETH
Zürich. Bei Großinvestitionen und Professorenbe-
rufungen etwa sollen Synergien genutzt werden.
Um die universitäre Zusammenarbeit in der Mole-
kularbiologie am Forschungsstandort Wien zu
stärken, arbeiten die Universität Wien und die Ve-
terinärmedizinische Universität Wien in den Max
F. Perutz Laboratories zusammen. Ebenso werden
Synergien mit den Instituten des Vienna BioCenter
und des Institutes für Molekulare Pathologie ge-
nutzt. Die Molekularbiolog/inn/en und Biomedizi-
ner/innen der beiden Universitäten erbringen in-
ternational anerkannte Spitzenleistungen im Be-
reich der Impfstoff- und Immuntherapieforschung
zur Vorbeugung und Behandlung von Infektions-
krankheiten und Krebs.

 Im Bereich Verwaltung kooperieren die Uni-
versitäten vor allem im Bereich der Entwicklung,
Implementierung und Systempflege von Verwal-
tungssoftware und der Neueinführung von Buch-
haltungssystemen aufgrund der veränderten
Rechtslage. In der EDV stellt sich die Universität
für Musik und darstellende Kunst Graz als beson-
ders kooperativ dar: Sie hat das System der Tech-
nischen Universität Graz unter der Bezeichnung
„KUGonline“ übernommen, um damit die Univer-
sitätsinfrastruktur (Bereiche Personal, Organisati-
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ons- und Gebäudemanagement, Lehrveranstal-
tungen, Studienpläne und Studierende) zu opti-
mieren. In der Personalverrechnung steht sie im
Verbund mit der Universität für künstlerische und
industrielle Gestaltung Linz und der Universität
Linz.

Als besonderes Beispiel österreichweiter Zu-
sammenarbeit der Universitäten ist der Österrei-
chische Bibliothekenverbund zu nennen. Das Be-
dürfnis von Zusammenarbeit beim Einsatz von
EDV und die effiziente Ressourcennutzung waren
entscheidend, die Entwicklung eines Verbundes
der wissenschaftlichen Bibliotheken in den 1980er
Jahren zu beginnen. Von Vorteil ist, dass gleiches
Material nur einmal zu erfassen ist, nicht jede Bi-
bliothek die gesamte Literatur und Information
bereitzustellen hat, Datensätze bei einheitlicher
Erfassung ausgetauscht und weiterverwendet
werden können und der Endnutzer zu den Bestän-
den aller Universitätsbibliotheken einfach Zugriff
hat. 1999 wurde das System Aleph 500, ein voll in-
tegriertes Bibliothekssystem, eingeführt. Mit der
Gründung der Österreichischen Bibliothekenver-
bund und Service GmbH wurde die gemeinsame
Arbeitsgruppe 2002 ausgegliedert. Sie ist zu 100%
im Eigentum des Bundes, ihre Aufgaben sind
durch Bundesgesetz (BGBl. Nr. 15/2002) umrissen.
Bestand der Verbund 2000 noch aus 30 Einrichtun-
gen, zählt er nun bereits 60 Einrichtungen. 

Die enormen Zugriffssteigerungen auf die Da-
tenbanken und elektronischen Journals, die von
jedem PC-Arbeitsplatz der Universität möglich
sind, wie aus den Tätigkeitsberichten ersichtlich
ist, bestätigen die Bedeutung der Universitätsbi-
bliotheken. Eine zeitgemäße Bibliothek zeichnet

sich dadurch aus, ein Hybrid-Angebot zur Verfü-
gung zu stellen und dem Dualismus von Besitz, Be-
standspräsentation und Bestandsausleihe einer-
seits und der Vermittlung von Zugängen zu Da-
tenbanken und elektronischen Vollzeitschriften
(durch Lizenzen erworben) zur virtuellen Biblio-
thek andererseits gerecht zu werden. Die Univer-
sitätsbibliotheken sind auf gutem Weg, diese Vor-
aussetzungen zu erfüllen. Durch den Bibliothe-
kenverbund ist der Großteil der Bestände der Uni-
versitätsbibliotheken, bei einzelnen sogar der Ge-
samtbestand, im elektronischen Katalog nachge-
wiesen.

1.3 Finanzierung der Universitäten

1.3.1 Entwicklung des Hochschulbudgets

Das Budget der österreichischen Hochschulen
sieht Ausgaben für Forschung und Lehre an Uni-
versitäten und Fachhochschulen vor sowie Ausga-
ben zur Unterstützung von Studierenden (z.B. Stu-
dienförderung). Zum Großteil sind diese Ausga-
ben beim Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur budgetiert. Zusätzlich werden in
das Hochschulbudget Summen des Fonds zur För-
derung der wissenschaftlichen Forschung (FWF)
einberechnet, der beim Bundesministerium für
Verkehr, Innovation und Technologie budgetiert
ist (Tabelle 1.3).   

Die Hochschulausgaben sind laut Rechnungsab-
schluss 2004 seit dem Jahr 1990 um mehr als 80%
angestiegen. Betrachtet man nur die Ausgaben,
die für Universitäten getätigt wurden, so ist das
Universitätsbudget seit 1990 um mehr als 90% ge-

Quelle: BMBWK

Tabelle 1.3
Hochschulbudget laut Bundesrechnungsabschlüssen nach Ressorts, 2001 bis 2004

 2001 2002 2003 2004
Hochschulbudget in Mio. € 2.386,0 2.517,6 2.502,0 2.560,3

davon BMBWK 2.339,2 2.493,8 2.467,2 2.516,9
davon BMVIT 46,8 23,8 34,8 43,4

Veränderung des Hochschulbudgets nominell
in Mio. € 73,0 131,6 -15,6 58,3
in % 3,2 5,5 -0,6 2,3
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stiegen. Im Vergleich dazu stieg das Bruttoin-
landsprodukt um mehr als 70%, der Bundeshaus-
halt um unter 60%. In der Darstellung der Hoch-
schulausgaben ist – aufgrund der mit dem Univer-
sitätsgesetz 2002 geänderten Universitätsfinan-
zierung – im Übergang von 2003 auf das Jahr 2004
zu berücksichtigen, dass die Universitäten ab 2004
einerseits Ausgaben zu tätigen haben, die bis da-
hin nicht anfielen (z.B. Pensionsbeiträge für Be-
amtinnen und Beamte) oder zentral besorgt wur-
den, andererseits die Einnahmen aus den Studien-
beiträgen und die sonstigen bisherigen Bundes-
einnahmen bei ihnen verbleiben. Bis einschließ-
lich 2003 waren dies Einnahmen im Bundeshaus-
halt und wurden den Universitäten – im Fall der
Studienbeiträge als so genannte „Universitätsmil-
liarde“ – wieder zur Verfügung gestellt. Der für
das Jahr 2004 in Tabelle 1.4 angeführte Gesamtbe-
trag beinhaltet die Beträge für die neu hinzuge-
kommenen Aufgaben, nicht jedoch die den Uni-
versitäten verbleibenden Einnahmen aus Studien-
beiträgen und die sonstigen früheren Bundesein-
nahmen (geschätzt ca. € 125 Mio.). Die für die Jah-
re 2001 und 2002 angegebenen Gesamtbeträge
beinhalten dagegen auch die Mittel aus der so ge-
nannten „Universitätsmilliarde“.      

Der Anteil des Hochschulbudgets am Bruttoin-
landsprodukt liegt zwischen 2000 und 2004 in der
Bandbreite von 1,09% bis 1,14% (siehe Tabelle
1.5). Von 2003 auf 2004 sank der Anteil des Hoch-
schulbudgets am BIP um 0,02 Prozentpunkte
leicht, wobei dies mit dem starken Anstieg des BIP
im Jahr 2004 zu erklären ist. Das BIP stieg relativ zu
2003 um 4%, das Hochschulbudget um 2,3% (vgl.
zur Berechnung des Hochschulbudgets Band 2,
Kapitel 2). 

Im internationalen Vergleich gaben die OECD-
Länder2 im Jahr 2002 im Durchschnitt 5,09% ihres
Bruttoinlandprodukts für Bildungseinrichtungen
aus öffentlichen Mitteln aus. Österreich liegt mit
5,42% im oberen Mittelfeld. Im tertiären Bereich
liegt Österreich bei den öffentlichen Ausgaben re-
lativ zum BIP an neunter Stelle jener 28 OECD-Län-
der, die Daten gemeldet haben, und mit 1,08% et-
was über dem OECD-Mittelwert von 1,05%. Unter
den EU-Staaten liegt Österreich an siebenter Stelle
von 17 Staaten.

Quelle: BMBWK

Tabelle 1.4
Hochschulbudget laut Bundesrechnungsabschlüssen (BRA) in Relation zu volkswirtschaftlich relevanten Größen, 
1990, 1995 und 2000 bis 2004

1990 1995 2000 2001 2002 2003 2004
Bruttoinlandsprodukt nominell in Mrd. € 136,326 175,526 210,392 215,593 221,008 226,142 235,050
Veränderung zu 1990 in % - 28,8 54,3 58,1 62,1 65,9 72,4
Bundeshaushalt in Mrd. € 41,041 55,565 58,247 60,409 61,818 61,387 64,977
Veränderung zu 1990 in % - 35,4 41,9 47,2 50,6 49,6 58,3
Hochschulbudget in Mrd. € 1,396 2,139 2,313 2,386 2,518 2,502 2,560
Veränderung zu 1990 in % - 53,2 65,7 70,9 80,3 79,2 83,4

davon nur für Universitäten 1,396 1,674 1,850 1,946 2,049 2,013 2,042
Veränderung zu 1990 in % - 19,9 32,6 39,4 46,8 44,2 46,3

2 OECD, Zentrum für Forschung und Innovation im Bildungs-
wesen (2005), Bildung auf einen Blick, OECD-Indikatoren
2005, Paris.
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Quelle: BMBWK

Große Bedeutung kommt dem Vergleich der Ent-
wicklung budgetärer Kennzahlen und hochschuli-
scher Kenngrößen wie Personal und Studierenden-
zahlen zu (siehe Abbildung 1.2). Den höchsten An-
stieg zeigt seit dem Jahr 1990 das Hochschulbud-
get, gefolgt vom BIP und dem Bundeshaushalt.
Teilweise liegt die Kurve des Hochschulbudgets
weit über jener des BIP. Aufgrund des Wechsels der
Datenquellen von 1999 auf 2000 im Bereich des
wissenschaftlichen Personals sind die Zahlen der
beiden Zeiträume (1990 bis 1999 und 2000 bis
2004) nur eingeschränkt vergleichbar. Bis 1999

wurden Planstellen angegeben, ab 2000 wissen-
schaftliches Personal in Vollzeitäquivalenten. Fest-
zuhalten ist auch in diesem Bereich ein Anstieg.
Der steilste Anstieg ist im Bereich der Studienan-
fängerinnen und -anfänger seit 1997 zu finden.
Dies ist einerseits durch die Zunahme der Studien-
anfänger/innen im Fachhochschulsektor und ande-
rerseits durch eine starke Zunahme der Erstzuge-
lassenenzahlen an Universitäten seit dem Winter-
semester 2002 zu begründen. Diese Zunahme seit
dem Wintersemester 2002 ist in geringerem Aus-
maß auch im Bereich der Studierenden zu sehen.

Abbildung 1.2
Hochschulbudget (BRA), Bundeshaushalt, Bruttoinlandsprodukt, Studienanfänger/innen, Studierende und 
wissenschaftliches Personal, 1990 bis 2004 (Index 1990 = 100)

Hochschulbudget, Bundeshaushalt und BIP preisbereinigt mittels BIP-Deflator
    

Quelle: BMBWK

Tabelle 1.5
Anteil des Hochschulbudgets und des Universitätsbudgets laut Bundesrechnungsabschlüssen (BRA) am BIP, 2000 bis 2004

 2000 2001 2002 2003 2004
Hochschulbudget in Mrd. € 2,313 2,386 2,518 2,502 2,560

Anteil am BIP in % 1,10 1,11 1,14 1,11 1,09
davon nur für Universitäten 1,850 1,946 2,049 2,013 2,042

Anteil am BIP in % 0,88 0,90 0,93 0,89 0,87
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1.3.2 Änderungen in der Budgetierung der 
Universitäten auf Grundlage des 
Universitätsgesetzes 2002 

Bis zum Jahr 2003 waren die Ausgaben der Univer-
sitäten bei den Voranschlags(VA)-Ansätzen 1/
14200 (Personalausgaben), 1/14203 (Anlagen), 1/
14207 (Gesetzliche Verpflichtungen) und 1/14208
(Aufwendungen) veranschlagt. Für die Ausgaben
der Universitäten der Künste waren die VA-Ansät-
ze 1/14300, 1/14303, 1/14307 und 1/14308 vorgese-
hen. Bei diesen VA-Ansätzen wurde der vorgesehe-
ne Betrag auf einzelne VA-Posten aufgeteilt (bei
den Personalausgaben beispielsweise auf Beamte,
Vertragsbedienstete, Mehrleistungsvergütungen
oder verschiedene Dienstgeberbeiträge; bei den
Aufwendungen z.B. auf Mieten, Lizenzgebühren,
Energie, Instandhaltung, Verbrauchsgüter, Litera-
tur oder Reinigung). Nicht bei den angeführten
VA-Ansätzen veranschlagt waren die Zahlungen
an die Bundesimmobiliengesellschaft und für die
Hochschulraumschaffung. Diese Ausgaben wurden
direkt vom BMBWK bezahlt und waren bei ande-
ren VA-Ansätzen veranschlagt. Der Klinische Mehr-
aufwand, der ebenfalls vom BMBWK bezahlt wur-
de, war jedoch im VA-Ansatz 1/14208 enthalten.

Neben den Ausgaben waren auch die Einnah-
men der Universitäten veranschlagt, und zwar bei
den VA-Paragrafen 2/1420 (Universitäten) und 2/
1430 (Universitäten der Künste). Zusätzlich war
die zweckgebundene Gebarung der Universitäten
(VA-Paragrafen 1/1421 und 2/1421) und der Uni-
versitäten der Künste (VA-Paragrafen 1/1431 und
2/1431) vorgesehen.

Seit 1. Jänner 2004 erhalten die Universitäten
einen Globalbetrag. Dieser ist nun beim VA-An-
satz 1/14037 veranschlagt. Der VA-Ansatz enthält
die ehemaligen VA-Paragrafen 1/1420, 1/1430, al-
so die gesamten Personal- und Sachausgaben der
Universitäten sowie die BIG-Mieten und einen Teil
des Klinischen Mehraufwandes. Die Ausgaben für
die Hochschulraumschaffung und der laufende
Klinische Mehraufwand sind nun beim VA-Ansatz
1/14038 veranschlagt. Die Ausgaben für Klinik-
bauten sind seit 2004 beim VA-Ansatz 1/14048
vorgesehen. Diese Beträge sind nicht mehr wie
bisher nach einzelnen VA-Posten aufgeteilt, son-
dern als jeweils ein Betrag enthalten.

Die Einnahmen der Universitäten sind nicht
mehr veranschlagt, diese werden nun von den
Universitäten direkt eingenommen. Die zweckge-
bundene Gebarung wird ebenfalls nicht mehr
über den Bundeshaushalt verrechnet.

Als zusätzlicher VA-Paragraf wurde 1/1490 ge-
schaffen. Dort sind die Ausgaben für die Beamt/
inn/en der Universitäten veranschlagt. Die Beamt/
inn/en der Universitäten erhalten ihr Gehalt wei-
terhin – da sie ein öffentlich-rechtliches Dienstver-
hältnis haben – vom Bund. Die Ausgaben für die
Beamt/inn/en werden dem Bund von den Univer-
sitäten ersetzt und beim VA-Paragrafen 2/1490
eingenommen. 

1.3.3 Entwicklung des Universitätsbudgets 
von 2003 bis 2005

Aufgrund der neuen Universitätsfinanzierung im
Universitätsgesetz 2002 sind die Universitätsbud-
gets der Jahre 2003 und 2004 in einer differenzie-
renden Sicht zu vergleichen. Einerseits verbleiben
ab 2004 die Einnahmen aus Studienbeiträgen und
die sonstigen bisherigen Bundeseinnahmen den
Universitäten, während sie bis 2003 noch vom
Bund vereinnahmt wurden. Andererseits haben
die Universitäten ab 2004 Zahlungen zu leisten,
die bis 2003 entweder vom Bund getätigt wurden
oder nicht anfielen. Bei einem bereinigten Bud-
getvergleich stand den Universitäten 2004 um
mehr als 7% mehr Geld als 2003 zur Verfügung.
Die Steigerungen der einzelnen Universitäten sind
unterschiedlich hoch und hängen von den Studie-
rendenzahlen und von der Art der Disziplinen ab. 

Quelle: BMBWK

Tabelle 1.6
Universitätsbudget laut Bundesrechnungs-
abschluss 2004

 in Mio. €
Gesamt 2.042,007
Globalbetrag 1.793,330
Lfd. Klinischer Mehraufwand 135,809
Klinikaufwendungen 52,470
Mittel aus der F&E-Offensive (Vorziehprofessuren, 

Universitätsinfrastruktur I + II) 32,100
Zahlungen gem. § 6 Universitätsgesetz 2002 

(zweckgebundene Gebarung) 28,298
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Der Globalbetrag 2005 bleibt wie gesetzlich
vorgesehen im Wesentlichen gleich hoch wie 2004
und erhöht sich um die Bezugserhöhungen für die
öffentlichen Bediensteten. Das Aufteilungsver-
fahren ist beibehalten, aber um Leistungsanreize
ergänzt worden. Zur Finanzierung von Anreizen
für die erfolgreiche Umstrukturierung der Organi-
sation und des Studienbereichs der Universitäten
im Sinn der Profilentwicklung werden nach § 141
Abs. 5 Universitätsgesetz 2002 für das Jahr 2005
0,4% und für 2006 0,8% vom Globalbudget jeder
Universität einbehalten und auf die Universitäten
entsprechend neu verteilt. Für die Jahre 2005 und
2006 steht folglich zusammen ein Betrag von
€ 20,5 Mio. zur Verfügung, der zu einem Drittel
2005 und zu zwei Dritteln 2006 ausbezahlt wird.
Die Ergebnisse der für beide Jahre durchgeführ-
ten Ausschreibung „Finanzierungsanreize zur För-
derung der Profilentwicklung der Universitäten“
sind aus Abbildung 1.3 ersichtlich.    

1.3.4 Aufteilung des Globalbetrags

Erfolgte die Finanzierung der Universitäten bisher
im Wesentlichen über Anträge der Universitäten
und staatliche Zuweisungen, haben die Universi-
täten in den Jahren 2004 bis 2006 ein gesetzlich ge-

sichertes Globalbudget von € 1,66 Mrd. Hinzu kom-
men weitere im Gesetz vorgesehene Positionen,
wie Bezugserhöhungen, Mietaufwendungen, der
laufende Klinische Mehraufwand und Implementie-
rungskosten. Zusätzlich zum Globalbetrag, der den
größten Teil des Universitätsbudgets ausmacht, ver-
bleiben den Universitäten seit 2004 die Einnahmen
aus Studienbeiträgen und die sonstigen früheren
Bundeseinnahmen (ca. € 125 Mio.). Weiters können
sie sich um Mittel aus der Forschungsförderung (z.B.
FWF) sowie aus verschiedenen Programmen, wie
Universitätsinfrastruktur und Vorziehprofessuren,
bewerben. Über Drittmittel (ca. € 187 Mio. jährlich)
beziehen die Universitäten Einkünfte aus der Privat-
wirtschaft (Auftragsforschung, Stiftungsprofessu-
ren, EU-Rahmenprogramme u.a.). 

Bei der Aufteilung des Globalbetrags der Jahre
2004 bis 2006 wurde von folgenden Überlegun-
gen ausgegangen:
● Die Budgetverteilung soll an die Situation 2003

anknüpfend auf das ab 2007 geltende Finanzie-
rungssystem mit dreijährigen Leistungsverein-
barungen und formelgebundenem Budgetan-
teil vorbereiten.

● Das Budgetierungsverfahren gilt daher für drei
Jahre und wird währenddessen nicht verändert.
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Abbildung 1.3
Finanzierungsanreize zur Förderung der Profilentwicklung der Universitäten,  Zuweisungen

Quelle: BMBWK
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● Ausgangsbasis jeder Universität ist ihr um Ein-
malbeträge bereinigter Anteil am Universitäts-
budget 2003.

● Aus dem Globalbetrag sind auch jene Positio-
nen zu finanzieren, die seit 2004 den Universi-
täten übertragen sind (Pensionsbeiträge für Be-
amte und Beamtinnen, Mietaufwendungen für
BIG-Gebäude, Klinischer Mehraufwand).

1.3.5 Universitäres Rechnungswesen

1.3.5.1 Rechnungsabschluss gemäß Verordnung 
über den Rechnungsabschluss der 
Universitäten 

Für das universitäre Rechnungswesen ist nach § 16
Abs. 1 Universitätsgesetz 2002 der erste Abschnitt
des dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs (HGB)
sinngemäß anzuwenden. Dieser Teilbereich des
HGB regelt im Wesentlichen die Buchführung und
das Inventar, die Erstellung der Eröffnungsbilanz
und des Jahresabschlusses, Bewertungsvorschrif-
ten sowie Angaben zur Aufbewahrung und Vorla-
ge von Unterlagen. Die im HGB definierten
Grundsatzanforderungen an das Rechenwerk –
nämlich Vollständigkeit, klare und übersichtliche
Aufstellung (u.a. durch Anwendung von Gliede-
rungsvorschriften für Bilanz und Gewinn- und
Verlustrechnung), um ein möglichst getreues Bild
der Vermögens- und Ertragslage zu vermitteln –
gelten nun auch für den universitären Rechnungs-
abschluss. Um eine Vergleichbarkeit der Rech-
nungsabschlüsse sicherzustellen, haben die au-
tonomen Universitäten für die Gliederung, Be-
wertung und Bemessung der Abschreibungsdau-
er möglichst einheitliche Grundsätze anzuwen-
den.

Der universitäre Rechnungsabschluss besteht
aus der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie den Angaben und Erläuterungen zu
diesen beiden Teilen. In § 16 Abs. 2 Universitätsge-
setz 2002 wird dabei auf die Verordnung über den
Rechnungsabschluss der Universitäten (BGBl. II Nr.
292/2003) verwiesen, welche im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen erlassen
wurde und die genaue Gliederung des Rech-
nungsabschlusses festlegt. Auf die Besonderhei-
ten des Universitätsbetriebes wurde bei der Dar-

stellung einzelner Bilanz- sowie Gewinn- und Ver-
lustrechnungspositionen in Abweichung zum HGB
Bedacht genommen. Sonderregelungen gelten
bei den Ansatzvorschriften für immaterielle Ver-
mögensgegenstände. So ist eine Aktivierung von
selbst erstellten Rechten und Lizenzen zulässig. Im
Sachanlagevermögen wurde eine universitätsspe-
zifische Bilanzposition mit dem Titel „Wissen-
schaftliche Literatur und andere wissenschaftliche
Datenträger“ geschaffen. Beim Umlaufvermögen
ist, im Gegensatz zur HGB-Regelung, eine Pau-
schalwertberichtigung nicht zulässig. Und statt
den üblichen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sind
die dem Universitätsbetrieb dienenden „Betriebs-
mittel“ auszuweisen. Beim „Eigenkapital“ ist eine
Bilanzaufgliederung im Sinn des HGB (Nennkapi-
tal, Kapitalrücklagen, Gewinnrücklagen und Bi-
lanzgewinn) nicht notwendig, da Universitäten
nicht über gebundenes Nennkapital verfügen.
Weitere universitätsspezifische Anpassungen gel-
ten auch für die Gewinn- und Verlustrechnung
und für die Angaben und Erläuterungen.

1.3.5.2 Der erste Rechnungsabschluss – Eröff-
nungsbilanz

Die Erstellung des ersten Rechnungsabschlusses ist
in § 15 der diesbezüglichen Verordnung geregelt.
Die Universitäten hatten bis März 2004 dem Bun-
desministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur Entwürfe zur Eröffnungsbilanz zu übermit-
teln. Nach einer Abschlussprüfung, die der Univer-
sitätsrat zu beauftragen hatte, mussten die tes-
tierten Eröffnungsbilanzen im Wege des Universi-
tätsrates bis Jahresmitte 2004 dem BMBWK vorge-
legt werden. Zur Vorbereitung der Vorlage der Er-
öffnungsbilanzen wurden von der Austria Wirt-
schaftsservice Gesellschaft mbH (AWS) im Auftrag
des BMBWK Informationsveranstaltungen für die
Universitätsräte und Leitungsorgane der Universi-
täten abgehalten. Weiters wurde die AWS mit der
analytischen Überprüfung der Eröffnungsbilanz-
entwürfe betraut. Diese umfasste die Beurteilung
der Vollständigkeit und Qualität der vorgelegten
Entwürfe und ergänzenden Unterlagen (etwa Be-
standsverzeichnis, Angaben zur Berechnung der
Personalrückstellungen und zur Ermittlung sonsti-
ger wesentlicher Bilanzpositionen), ferner eine
Überprüfung der Zulässigkeit der verwendeten Bi-
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lanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie ei-
nen zwischenuniversitären Vergleich wesentli-
cher Bilanzpositionen zur Abschätzung der Ver-
mögens- und Finanzlage sowie der stichtagsbezo-
genen Liquidität aller Universitäten. Die Analyse
der Entwürfe brachte folgende Ergebnisse, wel-
che auch für die testierten Eröffnungsbilanzen
zutrafen:
● Jede Eröffnungsbilanz erhielt vom jeweiligen

Wirtschaftsprüfer einen uneingeschränkten
Bestätigungsvermerk erteilt, womit festgehal-
ten wird, dass die Bilanz ein möglichst getreues
Bild der Vermögens- und Finanzlage gibt. Alle
vorliegenden Eröffnungsbilanzen samt Anga-
ben und Erläuterungen entsprechen den ge-
setzlichen Erfordernissen. Die verwendeten Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden folgen
den rechtlichen Vorgaben und berücksichtigen
die spezifischen Erfordernisse und Risken des
Universitätsbetriebes. 

● Eigenkapital steht einem Unternehmen unbe-
fristet zur Verfügung und ermöglicht freie Ent-
scheidungsmöglichkeiten. Eine hohe Eigenka-
pitalbasis erleichtert auch den Zugang zum
Geldmarkt. Als Kennzahlen für die Eigenmit-
telausstattung wurden die Eigenmittelquote
und das Risikokapital verwendet. Die Eigen-
mittelquote (Eigenkapital inklusive etwaiger
Investitionszuschüsse in Prozent der Bilanz-
summe) der meisten Universitäten war zum
Stichtag mit Werten zwischen 8,3% und 64,8%
zufrieden stellend, darunter lagen die Univer-
sität Salzburg und die Universität für ange-
wandte Kunst Wien. Die beiden Medizinischen
Universitäten Wien und Innsbruck hatten eine
negative Eigenkapitalquote, die vor allem auf
hohe Personalrückstellungen (für Abfertigun-
gen und Jubiläumsgelder) zurückzuführen ist,
die aber nicht kurzfristig zu Auszahlungen
führen. Bei den Medizinischen Universitäten
kommt hinzu, dass Anschaffungen an den Uni-
versitätskliniken aus dem Klinischen Mehrauf-
wand nicht in die Bilanz aufgenommen wer-
den dürfen und somit als Vermögenswerte
nicht aktiviert werden konnten. Unter Einbe-
ziehung dieser Faktoren würden sich auch die-
se Kennzahlen im zufrieden stellenden Bereich
bewegen.   

● Berücksichtigt man neben den Eigenmitteln
auch die langfristig gebundenen Personalrück-
stellungen, ergibt sich das so genannte Risiko-
kapital, eine häufig zur Beurteilung der Eigen-
mittelausstattung verwendete Kennzahl. Das
Risikokapital liegt mit Ausnahme der Medizini-
schen Universität Innsbruck bei allen Universitä-
ten über 28% der Bilanzsumme, was einen gu-
ten Wert darstellt.

● Die Liquiditätsanalyse dient zur Beurteilung der
Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens. Dabei
werden die kurzfristig verfügbaren Vermö-
genswerte (Umlaufvermögen) den kurzfristi-
gen Schulden und Verbindlichkeiten gegen-
übergestellt. Als universitätsspezifische Kenn-
zahl wurde das adaptierte Nettoumlaufver-
mögen im Verhältnis zum Universitätsbudget
verwendet. Anhand der Eröffnungsbilanz konn-
te nur eine statische Liquiditätsbetrachtung
durchgeführt werden. Bei fast allen Universitä-
ten war die Liquidität  positiv, bei vier Universi-
täten (Universität Graz, Medizinische Universi-
tät Innsbruck, Universität für angewandte
Kunst Wien und Universität für Musik und dar-
stellende Kunst Graz) bestand zum Stichtag ei-
ne Unterdeckung, welche in erster Linie auf ei-
nen überdurchschnittlich hohen Anteil an Rück-
stellungen, insbesondere für Instandhaltungen
und nicht verbrauchte Urlaube, zurückzufüh-
ren war. 

1.3.5.3 Rechnungsabschluss 2004
Bis Ende Mai 2005 hatten die Universitäten ihren
Rechnungsabschluss über das Rechnungsjahr
2004 samt Bericht des Abschlussprüfers im Wege
des Universitätsrates an das BMBWK weiterzulei-
ten. Erneut wurde die AWS mit der Analyse der
Schlussbilanzen sowie Gewinn- und Verlustrech-
nungen beauftragt, wovon zur Zeit der Zwischen-
bericht vorliegt:
● Alle vorgelegten Rechnungsabschlüsse zum

31. Dezember 2004 sind – wie schon die Er-
öffnungsbilanzen – nach den einschlägigen
Rechtsbestimmungen aufgestellt. Sämtliche
Jahresabschlüsse haben einen uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk und sind zusammen
mit dem Prüfbericht des Abschlussprüfers vor-
gelegt worden. Die Qualität der ergänzenden
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Angaben und Erläuterungen ist generell gut. In
20 Prüfberichten sind auch Kapitalflussrech-
nungen gemäß Fachgutachten der Österreichi-
schen Kammer der Wirtschaftstreuhänder ent-
halten, die nicht explizit in der Univ.Rechnungs-
abschlussVO gefordert werden (Ausnahme Me-
dizinische Universität Wien). In Einzelfällen
wurden kleinere Korrekturen der Ausgangs-
werte in den Eröffnungsbilanzen durchgeführt.
Änderungen der Bewertungsmethoden erfolg-
ten nur in wenigen Fällen hinsichtlich Abschrei-
bungsdauern sowie Berechnungsparametern
von Personalrückstellungen. In zwei Fällen (Me-
dizinische Universität Wien, Montanuniversität
Leoben) wurden infolge wesentlicher Ände-
rungsbedarfe Nachtragsprüfungen zur Eröff-
nungsbilanz durchgeführt. Bei keiner Universi-
tät sind die Kennzahlen des Unternehmensre-
organisationsgesetzes (Eigenmittelquote 8%,
fiktive Schuldentilgungsdauer 15 Jahre) unter-
bzw. überschritten.

● Der Absolutbetrag der Eigenmittel hat sich bei
18 Universitäten im Vergleich zu den Eröff-
nungsbilanzwerten erhöht. Hier bilden nur die
Wirtschaftsuniversität Wien, Universität Linz
und Universität Klagenfurt eine Ausnahme. In-
folge dieser starken Zunahme der Bilanzsumme
– welche insbesondere auf Wertzuwächse im
Umlaufvermögen zurückgeführt werden kann
– ist bei den Universitäten eine gegenüber den
Eröffnungsbilanzen gesunkene relative Eigen-
mittelquote zu verzeichnen. Allerdings weisen
nur vier Universitäten eine Eigenmittelquote
unter 10% auf. Den schwächsten Anteil besit-
zen nach wie vor die Medizinischen Universitä-
ten, vor allem wegen der Nichtaktivierbarkeit
von Investitionen im klinischen Bereich (Details
dazu siehe Band 2, Tabellen 2.5 und 2.6).

● Alle 21 Universitäten haben ein deutlich positi-
ves Risikokapital. Dieser Wert ist bei der Medi-
zinischen Universität Wien und Medizinischen
Universität Innsbruck am geringsten.

● Neben einer stichtagsbezogenen statischen Be-
urteilung der Liquidität kann nun auch eine dy-
namische Liquiditätsanalyse durchgeführt wer-
den. Als stichtagsbezogene Kennzahl wurde
der Mobilitätsgrad – das Verhältnis von kurzfri-
stig liquidierbarem Umlaufvermögen zu den
kurzfristigen Verbindlichkeiten – herangezo-
gen. Dabei weisen alle, mit Ausnahme der drei
Grazer Universitäten, einen Wert über 100%
auf. Somit verfügen 18 Universitäten über eine
ausreichende Liquidität zum Bilanzstichtag.
Die dynamische Liquiditätsanalyse zeigt, dass
sämtliche Universitäten im Jahr 2004 einen po-
sitiven Cashflow erreicht haben und damit –
mit Ausnahme der Akademie der bildenden
Künste Wien – ihre Investitionen aus dem er-
wirtschafteten Cashflow abdecken konnten.
Die Kennzahlen weisen somit auf eine ausrei-
chende bis gute Liquiditätslage bei den Univer-
sitäten hin.

● Betrachtet man das Jahresergebnis anhand der
Gewinn- und Verlustrechnungen, weisen fünf
Universitäten einen geringfügigen Jahresfehl-
betrag auf. Generell erwirtschafteten alle 21
Universitäten eine positive kumulierte Betriebs-
leistung von € 2,36 Mrd. (davon sind rund 76%
Globalbudgetzuweisungen des Bundes). Der Ei-
genfinanzierungsgrad beträgt – unter Einbe-
ziehung von Investitionen bei immateriellen
Vermögen und Sachanlagen – 23,5%. Damit
kann die Ertragslage der Universitäten als aus-
geglichen bis gut bezeichnet werden (Details
dazu siehe Band 2, Tabellen 2.5 und 2.6). 
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1.3.6 Zusätzliche Mittel für Universitäten aus 
den Offensivprogrammen I und II 

Aus dem Gesamtvolumen von € 1.108,7 Mio. für
die Offensivprogramme I und II empfahl der Rat
für Forschung und Technologieentwicklung (RFT)
bisher (Stand Mai 2005) für Programme, Projekte
und Aktionen des BMBWK einen Förderrahmen
von € 386,12 Mio. (34,8% am gesamten Fördervo-
lumen). Betrachtet man alle Aktivitäten und Pro-
gramme aus den Offensivprogrammen, die das

BMBWK seit 2001 in den einzelnen Strategiefel-
dern gestartet hat, unter dem Blickwinkel der Re-
levanz für die Universitäten, so profitieren die
Universitäten unmittelbar von den Programmen
zur Universitätsinfrastruktur, den Vorziehprofes-
suren, Uni-Invent und „excellentia. Ein High
Potentials Programm für Österreichs Universitä-
ten“ (siehe Tabelle 1.8). Die Universitäten verfü-
gen daher über sichere zusätzliche Einnahmen
von € 170,3 Mio. 

Tabelle 1.7
Kennzahlen aus den Rechnungsabschlüssen der Universitäten, 2004

 Eigenmittel-
quote1

Risikokapital-
quote2

Mobilitäts-
grad3

Anlagen-
intensität4

Fiktive
Schulden-

tilgungsdauer5

Cashflow-
Rate6

Universität Wien 47,4% 55,2% 92,7% 67,6% 1,6 10,8%

Universität Graz 19,1% 41,2% 54,1% 76,9% 3,2 10,0%

Universität Innsbruck 15,3% 27,5% 129,4% 31,1% 1,1 11,0%

Medizinische Universität Wien -3,9% 15,8% 116,5% 16,1% 5,1 3,9%

Medizinische Universität Graz 13,1% 27,3% 159,4% 31,0% 2,1 8,3%

Medizinische Universität Innsbruck -2,4% 9,9% 98,3% 28,3% 3,1 3,2%

Universität Salzburg 16,7% 35,4% 125,9% 39,8% 0,9 10,9%

Technische Universität Wien 35,5% 42,1% 126,2% 38,5% 0,9 7,1%

Technische Universität Graz 39,4% 47,0% 117,9% 40,6% 0,4 9,0%

Montanuniversität Leoben 23,6% 37,6% 110,5% 35,9% 1,4 9,0%

Universität für Bodenkultur Wien 29,4% 37,1% 130,4% 32,0% 1,2 9,2%

Veterinärmedizinische Universität Wien 32,0% 41,5% 157,4% 30,2% 0,3 7,2%

Wirtschaftsuniversität Wien 22,7% 38,7% 153,4% 22,1% 0,5 4,9%

Universität Linz 26,9% 37,1% 108,4% 39,8% 1,5 9,4%

Universität Klagenfurt 9,6% 18,0% 100,6% 24,1% 2,1 5,6%

Universität für angewandte Kunst Wien 12,5% 35,0% 103,8% 48,8% 1,6 9,9%

Universität für Musik und darstellende Kunst Wien 20,7% 49,0% 130,4% 36,8% 1,1 5,7%

Universität Mozarteum Salzburg 37,5% 55,7% 114,8% 51,0% 1,7 4,6%

Universität für Musik und darstellende Kunst Graz 6,9% 33,5% 75,9% 52,8% 3,9 5,0%

Universität für künstlerische 
und industrielle Gestaltung Linz

29,5% 43,6% 142,1% 32,8% 0,5 9,8%

Akademie der bildenden Künste Wien 47,7% 57,7% 117,5% 60,5% 2,4 3,4%

1 Eigenmittel in Relation zur Bilanzsumme.
2 Summe aus Eigenmitteln und Sozialkapital in Relation zur Bilanzsumme.
3 Anteil des Umlaufvermögens an den kurzfristigen Fremdmitteln. 
4 Anlagevermögen in Relation zur Bilanzsumme. 
5 Dauer in Jahren. Effektivverschuldung (Berechnung gem. AWS Formel) in Relation zum Cashflow.
6 Cashflow (Berechnung gem. AWS Formel) in Relation zur universitären Betriebsleistung (lt. Gewinn- und Verlustrechnung).

Quelle: BMBWK
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Die Programme „Vorziehprofessuren“ und „Uni-
versitätsinfrastruktur“ unterstützen die Universi-
täten bei ihren Schwerpunktsetzungen und Profil-
entwicklungen. Die Universitätsinfrastrukturpro-
gramme I bis III fördern die Schaffung entspre-
chender Infrastruktur an Universitäten für erfolg-
reiche universitäre Grundlagenforschung, die die
Attraktivität von universitären Forschungseinrich-
tungen auch für industrielle und andere außeruni-
versitäre Partner steigert, bestehende Forschungs-
kooperationen absichert und neue ermöglicht. In
der ersten Programmphase (2001 bis 2003) wur-
den für die Forschungsinfrastruktur an den Uni-
versitäten € 56,47 Mio. (davon € 52,61 Mio. für In-
frastruktur) zur Verfügung gestellt, in Universi-

tätsinfrastruktur II (2004) € 18 Mio., in Universi-
tätsinfrastruktur III (2005 und 2006) werden noch-
mals € 70 Mio. ausgeschüttet. Jede Universität er-
hält davon einen Sockelbetrag von € 100.000,-,
der verbleibende Betrag von € 67,9 Mio. wurde im
Wege einer Ausschreibung im Juli 2005 verteilt
(vgl. Abbildung 1.4).       

Im Programm „Vorziehprofessuren“ werden
Professuren bis zu drei Jahre vom Bund finanziert.
In zwei Ausschreibungen wurden insgesamt 77
Vorziehprofessuren von einer Jury zur Finanzie-
rung empfohlen, wovon bis Juni 2005 42 (54,5%)
besetzt waren. Das Programm „excellentia. Ein
High Potentials Programm für Österreichs Univer-
sitäten“ ist in Kapitel 4.7 beschrieben. Das ge-

Tabelle 1.8
Universitätsbezogene Programme innerhalb der Offensivprogramme I und II, RFT-Empfehlungen für 2001 bis 2006

Gesamt € 170,3 Mio.
Universitätsinfrastrukturprogramme I–III € 144,5 Mio.
Vorziehprofessuren I, II € 21,8 Mio.
Uni:Invent – Patentverwertung/Scouting € 3,0 Mio.
excellentia. Ein High Potentials Programm für Österreichs Universitäten € 1,0 Mio.

Quelle: BMBWK

Sockelbetrag:  € 2.100.000
Auswahlverfahren: € 67.900.000

Gesamt: € 70.000.000

Universität Wien
Medizinische Universität Wien

Technische Universität Wien
Universität Innsbruck

Universität Graz
Medizinische Universität Graz

Technische Universität Graz
Universität Salzburg

Medizinische Universität Innsbruck
Universität f. Musik u. darst. Kunst Wien

Universität f. Bodenkultur Wien
Universität Linz

Veterinärmedizinische Universität Wien
Wirtschaftsuniversität Wien

Universität Mozarteum Salzburg
Universität f. angewandte Kunst Wien

Universität f. Musik u. darst. Kunst Graz
Montanuniversität Leoben

Akademie d. bildenden Künste Wien
Universität Klagenfurt

Univ. f. künstl. u. industr. Gestaltung Linz

€ 5.974.000
€ 5.347.600

€ 4.595.100
€ 3.304.600
€ 3.289.200
€ 3.235.600
€ 3.100.000
€ 3.074.600
€ 2.971.000
€ 2.893.200
€ 2.729.000

€ 1.583.700
€ 1.553.000

€ 10.548.100
€ 8.775.500

€ 1.282.000
€ 1.320.000
€ 1.343.900
€ 1.415.000

€ 710.500
€ 954.400

Abbildung 1.4
Universitätsinfrastruktur III, Zuweisungen

Quelle: BMBWK
Universitätsbericht 2005 | Band 1 43



Bisherige Entwicklung und künftige Ausrichtung der Universitäten | Kapitel 1
meinsam von BMBWK und BMWA 2004 initiierte
Programm Uni:invent zielt auf den Aufbau von
Verwertungsstrukturen für Diensterfindungen3

an Universitäten ab. Dazu wurden so genannte
„Innovationsscouts“ an den an Uni:invent teilneh-
menden Universitäten bestellt, deren Aufgaben in
der Information, frühzeitigen Identifizierung von
Erfolg versprechenden Forschungsarbeiten, Ver-
waltung und Anlaufstelle für Forscher/innen in Sa-
chen geistiger Eigentumsrechte bestehen. Bis Fe-
bruar 2005 wurden seither 130 Erfindungen von
13 Universitäten gemeldet.4

Bezieht man auch jene Forschungs-, Technolo-
gie- und Infrastruktur(FTI)-Programme und Projek-
te des Bildungsressorts in die Betrachtung ein, die
für Universitäten als Durchführungssektor einen
geschätzten Finanzierungsanteil zwischen 50% bis
80% aufweisen – und zwar GEN-AU (Österreichi-
sches Genomforschungsprogramm), proVISION –
Vorsorge für Natur und Gesellschaft, Austrian Grid
– GRID Computing Infrastruktur Initiative für
Österreich, ÖZBT (Österreichisches Zentrum für
Biomodelle und Transgenetik), CONEX-Cooperati-
on and Networking for Excellence sowie die EU-
Anbahnungs- und -Zusatzfinanzierung – und
nimmt eine durchschnittliche Finanzierungsquote
von 65% an, so gehen von den empfohlenen
€ 88,1 Mio. rund € 55 Mio. an die Universitäten.
Das bedeutet, dass die Universitäten weitere
14,2% der dem Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur zur Verfügung stehenden
Sondermittel erhalten. Hinzu kommen noch jene
Programme und Aktivitäten des BMBWK, an de-
nen die Universitäten mit weniger als 50% als
Durchführungssektor aufscheinen sowie die Betei-
ligung der Universitäten an Projekten anderer Res-
sorts. Zusammenfassend können die Universitäten
nach aktuellem Stand der Empfehlungen des Rates
für Forschung und Technologieentwicklung (Mai
2005) mit mindestens einem Gesamtanteil von
53,2% (€ 205,3 Mio.) an zusätzlichen Einnahmen
aus den Sondermitteln des BMBWK rechnen.    

1.3.7 Universitätsbezogene ESF-Ziel 3 Maß-
nahmen

Die Universitäten beteiligen sich von 2000 bis
2006 an Maßnahmen des Europäischen Sozial-
fonds-Ziel 3. Dieses Programm zur Stärkung des
Beschäftigungspotentials in Wissenschaft, For-
schung und Technologie trägt im österreichischen
Wissenschafts- und Hochschulbereich durch ge-
zielte Projektförderung dazu bei, Absolvent/inn/
en den Eintritt in den Arbeitsmarkt durch die Ver-
besserung ihrer Vermittelbarkeit in selbstständige
und unselbstständige Arbeit zu erleichtern. Be-
darfsorientierte und auf Informations- und Kom-
munikationstechnologien gestützte Kursentwick-
lung und -angebote ergänzen diese Strategie, die
sich nicht nur an klassischen Zielgruppen der Uni-
versitäten orientiert, sondern auch an sozial und
regional benachteiligten Personengruppen. Den
Schwerpunkt im Arbeitsmarkt „Forschung“ bilden
die Universitätsprojekte zur Verbesserung der
laufbahnorientierten Qualifikationen von Wissen-
schafterinnen und der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie. Neben dem innovativen Modellcha-
rakter der Projekte wird auch auf deren system-
und strukturverändernden Charakter und deren
Nachhaltigkeit an den Institutionen selbst Wert
gelegt. Während die Finanzierung der ersten Pro-
jekte zu annähernd gleichen Teilen aus ESF-Mit-
teln (46%) und Bundesmitteln (54%) bestand,
finanzieren nun die Universitäten ESF-Ziel 3 Pro-
jekte mit bzw. übernehmen sie nach Abschluss
vollständig. In die Gesamtfinanzierung wurden
auch Mittel des Programms fFORTE (Frauen in For-
schung und Technologie) integriert, vereinzelt
auch regionale Mittel. Thematisch verteilen sich
die 34 laufenden oder abgeschlossene Projekte an
den Universitäten auf „Frauen und Wissenschaft“
mit 17 Projekten, „Informations- und Kommuni-
kationstechnologien“ mit 12 und „Vermittelbar-
keit von Universitätsabsolvent/inn/en in selbst-
ständige oder unselbstständige Beschäftigung“
mit 5 Projekten. 

3 Diensterfindungen müssen laut § 106 Universitätsgesetz
2002 dem Rektorat gemeldet werden, welche sie zu Paten-
ten anmelden und entsprechende Aktivitäten zur Verwer-
tung setzen können.

4 Erste Ergebnisse der begleitenden Programmevaluierung
finden sich im Forschungs- und Technologiebericht 2005,
92ff.
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Abbildung 1.5
Finanzierung der ESF-Ziel 3 Projekte nach Mittelherkunft

Quelle: BMBWK

1.4 Forschung

1.4.1 Neuordnung der Forschungslandschaft

Mit dem Reformdialog vom 15. April 2004 zur
Strukturreform in der Forschungsförderung wur-
de eine Neuordnung der Forschungsförderungs-
landschaft in Angriff genommen:
● Einrichtung einer Forschungsförderungsgesell-

schaft FFG5  

Zusammenschluss von FFF (Forschungsförde-
rungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft), TIG
(Technologie Impulse Gesellschaft), ASA (Au-
strian Space Agency) und BIT (Büro für Interna-
tionale Forschungs- und Technologiekooperati-
on) zur Forschungsförderungsgesellschaft FFG
mit vorwiegend auf industriell-gewerbliche,
angewandte Forschung gerichtete Förderung.
Mit einem Förderungsvolumen von € 326 Mio.
(2004) ist es die Förderungsagentur für Innova-
tionen in Österreich.  

● Reform des Wissenschaftsfonds FWF
Unter Beibehaltung seiner Autonomie wurden
die gesetzlichen Grundlagen des Fonds novel-
liert, um den neuen Bedingungen der Universi-
tätslandschaft durch das Universitätsgesetz
2002 Rechnung zu tragen und zeitgemäßen
Governance-Strukturen zu entsprechen. Die
Novellierung hatte eine Trennung von operati-
ven, strategischen und Stabsstellen-Agenden
zur Folge. Die Organe des Wissenschaftsfonds

wurden um einen Aufsichtsrat erweitert und
die Gremien Delegiertenversammlung, Kurato-
rium und Präsidium neu zusammengesetzt.  5 

● Einrichtung einer Nationalstiftung für For-
schung, Technologie und Entwicklung6

Mit einem jährlichen Stiftungsvolumen von
€ 125 Mio. wird die Nationalstiftung insbeson-
dere die Förderung langfristig verwertbarer, in-
terdisziplinärer Forschungsmaßnahmen unter-
stützen. Durch das Zusammenwirken von Ver-
treter/inne/n des Rates für Forschung und Tech-
nologieentwicklung (RFT) und FTI-befassten
Ressorts im Stiftungsrat wird eine strategisch
orientierte Ausrichtung der Förderung von
Schwerpunkten garantiert. Das thematische
Spektrum reicht von der Grundlagenforschung
bis zur Technologieentwicklung.

● Unabhängigkeit des Rates für Forschung und
Technologieentwicklung (RFT)
Dem 2000 eingerichteten Rat für Forschung
und Technologieentwicklung wurde mit 2004
eine eigene Rechtspersönlichkeit verliehen.
Sein Wirkungsbereich umfasst das gesamte na-
tionale Innovationssystem, und seine Empfeh-
lungen können gleichermaßen von Bundes-
und Landesstellen eingeholt werden.

46%

18%

24%

11%
1%

ESF-Ziel 3
BMBWK
Universitäten
fFORTE
Regionen

5 Gegründet mit Bundesgesetz zur Errichtung der Österrei-
chischen Forschungsförderungsgesellschaft mbH, rückwir-
kend mit 1. Jänner 2004 (FFG-G, BGBl. I Nr. 73/2004).

6 FTE-Nationalstiftungsgesetz, BGBl. I Nr. 133/2003.
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● Errichtung des Hauses der Forschung
In einem „Haus der Forschung“ sollen alle we-
sentlichen mit Forschungsförderung betrauten
Einrichtungen des Bundes sowie einzelne For-
schungseinrichtungen räumlich zusammenge-
führt werden. Es sind dies voraussichtlich FFG,
FWF, RFT, CDG (Christian Doppler-Gesellschaft)
und ARC (Austrian Cooperative Research). Der
Spatenstich erfolgte Ende 2004. 

Die Reformen dienen letztlich dazu, dem 2000
eingeschlagenen Weg zur Hebung der F&E-Quote
zu folgen. Das für 2006 gesetzte Ziel einer Erhö-
hung der F&E-Ausgaben auf 2,5% des BIP er-
scheint erreichbar (für 2005 ist die Schätzung von
Statistik Austria 2,35%). Österreich bekennt sich
auch zu den in Lissabon für Europa festgelegten
Zielen und der in Barcelona 2002 vom Europäi-
schen Rat konkretisierten nationalen F&E-Quote
von 3% des BIP bis 20107. Die österreichische
Bundesregierung leistete und leistet mit den
Forschungs-Offensivprogrammen I (2001-2003:
€ 508,7 Mio.) und II (2004-2006: € 600 Mio.) und
den jährlichen Stiftungsmitteln (€ 125 Mio.) einen
wesentlichen Beitrag zur Steigerung der F&E-
Quote. Am „Reformdialog für Wachstum und Be-
schäftigung“ vom 1. Mai 2005 wurde vom Bundes-
kanzler eine zusätzliche „Forschungsmilliarde“
angekündigt. Die Auftragsforschung von Unter-
nehmen soll steuerlich begünstigt werden und so
auch die Universitäten und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen bei der Einwerbung von
Drittmitteln unterstützen.

Die geplante Steigerung der F&E-Ausgaben im
Rahmen der Barcelona-Ziele verstärkt auch die
Nachfrage nach Wissenschafter/inne/n. Mit dem
Universitätsgesetz 2002 wurden die Grundlagen
für ein leistungsorientiertes Personalrecht und da-
mit die Möglichkeiten beruflicher Mobilität zwi-
schen Universität und Privatwirtschaft etabliert.
Die Karrierechancen junger Akademiker/innen
und speziell die Förderung von Frauen zur De-
ckung des Bedarfs an hochqualifizierten Arbeits-

kräften werden durch eigene Förderprogramme
verbessert. Zur Etablierung einer „Verwertungs-
kultur“ an Universitäten und dem Aufbau von ef-
fizienten Verwertungsstrukturen wurde das Pro-
gramm „Uni:invent“ initiiert. 

1.4.2 Forschungsressourcen: Finanzmittel und 
Personal

1.4.2.1 Finanzmittel
Die Globalschätzung der Bruttoinlandsausgaben
für in Österreich durchgeführte F&E weist für 2005
Ausgaben in Höhe von rund € 5.773,86 Mio. aus.
Diese werden zu 36,6% von der öffentlichen Hand
(Bund, Bundesländer und sonstige öffentliche Ein-
richtungen), zu 43% von der Wirtschaft, zu rund
20,1% vom Ausland und zu 0,3% vom privaten ge-
meinnützigen Sektor finanziert. Besonders erfreu-
lich ist die Entwicklung der österreichischen For-
schungsausgaben im Berichtszeitraum: Seit 2002
stieg die Gesamtsumme der Forschungsausgaben
um rund 23% und erreichte 2,35% des Bruttoin-
landsprodukts. Österreich liegt damit in der For-
schungsfinanzierung sowohl über dem europäi-
schen (2002: EU 15 – 1,95%, EU 25 – 1,86%) als
auch über dem OECD-Durchschnitt (2002: 2,26%). 

Die Ausgaben des Bundes für in Österreich
durchgeführte F&E werden 2005 rund € 1,74 Mrd.
erreichen, sie liegen um rund 11,1% über dem
Vorjahresniveau und um 27,8% über dem Niveau
von 2002. In den Ausgaben des Bundes sind die für
2005 zur Verfügung stehenden Mittel der Natio-
nalstiftung für Forschung, Technologie und Ent-
wicklung sowie Schätzungen über die zur Auszah-
lung gelangenden Forschungsprämien und der
voraussichtlich zur Auszahlung gelangenden Son-
dermittel aus den F&E-Offensivprogrammen ent-
halten. Nicht berücksichtigt sind jene Mittel, die
bereits 2005 aus der vom Bundeskanzler am Re-
formgipfel für Beschäftigung angekündigten zu-
sätzlichen Forschungsmilliarde wirksam werden.
Zusätzlich wird der Bund 2005 Beitragszahlungen
an internationale Organisationen, die Forschung
und Forschungsförderung als Ziel haben, in Höhe
von € 65,33 Mio. leisten.

7 Siehe auch Kok-Bericht, der Österreich als eines der weni-
gen europäischen Länder auf einem 3%-Weg ausweist. Kok
Wim (2004), Facing the challenge. The Lisbon strategy for
growth and employment. Report from the High Level
Group chaired by Wim Kok, Brussels.
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Abbildung 1.6
Ausgaben des Bundes für Forschung und Forschungsförderung 2005 nach Ressorts

1 BVA 2005: Einschließlich der im Budgetkapitel 51 veranschlagten Mittel der „Pauschalvorsorge für das Forschungs-Offensivprogramm“ (2005: € 200 Mio.).
2 Andere beinhaltet Ressorts mit einem Anteil unter 0,4%, das sind: BKA, BMI, BMSGK, BMaA, BMLV.

Quelle: Statistik Austria gem. Beilage T des Arbeitsbehelfes zum Bundesfinanzgesetz, Teil a und b; BMBWK 

Tabelle 1.9
Globalschätzung 2005: Bruttoinlandsausgaben für F&E, Finanzierung der in Österreich durchgeführten F&E, 
2002 bis 2005

Finanzierungssektoren 2002 2003 2004 2005
1. Bruttoinlandsausgaben für F&E (in Mio. €) 4.684,31 4.974,68 5.346,08 5.773,86
Davon finanziert durch:

A. Bund1 1.362,37 1.394,86 1.567,35 1.741,14
B. Bundesländer 2 171,26 291,62 304,7 329,25
C. Unternehmenssektor3 2.090,62 2.184,70 2.320,15 2.480,24
D. Ausland4 1.001,97 1.044,05 1.092,08 1.158,70
E. Sonstige5 58,09 59,45 61,8 64,53

2. BIP nominell6  (in Mrd. €) 221,01 226,14 235,05 245,45
3. Bruttoinlandsausgaben für F&E in % des BIP 2,12 2,20 2,27 2,35

1 2002: Erhebungsergebnisse (Bund einschl. Mittel der zwei Forschungsförderungsfonds des ITF). 
2005: Beilage T/Teil b des Arbeitsbehelfes zum Bundesfinanzgesetz 2005 (Voranschlag). Zusätzlich (außerhalb der Beilage T) wurden einbezogen: € 127,6 Mio. Natio-
nalstiftung für Forschung, Technologie und Entwicklung, € 100 Mio. für nach dem derzeitigen Informationsstand voraussichtlich zur Auszahlung gelangende For-
schungsprämien gemäß Verordnung des Bundesministers für Finanzen, BGBl. II Nr. 506/2002, sowie € 40 Mio. für nach dem derzeitigen Informationsstand
voraussichtlich zur Auszahlung gelangende Rücklagenreste aus den Pauschalvorsorgen für die F&E-Offensivprogramme.

2 2002: Erhebungsergebnisse (einschl. Schätzung der F&E-Ausgaben der Landeskrankenanstalten durch Statistik Austria: 2002: € 86,5 Mio.). 
2003-2005: Auf der Basis der von den Ämtern der Landesregierungen gemeldeten F&E-Ausgaben-Schätzungen.

3 Umfasst Finanzierung durch die Wirtschaft. 2002: Erhebungsergebnisse. 2003-2005: Schätzung durch Statistik Austria auf der Basis der Ergebnisse der von Statistik
Austria in allen volkswirtschaftlichen Sektoren durchgeführten F&E-Erhebungen.

4 2002: Erhebungsergebnisse. 2003-2005: Schätzung durch Statistik Austria auf der Basis der Ergebnisse der F&E-Erhebungen. Unter Einschluss der Rückflüsse aus den
EU-Rahmenprogrammen für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration.

5 Umfasst Finanzierung durch Gemeinden (ohne Wien), Kammern, Sozialversicherungsträger sowie allfällige sonstige öffentliche Finanzierung sowie Finanzierung durch
den privaten gemeinnützigen Sektor. 2002: Erhebungsergebnisse. 2003-2005: Schätzung durch Statistik Austria.

6 2002-2003: Statistik Austria, Stand: Revision Oktober 2004. 2004: WIFO im Auftrag von Statistik Austria, März 2005. 
2005: WIFO, Konjunkturprognose April 2005.

Quelle: Statistik Austria; Stand: 21. April 2005
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1.4.2.2 Forschungsfinanzierung durch die 
Ressorts

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur wird für F&E 2005 rund € 1,014 Mrd.
ausgeben (einschließlich anteiliger Bauausgaben),
das sind 65,9% aller Forschungsausgaben des Bun-
des. Den zweitgrößten Finanzierungsanteil hat
das Bundesministerium für Finanzen, bedingt
durch die für 2005 reservierten Mittel in Höhe von
€ 200 Mio. aus dem Offensivprogramm II, gefolgt
vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation
und Technologie mit rund 14% aller Ausgaben
(vgl. Abbildung 1.6).

Dem BMBWK obliegt die Finanzierung der Uni-
versitäten, die in ihrer Gesamtheit die größte For-
schungsinstitution des Landes sind. Die Berech-
nung des forschungswirksamen Anteils des Glo-
balbudgets der Universitäten beruht auf Erhebun-
gen von Statistik Austria, deren Methodik interna-
tionalen Richtlinien (Frascati-Handbuch der OECD)
folgt. Rund 43% des gesamten Hochschulbudgets,
somit ca. € 876,97 Mio. oder ca. 50% aller staatli-
chen F&E-Ausgaben, entfallen statistisch gesehen
auf die universitäre Forschung. 

1.4.2.3 Forschungspersonal
Einen wichtigen Indikator für die Leistungsfähig-
keit von F&E stellt der Anteil der Forscher/innen
an der Erwerbsbevölkerung dar. Dieser Anteil
liegt in der OECD gesamt durchschnittlich bei 6,5
Forscher/inne/n je 1.000 Beschäftigte. Für Öster-
reich wurde für 2002 eine Kennzahl von 6,1 For-

scher/inne/n je 1.000 Beschäftigte errechnet, wo-
mit Österreich nun gegenüber 1998 den EU-15-
Durchschnitt erreicht hat.8 Gemäß F&E-Vollerhe-
bung von Statistik Austria über das Jahr 2002 wa-
ren in Österreich im Hochschulsektor 9.879 Voll-
zeitäquivalente in F&E tätig. Dies entspricht rund
25% aller in F&E Beschäftigten. Gegenüber 1998
stieg die Anzahl der Beschäftigten um rund 14%.
Diese positive Entwicklung wird vor allem durch
Zuwächse in der Nachfrage nach hoch qualifizier-
tem wissenschaftlichen Personal (17% Zuwachs)
sowie von höher qualifiziertem nichtwissenschaft-
lichen Personal (rund 19% Zuwachs gegenüber
1998) getragen. Die höchsten Zahlen an Vollzeit-
äquivalenten für F&E weisen die Wissenschafts-
zweige Naturwissenschaften, Humanmedizin und
Sozialwissenschaften auf. Der Frauenanteil am
Forschungspersonal der Universitäten liegt 2002
bei 38,3% (1998: 35,8%).
Ein Vergleich der Arbeitszeitverteilung des wis-
senschaftlichen Personals im Gesamtdurchschnitt
der Berichtsjahre 1998 und 2002 zeigt, dass für
F&E generell mehr Zeit aufgewendet wird (50,2%;
1998: 48,1%) als für Lehre und Ausbildung
(29,6%; 1998: 30,9%). Deutliche Unterschiede be-
stehen nach Wissenschaftszweigen: Insbesondere
in Humanmedizin und Naturwissenschaften ent-
fällt wesentlich mehr Zeit auf F&E als auf Lehre
und Ausbildung.

8 Siehe dazu Forschungs- und Technologiebericht 2005, 79ff.

Tabelle 1.10
Beschäftigte in F&E im Hochschulsektor1 in Vollzeitäquivalenten, 1998 und 2002
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davon

Frauen  in % Gesamt
davon

Frauen  in % Gesamt
davon

Frauen  in %
1998 1.015 8.670,1 35,8 5.955,2 22,6 1.242,1 63,8 1.472,8 65,5
2002 969 9.861,0 38,3 6.976,6 27,0 1.474,9 64,8 1.427,4 65,8

1 Einschließlich Universitätskliniken, Universitäten der Künste, Akademie der Wissenschaften, Fachhochschulen, Privatuniversitäten, Donau-Universität Krems und Ver-
suchsanstalten an den Höheren Technischen Bundeslehranstalten.

Quelle: Statistik Austria, F&E–Erhebung 1998 und 2002; BMBWK
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1.4.3 Auswertung der Faktendokumentation 
des Bundes

Die Faktendokumentation (Forschungsförderun-
gen und Forschungsaufträge des Bundes) für das
Jahr 2003 zeigt, dass von den ausbezahlten Beträ-
gen aller Ressorts in Höhe von € 274,81 Mio.
79,4% auf Globalförderungen fallen, das sind
Globalförderungen an den Wissenschaftsfonds,
den Forschungsförderungsfonds für die gewerbli-
che Wirtschaft (bis 2003), die Ludwig Boltzmann-
Gesellschaft, Österreichische Akademie der Wis-
senschaften, ARC Seibersdorf research Gmbh u.a.
Klammert man diese Globalförderungen aus, so
werden 74,2% vom BMBWK, 12,5% vom BMVIT,
8,4% vom BMLFUW, 2,3% vom BMWA sowie ins-
gesamt 2,6% von den anderen Ressorts finan-
ziert. Förderungsempfänger/innen sind zu rund
45% Forscher/innen des Hochschulsektors, zu
28,2% des Sektors Staat und zu 12,3% des Unter-
nehmenssektors. Unter Einbeziehung der über
den FWF vergebenen Förderungen gingen dem-
nach 70,5% an Förderungsempfänger/innen im
Hochschulsektor. Untergliedert nach sozioökono-
mischen Zielsetzungen wurden die Forschungs-
förderungen und -aufträge des Bundes ohne Ein-
schluss der Globalförderungen zu beinahe einem
Drittel für die „Förderung der allgemeinen Erwei-
terung des Wissens“, zu einem Viertel für die
„Förderung des Gesundheitswesens“ und zu ei-
nem knappen Fünftel zur „Förderung der sozia-
len und sozioökonomischen Entwicklung“ ausge-
geben. 

1.4.4 Förderungen des Wissenschaftsfonds 
(FWF)

Der Wissenschaftsfonds ist ein Bottom-up-För-
derungsinstrument für alle wissenschaftlichen,
grundlagenorientierten Forschungsprojekte. Das
Bewilligungsvolumen aufgrund der gesamten
Bundeszuwendungen (BMVIT, BMBWK, OeNB
bzw. Nationalstiftung) an den FWF betrug für den
autonomen Wirkungsbereich im Jahr 2004 € 106,6
Mio. (2002: € 91,5 Mio., 2003: € 99,5 Mio.). Damit
konnte die Zielmarke von € 100 Mio. für die
Grundlagenforschung erreicht werden. Zusätzli-
che Finanzmittel in Höhe von € 16,5 Mio. (2002:

€ 6,7 Mio., 2003: € 6,5 Mio.) erhielt der FWF für
Programme, die im Auftrag des BMBWK und BM-
VIT abgewickelt werden. 2004 wurden beim FWF
insgesamt 1.340 (2003: 1.351) Projekte eingereicht
und bearbeitet, davon wurden 561 (2003: 579) be-
willigt. Das entspricht einer Bewilligungsrate von
38,1% (2003: 48,7%). Der Trend zu weniger, je-
doch im Volumen umfangreicheren Projekten hat
sich 2004 verstärkt. Gefördert werden großteils
Einzelprojekte, aber auch Schwerpunkte, die sich
lokal als Spezialforschungsbereiche (SFBs) oder
österreichweit als Nationale Forschungsnetzwer-
ke (NFNs) selbst konstituieren, Mobilitäts- und
Frauenförderprogramme, anwendungsorientier-
te Programme sowie Auszeichnungen und Preise.
Zu letzteren gehören das vom BMBWK in Auftrag
gegebene START-Programm und der Wittgen-
stein-Preis, Österreichs höchst dotierte Auszeich-
nungen für österreichische Spitzenforschung.
2004 wurden fünf START-Preise an vier Naturwis-
senschafter und einen Rechtswissenschafter (max.
je € 1,2 Mio. für fünf bis sechs Jahre) und ein Witt-
genstein-Preis an einen Historiker (max. € 1,5 Mio.
für fünf Jahre) verliehen.

Rund 83% aller FWF-Förderungen oder € 88,93
Mio. flossen 2004 an die Universitäten. Fast die
Hälfte der bewilligten Forschungsarbeiten ging an
Universitäten in Wien (Universität Wien 20,9%,
Medizinische Universität Wien 11,6%, Technische
Universität Wien 10,7%, Universität für Bodenkul-
tur 2,8%, Veterinärmedizinische Universität und
Wirtschaftsuniversität Wien zusammen rund 1%,
Kunstuniversitäten ca. 0,3%), gefolgt vom Stand-
ort Graz mit rund einem Achtel der bewilligten
Forschungsvorhaben, Innsbruck und Linz. Mehr als
die Hälfte aller bewilligten Fördermittel sind der
Wissenschaftsdisziplin Naturwissenschaften zuzu-
ordnen, gefolgt von Humanmedizin mit ca. 17%
und Geisteswissenschaften mit 13% (Tabelle 1.11).
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1.4.5 Beteiligung der Universitäten am 
EU-Rahmenprogramm für Forschung 
und technologische Entwicklung (RP)

Die EU-Rahmenprogramme für Forschung, tech-
nologische Entwicklung und Demonstration bie-
ten im Forschungsbereich tätigen Organisationen
die Möglichkeit, qualitativ hochwertige Koopera-
tionen auf internationaler Ebene zwischen „Wis-
senschaft“ und „Praxis“ einzugehen. Im aktuellen
6. EU-Rahmenprogramm (2002 bis 2006) wurden
bisher über 26.500 Projektvorschläge gültig einge-
reicht, wovon rund 4.700 für eine Förderung vor-
geschlagen wurden. Österreichische Partnerorga-
nisationen sind in knapp 3.500 gültig eingereich-
ten und in 698 für eine Förderung vorgeschlage-

nen Projekten vertreten. 2,5% aller evaluierten
und erfolgreichen Beteiligungen am EU-Rahmen-
programm kommen aus Österreich. Die österrei-
chischen Universitäten haben im laufenden 6. RP
ihren Anteil im Vergleich zum 5. RP beträchtlich
gesteigert: Stellten sie im 5. RP rund 30% der Ge-
samtbeteiligungen (international und national),
so stieg ihr Anteil insgesamt bisher auf 34%, für
Österreich sogar auf 37% der Gesamtzahl der
österreichischen erfolgreichen Beteiligungen (in
den thematischen Prioritäten: Gesamt 36%; Öster-
reich 41%).

Bei den erfolgreichen österreichischen Beteili-
gungen zeigt Österreich im 6. RP thematische
Stärken in den Bereichen bzw. Programmen „Bür-
ger und Staat in der Wissensgesellschaft“ (Citi-

Tabelle 1.11
Bewilligungen des FWF nach Forschungsstätten, Anzahl und Bewilligungssummen in Mio. €, 20041  

Forschungsstätten Anzahl in % Mio. € in %
Insgesamt 561,0 100,00 106,62 100,00
Universitäre Forschungsstätten:
Universität Wien 119,1 21,23 22,32 20,93
Universität Graz 31,9 5,69 7,12 6,68
Universität Innsbruck 53,5 9,54 7,65 7,18
Medizinische Universität Wien 51,4 4,00 12,36 11,59
Medizinische Universität Graz 8,0 1,43 1,44 1,35
Medizinische Universität Innsbruck 22,4 3,99 4,55 4,27
Universität Salzburg 27,9 4,97 3,93 3,69
Technische Universität Wien 60,6 10,80 11,45 10,74
Technische Universität Graz 26,9 4,80 4,61 4,32
Montanuniversität Leoben 7,0 1,25 0,87 0,82
Universität für Bodenkultur Wien 14,7 2,62 2,93 2,75
Veterinärmedizinische Universität Wien 4,5 0,80 0,97 0,91
Wirtschaftsuniversität Wien 1,0 0,18 0,09 0,08
Universität Linz 22,0 3,92 7,94 7,45
Universität Klagenfurt 2,0 0,36 0,37 0,35
Universität für Musik und darstellende Kunst Wien 2,0 0,36 0,12 0,11
Akademie der bildenden Künste Wien - - 0,21 0,20
Außeruniversitäre Forschungsstätten:
Österreichische Akademie der Wissenschaften 49,0 8,73 8,51 7,98
Sonstige Forschungsstätten 57,1 10,18 9,18 8,61

1 Forschungsvorhaben, die gemeinsam an mehreren Forschungsstätten durchgeführt werden, wurden anteilsgemäß gewertet. Schrödinger-Stipendien wurden an der
ursprünglichen Forschungsstätte der Stipendiat/inn/en berücksichtigt. Ohne Auftragsprogramme: Hertha Firnberg-Programm, START-Programm und Wittgenstein-Preis
sowie Impulsprojekte und NANO Initiative.

Quelle: FWF Jahresbericht 2004; BMBWK
50 Universitätsbericht 2005 | Band 1



Bisherige Entwicklung und künftige Ausrichtung der Universitäten | Kapitel 1
zens), „Nachhaltige Energiesysteme“ (Energy),
„Nanotechnologien und Nanowissenschaften,
wissensbasierte multifunktionelle Werkstoffe und
neue Produktionsverfahren und -anlagen“ (NMP),
„Nachhaltiger Landverkehr“ (Transport) und „KMU-
spezifische Forschungstätigkeiten“ (SME). Einen
überdurchschnittlich hohen Anteil an universitä-
ren Beteiligungen weisen die Programme „Bio-
wissenschaften, Genomik und Biotechnologie im
Dienste der Gesundheit“ (LifeScienceHealth), „Le-
bensmittelsicherheit“ (FOOD), „Neue und sich ab-
zeichnende wissenschaftliche und technologische
Entwicklungen“ (NEST), Forschungsinfrastruktu-
ren (INFRA) und der Bereich „Wissenschaft und
Gesellschaft“ (SCS) auf. 

Im 6. RP wurden „Neue Instrumente“ für die
Umsetzung des von der Europäischen Kommissi-
on lancierten Europäischen Forschungsraumes
eingeführt. Integrierte Projekte (IP) und Exzel-
lenznetzwerke (NoE) ermöglichen eine Zusam-
menarbeit von einer Vielzahl von Organisationen
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Forschung. Vor allem die Exzellenz-
netzwerke bieten den Universitäten die Möglich-
keit, in unterschiedlichen thematischen Berei-
chen wissenschaftliche Exzellenz auf- und auszu-
bauen. Dies geschieht primär durch Austausch
von Personal, durch gezielte Aus- und Weiterbil-
dung und durch die Schaffung von gemeinsamen
Infrastrukturen. Österreichische Forscher/innen
nehmen die Neuen Instrumente gut an. Sie sind
an mehr als einem Drittel der Integrierten Projek-
te (IP) und an knapp der Hälfte der Networks of
Excellence (NoE) erfolgreich beteiligt. Von den
erfolgreichen IPs werden 2,6% von österreichi-
schen Forscher/inne/n koordiniert. Bei den „Tra-
ditionellen Instrumenten“ kommt die größte Be-
deutung den „klassischen“ Forschungsprojekten
(STREP) zu: Sowohl im internationalen Vergleich
als auch aus österreichischer Sicht wickeln rund
24% der erfolgreichen Beteiligungen ihre EU-
Rahmenprogrammprojekte in Form dieses Pro-
jekttyps (Instrument) ab.

Österreich positioniert sich im 6. RP ausgezeich-
net. Hinsichtlich der Ergebnisse der österreichi-
schen Beteiligung zeichnet sich ein erfolgreiche-
res Bild ab als im 5. RP: Der Anteil der österreichi-
schen Forscher/innen liegt derzeit bei den Beteili-

gungen bei 2,5% und bei den Koordinator/inn/en
bei 3,1%. Im Hinblick auf das 7. RP bleibt abzu-
warten, ob sich die für Österreich wichtigen The-
men in den Programmen wieder finden, weil dies
eine Grundvoraussetzung für die erfolgreiche Pro-
grammteilnahme ist. Den Universitäten ist es in
den bisherigen Rahmenprogrammen gelungen,
notwendige Erfahrungen zu sammeln, sich als
wichtige Partnerorganisationen zu positionieren
und nachhaltige Kooperationen aufzubauen. Die-
se Eigenschaften sichern eine erfolgreiche öster-
reichische Beteiligung in kommenden EU-Rah-
menprogrammen. Besonders der neue Schwer-
punkt „Grundlagenforschung“ des 7. RP bietet ein
interessantes, potentielles Betätigungsfeld für
österreichische Forscher/innen aus dem universitä-
ren Bereich. 

1.4.6 Aktivitäten zur Forschung, 
Entwicklung und Erschließung der 
Künste an Universitäten 

In den meisten Tätigkeitsberichten der Universi-
täten finden sich Angaben über strategische For-
schungsziele der jeweiligen Universität, die eine
Verbesserung der Positionierung der Universität
als Forschungseinrichtung im österreichischen
und europäischen Hochschul- und Forschungs-
raum ansprechen, die aber auch generell das Ziel
formulieren, die Forschung zu stärken. Einzelne
Universitäten wie z.B. die Technische Universität
Graz machen sogar konkrete Angaben über an-
gestrebte Output-Steigerungen in der For-
schung.9 Die Erhöhung von Forschungsförde-
rungsmitteln aus den verschiedenen nationalen
und EU-Programmen bzw. von Drittmitteln, die
aus Industrie- und Wirtschaftskooperationen zu
erzielen sind, werden ebenso als Ziele genannt
wie die Stärkung nationaler und internationaler

9 Die Technische Universität Graz führt folgende Output-Stei-
gerungen in der Forschung an: Steigerung der Drittmittel
von derzeit € 25 Mio. auf € 30 Mio. jährlich ab 2007; 50
Patente jährlich mit Beteiligung der Universität ab 2007;
Steigerung der Publikationen um 20% bis 2010; Erhöhung
der Anzahl der Dissertationen bis 2010 gemessen an der
Zahl der Diplom-/Magisterabschlüsse; Sicherung der Zukunft
der Kompetenzzentren und Gründung von mindestens zwei
weiteren Kompetenzzentren bis Ende 2007.
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Kooperationen. Die Verbesserung der Verwer-
tung bzw. Umsetzung von Forschungsergebnis-
sen soll durch Kooperationen mit Gebietskörper-
schaften oder der Wirtschaft verbessert werden.
Technologie-Parks in Universitätsnähe (z.B. Uni-
versität Linz, Universität Klagenfurt) intensivie-
ren solche Kooperationen. 

Zahlreiche Universitäten haben zur Unterstüt-
zung der Forschung entsprechende Serviceeinrich-
tungen geschaffen, deren Aufgaben die Unter-
stützung bei der Akquisition von Fördergeldern
sowie bei der Durchführung und Abrechnung von
Forschungsprojekten sind. Weiters sollen die Mo-
bilität des Forschungspersonals gefördert und die
Vernetzung in der Scientific Community unter-
stützt werden. Einzelne Universitäten formulieren
auch inhaltliche Aspekte als Zielsetzung in der
Forschung, etwa die Förderung eines interdiszipli-
nären Forschungsansatzes, der sowohl intern (z.B.
department- oder institutsübergreifende Projek-
te) als auch extern über interuniversitäre Koope-
rationen gestaltet werden soll.

Die Universitäten der Künste setzen sich Ziele,
wie etwa die Forschung zum Zweck der Durch-
dringung und Reflexion der Erschließung der
Künste einzusetzen, sei es in der Erschließung der
Möglichkeiten neuer Medien für Äußerungen in
der bildenden Kunst, der Analyse des Mediums
Fernsehen, der Nutzung und Weiterentwicklung
neuer Technologien im Bereich Film und durch die
Erforschung der Akustik und Entwicklung neuer
Klangmodelle im Bereich der Tonmeisterausbil-
dung und des Institutes für Wiener Klangstil. Zwei
der sechs Universitäten der Künste haben keine
erkennbaren Schwerpunkte in den Leistungsbe-
reichen Entwicklung und Erschließung der Künste
und Forschung berichtet. Die anderen Universitä-
ten arbeiteten konsequent am Ausbau ihrer
Schwerpunktbereiche. Exemplarisch können fol-
gende genannt werden: Intermedialität, Raum-
strategien und künstlerisch-wissenschaftliche For-
schung, Mozartkompetenz, elektronische Musik
und Akustik, Verknüpfung von transdisziplinärer
Praxis und Forschung.

Die Schwerpunktbildung wird bei einigen Uni-
versitäten auch durch erfolgte oder begonnene
Umstrukturierungen in der Organisation sichtbar.
Den meisten Tätigkeitsberichten ist zu entneh-

men, dass die Ressourcenströme innerhalb der
Universität gezielt in Schwerpunkte gelenkt wer-
den. Die Universitäten gehen größtenteils punk-
tuell auf Forschungsschwerpunkte ein, zum Teil
werden diese in Zuordnung zu den Fakultäten
dargestellt.

Tendenziell entsprechen die in den Tätigkeits-
berichten angeführten Vorhaben den universitä-
ren Schwerpunkten bzw. finden sich in den vor-
handenen Entwicklungsplänen der Universitäten
oder ihrer Fakultäten wieder. Darüber hinaus
kann eine Übereinstimmung mit den vom Rat
für Forschung und Technologieentwicklung (RFT)
empfohlenen Zukunftsfeldern (Life Sciences; In-
formations- und Kommunikationstechnologien,
Nanowissenschaften und -technologien, Mikro-
technologien; Mobilität / Verkehr / Weltraum /
Luftfahrt; Umwelt / Energie / Nachhaltigkeit; Gei-
stes-, Kultur- und Sozialwissenschaften) festge-
stellt werden. Dreizehn der fünfzehn wissen-
schaftlichen Universitäten haben laut Tätigkeits-
berichten im Zukunftsfeld „Life Sciences“ For-
schungsschwerpunkte gesetzt. In dieser Entwick-
lung hat das vom RFT geförderte österreichische
Genomforschungsprogramm GEN-AU eine zentra-
le Rolle eingenommen und fördert die Dynamik
der Schwerpunktsetzungen an den Universitäten
in diesem Bereich. Die Strategie- und Zukunftsfel-
der des RFT werden den Tätigkeitsfeldern der Uni-
versitäten der Künste in geringem Ausmaß ge-
recht. Folglich sind ihre Möglichkeiten einge-
schränkt, sich an diesen kompetitiven Program-
men zu beteiligen. Für die Folgejahre sollten die
Aspekte der Universitäten der Künste adäquat be-
rücksichtigt werden. Bei der Vergabe der Mittel
der Universitätsinfrastruktur III wurden die Pro-
jekte der Kunstuniversitäten explizit berücksich-
tigt. 

Die Darstellung von Forschungsleistungen er-
folgt in den Tätigkeitsberichten der Universitäten
sehr unterschiedlich. In wenigen Fällen ist der For-
schungs-Output sowohl nach den Kategorien Pu-
blikationen, Habilitationen, Diplomarbeiten/Dis-
sertationen, Diensterfindungen und daraus resul-
tierende Patente sowie Auszeichnungen und Prei-
se gegliedert, als auch zahlenmäßig dokumen-
tiert. Über die Dokumentation von Forschungslei-
stungen in Forschungsdatenbanken berichtet eine
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Reihe von Universitäten. Diese Angaben beziehen
sich auf die Art der Datenerfassung und Auswer-
tungsmöglichkeiten. Die Forschungsdokumenta-
tionen werden im Hinblick auf das Berichtswesen
der Universitäten (Wissensbilanz, Leistungsbe-
richt) verbessert und angepasst. Manche Univer-
sitäten kooperieren bei der Entwicklung ihrer
Forschungsdatenbanken (z.B. Universität für Bo-
denkultur Wien und Veterinärmedizinische Uni-
versität Wien). In den Tätigkeitsberichten der
Universitäten der Künste werden die Leistungen
in der Entwicklung und Erschließung der Künste
und der Forschung neben Publikationen, Habilita-
tionen und Diplomarbeiten/Dissertationen auch
u.a. durch Anführung von im Berichtszeitraum
stattgefundenen Ausstellungen, Konzerten, Teil-
nahmen an Festivals und Vorträgen sowie von
Auszeichnungen, Preisen und Erfolgen bei Wett-
bewerben dokumentiert. Weniger die Tätigkeits-
berichte als vielmehr die Einreichungen zur Uni-
versitätsinfrastruktur II haben die Forschungsan-
strengungen an einigen Universitäten der Künste
verdeutlicht.  

Seit 1. Jänner 2004 werden die Mittel aus For-
schungsaufträgen Dritter bzw. aus der For-
schungsförderung von den Universitäten zentral
verwaltet. Manche Universitäten treffen eine Aus-
sage zu ihren Drittmittelvolumina bzw. stellen das
Drittmittelvolumen in Bezug zum Gesamtbudget
der Universität (so deckt etwa das Drittmittelvolu-
men der Technischen Universität Graz ungefähr
ein Viertel ihres Gesamtbudgets). Die Darstellung
der Drittmittel bezogenen Forschungsvorhaben
durch die Universitäten erfolgt sehr unterschied-
lich. Zu beobachten ist, dass die technisch und na-
turwissenschaftlich orientierten Universitäten so-
wie die Medizinischen Universitäten diese sehr
klar ansprechen. Aus den Tätigkeitsberichten las-
sen sich Informationen zu folgenden Typen von
Forschungsvorhaben ableiten: Vorhaben in Ko-
operation mit der Wirtschaft (wie etwa in Form
von Christian Doppler-Laboratorien); Antragsfor-
schung, Großprogramme; Auftragsforschung. Da-
zu werden Beispiele hervorgehoben, umfassende
Darstellungen erfolgen in einigen Tätigkeitsbe-
richten (Universität Salzburg, Technische Universi-
tät Wien, Technische Universität Graz, Mon-
tanuniversität Leoben, Universität Linz). Ebenso

wird Aufschluss über die Beteiligung an Kompe-
tenzzentren sowie die Durchführung bzw. Betei-
ligung an EU-Projekten, FWF-geförderter For-
schung und Sonderforschungsbereichen gegeben.
Die Bedeutung der Teilnahme an Forschungsnetz-
werken bildet sich auch in den Tätigkeitsberichten
der Universitäten ab, wie etwa die genannten Be-
teiligungen an Kompetenzzentren (K-ind, K-net,
K-plus) zeigen. Bei den Universitäten der Künste
weist der Drittmittelbereich im Vergleich zu den
anderen Universitäten einen geringeren Umfang
auf, die Universitäten machen aber Anstrengun-
gen, die Einwerbung solcher Mittel zu erhöhen.
Der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass Fi-
nanzierungsleistungen der Wirtschaft für Tätig-
keitsbereiche in der Kunst niemals mit jenen Mög-
lichkeiten vergleichbar sein werden, über die et-
wa Technische Universitäten verfügen.

Viele Universitäten haben Servicestellen für
Forschung und Technologietransfer eingerichtet,
die Universitätsangehörige beim Aufbau von Ko-
operationen mit der Wirtschaft unterstützen (et-
wa Beratung hinsichtlich der Möglichkeiten der
Projektfinanzierung,  der Vertragsgestaltung, des
Immaterialgüterrechts) und an den Universitäten
für Bewusstseinsbildung bezüglich verwertbarer
Forschungsergebnisse sorgen sollen. Finanzielle
Mittel für den Erstschutz von Diensterfindungen
werden mit dem Programm Uni:Invent zur Verfü-
gung gestellt (vgl. Abschnitt 1.3.6). 

In den Tätigkeitsberichten zahlreicher Universi-
täten, vor allem jener mit technischer bzw. natur-
wissenschaftlicher Orientierung, wird die Grün-
dung von bzw. Beteiligung an Unternehmen an-
geführt, die den Forschungs- und Technologie-
transfer in die Wirtschaft sowie die Förderung von
Unternehmensgründungen zum Ziel haben. Die
Technische Universität Wien hat zum Beispiel ein
eigenes Gründerzentrum, das Einzelaktivitäten
von Forscher/inne/n unterstützt. Zum Teil werden
diese Unternehmen, die Wissenschafter/innen bei
Unternehmensgründungen (Spin-off-Firmen) un-
terstützen, im Rahmen des AplusB-Programms des
BMVIT gefördert. An der Montanuniversität Leo-
ben ist ein eigenes Technologietransferzentrum
(TTZ) eingerichtet worden, das Absolvent/inn/en
vielfältig bei der Unternehmensgründung unter-
stützt.
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Von fast allen Universitäten wird ihre öffentli-
che Präsenz ausführlich behandelt. Internetauf-
tritte, Publikationen, Informationstage, Messen,
Kinderuniversitäten und Aktivitäten zur Bekannt-
machung von Forschungsergebnissen belegen
diese Bemühungen. Zu erwähnen wären hier die
so genannten „science-evenings“ der Veterinär-
medizinischen Universität Wien oder Erwachse-
nenbildungsveranstaltungen der Universitäten
Wien und Graz (vgl. Abschnitt 1.5). Die Herausga-
be von Zeitschriften ist ein weiterer wichtiger Be-
standteil der universitären Öffentlichkeitsarbeit
(z.B. „Journal für Betriebswirtschaft“ der Wirt-
schaftsuniversität Wien als Vermittlungsmedium
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft). Eine wei-
tere Brücke zur Gesellschaft bzw. Wirtschaft wird
über Absolventenvereine („Alumniclubs“) aufge-
baut. Universitäten sind bestrebt, Kontakte zu Ab-
solvent/inn/en zu pflegen und diese Beziehungen
im Sinne eines Wissens- und Technologietransfers
auch zu nutzen.

Gesellschaftlich relevante Kunst-, Kultur- und
Forschungsbereiche werden von einigen Universi-
täten in ihren Tätigkeitsberichten angeführt. Die
genannten Wissensbereiche beziehen sich auf Ge-
sundheit, Sport, Wechselwirkungen zwischen
Technik und Gesellschaft, Gender-Themen u.a.
Seitens der Medizinischen Universität Wien wird
die gesellschaftliche Relevanz ihrer Forschung im
Rahmen einer eigenen Public Health genannten
Organisationseinheit schwerpunktmäßig berück-
sichtigt. Hier werden Initiativen gestartet, um
quantitative und qualitative Methoden zu finden,
um gesundheitsrelevante Daten zu erfassen, die
Einflüsse von Gesellschaft und Umwelt auf Ge-
sundheit und Krankheit aufdecken. Dadurch kön-
nen dann von der medizinischen Forschung prä-
ventive Maßnahmen entwickelt werden. Die Me-
dizinischen Universitäten Graz und Innsbruck be-
fassen sich mit den klinischen Aspekten häufiger
Erkrankungen, insbesondere den klassischen Zivi-
lisations- und Alterskrankheiten. Von den Univer-
sitäten der Künste wird unter anderem allgemein
postuliert, dass Kunst und Kultur als grundlegen-
de Werte die Basis einer modernen und humanen
Gesellschaft sind. Weiters werden der Aspekt der
Wissensvermehrung durch künstlerisch-ästheti-
sche Produktion und die künstlerische Reflexion

über und Stellungnahme zu kulturellen, sozialen
und politischen Problemfeldern als gesellschaft-
lich relevant unterstrichen. Andere Universitäten
heben besonders den Aspekt des Gender Main-
streaming durch Einrichtung von Koordinations-
stellen oder einer Vorziehprofessur für Gender
Studies hervor, oder stellen ihre Bestrebungen be-
züglich der Studien- und Weiterbildungsangebote
für Studierende mit besonderen Bedürfnissen dar.

1.5 Studienangebot, Lehre und 
Weiterbildung

1.5.1 Entwicklungen im Studienangebot

Die studienrechtlichen Bestimmungen vor dem
Wirksamwerden des Universitätsgesetzes 2002,
namentlich das Allgemeine Hochschulstudienge-
setz 1966 (AHStG) und das Universitäts-Studienge-
setz 1997 (UniStG), sahen an den Universitäten
grundsätzlich nur Diplom- und daran anschließen-
de Doktoratsstudien vor. Diplomstudien haben
sich regelmäßig aus zwei bis drei Studienabschnit-
ten zusammengesetzt und führten nach vier bis
sechs Jahren Regelstudiendauer zum ersten Uni-
versitätsabschluss. Die Doktoratsstudien dauerten
grundsätzlich zwei Jahre und waren nicht in Stu-
dienabschnitte gegliedert. Durch die UniStG-No-
velle 1999 wurde den jeweiligen Studienkommis-
sionen an den Universitäten erstmals die Möglich-
keit eingeräumt, anstelle von Diplomstudien Bak-
kalaureats- und darauf aufbauende Magisterstu-
dien einzuführen. Zuständig für die Umwandlung
selbst war damals das Bundesministerium. Das
Universitätsgesetz 2002 sieht nun – entsprechend
den Bologna-Zielen – vor, dass die Studien grund-
sätzlich als Bakkalaureats- und Magisterstudien
einzurichten sind. Die Einrichtung von Diplomstu-
dien ist zwar auch weiterhin möglich, jedoch dür-
fen nur bereits vor dem In-Kraft-Treten des Uni-
versitätsgesetzes 2002 schon bestehende, im An-
hang des UniStG genannte Diplomstudien neu
eingerichtet werden, wobei eine derartige Ein-
richtung nur in Ausnahmenfällen erfolgen sollte
(§ 54 Universitätsgesetz 2002). Die Doktoratsstudi-
en, die durch das Universitäts-Studiengesetz
grundsätzlich auf eine Dauer von vier Semestern
ausgerichtet waren, bleiben weiterhin erhalten.
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Zusätzlich wurde die Möglichkeit geschaffen, an-
stelle dieser Doktoratsstudien auch so genannte
„PhD-Doktoratsstudien“ einzurichten. Diese PhD-
Doktoratsstudien sind auf eine Dauer von acht Se-
mestern ausgerichtet.

Die Weiterbildung an Universitäten erfolgt vor
allem durch Universitätslehrgänge. An der Univer-
sität entscheidet der Senat über das Weiterbil-
dungsangebot und kann international gebräuch-
liche Mastergrade festlegen, wenn die Curricula
hinsichtlich der Zulassungsbedingungen, inhalt-
lich und im Umfang entsprechen. Ansonsten darf
für Lehrgänge mit mindestens 60 ECTS-Anrech-
nungspunkten die Bezeichnung „Akademischer
(…)“ bzw. „Akademische (…)“ mit einem den Uni-
versitätslehrgang inhaltlich charakterisierenden
Zusatz verliehen werden (§§ 56 und 58 Universi-
tätsgesetz 2002).

Im Leistungsbereich Lehre heben die Universi-
täten in ihren Tätigkeitsberichten die Postitionie-
rung im europäischen Bildungs- und Hochschul-
raum, die rasche Umsetzung des Bologna-Prozes-
ses, insbesondere die Umwandlung von Diplom- in
Bakkalaureats- und Magisterstudien, die interna-
tionale Vernetzung durch Entwicklung gemeinsa-
mer Studienprogramme und die universitäre Wei-
terbildung hervor. Veränderungen im Studienan-
gebot haben an den Universitäten daher vor allem
im Bereich der Umwandlung von Diplomstudien
auf die neue zweistufige Studienstruktur stattge-
funden, die an den meisten Universitäten in Tran-
chen erfolgt. Der durchschnittliche Grad der Um-
wandlung betrug im Wintersemester 2004 für alle
Universitäten fast 30%. In der zweistufigen Studi-
enstruktur ist eine Diversifizierung des Studienan-
gebots erkennbar: Auf ein Diplomstudium kom-
men durch Umwandlung durchschnittlich zwei
Bakkalaureats- und nicht ganz drei Magisterstudi-
en.10 An rund der Hälfte der Universitäten ist ein
Drittel bis die Hälfte der bisherigen Diplomstudien
umgewandelt. Die Universität für Bodenkultur
Wien hat als erste im österreichischen Vergleich
die neue Studienarchitektur vollständig um-

gesetzt. Mehrere Universitäten, wie z.B. die Uni-
versität Innsbruck, Universität Wien, Wirtschafts-
universität Wien und Universität Linz, erwähnen
erklärte Zielsetzungen für die weiteren Umwand-
lungsschritte. 

Die Studienrichtungen Humanmedizin, Zahn-
medizin, Veterinärmedizin und Lehramt sind wei-
terhin als Diplomstudien anzubieten. Mit dem
Studienjahr 2002/03 sind an den drei Medizini-
schen Fakultäten der Universitäten Wien, Graz
und Innsbruck gänzlich neu gestaltete Studienplä-
ne der Studienrichtung Humanmedizin in Kraft
getreten.11 Der internationalen Entwicklung fol-
gend, ist die Gestaltung der neuen Curricula von
den Leitlinien Fächerintegration, Problemorien-
tierung, Berechnung der Ausbildungskapazität,
Evaluation und Qualitätskontrolle geleitet. Die
Curricula enthalten als integrierenden Bestandteil
ein Qualifikationsprofil der Absolvent/inn/en des
Studiums der Humanmedizin, das die intellektuel-
len, praktischen und einstellungsbezogenen Befä-
higungen beschreibt, über welche die Absolvent/
inn/en verfügen müssen, um eine postpromotio-
nelle Weiterbildung antreten zu können. Das
Qualifikationsprofil konstituiert sich aus dem Be-
reichen Wissen und Verständnis, klinische Fertig-
keiten und Fähigkeiten, kommunikative Kompe-
tenzen, ärztliche Haltung und berufsrelevante
Kompetenzen. Die neuen Curricula basieren auf
differenzierten Modellen der Wissensvermitt-
lung, wobei eine Konzentrierung auf Themen-
blöcke im Vordergrund steht. Als Auswirkung der
universitären Gestaltungsfreiheit hinsichtlich der
Studienpläne ist auch die innere Gliederung der
Curricula an den einzelnen Standorten unter-
schiedlich.

Im Universitäts-Studiengesetz 1997 war im § 12
Abs. 5 die Verpflichtung enthalten, dass die
Studienkommission vor der Erlassung oder Ände-
rung eines Studienplanes ein Qualifikationsprofil
zu erstellen hat. Dabei sind die Anwendungssitua-
tionen, denen die Absolvent/inn/en in Beruf und
Gesellschaft gegenübertreten werden, besonders
zu berücksichtigen. Da bis zum Studienjahr 2002/
03 sämtliche Studienpläne aufgrund des Universi-10 Vgl. Band 2, Kapitel 5; Bundesministerium für Bildung, Wis-

senschaft und Kultur (2005), Bericht über den Stand der
Umsetzung der Bologna-Erklärung in Österreich 2005.
Berichtszeitraum 2000 – 2004.  www.bmbwk.gv.at/europa/
bp/bericht_05.xml

11 Vgl. Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
(1999), Hochschulbericht 1999, Wien.
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täts-Studiengesetzes neu zu beschließen waren,
ist davon auszugehen, dass alle Studienpläne als
integrierenden Bestandteil ein Qualifikationspro-
fil enthalten. Den Tätigkeitsberichten sind kaum
Angaben zu Qualifikationsprofilen bzw. zu Krite-
rien für deren Erstellung zu entnehmen. Bei der
Einrichtung neuer Studien wird auf die internatio-
nale Vernetzung und Kompatibilität (z.B. Univer-
sität Wien, Universität Innsbruck) geachtet, die
Studieninhalte sollen sich verstärkt an Berufsbil-
dern orientieren (Universität Innsbruck). Um die
fachliche und soziale Akzeptanz, den Berufsein-
stieg und die Karriereplanung der Universitätsab-
solvent/inn/en zu verbessern, werden praxisnahe
Ausbildungselemente integriert und den Studie-
renden Praxiskontakte während des Studiums
(Fachpraktika, Mitarbeit in kleineren Forschungs-
projekten u.a.) eröffnet.

Folgende neue Studienprogramme wurden seit
2002 geschaffen, als Diplomstudien Wirtschafts-
recht an der Universität Innsbruck sowie Musik-
therapie an der Universität für Musik und darstel-
lende Kunst Wien. Die übrigen neuen Studien
wurden zweistufig eingerichtet: Molekulare Bio-
logie an der Universität Salzburg gemeinsam mit
der Universität Linz, Informatikmanagement an
der Universität Wien, Recht und Wirtschaft an der
Universität Salzburg gemeinsam mit der Universi-
tät Klagenfurt, Angewandte Kulturwissenschaft
an der Universität Klagenfurt, Umweltsystemwis-
senschaften an der Universität Graz, Pflegewissen-
schaft an der Medizinischen Universität Graz ge-
meinsam mit der Universität Graz, Industrielogis-
tik an der Montanuniversität Leoben, Pferdewis-
senschaften (gemeinsam mit der Universität für
Bodenkultur Wien) sowie Biomedizin und Bio-
technologie an der Veterinärmedizinischen Uni-
versität Wien. An der Universität für Bodenkultur
Wien wurden das Bakkalaureatsstudium Weinbau,
Oenologie und Weinwirtschaft und mehrere Ma-
gisterstudien neu eingerichtet, an der Techni-
schen Universität Graz das Magisterstudium Inge-
nieurgeologie. 

Konkrete Planungen zur Einführung von PhD-
Studien mit einem Umfang von mindestens 240
ECTS-Anrechnungspunkten (§ 54 Abs. 4 Universi-
tätsgesetz 2002) berichten alle Medizinischen Uni-
versitäten, um das Doktoratsstudium der medizi-

nischen Wissenschaft durch ein Bologna-konfor-
mes PhD-Studium abzulösen bzw. zu ergänzen.
An der Medizinischen Universität Wien kann ab
dem Wintersemester 2005 ein PhD-Studium be-
gonnen werden. Die Wirtschaftsuniversität Wien
und die Universität Wien bieten ab dem Winterse-
mester 2005 ein PhD-Programm für Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften an. Auch die Universität
für Musik und darstellende Kunst Graz arbeitet
am Aufbau eines Doktoratsstudiums der Künste
mit dem Abschluss „Doctor artium“ und der Wer-
tigkeit eines PhD (240 ECTS-Punkte).

Gender Studies sind an den Universitäten un-
terschiedlich implementiert. An der Universität
Innsbruck wurde 2002 der seit Wintersemester
1999/2000 als Modellprojekt geführte interfakul-
täre Wahlfachstudiengang „Feministische Gesell-
schafts- und Kulturwissenschaften“ anerkannt. Er
besteht aus vier aufbauenden Modulen zu je
zwölf Semesterstunden. An der Universität Kla-
genfurt besteht seit Studienjahr 2000/01 und in
Salzburg seit 2001/02 ein modular organisiertes
Wahlfach mit bis zu 48 Semesterstunden. An der
Universität Graz wird gegenwärtig versucht, das
bestehende Wahlfachangebot im Hinblick auf ein
Magisterstudium „Interdisziplinäre Frauen- und
Geschlechterforschung“ weiterzuentwickeln. Die
Universität Linz hat Gender Studies als gesamtuni-
versitären Aufbauschwerpunkt in ihrer Strategie
für die nächsten fünf bis zehn Jahre festgeschrie-
ben. An der Universität Wien besteht seit Winter-
semester 2002 ein interfakultärer Studienschwer-
punkt Gender Studies, und es ist die Einrichtung
eines Magisterstudiums ab dem Studienjahr
2006/07 geplant. An der Wirtschaftsuniversität
Wien wird seit Wintersemester 2003 in der Studi-
enrichtung Betriebswirtschaftslehre das Kompe-
tenzfeld „Gender- und Diversitätsmanagement“
angeboten.

Die positive Entwicklung im Bereich der univer-
sitären Weiterbildung hält an. Acht Universitäten
berichten von neuen Angeboten im Jahr 2004, die
als Schwerpunkt den Gesundheitsbereich erken-
nen lassen. Neben der Neufassung bestehender
Universitätslehrgänge (Curriculum, Kooperatio-
nen, Stundenzahl) beschäftigen sich einige Uni-
versitäten auch mit Fragen der Qualitätssiche-
rung, Akkreditierung und Zulassung zu Lehrgän-
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gen mit Masterabschluss ohne abgeschlossenes
Erststudium. Alle Universitäten haben Weiterbil-
dungsbeauftragte benannt. Einige Universitäten
haben eigenständige Zentren für alle spezifischen
Weiterbildungsbelange eingerichtet. Einige Uni-
versitäten führen eine Koordinationsstelle, die
nach Größe der Universität auch andere Aufgaben
wie etwa die Qualitätssicherung und Personalent-
wicklung betreut, eine weitere Form der Institu-
tionalisierung sind Referent/inn/en oder Stabsstel-
len. 

Die Universität Klagenfurt nimmt insofern eine
besondere Stellung ein, als etwa 15% ihrer Studie-
renden in Universitätslehrgängen sind. Dies ergibt
sich aus der Übertragung der Gesamtrechtsnach-
folge des Instituts für Interdisziplinäre Forschung
und Fortbildung der Universitäten Klagenfurt,
Wien, Innsbruck und Graz (IFF) auf die Universität
Klagenfurt, die das Institut als Fakultät für Inter-
disziplinäre Forschung und Fortbildung eingeglie-
dert hat. Eine wesentliche Aufgabe des IFF ist auch
die Durchführung von Doktoratsprogrammen. An
der Universität Linz ist derzeit der organisatori-
sche Rahmen für universitäre Weiterbildung in
Diskussion. Die Kooperation mit außeruniversitä-
ren Partnern (LIMAK) wird berücksichtigt. Acht
Universitäten berichten generell von Kooperatio-
nen in der Weiterbildung, einige verfügen auch
über internationale Partner. In diesen für Weiter-
bildung zuständigen Stellen der Universitäten er-
folgen oft auch Konzeption und Durchführung
der weiteren Aktivitäten der Fort- und Erwachse-
nenbildung: Universitätskurse, Sommeruniversitä-
ten, Summerschools, Sprachkurse und Abendlehr-
gänge. Die beiden umfassendsten Angebote leis-
ten hier die Universitäten Wien und Graz. „Uni-
versity meets public“, eine seit 1998 bestehende
Kooperation zwischen Universität Wien und dem
Verband Wiener Volksbildung, der sich semester-
weise auch andere Wiener Universitäten (Univer-
sität für Bodenkultur, Technische Universität, Me-
dizinische Universität) anschließen. Die Universitä-
ten sehen es als einen Beitrag zur Umsetzung des
Konzepts des Lebenslangen Lernens und wollen
einer interessierten Bevölkerung qualitativ hoch-
wertige Weiterbildung leicht zugänglich machen.
Selbst nutzen sie auch die Möglichkeit, ihr Leis-
tungsspektrum einem breiten Publikum nahe zu

bringen. Die Universität Graz bietet im Rahmen
der Montagsakademie seit 2002 unter dem Motto
„Bildung für alle“ einer breiten Öffentlichkeit
Vorträge und Diskussionen zu aktuellen Themen
allgemein verständlich aufbereitet an. Die hohe
Akzeptanz führte zur Ausarbeitung eines Vereins-
konzepts für eine „University of 3rd Age“. Das
AUCEN-Netzwerk (Austrian Universities Continu-
ing Education Network, www.aucen.at) hat sich
als Plattform für Erfahrungs- und Informations-
austausch zu allen Fragen universitärer Weiterbil-
dung etabliert. Die bisher vom Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur finanzierte
Geschäftsstelle führen mittlerweile die Universitä-
ten selbst, das entsprechende Budget wurde über-
tragen. Eine Vereinsgründung wird für Herbst
2005 angestrebt.

1.5.2 Neue Medien in der Lehre und 
Fernstudien

1.5.2.1 Entwicklung von e-Learning Modellen 
an Universitäten

An den Universitäten werden verstärkt neue Me-
dien durch Online-Lehrveranstaltungen oder Uni-
versitätslehrgänge auf Online-Basis angeboten.
Die Integration von e-Learning kann dabei unter-
schiedliche Zielsetzungen haben: 
● Erhöhung des Studienerfolgs durch Unterstüt-

zung der Lernprozesse von Studierenden,
● Einrichtung von hochwertigen, international

konkurrenzfähigen Studiengängen mit team-
und problemorientierten Blended-Learning-
Szenarien, 

● Entlastung der Lehre von administrativem Auf-
wand, 

● Qualitätssicherung und Weiterentwicklung von
Standards in der Lehre.

Online-Lehre wird an einigen Standorten einge-
setzt, um Präsenzlehrveranstaltungen zu unter-
stützen oder zu substituieren. Für die Studieren-
den ermöglicht sie zeitpunkt- und ortsunabhängi-
ges Studieren, für die Universität kann die Raum-
situation verbessert, eine Diversifikation des Lehr-
angebots erreicht bzw. können Doppelgleisigkei-
ten zugunsten eines weiter gefächerten Angebots
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aufgegeben werden. Auch neue Zielgruppen und
besondere Bedürfnisse von Studierenden (z.B. Be-
rufstätige, Studierende mit Betreuungspflichten)
können angesprochen werden. Die Universität
Linz bietet parallel zum Präsenzstudium ein multi-
medial unterstütztes Studium der Rechtswissen-
schaften an, das Fernstudien-Elemente mit einer
14-tägigen Präsenzphase am Beginn des Studien-
jahres verbindet. Dieses Studienangebot steht im
Einklang mit Entwicklungen an anderen österrei-
chischen Universitäten, die Blended-Learning-Mo-
delle erproben.

Neue Medien in der Lehre erfordern Kompe-
tenzen wie Mediendidaktik und -design, wofür
die Entwicklung geeigneter Weiterbildungs- und
Serviceangebote notwendig ist. Um Lehrende bei
der Integration von e-Learning zu unterstützen,
haben die meisten Universitäten bestehende Or-
ganisationseinheiten im Service- und Technikbe-
reich (z. B. ZID) ausgebaut, einige haben neue Or-
ganisationseinheiten oder virtuelle Plattformen
eingerichtet (z.B. e-Learning Center der Universi-
tät Wien, Zentrum für flexibles Lernen der Univer-
sität Salzburg, e-Campus der Universität Inns-
bruck, Portal Neue Medien in der Lehre der Uni-
versität Graz, e-Learning Center der Universität
für Bodenkultur Wien, Learn@WU der Wirt-
schaftsuniversität Wien, VMC der Medizinischen
Universität Graz). Das Zentrum für Fernstudien ist
seit 1996 an der Universität Linz als Dienstleis-
tungseinrichtung eingegliedert, die die Koopera-
tion mit der Fernuniversität Hagen und der Open
University betreut, internationale Initiativen und
Projekte für die Entwicklung der Fernstudien ko-
ordiniert und die Universität bei der Entwicklung
von e-Learning-Studienangeboten unterstützt. 

Die Entwicklung adäquater e-Learning-Model-
le liegt in der autonomen Entscheidung der Uni-
versität, wobei der Nachhaltigkeit und Pflege der
Entwicklungen hoher Stellenwert zukommt.
Auch institutionsübergreifende strategische Über-
legungen spielen eine Rolle, die auch in Schwer-
punktprogrammen des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur ihren Ausdruck
finden.

1.5.2.2 Programme des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur

Mit der Schwerpunktinitiative „Neue Medien in
der Lehre an Universitäten und Fachhochschulen“
(www.nml.at) im Anschluss an das Förderpro-
gramm „Multimediale Bildungsmaterialien“ hat
das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur in den Jahren 2000 bis 2003 Anreize
für tertiäre Bildungseinrichtungen geschaffen,
mit Hilfe der Neuen Medien die Qualität der Wis-
sensvermittlung und die organisatorischen Pro-
zesse im Lehr- und Lernbetrieb zu verbessern.
Weitere Ziele waren, zur Internationalisierung des
Lehrangebots beizutragen, Kontakte und Koope-
rationen zwischen den Bildungsinstitutionen an-
zuregen und den Bildungszugang für nichttradi-
tionelle Studierende und an Weiterbildung Inter-
essierte zu erleichtern. Insgesamt wurden aus den
beiden Ausschreibungen 25 Projektvorhaben mit
rund € 8 Mio. gefördert, das entspricht einem
durchschnittlichen Finanzierungsvolumen von
€ 320.000,- pro Projekt. Die Entwicklungen aus
den Projekten ermöglichen Online-Angebote für
44.000 Studierende, 4.500 Lehrende, 38.500 Ab-
solvent/inn/en bzw. an Weiterbildung Interessier-
te, kommen an Universitäten und Fachhochschu-
len zum Einsatz und sind vertraglich zur Wartung
bis 2007 verpflichtet.12 Mit dem Netzwerk „Forum
Neue Medien“, dem 250 Lehrer/innen und For-
scher/innen angehören, ist es gelungen, eine Ko-
operationskultur mit Vertreter/inne/n von Fach-
hochschulen und Universitäten zu etablieren. 

Das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur hat in den Jahren 2002 und 2003
im Rahmen von ESF-Ziel 3 die Entwicklung und
Durchführung von Universitätslehrgängen unter
Einsatz neuer Medien und von Fernstudienmodu-
len ausgeschrieben, die die individuelle Beschäfti-
gungsfähigkeit erhalten bzw. die Chancen am Ar-
beitsmarkt erhöhen (vgl. Abschnitt 1.3.7). Insge-
samt wurden 13 Projekte mit einem Finanzie-
rungsvolumen von € 3.469.944,16 ausgewählt.
Der nationale Anteil von 54% des Gesamtvolu-

12 Die Ergebnisse der Schwerpunktinitiative finden sich in
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
(Hg.) (2003), Neue Medien in der Lehre. Erfahrungen der
ersten Etappe, Wien.
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mens wird durch die Universitäten, der ESF-Anteil
von 46% über das BMBWK bereitgestellt. Thema-
tisch reichen die Projekte von „Hochschulmanage-
ment“ über „Gebärdensprachlehrerausbildung“
bis zu „Krankenhausmanagement“. 

Zur Sicherung der Nachhaltigkeit der Initiative
„Neue Medien in der Lehre“ stellt das BMBWK für
die Jahre 2005 und 2006 weitere € 3 Mio. durch
die Ausschreibung „Entwicklung und Umsetzung
von e-Learning/e-Teaching-Strategien an Uni-
versitäten und Fachhochschulen“ zur Verfügung,
die die Aufmerksamkeit auf die Rahmenbedin-
gungen für mediengestützte Lehre in den tertiä-
ren Bildungsinstitutionen lenkt. Die Ausschrei-
bung lädt deren Leitungsebenen ein, e-Learning/
e-Teaching-Strategien zu entwickeln, welche das
Modernisierungspotential der Informations- und
Kommunikationstechnologien für die Bildungsins-
titution ausschöpfen, Modelle für e-Learning/e-
Teaching zur Verbesserung des Bildungszuganges
vorsehen und Gender Mainstreaming berücksich-
tigen. Weitere Ziele sind die Qualifizierung der
Lehrenden, Anreize zur Förderung von innovati-
ver Lehre und Erhöhung der Wettbewerbsfähig-
keit durch Schwerpunktsetzung, Profilierung und
Internationalisierung der Lehre. Die dauerhafte
Verankerung einer e-Learning-/e-Teaching-Strate-
gie soll durch Vorkehrungen in der Organisations-
struktur (Verankerung in der Leitungsebene), Per-
sonalentwicklung, Sicherung der Nachhaltigkeit
und Partizipation im Netzwerkverbund zwischen
Universitäten und Fachhochschulen (Verein Fo-
rum NML Austria) erreicht werden. Die zur Verfü-
gung stehenden Mittel in der Höhe von € 3 Mio.
sind zur Finanzierung des personellen und struk-
turellen Mehraufwands zur Umsetzung der ent-
wickelten e-Learning/e-Teaching-Strategie wäh-
rend der ersten zwölf Monate vorgesehen. Eine
internationale Fachjury hat im Frühjahr 2005 von
20 Bewerbungen elf Vorhaben für eine Förderung
empfohlen. 

Die in den Tätigkeitsberichten ausgewiesenen
Maßnahmen zur verstärkten Verankerung und
Nutzung der neuen Medien im Lehr-/Lernprozess
und in der Studienverwaltung zeigen, dass mit Hil-
fe der Förderprogramme eine Basis geschaffen
werden konnte. Die Projekte zeigen, dass die neu-
en Medien über die administrative Nutzung hin-

aus für eine qualitative Verbesserung der Lehrin-
halte und Lernprozesse effizient eingesetzt wer-
den können. Ein weiteres Entwicklungsergebnis
ist, dass der Stellenwert der Lehre durch den Ein-
satz neuer Medien steigt. Die nächsten Schritte
gehen in Richtung innovativer didaktischer Set-
tings, inhaltlicher Qualitätsstandards und Aufbau
von Medien- und Wissensmanagement-Kompe-
tenzen bei Lehrenden und Studierenden.

1.6 Evaluierung und Qualitätssicherung

1.6.1 Generelle Bestimmungen und Einrich-
tung der Österreichischen Qualitäts-
sicherungsagentur (AQA)

Das Universitätsgesetz 2002 verpflichtet die Uni-
versitäten zur Qualitäts- und Leistungssicherung
in allen Bereichen (Lehre, Forschung, Entwicklung
und Erschließung der Künste, Verwaltung und Or-
ganisation) ein eigenes Qualitätsmanagementsys-
tem aufzubauen. Dies umfasst universitätsinterne
Evaluierungen, externe Evaluierungen auf Veran-
lassung der Rektorate, der Universitätsräte bzw.
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur sowie personenbezogene Leistungs-
evaluierungen. Die generellen Richtlinien zur
Durchführung, Umsetzung und Veröffentlichung
von Evaluierungen sind in den Satzungen der Uni-
versitäten festzulegen. Den Studierenden kommt
eine Mitsprache bei der Qualitätssicherung zu, die
explizit in den leitenden Grundsätzen des Univer-
sitätsgesetzes 2002 festgehalten ist. Direkte Mit-
wirkung kommt den Studierenden insofern zu, als
die Beurteilung der Lehre durch die Studierenden
bei den Leistungsvereinbarungen zu berücksichti-
gen sein wird. Evaluierungen sind nach internatio-
nal üblichen Evaluierungsmethoden durchzufüh-
ren. Neben der Veröffentlichung der Ergebnisse
sollen diese auch in den ab 2007 jährlich vorzule-
genden Leistungsberichten Berücksichtigung fin-
den. Sie sind so ein Bestandteil der Leistungsver-
einbarungen.

Im Hinblick auf die Erreichung eines gemeinsa-
men europäischen Hochschulraumes (Bologna-
Prozess) wurde im Regierungsprogramm der
Österreichischen Bundesregierung für die XXII.
Gesetzgebungsperiode zur Unterstützung der
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österreichischen Universitäten im Aufbau ihrer
Qualitätssicherungssysteme das nationale Ziel for-
muliert, eine Evaluierungsagentur nach europäi-
schen Maßstäben zu schaffen. Diese wurde 2003
als gemeinnütziger Trägerverein gegründet. Die
Österreichische Qualitätssicherungsagentur –
AQA (www.aqa.ac.at) hat ihren Betrieb 2004 auf-
genommen und steht dem gesamten tertiären Bil-
dungsbereich als Serviceeinrichtung zur Verfü-
gung. Sie wird getragen von der Österreichischen
Rektorenkonferenz, der Österreichischen Hoch-
schülerinnen- und Hochschülerschaft, der Öster-
reichischen Fachhochschul-Konferenz und dem
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur sowie einem Vertreter der Privatuniversitä-
ten (PU). Es ist vorgesehen, nach Umwandlung der
Pädagogischen Akademien in Hochschulen für
pädagogische Berufe, auch deren künftige Dach-
organisation einzubeziehen. Neben den üblichen
Vereinsorganen wie Generalversammlung, Vor-
stand bzw. Vorsitzende/r, Geschäftsführung,
Rechnungsprüfer und Schiedsgericht wurde auch
ein mit internationalen Expertinnen und Experten
besetzter wissenschaftlicher Beirat vorgesehen,
der sich im Oktober 2004 konstituiert hat. Der Bei-
rat gewährleistet die Unabhängigkeit der Agen-
tur in der Festlegung von Verfahren und Stan-
dards. Die Finanzierung der AQA erfolgt durch
Mitgliedsbeiträge, Einnahmen aus vereinseigenen
Aktivitäten (unten angeführte Leistungsangebote
für Bildungsinstitutionen, Veranstaltungen, Pro-
jekte etc.), öffentliche und private Förderungen
sowie Spenden etc. Im ersten Jahr hat sich die
AQA vorrangig durch Förderungen des Bundes,
Aufträge des Fachhochschulsektors (Programm-
evaluierungen vor Re-Akkreditierung) sowie di-
verse Projekte (siehe weiter unten) finanziert. Ge-
nerelle universitätsbezogene Aufgaben der AQA
sind die Entwicklung international vergleichbarer
Standards und Verfahren der Evaluierung und
Qualitätssicherung, die Koordination externer
Evaluierungen in Lehre, Forschung, Entwicklung
und Erschließung der Künste sowie Verwaltung
und Organisation, die Entwicklung und Zertifizie-
rung von Qualitätssicherungsprozessen sowie die
Information, Beratung, Weiterbildung und Ver-
netzung.

Laufende und für 2005 geplante universitätsbezo-
gene Evaluierungs- und Qualitätssicherungsaktivi-
täten der AQA:
● Monitoring der Praxis der Qualitätssicherung

an Universitäten als Instrument der Informati-
on, des qualitativen Vergleichs und des Erfah-
rungsaustausches für Universitäten und in wei-
terer Folge zur  Entwicklung von Standards und
Verfahren in Evaluierung und Qualitätssiche-
rung. Im Herbst 2004 führte die AQA eine Be-
standsaufnahme zur Praxis der Qualitätssiche-
rung an allen Universitäten durch. Wichtigste
Feststellung war, dass abgesehen von Lehrver-
anstaltungsevaluierungen vereinzelt interna-
tional übliche Qualitätssicherungsverfahren
(z.B. externe Peer Reviews) zum Einsatz kom-
men, Evaluierungsergebnisse begrenzt zu
Konsequenzen führen und kaum veröffent-
licht werden. Einzelne Universitäten verfügen
über beispielgebende Erfahrungen (z.B. Nut-
zung von Berichtssystemen, externe Zertifizie-
rungen und Akkreditierungen etc.). Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen in der Lehre und der
Forschung erfolgen weitgehend parallel zu-
einander. Bedarfsuntersuchungen im Zuge der
Entwicklung von Studien und Akzeptanzana-
lysen (z.B. Absolventenbefragungen) werden
an einzelnen Universitäten eingesetzt. Alle Uni-
versitäten setzten bereits erkennbare Maßnah-
men zur Entwicklung von Qualitätsmanage-
mentsystemen, vor allem durch die Einrichtung
von Organisationseinheiten oder Stabsstellen
für Qualitätsmanagement. 

● Koordination des österreichischen Teils eines
internationalen Hochschulvergleichs (Ranking)
sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher sowie
rechtswissenschaftlicher Studienrichtungen
(2004/05). Es haben acht Universitäten mit rund
30 Studienangeboten teilgenommen. Die Er-
gebnisse sind veröffentlicht. Die AQA stellt den
Universitäten in weiterer Folge Detailauswer-
tungen und -analysen bereit. Die Erhebungs-
runde 2005/06 umfasst die Studienangebote
der Naturwissenschaften, Medizin und Infor-
matik.

● Thematische Evaluierungen wie etwa „Erhe-
bung und Evaluierung des Standes der Frauen-
förderung an österreichischen Universitäten“
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(Auftraggeber: ÖRK, ÖH, BMBWK) und „Evalu-
ierung der Akzeptanz von Absolvent/inn/en“
(Auftraggeber: Universität Innsbruck).

● Programmevaluierungen (Curricula) und insti-
tutionelle Evaluierungen. 

● Begleitung bei der Entwicklung von Qualitäts-
management-Prozessen (z.B. Workshops).

● Unterstützung bei der Gestaltung von Ba-
chelor-/Masterstudien wird in Form der Zusam-
menarbeit mit einzelnen Universitäten für die
Entwicklung von „Checklisten“ und Kriterien-
katalogen geboten, die in späterer Folge auch
zu Evaluierungszwecken eingesetzt werden
können. 

1.6.2 Entwicklungsstand an den Universitäten

Die Tätigkeitsberichte 2004 zeigen, dass die Uni-
versitäten im Aufbau ihrer Qualitätsmanagement-
systeme unterschiedlich weit fortgeschritten sind.
Obwohl die Berichte über bereits erfolgte Maß-
nahmen und Planungen nicht völlig durchgängig
sind, konnte der Eindruck gewonnen werden, dass
wenn Aktivitäten gesetzt wurden bzw. Vorhaben
zu Evaluierung und Qualitätssicherung bestehen,
diese auch berichtet wurden. Die Universitäten
sind in der Wahl ihrer Instrumente zum Aufbau
der Qualitätsmanagementsysteme frei und wäh-
len unterschiedliche Zugangsweisen. Die Darstel-
lungen sind daher auch aus diesem Grund hetero-
gen. Während einige Universitäten in den letzten
Jahren bereits umfassende Evaluierungen durch-
geführt haben und so entsprechende Erfahrun-
gen und Ergebnisse für ihre Vorarbeiten zum Auf-
bau ihrer Qualitätssicherungssysteme gewinnen
konnten, stehen andere Universitäten noch am
Beginn. Folgende Systematisierung wurde der
vergleichenden Analyse der Tätigkeitsberichte für
die Bereiche Evaluierung und Qualitätssicherung
zugrunde gelegt: 
● institutionelle (universitätsinterne) und univer-

sitätsübergreifende Evaluierungen, Hochschul-
ranking,

● Evaluierung der Lehre, Forschung und Dienst-
leistungseinrichtungen, 

● Entwicklung von Qualitätsmanagementsyste-
men.

1.6.2.1 Institutionelle (universitätsinterne) und 
universitätsübergreifende Evaluierun-
gen, Hochschulranking

Universitätsinterne und universitätsübergreifende
Evaluierungen dienen maßgeblich der Profilbil-
dung der Universitäten. Evaluationen werden seit
Beginn der 1990er Jahre durchgeführt. Es waren
dies etwa jene der Veterinärmedizinischen Uni-
versität Wien, ein Pilotprojekt zur Evaluierung der
Medizinischen Fakultäten sowie die Evaluierun-
gen der Fachbereiche Elektrotechnik, Biochemie,
Architektur und Maschinenbau.13 An mehreren
Standorten wurden zuletzt umfassende, von au-
ßerhalb der Universitäten angestoßene institutio-
nelle Evaluierungen durchgeführt. 

Der Anstoß für mehrere Evaluierungen kam
von der Arbeitsgruppe Profilentwicklung, die von
der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur 2001 eingesetzt wurde. Ihre Aufgaben
standen in engem Zusammenhang mit der Uni-
versitätsreform. Die generellen Ziele lassen sich
folgendermaßen zusammenfassen: Die Profilent-
wicklung der Universitäten und Fakultäten for-
ciert die Konzentration auf die jeweiligen Stär-
ken und soll auch Doppelgleisigkeiten bereini-
gen. Damit sollen die Universitäten in Forschung
und Lehre eine bessere Position in der Konkur-
renz gegenüber anderen Einrichtungen (auslän-
dische Universitäten, Fachhochschulen, industri-
elle Forschung) bekommen und die staatlichen
Mittel effektiver einsetzen können. Aus dieser
Zielsetzung lässt sich ableiten, dass Universitäten
die entsprechenden Entscheidungen zur Profilbil-
dung nur selbst treffen können und die Rolle des
Ministeriums darin besteht, diese Prozesse zu un-
terstützen, gezielte Anreize zu schaffen und – ab
2007 – in den Leistungsvereinbarungen einzufor-
dern. Ausgangspunkt jeder Profilentwicklung
muss die Identifikation von „Kernkompetenzen“
sein, das sind: 
● Kompetenzen in Forschung, Lehre, Lernen, Ad-

ministration, die schwer aufzubauen und daher
auch schwer zu imitieren sind,

● Kompetenzen, die viele oder mehrere unter-
schiedliche Einsatzmöglichkeiten in Lehre (et-
wa in unterschiedlichen Studienrichtungen) und

13 Vergleiche Hochschulberichte 1996, 1999 und 2002.
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(angewandter und grundlagenorientierter) For-
schung ermöglichen,

● Kompetenzen, die in der Scientific Community
anerkannt werden bzw. einen hohen Stellen-
wert haben,

● auch künftig noch von Interesse sind und 
● die Einrichtung dazu befähigen, Studierenden,

Abnehmern von Absolvent/inn/en und Auftrag-
gebern von Forschungen attraktive Angebote
zu machen.

So sind die externen Evaluierungen aller Fakultä-
ten der Universität Salzburg abgeschlossen. Eine
weit reichende Neuorientierung wurde eingelei-
tet: An der Rechtswissenschaftlichen Fakultät wur-
de das allgemeine Studienprogramm umgeschich-
tet und ein neuer Schwerpunkt „Recht, Wirtschaft
und Arbeitswelt“ eingerichtet. Neben weiteren
Änderungen, die sich in Schwerpunkten und Zen-
tren niederschlagen, verdient die Neuausrichtung
„Biowissenschaft und Gesundheit“ die größte
Aufmerksamkeit. Diese Neuerungen an der Uni-
versität Salzburg sind ein Beispiel für die neuen
Möglichkeiten der Universitäten im Universitäts-
recht und auch für die Konsequenzen, die aus in-
ternationalen Evaluationen gezogen werden kön-
nen. An der Universität Mozarteum Salzburg fand
2004 ebenfalls ein externes Evaluierungsverfah-
ren (Peer Review) statt. Das Mozarteum wird sich
bei seinen schwerpunktmäßigen Entwicklungen
auf die Bereiche Leistung, Studierende, Personal
und Entwicklung der Gesellschaft konzentrieren. 

Es wurden zuletzt drei universitätsübergreifen-
de Evaluierungen durchgeführt, zwei davon wur-
den von der Arbeitsgruppe Profilentwicklung ini-
tiiert. Im Jahr 2003 wurde eine Evaluation im Be-
reich der Architekturstudien am Standort Wien –
Technische Universität Wien, Universität für ange-
wandte Kunst Wien und Akademie der bildenden
Künste Wien – durchgeführt. Die hohe Kompe-
tenz der drei „Schulen“ wurde von der internatio-
nal besetzten Evaluierungskommission mehrfach
hervorgehoben, effizientere Studienpläne und
mehr Kooperation zwischen den Universitäten
werden eingefordert. Daran wird seither gearbei-
tet. Im Herbst 2004 wurde auf Beschluss der Ar-
beitsgruppe Profilentwicklung in Absprache mit
den Fachvertreter/inne/n an den acht universitä-

ren Standorten eine bibliometrische Studie14 über
die Forschungsleistung der Geowissenschaften in
Österreich in Auftrag gegeben. Der Endbericht
wurde mit den Rektoren und den Instituten der
betreffenden Universitäten im Bildungsministeri-
um ausführlich diskutiert und von den Fachvertre-
ter/inne/n als Anlass zur Erstellung eines Struktur-
konzeptes der Geowissenschaften in Österreich
genommen. Darin sind drei Standorte vorgese-
hen: Wien, Steiermark und Westösterreich. Für
den Standort Wien liegt seit März 2005 ein Kon-
zept über die künftige Zusammenarbeit der Uni-
versität Wien, der Technischen Universität Wien
und der Universität für Bodenkultur Wien in For-
schung und Lehre vor. Zum Standort Steiermark
liegt dem Bildungsministerium eine Absichtserklä-
rung der Rektoren der Universität Graz, der Tech-
nischen Universität Graz und der Montanuniversi-
tät Leoben über zukünftige Kooperationen (vom
1. März 2005) bei Forschungsvorhaben, Personal-
entscheidungen und Abstimmungen der Curricula
vor.

Schließlich wurden die Forschung und die Lehr-
programme an den Fachbereichen für Mathema-
tik der österreichischen Universitäten im Auftrag
der Österreichischen Mathematischen Gesellschaft
in den Jahren 2004/05 einer Begutachtung unter-
zogen. Mit Ausnahme eines Standortes wurden al-
le Mathematik-Standorte in einem Peer Review-
Verfahren von einer international zusammenge-
setzten Evaluierungskommission evaluiert. Die
Evaluierung wurde vom Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur finanziert. Das
Expertengutachten15 enthält neben einer um-
fangreichen Bestandsaufnahme nach Universitä-
ten und Instituten sowohl allgemeine Empfehlun-
gen zum Gesamtsystem als auch Einzelempfehlun-

14 Van Leeuwen T.N., Visser M.S., Van Raan A.F.J., van der
Wurff L.J. & Nederhof A.J.  (2004), Center for Science and
Technology Studies (CWTS), Bibliometric Study of Geosci-
ences research at Austrian universities, 1999 – 2003, Leiden
University. Die Studie erfasst die Erdwissenschaften an fol-
genden Universitäten: Montanuniversität Leoben, Techni-
sche Universität Graz, Technische Universität Wien,
Universität für Bodenkultur Wien, Universität Graz, Univer-
sität Innsbruck, Universität Salzburg, Universität Wien.

15 Evaluation von Forschung und Lehrprogrammen an den
Fachbereichen für Mathematik der österreichischen Univer-
sitäten. Endbericht der Evaluierungskommission (2005).
(www.mat.univie.ac.at/~oemg/Mitteilungen/Evaluierung-
Endbericht.pdf)
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gen für die Standorte und ihre Institute und spezi-
ellen Arbeitsgruppen. Der vorliegende Endbericht
der Evaluierungskommission wird nun einer Dis-
kussion unterzogen, welche Maßnahmen von den
Empfehlungen universitätsübergreifend, für die
Standorte und universitätsintern abzuleiten sind.
Die Österreichische Mathematische Gesellschaft
organisiert diese Diskussion auf ihrer Homepage. 

Anders als die universitätsinternen und univer-
sitätsübergreifenden Evaluierungen dient die
Teilnahme an einem internationalen Hochschul-
ranking vorrangig der Verbesserung der Ange-
bots- und Leistungstransparenz der Universitäten
und Hochschulen. Seriöse internationale Verglei-
che von Studienangeboten helfen und unterstüt-
zen Studienanfänger/innen und Studienwechsler/
innen bei ihrer Studienwahl. Im Jahr des In-Kraft-
Tretens des Universitätsgesetzes 2002 haben das
Universitätenkuratorium, Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur und die Öster-
reichische Rektorenkonferenz die Beteiligung
österreichischer Universitäten am vom CHE – Cen-
trum für Hochschulentwicklung (www.che.de) in
Deutschland seit 1998 durchgeführten Hochschul-
ranking beschlossen. Die Universitäten haben in
den Tätigkeitsberichten ihre Teilnahmen berich-
tet. Die Datenbeschaffung wird nun von der
Österreichischen Qualitätssicherungsagentur (AQA)
koordiniert, die Auswertung erfolgt durch das
CHE. Die Ergebnisse seit 2005 werden in bekann-
ten Medien und im Internet (www.hochschulran-
king.ac.at) publiziert (Tabelle 1.12).   

1.6.2.2 Evaluierung der Lehre, Forschung und 
Dienstleistungseinrichtungen

Die Tätigkeitsberichte zeigen klar, dass in der ak-
tuellen Praxis der Universitäten das zur Evaluie-
rung der Lehre vorherrschende Instrument die
Lehrveranstaltungsbewertungen durch die Stu-
dierenden sind. Sie werden an beinahe allen Uni-
versitäten mit unterschiedlicher Frequenz, Aus-
maß und Umfang durchgeführt. Manche Universi-
täten haben darin bereits eine längere Tradition
und verbinden die Ergebnisse mit am Ende von
Lehrveranstaltungen stattfindenden Gesprächen
mit dem Studiendekan, um Verbesserungen für
künftige Lehrveranstaltungen zu erzielen. Eige-
nes Know-how in der Abwicklung besitzen die
meisten Universitäten. Einige integrieren ihre be-
stehenden Systeme der Lehrevaluation bereits in
ihr künftiges Qualitätsmanagementsystem, ande-
re erarbeiten Verbesserungen und Vereinfachun-
gen, vereinzelt gibt es aber auch Kooperationen
zwischen Universitäten zur Abwicklung der Stu-
dierendenbefragungen. Fünf Universitäten be-
richten von der Einbeziehung ihrer Absolvent/inn/
en in die Lehrveranstaltungs- bzw. Studienpro-
grammbewertung. Eine Maßnahme, die im Kon-
text der Entwicklung von Alumni-Verbänden an
den Universitäten zu stehen scheint, da zur syste-
matischen Einbeziehung der Absolvent/inn/en in
ein Feedback-System der Lehre die Wartung ent-
sprechender Daten erforderlich ist. Von Arbeits-
markt- und Bedarfsanalysen zur Qualitätssiche-
rung berichten einzelne Universitäten und dies je-

Quelle: AQA

Tabelle 1.12
Beteiligung der Fachbereiche nach Universitätsstandorten und Durchführungsjahr des Hochschulranking

       Fachbereiche                                                       Standorte
Pilot 
2002/03

Mathematik, Chemie Universität Wien, Universität Graz, Universität Innsbruck, Universität Salzburg, 
Universität Linz, Universität Klagenfurt, Technische Universität Wien, Technische 
Universität Graz

1. Runde 
2003/04

Anglistik, Elektrotechnik Universität Wien, Universität Graz, Universität Innsbruck, Universität Salzburg, 
Technische Universität Wien, Universität Klagenfurt

2. Runde 
2004/05

Rechts-, Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften

Universität Wien, Universität Graz, Universität Salzburg, Universität Klagenfurt, 
Universität Innsbruck, Universität Linz, Wirtschaftsuniversität Wien, Technische 
Universität Wien

3. Runde 
2005/06

Naturwissenschaften, Medizin, 
Informatik

noch offen
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weils bei Neueinrichtung bzw. Neukonzeption
von Studien. Über Studien- und Fachevaluierun-
gen berichten für 2004 vier Universitäten. So hat
die Medizinische Universität Wien den ersten Stu-
dienabschnitt des Diplomstudiums Humanmedi-
zin evaluiert, die Wirtschaftsuniversität Wien hat
zwei Studienrichtungen evaluieren lassen. Die bis-
her genannten Evaluierungen in der Lehre erfolg-
ten, soweit den Tätigkeitsberichten zu entneh-
men ist, intern und zu einem guten Teil online.
Die systematischen Lehrveranstaltungsevaluierun-
gen nehmen zu, und zwar in Zyklen von ein bis
drei Semestern, bei größeren Universitäten
schwerpunktmäßig nach Fachbereichen, um Syn-
ergien bei den anschließenden Maßnahmen zu er-
reichen. Die Ergebnisse werden überall universi-
tätsintern transparent gemacht, über Ort, Art und
Umfang ihrer Veröffentlichung wird wenig be-
richtet. 

Über Forschungsevaluierungen außerhalb der
genannten Fachbereichs- und Fakultätsevaluie-
rungen haben sechs weitere Universitäten berich-
tet. Dies waren eine (anlassbezogene) Evaluie-
rung wegen Umstrukturierung, die Evaluierung
aller Fakultäten einer Universität sowie einige Ma-
le einzelner Fachbereiche. Weiters wurden einzel-
ne Evaluierungen von Dienstleistungseinrichtun-
gen angeführt, beispielsweise wurden die gesam-
te Verwaltung einer Universität (Universität für
Musik und darstellende Kunst Graz als Grundlage
für ein Personalentwicklungskonzept), ein Zentra-
ler Informatikdienst – ZID, eine Abteilung für Ge-
bäudemanagement und eine Abteilung für Raum-
und Ressourcenmanagement an Wiener Universi-
täten von jeweils externen Beratungsfirmen bzw.
internationalen Expert/inn/en evaluiert. Wenige
Universitäten berichten von bereits durchgeführ-
ten personenbezogenen Evaluierungen, einzelne
sehen diese in der Satzung bzw. einer Richtlinie zu
Qualitätssicherung vor.

Inwieweit Folgen und Follow-up Prozeduren
öffentlich gemacht werden bzw. im Rahmen des
Tätigkeitsberichts zugänglich gemacht werden,
handhaben die einzelnen Universitäten individu-
ell. Im Anschluss oder als Konsequenz eines Eva-
luationsverfahrens sind bei den größeren Univer-
sitäten und den Kunstuniversitäten Folgeaktivitä-
ten erkennbar. Diese werden jedoch mit Ausnah-

me der Medizinischen Universität Wien nicht als
systematischer Bestandteil ins Universitätsmana-
gement aufgenommen, sondern erfolgen jeweils
als Konsequenzen einzelner Evaluierungsprojek-
te. So werden etwa von der Universität Graz in der
Folge von Forschungsevaluierungen auch entspre-
chende Umsetzungspläne eingefordert und kon-
krete Erfolgsfaktoren bei der Zielerreichung fest-
gelegt. Von mehreren Universitäten wird berich-
tet, dass auf Basis der Ergebnisse von quantitati-
ven Evaluierungen auch externe Peers eingesetzt
werden. Vereinzelt werden Evaluierungsergebnis-
se auch bei der Weiterverlängerung von Studien-
plänen eingesetzt. 

1.6.2.3 Entwicklung von Qualitätsmanage-
mentsystemen

Über die Entwicklung ihrer Qualitätsmanage-
mentsysteme berichteten die Universitäten aus-
führlich. Von umfassenden Datenerhebungen be-
richten zwei Universitäten, die Technische Univer-
sität Graz hat eine umfassende Ist-Stand-Analyse
durchgeführt, auf deren Basis und universitätsin-
ternen Abstimmungsprozessen der Universitätsrat
die Leitstrategie 2004 beschlossen hat. Ein Moni-
toringsystem soll die Umsetzung der zwölf strate-
gischen Projekte, wovon eines der Aufbau des
Qualitätsmanagementsystems ist, bis 2007 sicher-
stellen. Die Universität für Bodenkultur Wien hat
2004 eine umfassende Systemevaluierung unter
Einbeziehung internationaler Expert/inn/en
durchgeführt und Richtlinien für ein Qualitätsma-
nagementsystem beschlossen. Forschungsdoku-
mentationen als Vorarbeiten führen zwei weitere
Universitäten an. Laut Universitätsgesetz 2002, §
19, Abs. 2, haben die Universitäten in den Satzun-
gen generelle Richtlinien für die Durchführung,
Veröffentlichung und Umsetzung von Evaluierun-
gen zu beschließen. Bei einem Großteil der Uni-
versitäten sind diese Richtlinien beschlossen und
auf deren Homepages veröffentlicht. Im Großen
und Ganzen sind die Universitäten ihrer gesetzli-
chen Verpflichtung bereits nachgekommen oder
werden dies in Kürze tun.

Zur Entwicklung von Qualitätsmanagementsys-
temen zählt auch die Einrichtung und strukturelle
Anbindung von Organisationseinheiten zum Auf-
und Ausbau von Evaluierungs- und Qualitätssiche-
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rungssystemen. Die Universität Wien berichtet
von einer Abteilung für Qualitätssicherung, die
Universität Graz einer Abteilung für Leistungs-
und Qualitätsmanagement, die Universität Inns-
bruck, die Medizinische Universität Wien, die Me-
dizinische Universität Innsbruck sowie die Univer-
sität für angewandte Kunst Wien und die Univer-
sität Mozarteum Salzburg über die Einrichtung
von Stabsstellen, die überwiegend im Bereich des
Rektorates angesiedelt sind. Zur Evaluierung und
Qualitätssicherung in der Lehre und Forschung
steht an der Medizinischen Universität Graz die
Stelle eines Qualitätsmanagers zur Verfügung,
das gilt auch mit Einschränkung auf die Lehre für
die Wirtschaftsuniversität Wien. Beinahe alle Uni-
versitäten berichten über ihre weiteren Planun-
gen im Aufbau der Qualitätsmanagementsysteme
und die dafür vorgesehenen Prozesse. So haben
sich die Kunstuniversitäten zu einer Arbeitsgrup-
pe QM-Kunst zusammengeschlossen, um ihren
spezifischen Anforderungen in der Entwicklung
gerecht zu werden. Erfahrung in Evaluierung und
Qualitätssicherung haben die Musikuniversitäten
Graz und Salzburg in ihren Tätigkeitsberichten be-
reits deutlich gemacht. Universitäten beteiligen
sich an internationalen Projekten zur Entwicklung
und Umsetzung von Qualitätssicherungsprozes-
sen, führen ihre Mitgliedschaften im einschlägi-
gen Forum der European University Association
(EUA) an oder kooperieren innerhalb Österreichs,
etwa durch Ausschreibungen, Auftragsvergaben
oder Kooperationsvereinbarungen. 

Der Auftrag des Universitätsgesetzes 2002 lau-
tet, ein umfassendes Qualitätsmanagementsys-
tem aufzubauen. Die geplante Anwendung be-
kannter Modelle, wie etwa das Qualitätsmanage-
ment-Darlegungs- und Zertifizierungssystem ISO,
wurde von wenigen Universitäten berichtet. Es ist
bekannt, dass beispielsweise für einzelne Institu-
te, die mit Klein- und Mittelbetrieben zusammen-
arbeiten, ISO-Zertifizierungen vielfach ein not-
wendiges Erfordernis sind. So lässt auch die Vete-
rinärmedizinische Universität Wien alle Bereiche
ISO-zertifizieren. Die Universität Wien und die
Medizinische Universität Graz streben das EFQM-
Modell für Excellence der European Foundation
for Quality Management an. Durchgängig ist er-
kennbar, dass das Peer Review-Verfahren, zumin-

dest das Beiziehen externer Expertise, von so gut
wie allen Universitäten, die zu Evaluierung und
Qualitätssicherung berichtet haben, für alle Lei-
stungsbereiche (Lehre, Forschung, Dienstleistung)
angestrebt wird. Da diese Verfahren mit erhebli-
chen Kosten verbunden sind, wird erwähnt, diese
Instrumente zwar regelmäßig, aber in größeren
Zeitabständen einsetzen zu wollen.

Ein wichtiger inhaltlicher Aspekt der Planungen
und Vorhaben beim Aufbau der Qualitätsmana-
gementsysteme an den Universitäten ist die Ver-
knüpfung von Evaluierung und Mittelzuweisung.
Einige Universitäten berichten von ersten Ansät-
zen. Die Universitäten Graz und Innsbruck führen
dieses Vorhaben auch in ihren Tätigkeitsberichten
an. Für die Technische Universität Wien und die
Medizinische Universität Wien wird diese Zielset-
zung vor allem deshalb als vordringlich erachtet,
weil solche Maßnahmen auch zur Kostenoptimie-
rung führen können und jede Möglichkeit zu Syn-
ergieeffekten genutzt werden muss. Die Medizi-
nische Universität Wien hat diese Maßnahme da-
her auch in ihren Qualitätssicherungsinstrumen-
ten verankert. Einige Universitäten weisen in den
Tätigkeitsberichten diesbezüglich auf die erfolg-
reiche Drittmittelbeschaffung für Forschungspro-
jekte hin, die als Nachweis einer direkten Ver-
knüpfung von Ressourcen und erbrachter Leis-
tung gesehen wird. 

1.7 Medizinische Universitäten Wien, 
Graz und Innsbruck 

1.7.1 Trägerschaften und Klinischer 
Mehraufwand 

Die Medizinischen Universitäten Wien, Graz und
Innsbruck wurden infolge des Universitätsgeset-
zes 2002 als vollrechtsfähige juristische Personen
des öffentlichen Rechts 2004 als Gesamtrechts-
nachfolgerinnen der Medizinischen Fakultäten
der entsprechenden Stammuniversitäten errich-
tet. Das stellte alle beteiligten Universitäten vor
eine Herausforderung, die sie mit großem Einsatz
erfolgreich abwickeln konnten. 

Gemäß § 55 des Krankenanstalten- und Kuran-
staltengesetzes hat der Bund die Mehrkosten, die
sich bei der Errichtung, Ausgestaltung und Erwei-
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terung der zugleich dem Unterricht an Medizini-
schen Universitäten dienenden öffentlichen Kran-
kenanstalten aus den Bedürfnissen des Unter-
richts ergeben, sowie die Mehrkosten, die sich
beim Betrieb dieser Krankenanstalten aus den Be-
dürfnissen des Unterrichtes ergeben, im Klini-
schen Mehraufwand zu ersetzen. Die Kostenersät-
ze für Baumaßnahmen und Investitionen erfolgen
aufgrund konkreter Vereinbarungen zwischen
dem Bund und dem jeweiligen Krankenanstalten-
träger. Die Kostenersätze für den laufenden Be-
trieb erfolgten bis dato durch pauschalierte Re-
fundierungen. Die Beträge, die der Bund in den
Jahren 2000 bis 2004 für Investitionen und den Be-
trieb der Krankenanstalten im Klinischen Mehr-
aufwand für die drei Medizinischen Universitäten
(bzw. bis 2003 die Medizinischen Fakultäten) ge-
leistet hat, finden sich in Tabelle 1.13.    

Das Universitätsgesetz 2002 verpflichtet die
Medizinischen Universitäten, die notwendigen
Daten und Informationen über die Erfordernisse
von Forschung und Lehre zur Ermittlung und Ab-
wicklung des Klinischen Mehraufwandes nach be-
triebswirtschaftlichen Kriterien zu erheben, zu
dokumentieren und zu bewerten. Ab dem
Jahr 2007 haben die Medizinischen Universitäten

das Ergebnis ihrer Ermittlung der Leistung des
Kostenersatzes zugrunde zu legen oder aber in
der mit dem Krankenanstaltenträger abzuschlie-
ßenden Zusammenarbeitsvereinbarung eine an-
dere Regelung über die wechselseitigen Leistun-
gen und deren Bewertung zu treffen. Die Ermitt-
lung und Bewertung der ab 2007 von den Medizi-
nischen Universitäten namens des Bundes an die
Krankenanstaltenträger zu leistenden Kostener-
sätze stellt eine besondere Herausforderung dar.
Sie wird, zusammen mit der vom Gesetzgeber er-
öffneten Möglichkeit der Gründung gemeinsamer
Betriebsführungsgesellschaften, die Entwicklung
der drei größten Krankenanstalten Österreichs
und damit die gesamte Struktur des Krankenan-
staltenbereiches wesentlich prägen. Von den Me-
dizinischen Universitäten wurden dazu in Zusam-
menarbeit mit den Krankenanstaltenträgern be-
reits Vorarbeiten zur medizinischen Leistungsan-
gebotsplanung im Rahmen der Definition des Ver-
sorgungsauftrages der Zentralkrankenanstalten
aufgenommen. 

Für den Bereich der Medizinischen Universität
Wien (ehemals Medizinische Fakultät der Univer-
sität Wien) wurde aufgrund des Vergleiches vor
dem Verfassungsgerichtshof zwischen dem Bund

Tabelle 1.13
Klinischer Mehraufwand (KMA) nach Universitäten und Verwendungsart, 2000 bis 2004

Universität  2000 2001 2002 2003 2004
Medizinische Gesamt 151.117.054 125.354.731 131.078.037 99.699.689 56.960.614
Universität Lfd. KMA 114.612.573 97.073.207 94.213.526 75.485.229 41.777.292
Wien1 Geräte 10.183.220 9.312.699 12.636.589 4.238.632 -2

Bau 26.321.261 18.968.826 24.227.923 19.975.827 15.183.322
Medizinische Gesamt 94.173.608 84.044.488 88.205.848 96.667.941 79.387.438
Universität Lfd. KMA 51.624.790 52.877.302 52.652.024 67.689.629 56.016.073
Graz1 Geräte 10.734.328 5.957.954 7.107.323 3.850.000 -2

Bau 31.814.490 25.209.232 28.446.500 25.128.312 23.371.365
Medizinische Gesamt 75.507.265 71.975.763 57.455.471 78.847.383 51.930.797
Universität Lfd. KMA 48.365.285 46.275.354 46.308.322 54.342.078 48.263.001
Innsbruck1 Geräte 2.471.035 2.245.591 2.325.530 1.249.999 -2

 Bau 24.670.944 23.454.819 8.821.619 23.255.307 3.667.796

1 Bis 2003 Medizinische Fakultät der Stammuniversität.
2 Geräteanteil 2004 im autonomen Universitätsbudget: Wien – € 10,7 Mio.; Graz – € 7,0 Mio.; Innsbruck – € 3,0 Mio.

Quelle: BMBWK
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und der Stadt Wien 2004 eine internationale Ex-
pertise zur Ermittlung des Klinischen Mehrauf-
wandes eingeholt, die die Grundlage für die in-
tensiven Verhandlungen von Bund und Stadt
Wien darstellte. Diese wurden mit einer Verein-
barung am 6. Juni 2005 abgeschlossen, mit der
der Bund und die Stadt Wien die erforderlichen
Investitionen zur Restfertigstellung und für den
weiteren Betrieb des AKH-Universitätsklinikums
Wien bis Ende 2015 sicherstellen. Mit der darin
festgelegten AKH-Finanzierung bis 2015 setzt der
Bund langfristige Rahmenbedingungen für die
medizinische Forschung. Aufgrund dieser Verein-
barung werden detaillierte Zusammenarbeitsver-
träge zwischen Bund und Stadt Wien, Bund und
Medizinischer Universität Wien sowie Medizini-
scher Universität Wien und Stadt Wien abzu-
schließen sein. Die Universitätsklinik für Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde ist außerhalb des
AKH Wien situiert und stellt ein eigenes Ambula-
torium dar, deren Trägerschaft 2004 vom Bund
auf die Medizinische Universität Wien überging.
Die Krankenanstalt wird von der Universität in
Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung
(Bernhard Gottlieb Universitätszahnklinik Gesell-
schaft mbH) betrieben. 

Der Ausbau des Universitätsklinikums Graz
(LKH Graz 2000) läuft planmäßig bis ins Jahr 2009
weiter. Nachfolgeprojekte aufgrund baulicher
und rechtlicher Erfordernisse werden derzeit an-
gedacht. Für den Ausbau des Universitätsklini-
kums Innsbruck wurden ein Investitions- und Bau-
programm für weitere  Maßnahmen  bis 2015 ent-
wickelt und die Rahmenbedingungen abge-
stimmt.

Mit dem Konjunkturbelebungsprogramm vom
September 2002 hat die Bundesregierung die bau-
liche Generalsanierung der Gerichtsmedizin Wien
beschlossen. Der Aufwand dafür wurde mit € 10,9
Mio. angesetzt. Das Gebäude der Gerichtsmedizin
Wien steht im Eigentum der Bundesimmobilien-
gesellschaft (BIG), die Medizinische Universität
Wien ist Mieterin. Derzeit wird das Raum- und
Funktionsprogramm optimiert. Die BIG wird im
Auftrag der Medizinischen Universität Wien die
Generalsanierung abwickeln.

1.7.2 Gesundheitswesen und Patienten-
betreuung

Um die Entwicklung auf dem Gebiet der Teleme-
dizin voranzutreiben, wurde 2004 eine interminis-
terielle Plattform gemeinsam mit dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Frauen konstituiert,
die die zuständigen Ressortministerinnen bei Ak-
tivitäten im Bereich Telemedizin und e-Health un-
terstützt sowie die Koordination der Telemedizin-
aktivitäten an den Medizinischen Universitäten
und in anderen Bereichen vornimmt. Telemedizin
umfasst medizinische Leistungen in digitalisierter
Form bzw. auf Entfernung, Anwendungsbereiche
sind vor allem Tele-Education (universitär), Tele-
kommunikation und kurative und diagnostische
Medizin.

Zur Erarbeitung von Standards auf diesem Ge-
biet sowie zur Etablierung von telemedizinischen
Kompetenzzentren an den drei Medizinischen
Universitäten wurden bislang sieben Förderauf-
träge mit insgesamt € 290.790,- vergeben, davon
sind vier erfolgreich abgeschlossen. An der Medi-
zinischen Universität Wien wurden die organisa-
torische Basis eines Exzellenzzentrums für Teleme-
dizin am AKH-Universitätsklinikum geschaffen so-
wie die erforderlichen Sicherheitsmechanismen
im Studiensystem Achimed für dessen Ausbau zu
einem Multicenter-Studiensystem eingerichtet.
An der Medizinischen Universität Graz wurde ein
Telemedizinzentrum (TZG) errichtet und ein Soft-
ware-Instrumentarium zur telemedizinischen Bild-
kommunikation an Steirischen Krankenanstalten
(PACS-view-Software) entwickelt. An der Medizi-
nische Universität Innsbruck handelt es sich um
Projekte in Forschung und Lehre im Bereich tele-
medizinischer Akut- und Notfallmedizin.

Mit der Arzneimittelgesetznovelle 2004 wur-
den die Ethik-Kommissionen der Medizinischen
Universitäten Wien, Graz und Innsbruck als Leit-
ethik-Kommissionen für auswärtige Krankenan-
stalten eingerichtet und bearbeiten in dieser
Funktion neben den universitären klinischen Stu-
dien multizentrische Studien anderer Krankenan-
stalten. Neben der Bearbeitung der Neuanträge
sind die Ethik-Kommissionen mit der Bearbeitung
von Nebenwirkungsmeldungen und Beurteilung
von Protokollanpassungen laufender Studien
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konfrontiert. Klinische Prüfungen wurden im Jahr
2004 in Wien 548, in Graz 194 und in Innsbruck 89
von der jeweiligen universitären Ethik-Kommissi-
on abgehandelt.

Im Zuge der Errichtung und Verselbstständi-
gung der Universitäten wurde an den Medizini-
schen Universitäten Wien, Graz und Innsbruck in
Zusammenarbeit mit den jeweiligen Krankenan-
staltenträgern damit begonnen, gemeinsame Qua-
litätsmodelle zur Krankenbehandlung und Leis-
tungsangebotsplanung (der Zentralkrankenanstal-
ten, die gleichzeitig Universitätskliniken sind) zu
erarbeiten. Untersuchungs- und Befundungstätig-
keiten als Aufgaben des Gesundheitswesens wer-
den von den Medizinischen Universitäten einer-
seits im Klinischen Bereich (z.B. österreichweites
PKU-Screening für Neugeborene in Wien), ande-
rerseits im Bereich der wissenschaftlichen-theoreti-
schen Organisationseinheiten (z.B. Institute für Hy-
giene, Pathologie in Graz und Innsbruck  etc.) wahr-
genommen. Bislang von diesen Organisationsein-
heiten im Bereich der Teilrechtsfähigkeit durchge-
führte Tätigkeiten sind auf die jeweilige Medizini-
sche Universität übergegangen. Das österreichwei-
te PKU-Screening für Neugeborene wurde im Rah-
men der klinischen Forschung entwickelt und wird
an der Universitätsklinik für Kinder- und Jugend-
heilkunde der Medizinischen Universität Wien seit
Beginn der 1990er Jahre durchgeführt und im Rah-
men des Klinischen Mehraufwands derzeit noch
vom BMBWK finanziert.

Die Anerkennung einzelner Organisationsein-
heiten als Ausbildungsstätten für die Ausbildung
in einem Sonderfach bzw. für die ergänzende spe-
zielle Ausbildung (Additivfach) erfolgt gem. § 10
Ärztegesetz nun durch die Österreichische Ärzte-
kammer (früher BMAGS) im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur. Die Durchführung der Ärzteausbil-
dung an den Landeskrankenanstalten-Universi-
tätskliniken erfolgt durch die Leitungen der uni-
versitären Organisationseinheiten funktionell für
den Krankenanstaltenträger. Weiters ist im Be-
reich des Gesundheitswesens an allen drei Medizi-
nischen Universitäten ein breites Spektrum an Uni-
versitätslehrgängen zu Fort- und Weiterbildungs-
zwecken eingerichtet (z.B. Public Health, Medizini-
sche Führungskräfte, Klinischer Prüfarzt etc.).  

1.8 Universitätsbauprogramm und 
Sanierungsprogramm 

Die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen
Staat und Universitäten mit dem Universitätsge-
setz 2002 blieb nicht ohne Auswirkungen auf die
von den Universitäten genutzten Immobilien. Be-
reits seit der Errichtung der Bundesimmobilienge-
sellschaft (BIG) wurden für die Universitätsliegen-
schaften schrittweise Mietverhältnisse zwischen
dem Bund als Mieter und der BIG als Vermieterin
begründet. Mit Bundesgesetz (BGBl. I Nr. 141/
2000) wurden schließlich sämtliche bundeseige-
nen Flächen – ausgenommen die so genannten hi-
storischen Objekte – ins Eigentum der BIG übertra-
gen. Alleinmieter der Universitätsliegenschaften
war der Bund, vertreten durch das BMBWK, wel-
ches die gesetzliche Verpflichtung hatte (§ 17
Abs. 4 UOG 1993), den Universitäten die zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Räume zur
Verfügung zu stellen.

Es war vorgezeichnet, dass die Überführung der
Universitäten in volle rechts- und geschäftsfähige
Einrichtungen auch mit Gestaltungsmöglichkeiten
im Immobilienbereich einherzugehen hatte. Der
im Universitätsgesetz 2002 beschrittene Weg, die
Universitäten selbst zu Mietern ihrer Gebäude zu
machen und ihnen daher die Gestaltung ihrer
Rechtsbeziehung mit den Vermietern zu überlas-
sen, war nahe liegend. Im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge sind die Mietrechte des Bundes
mit 1. Jänner 2004 an die jeweilige Universität
übergegangen. Dies betraf nicht nur die Objekte
der BIG, sondern auch eine Vielzahl weiterer Miet-
objekte, die für Universitätszwecke angemietet
wurden. Dazu gehören einige Großbauten, wie
sie in § 141 Abs. 2 Z 3 Universitätsgesetz 2002 un-
ter dem Titel „Hochschulraumbeschaffung“ auf-
gezählt sind. Signifikant als Eigentumsobjekt ei-
ner Universität ist das ehemalige Allgemeine
Krankenhaus Wien, eine Schenkung der Gemein-
de Wien an die Universität Wien im Rahmen ihrer
damaligen Teilrechtsfähigkeit. Liegenschaften,
die bisher von mehreren Universitäten gemein-
sam genutzt wurden – das betrifft in erster Linie
die Medizinischen Universitäten – mussten den
Nutzungsverhältnissen entsprechend aufgeteilt
werden. Das BMBWK hat sich dabei an den zwi-
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schen den Universitäten akkordierten Angaben
orientiert. Nach wie vor gemeinsam genutzte Ge-
bäude wurden auf Hauptmieter/Untermieter, je
nach Überwiegensprinzip der Flächenanteile, auf-
geteilt.

Das bisher dem BMBWK als Alleinmieter der
Universitätsgebäude der BIG für Mieten, Betriebs-
kosten und Mieterinvestitionen zur Verfügung
stehende Budget wurde auf die Universitäten auf-
geteilt, um ihre vertraglichen Verpflichtungen als
Mieter erfüllen zu können. Ausgangsbasis für die
Aufteilung waren der Mietbestand, das heißt
rund 1.462.000 m2 Mietfläche, sowie die Mietzinse
einschließlich Betriebskosten des dritten Quartals
2003. Um die für die Jahre 2004 bis 2006 zu erwar-
tenden Hauptmietzinserhöhungen aus bestehen-
den Wertsicherungsklauseln und Steigerungen
der auf den Mieter überwälzbaren Betriebskosten
abfangen zu können, wurde dieser Aufteilung ein
Betrag von € 192,9 Mio. zugrunde gelegt. Das wa-
ren um ca. € 10,1 Mio. mehr, als das BMBWK 2003
an Mieten und Betriebskosten an die BIG zu be-
zahlen hatte. Dieses Mietenbudget ist Bestandteil
des Globalbetrages der Jahre 2004 bis 2006 gemäß
§ 141 Abs. 1 Universitätsgesetz 2002. Bei einigen
Universitätsbauten waren zwar die Mietverträge
zwischen dem BMBWK und der BIG unterschrie-
ben, die Gebäude waren aber noch in Bau und da-
her die Miete bei Gesetzwerdung noch nicht fäl-
lig. Hier wurde den betroffenen Universitäten der
zusätzliche Mietaufwand abgedeckt (§ 141 Abs. 2
Z 2). Auch die vom BMBWK eingegangenen Ver-
pflichtungen aus den Universitätsgebäuden der so
genannten „Hochschulraumbeschaffung“ wur-
den den einzelnen Universitäten abgedeckt. Hier
laufen die Mietzinsverpflichtungen bis 2013 suk-
zessive aus. Dies schlägt sich in geringeren Budge-
tansätzen unter dem Titel „Hochschulraumbe-
schaffung“ im Budget des BMBWK nieder, ohne
dass damit eine Kürzung der Universitätsfinanzie-
rung verbunden wäre. Für die erste Leistungsver-

einbarungsperiode 2007 bis 2009 werden aller-
dings die aktuellen Kostenentwicklungen (wie
z.B. Erhöhung der Hauptmietzinse und Betriebs-
kosten, Vorschreibung von Grundsteuern durch
die BIG) zu berücksichtigen sein.

 Eine Anzahl von Universitätsbauten stammt
aus den 1960er und 1970er Jahren oder ist we-
sentlich älter. Bauzustand, aber auch mangelnde
Funktionalität machen umfangreiche Generalsa-
nierungen und Modernisierungen bis hin zu Er-
satzbauten notwendig. Hinzu kommt die volle
Anwendung des Arbeitnehmerschutzgesetzes auf
alle an den Universitäten Beschäftigten. Ebenso
fallen die Universitäten in den Anwendungsbe-
reich des Arbeitsinspektionsgesetzes. Im Zusam-
menhang mit anstehenden notwendigen Gene-
ralsanierungen wird auch den Anforderungen des
Arbeitnehmerschutzes entsprochen werden. Zur
Herstellung gesetzeskonformer Zustände ist eine
Frist bis Oktober 2013 eingeräumt, sofern nicht
Gefahr in Verzug besteht. Auch für ihre nicht ge-
neralsanierungsbedürftigen Häuser haben die
Universitäten erforderliche Maßnahmen zur Erfül-
lung der arbeitnehmerschutzrechtlichen Bestim-
mungen zu treffen.

In Erfüllung des Gesetzesauftrages des § 112
Universitätsgesetz 2002 wurde im Einvernehmen
mit den Universitäten und unter Einbeziehung der
BIG 2004 der erforderliche Aufwand für den Ge-
neralsanierungsbedarf erhoben. Österreichweit
wurden insgesamt 36 Objekte mit einem grob ge-
schätzten Sanierungsaufwand von rund € 600 Mio.
erfasst. Die Umsetzung der Generalsanierungen
wird Auswirkungen auf die Mietbudgets der Uni-
versitäten haben. Die projektförmige Darstellung
dazu ist gemeinsam mit der BIG in Ausarbeitung.
Die Umsetzung wird eng an die Profilbildung und
Schwerpunktsetzung der Universitäten angebun-
den sein. Dies gilt im besonderen Maß auch für
den Neuerwerb von Flächen, sei es universitätsei-
gener oder auch angemieteter Ressourcen.
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1.9 Universität für Weiterbildung Krems 
(Donau-Universität)

1.9.1 Novellierung des DUK-Gesetzes 2004 
und Implementierung

Im Vorfeld des Universitätsgesetzes 2002 wurde
auch der Standort Krems in die hochschulplaneri-
schen Überlegungen einbezogen. Nach einer Eva-
luierung der 1994 als Universitätszentrum für
Weiterbildung gegründeten Donau-Universität
Krems und in der Folge der Erstellung eines Ent-
wicklungskonzepts auf Basis der zwischen Bund
und Land Niederösterreich abgestimmten Grund-
position, die Aufgaben der Donau-Universität bei
postgradualer wissenschaftlicher Weiterbildung
zu belassen, wurde mit der Umsetzung dieses Ent-
wicklungskonzeptes begonnen. Der Vorsitzende
der diesbezüglichen Expertenarbeitsgruppe,
Univ.Prof.Dr. Hans-Uwe Erichsen, wurde beauf-
tragt, die Umsetzung zu begleiten und die Erfor-
dernisse für die Novellierung des DUK-Gesetzes
zu erarbeiten. Folgende Ziele sollten damit für
die Donau-Universität Krems erreicht werden: ei-
ne sachadäquate Organisationsgliederung, die
Optimierung der Kuratoriumsfunktion, Anpas-
sung der dienst- und besoldungsrechtlichen Be-
stimmungen, Ermöglichung von Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen, Gleichstellung der Donau-
Universität Krems in der Vergabe akademischer
Grade mit Universitäten und Privatuniversitäten
in der postgradualen wissenschaftlichen Weiter-
bildung sowie Ermöglichung eines Berufungsver-
fahrens.

Daran orientierte sich schließlich das am 1. April
2004 in Kraft getretene Bundesgesetz über die
Universität für Weiterbildung Krems (DUK-Gesetz
2004), BGBl. I Nr. 22/2004. In den zentralen Punk-
ten kommt das Universitätsgesetz 2002 zur An-
wendung:
● Autonomie bei der Studienplangestaltung der

Universitätslehrgänge, der Einteilung der inne-
ren Organisationsstruktur sowie der Personal-
entwicklung;

● Einführung der dreijährigen Leistungsvereinba-
rungen und damit Verlängerung des Planungs-
horizonts; 

● Auftrag zum Aufbau eines Qualitätsmanage-
mentsystems.

Für die Übergangsphase bedurfte es sonderge-
setzlicher Regelungen. Da die Donau-Universität
Krems nicht über ausreichend viele fix beschäftig-
te Universitätsprofessor/inn/en verfügte, wurde
eine externe Berufungskommission vorgesehen.
In jenen Fällen, wo zur Einrichtung von Organen,
wie etwa dem Gründungskonvent, ebenfalls Uni-
versitätsprofessor/inn/en fehlten, wurde die Mit-
wirkung der Österreichischen Akademie der Wis-
senschaften festgelegt (etwa § 7, § 11 Abs. 2 Z 1,
§ 13 Abs. 2 DUK-Gesetz 2004).

Da die Universität für Weiterbildung Krems
nach dem Universitätsgesetz 2002 organisiert ist,
erfolgten die weiteren Implementierungsschritte
analog zu jenen der anderen Universitäten. Der
Implementierungsprozess wurde Ende Juni 2005
abgeschlossen. Wie die Donau-Universität Krems
1994 als juristische Person öffentlichen Rechts ge-
gründet wurde, sind ihr das im Universitätsgesetz
2002 vorgesehene Berichtswesen sowie einzelne
Steuerungsinstrumente geläufig. Die erste Leis-
tungsvereinbarung soll analog 2006 für die Lauf-
zeit von 2007 bis 2009 abgeschlossen werden. 

1.9.2 Finanzierung

Die Finanzierung der Universität für Weiterbil-
dung Krems regelt sich aus dem Zusammenwirken
der zwischen Bund und Land Niederösterreich be-
stehenden Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG
über die Errichtung und den Betrieb der Donau-
Universität Krems (BGBl. Nr. 501/1994), die um ei-
ne Vereinbarung über den Ausbau des Universi-
tätszentrums für Weiterbildung (Donau-Universi-
tät Krems) samt Anlage (BGBl. I Nr. 81/2004) er-
gänzt wurde, mit  § 10 Abs. 3 DUK-Gesetz 2004,
worin die Finanzierung der Lehre durch Lehr-
gangsbeiträge unter Berücksichtigung des Kos-
tendeckungsprinzips vorgeschrieben ist. Die zu-
letzt abgeschlossene Vereinbarung sieht für den
Ausbau der Universität für Weiterbildung Krems
mit einem Planungsziel von 3.000 Studierenden
die Ausweitung der Landesverpflichtung vor. Die-
se beinhaltet einen Neubau, die Kostenübernah-
me für die Erstausstattung und den daraus er-
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wachsenden Ersatz- und Erneuerungsbedarf. Der
Bund übernimmt jene Kosten, die es der Universi-
tät für Weiterbildung Krems nach Maßgabe abzu-
schließender Leistungsvereinbarungen mit dem
Bund ermöglichen, ihr in der zuletzt geschlosse-
nen Vereinbarung erweitertes Leistungsangebot
erfüllen zu können. Laut Bundesvoranschlag ste-
hen bis einschließlich 2006 jährlich € 4,106 Mio.
für die Universität für Weiterbildung Krems zur
Verfügung. Der Eigenfinanzierungsgrad wurde
von der Donau-Universität im Berichtszeitraum
weiterhin gesteigert. Von beinahe 74% 2002 auf
über 78% 2003 konnte er 2004 trotz beginnender
Implementierung des neuen DUK-Gesetzes mit
77% etwa gleich gehalten werden.

1.9.3 Studienangebot und Forschung

Die Universität für Weiterbildung Krems konnte
das aktive Studienangebot trotz Evaluierungs-,
Novellierungs- und Implementierungsphasen von
55 (Wintersemester 2001) auf 132 Universitäts-
lehrgänge, in denen Belegungen bestehen, stei-
gern und ist damit der größte Anbieter in diesem
Segment. Die Lehrgänge wurden insbesondere in
den Bereichen Telekommunikation, Information
und Medien, Medizinische Wissenschaften und im
Segment der MBA-Programme ausgebaut. Die
Zahl der Studierenden stieg von 1.865 Personen
im Wintersemester 2001 auf 2.923 Personen im
Wintersemester 2004 aus 41 Ländern. Der Anteil
der studierenden Frauen liegt bei einem Drittel.
Das Verhältnis von Akademiker/inne/n und Nicht-
Akademiker/inne/n unter den Studierenden be-
trägt ca. 62% zu 38% und hat sich zugunsten der
Akademiker/inne/n verschoben. Beinahe alle Stu-
dierenden haben Berufserfahrung, die bei über
zwei Drittel mehr als zehn Jahre umfasst. In der
Altersverteilung der Studierenden ist festzustel-
len, dass sich der Anteil der unter 29-Jährigen re-
duziert hat, der Anteil des mittleren Altersseg-
ments gleich geblieben ist und sich der Anteil der
über 40-Jährigen merklich erhöht hat. Damit
zeichnet sich ein erfreulicher Trend im Zusammen-
hang mit den Erfordernissen des Lebenslangen

Lernens und der in Österreich erforderlichen Stei-
gerung des Anteils Älterer in Weiterbildung bzw.
Berufstätigkeit ab.  

Der Schwerpunkt der Forschungsaktivitäten an
der Universität für Weiterbildung Krems liegt bei
angewandter Forschung. Grundlagenforschung
wird im Zentrum für Biomedizinische Technologie
betrieben. Die gemeinsame Nutzung des Campus
Krems durch die Donau-Universität und die Fach-
hochschule Krems im genannten Fachbereich so-
wie die Ansiedlung einschlägiger Betriebe und
Unternehmen haben in Krems zu einer Clusterbil-
dung im Bereich Biomedizin beigetragen.

1.9.4 Aufgaben und Entwicklungs-
perspektiven

Das DUK-Gesetz 2004 sieht für die Donau-Univer-
sität Krems als explizite Aufgabe vor, sich zu ei-
nem mitteleuropäischen Kompetenzzentrum für
Weiterbildung unter besonderer Einbeziehung
und Berücksichtigung der EU-Erweiterung zu ent-
wickeln. Diese Aufgabe ist in Verbindung zur eta-
blierten Professur für Weiterbildungsforschung zu
sehen. Zu behandelnde Themen werden Anrech-
nungs-, Akkreditierungs-, Graduierungs- und
Qualitätssicherungsfragen in der Weiterbildung
sein, Fragen zu Bedürfnissen der Zielgruppen (Be-
rufstätige, Anwendungsorientierung, Problemlö-
sungsbezug) sowie die mit Lehre verbundenen
Darbietungsformen (Didaktik, Lern- und Lehrfor-
men). Des Weiteren sieht das DUK-Gesetz die Zu-
sammenarbeit der Universität für Weiterbildung
Krems mit den im Universitätsgesetz 2002 ge-
nannten Universitäten vor. Dies findet Unterstüt-
zung durch die Übersiedlung der Geschäftsstelle
von AUCEN (Austrian Universities Continuing Edu-
cation Network; www.aucen.at) an die Donau-
Universität Krems. Mit dem DUK-Gesetz 2004 und
der Ausweitung der Vereinbarung zwischen den
Erhaltern der Universität wurden für die nächsten
Jahre strukturelle Rahmenbedingungen geschaf-
fen, die eine Konzentration auf die Kerngeschäfte
ermöglichen. 
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2 Personal und Nachwuchsförderung an 
Universitäten  

2.1 Entwicklung des Personals nach 
Beschäftigungsformen und 
Verwendungskategorien

Als erster Schritt in Richtung Vollrechtsfähigkeit
der Universitäten wurde im Rahmen der Dienst-
rechts-Novelle 2001 – Universitäten ab Oktober
2001 ein modernes, leistungsorientiertes vertrag-
liches Dienstrecht der Universitätslehrer/innen
umgesetzt. Damit sollten die Attraktivität des Wis-
senschaftsstandortes Österreich gesichert und
ausgebaut, die Chancen von Jungakademikerin-
nen und Jungakademikern, in wissenschaftliche
(künstlerische) Berufsfelder einzusteigen, verbes-
sert und die Mobilität zwischen den Berufsfeldern
erleichtert werden. 

Der Ausschluss der Neubegründung öffentlich-
rechtlicher Dienstverhältnisse als Universitätsassis-
tent/in und der entsprechenden Ausschreibung
von Planstellen für Universitätsprofessor/inn/en ab
1. Oktober 2001 hat von 2002 bis 2004 zu einem
Rückgang der Zahl beamteter Professor/inn/en um
rund 10% und der Assistent/inn/en und Dozent/
inn/en um fast ein Viertel geführt. Dass die Anzahl

der Assistent/inn/en um mehr als die Hälfte zurück-
gegangen ist, während sich jene der Dozent/inn/en
um 12% erhöht hat, liegt an der zeitlich nicht be-
grenzten Bestimmung des § 170 Abs. 2 Beamten-
Dienstrechtsgesetz (BDG), wonach Universitätsas-
sistent/inn/en, die sich habilitieren, auf Ansuchen
in die Verwendungsgruppe der Universitätsdo-
zent/inn/en zu überstellen sind (Tabelle 2.1).   

Mit dem Universitätsgesetz 2002 wurde diese
Entwicklung weiter fortgesetzt und den Universi-
täten insbesondere auch im Hinblick auf die Ge-
staltung ihrer personellen Angelegenheiten ein
weitestgehend autonomer Handlungsspielraum
eingeräumt. Mit Ausnahme der den Universitäten
durch den Bund auch weiterhin zur Dienstleistung
zugewiesenen Beamt/inn/en ist die vollrechtsfähi-
ge Universität Dienstgeber ihrer Arbeitnehmer/in-
nen und berechtigt, Personal nach Angestellten-
gesetz einzustellen. Dieses bietet durch die Gestal-
tungsmöglichkeiten des Arbeitsvertrags im Ge-
gensatz zum Dienstrecht des Bundes die Möglich-
keit, wesentlich flexibler auf die Arbeitsbeziehun-
gen zwischen der Universität und den einzelnen
Arbeitnehmer/inne/n einzugehen. Vor allem wird

Tabelle 2.1 
Beamtete Universitätslehrer/innen, 2001 bis 2004  

 2001         2002        2003        2004

Gesamt
davon
Frauen Gesamt

davon
Frauen Gesamt

davon
Frauen Gesamt

davon
Frauen

Veränderung zu
2001 in %

Insgesamt 8.295 1.677 7.649 1.515 7.128 1.418 6.576 1.289 79,3
Professor/inn/en 1.941 183 1.914 200 1.867 205 1.752 196 90,3
Dozent/inn/en 2.701 398 2.810 428 2.876 460 3.034 509 112,3
Assistent/inn/en 3.653 1.096 2.925 887 2.385 753 1.790 584 49,0
Dozent/inn/en und Assistent/inn/en 6.354 1.494 5.735 1.315 5.261 1.213 4.824 1.093 75,9

Quelle: BMBWK
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der Inhalt des Arbeitsverhältnisses nunmehr di-
rekt an der Universität bestimmt. Weiters nimmt
das Universitätsgesetz 2002 eine nur mehr rudi-
mentäre Determinierung der einzelnen Verwen-
dungsbilder nach organisatorischen Gesichts-
punkten vor. 

Die Begründung neuer – öffentlich-rechtlicher
oder privatrechtlicher – Bundesdienstverhältnisse
an Universitäten ist nicht mehr möglich. Die bislang
bereits Dienst versehenden Bundesbediensteten
stehen den Universitäten auch weiterhin zur Verfü-
gung. Der Integration dieser Personengruppe in
das Rahmengefüge der neuen Personalstruktur
wird durch spezifische, seit 1. Jänner 2004 wirksa-
me, Überleitungsbestimmungen Rechnung getra-
gen: Im Fall der Beamt/inn/en war die dienst- und
besoldungsrechtliche Stellung im Sinn des verfas-
sungsrechtlichen Vertrauensschutzes zu wahren.
Demnach bleiben die bisherigen Beamt/inn/en
weiterhin in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Bund und sind der jeweiligen Uni-
versität aufgrund gesetzlicher Anordnung zur
Dienstleistung zugeteilt. Die dienst- und besol-
dungsrechtlichen Bestimmungen des Bundes sind
unverändert weiter anzuwenden, d.h. alle Rechte
und Pflichten aus dem Beamtendienstverhältnis
bleiben bestehen. Als Pendant zur Dienstgeber-
funktion hinsichtlich der neuen Arbeitnehmer/in-
nen wird der Universitätsautonomie im Verhält-
nis zu den Dienst leistenden Beamt/inn/en durch
die Einrichtung von Personalämtern in der Quali-
tät vollwertiger erstinstanzlicher Dienstbehörden
entsprochen. Die Rektorin oder der Rektor einer
Universität ist jeweils auch Leiter/in des Amtes der
Universität und damit der oder die oberste
Dienstvorgesetzte der an der Universität tätigen
Beamt/inn/en (Tabelle 2.2). 

Aus der Tabelle 2.2 ist ersichtlich, dass der An-
teil von Vertragsbediensteten oder Angestellten
unter den nicht habilitierten wissenschaftlichen
Mitarbeiter/inne/n mit Lehraufgaben (Assistent/
inn/en) bei der überwiegenden Mehrheit der Uni-
versitäten und auch insgesamt die 50%-Marke be-
reits überschritten hat. Bei den Professor/inn/en
liegt dieser Anteil bei rund 15%, bei den bediens-
teten Dozent/inn/en noch unter 5%, was sich zum
Teil aus der Überstellung von Assistent/inn/en
nach Abschluss der Habilitation erklärt.

Die Vertragsbediensteten des Bundes wurden
unmittelbar durch die Bestimmungen des Univer-
sitätsgesetzes 2002 in ein Arbeitsverhältnis zur je-
weiligen Universität übergeleitet. Die Universität
löst dadurch den Bund als Dienstgeber dieser Per-
sonengruppe ab. Der Rechtsrahmen des öffentli-
chen Dienstrechts der Vertragsbediensteten des
Bundes bleibt durch die dynamisierte Weitergel-
tung der Bestimmungen des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 als Inhalt des Arbeitsvertrags ge-
wahrt. Die Universität setzt die Rechte und Pflich-
ten des Bundes gegenüber diesen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern fort. 

Hinsichtlich der Lehrlinge des Bundes und der
wissenschaftlichen (künstlerischen) Mitarbeiter/
innen (in Ausbildung) tritt die Universität in die
Ausbildungsverpflichtung des Bundes ein. Insbe-
sondere letztere Gruppe bleibt bis zum Ablauf
der jeweiligen Bestellungsdauer weiterhin in ei-
nem dem Bund zugeordneten öffentlich-rechtli-
chen Ausbildungsverhältnis. Das Universitätsge-
setz 2002 sieht solche Ausbildungsverhältnisse
zum Bund nicht länger vor. Der Zweck der Heran-
bildung wissenschaftlichen Nachwuchses kann in
der ersten Karrierephase vor Erreichen der Promo-
tion, verglichen mit einem Arbeitsverhältnis, we-
sentlich besser durch die Tätigkeit im Rahmen ei-
nes Stipendiums verwirklicht werden. Stipendiat/
inn/en können ihr Hauptaugenmerk auf die wis-
senschaftliche Arbeit richten, da ihnen gegenüber
der Universität keinerlei Arbeitsverpflichtung
übertragen ist.

Bei den Tutor/inn/en, Studienassistent/inn/en,
Demonstrator/inn/en, Lehrbeauftragten und Gast-
professor/inn/en bleibt das besondere Rechtsver-
hältnis zum Bund bis zum Bestellungsablauf be-
stehen. Auch diese Gruppen sind durch das Uni-
versitätsgesetz 2002 nicht spezifisch determiniert.
Dadurch ist den Universitäten erlaubt, die ihren
Bedürfnissen am besten entsprechende Rechts-
form im Fall des Bedarfes nach diesen Verwen-
dungsbildern zu wählen. 

Die beschriebenen neuen Handlungsspielräu-
me für die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse ih-
rer Mitarbeiter/innen werden von den Universitä-
ten in unterschiedlichem Ausmaß ausgenutzt. An-
hand der Daten der Personalverrechnung, welche
für den Großteil der Universitäten 2004 im Rah-
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men einer Dienstleistung gemäß § 17 Universitäts-
gesetz 2002 von der Bundesrechenzentrum GmbH
durchgeführt wurde, lässt sich feststellen, dass die
meisten Universitäten neue Verwendungen für
neu aufgenommene Mitarbeiter/innen definiert
haben und dass neben Arbeitsverträgen nach dem
Angestelltengesetz auch freie Dienstverträge, ins-
besondere bei Lehraufträgen, eine nicht unwe-
sentliche Rolle spielen.         

Die im Band 2, Kapitel 3, ausgewiesenen Zahlen
zum Personal stammen durchwegs aus Datenbe-
ständen der Universitäten. Zum überwiegenden
Teil erfolgten bereits Datenübermittlungen ge-
mäß Bildungsdokumentationsverordnung Univer-
sitäten (BidokVUni, BGBl. II Nr. 30/2004), deren

Umsetzung bis November 2004 terminisiert war.
Einige Universitäten haben jedoch ersatzweise
ausgewählte statistische Aggregate übermittelt,
da der in der Bildungsdokumentationsverord-
nung vorgesehene Datenexport im Rahmen ihrer
neuen Personalverwaltungssoftware noch nicht
implementiert war. Die in der BidokVUni vorgese-
hene Form der Berichterstattung über das Univer-
sitätspersonal orientiert sich hinsichtlich der Ver-
wendung des Personals einerseits an den Perso-
nalkategorien des Universitätsgesetzes 2002, an-
dererseits an den internationalen Vorgaben von
UNESCO, OECD und EU, die der jährlichen koordi-
nierten bildungsstatistischen Erhebung dieser Or-
ganisationen zugrunde liegen (UOE-Fragebogen).

Tabelle 2.2 
Anteil öffentlich-rechtlich Bediensteter1 in ausgewählten Kategorien des wissenschaftlich-künstlerischen Personals2 nach 
Universitäten in Prozent, Ende 20043

Universität
Professor/inn/en Dozent/inn/en

nicht habil.
Assistent/inn/en

Insgesamt 85,3 95,4 41,2
Universität Wien 94,4 95,6 33,7
Universität Graz 91,7 94,0 35,4
Universität Innsbruck 90,2 92,9 58,9
Medizinische Universität Wien 91,3 98,9 46,8
Medizinische Universität Graz 98,2 100,0 77,6
Medizinische Universität Innsbruck 93,8 99,6 95,2
Universität Salzburg 93,4 92,8 55,6
Technische Universität Wien 91,3 97,6 38,5
Technische Universität Graz 71,0 97,6 34,8
Montanuniversität Leoben 86,5 97,0 45,5
Universität für Bodenkultur Wien 80,4 94,2 52,1
Veterinärmedizinische Universität Wien 83,3 95,7 60,4
Wirtschaftsuniversität Wien 83,1 96,8 24,4
Universität Linz 91,4 96,8 39,3
Universität Klagenfurt 100,0 97,2 42,3
Universität für angewandte Kunst Wien 58,3 -4 34,2
Universität für Musik und darstellende Kunst Wien 75,8 42,4 15,7
Universität Mozarteum Salzburg 66,7 47,1 11,8
Universität für Musik und darstellende Kunst Graz 73,8 50,0 14,7
Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz 56,5 71,4 5,7
Akademie der bildenden Künste Wien 33,3 -4 32,9

1  Ohne Karenzierte.
2  Verwendungen 11, 14 und 16 gemäß Anlage 1 Z 2.6 BidokVUni.
3  Stichtage 15.10.2004, 31.12.2004 und 15.04.2005.
4  Gesamtanzahl kleiner als 10.

Quelle: BMBWK
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Die entsprechende Anpassung der SAP-Personal-
verwaltungssoftware, die den Universitäten 2003
zur Verfügung gestellt wurde, an die Bildungsdo-
kumentationsverordnung Universitäten wird im
Herbst 2005 abgeschlossen sein. Unter diesen Vor-
aussetzungen muss damit gerechnet werden, dass
die dem Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur zur Verfügung gestellten Perso-
naldaten zum Teil unterschiedliche Interpretatio-
nen der Bildungsdokumentationsverordnung Uni-
versitäten widerspiegeln. Beim Vergleich der Zah-
len für das Jahr 2005 mit denen früherer Jahre ist
weiters zu berücksichtigen, dass das Universitäts-
gesetz 2002 teilweise die aus dem Dienst- und Be-
soldungsrecht des Bundes resultierenden Verwen-
dungsgruppen des wissenschaftlichen und künst-
lerischen Personals (Assistent/inn/en, Bundesleh-
rer/innen, wissenschaftlicher Dienst usw.) nicht
mehr unterscheidet und die bislang in der Perso-
nalstatistik nicht erfassten drittfinanzierten Wis-
senschafter/innen einbezieht. Das vorgesehene
neue dienst- und besoldungsrechtliche Regelwerk
des Kollektivvertrages steht noch nicht zur Verfü-
gung.

Beim „hauptberuflichen“ wissenschaftlichen
und künstlerischen Personal zeigt sich im Berichts-
zeitraum insgesamt eine Aufwärtsentwicklung
(vgl. Band 2, Tabelle 3.1). Der scheinbare Rück-
gang von 2004 auf 2005 resultiert aus geänderten
Zuordnungen: Die Ärztinnen und Ärzte in Fach-
arztausbildung wurden durch Änderung des Uni-
versitätsgesetzes 2002 (BGBl. I Nr. 96/2004) dem
allgemeinen Universitätspersonal zugeordnet. Die
gesonderte Ausweisung  der für Managementauf-
gaben eingesetzten Personalkapazität der Univer-
sität führt ebenfalls zu einer Umschichtung vom
wissenschaftlich-künstlerischen Bereich in Rich-
tung allgemeines Universitätspersonal. Beide Ef-
fekte zusammen haben eine Größenordnung von
ca. 510 Vollzeitäquivalenten. Der entsprechend
korrigierte Wert für 2005 wäre rund 11.140 Voll-
zeitäquivalente, was einer Steigerung von 1,3%
gegenüber 2004 und einer solchen von 2,0% im
Vergleich zu 2003 entspricht.

Die Anzahl der Universitätsprofessor/inn/en hat
sich mit rund 2.080 im Berichtszeitraum faktisch
nicht verändert. Der Rückgang bei den Vollzeit-
äquivalenten um rund 70 Einheiten von 2004 auf

2005 entsteht dadurch, dass auf Basis der Bidok-
VUni erstmals Beschäftigungsausmaße für Lei-
tungsfunktionen ausgewiesen werden und diese
zu Lasten des Beschäftigungsausmaßes der be-
troffenen Personen als Professor/inn/en gehen.
Die teilweise Inanspruchnahme von Professor/inn/
en durch Managementaufgaben war auch in frü-
heren Jahren gegeben, sie konnte jedoch statis-
tisch nicht abgebildet werden.

 Neben den Professor/inn/en mit unbefristeten
oder auf mehr als zwei Jahre befristeten Dienst-
verhältnissen gab es Ende 2004 121 Professor/inn/
en mit befristeten Dienstverträgen, deren Dauer
zwei Jahre nicht übersteigt, darunter auch Gast-
professor/inn/en, die bereits vor dem 1. Jänner
2004 bestellt worden waren. 95 Gastprofessor/inn/
en (Professor/inn/en im Sinn von § 99 Universitäts-
gesetz 2002) waren an den Universitäten der Wis-
senschaften, 26 an den Universitäten der Künste
tätig. In 85 Fällen ist die Staatsangehörigkeit be-
kannt: 36 Staatsangehörige der Bundesrepublik
Deutschland, 18 Angehörige anderer EU-Mit-
gliedsstaaten und 16 Österreicher/innen; die
Staatsangehörigkeit der übrigen 15 verteilt sich
auf 12 Länder. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen in
Ausbildung gemäß § 6 Universitäts-Abgeltungs-
gesetz waren zunächst zu Forschungsstipendiat/
inn/en übergeleitet worden. Durch Änderung des
Universitätsgesetzes 2002 wurden sie den wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter/inne/n
im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb gemäß
§ 100 Universitätsgesetz 2002 gleichgestellt. Die
Daten jener 14 Universitäten, die bereits gemäß
Bildungsdokumentationsverordnung Universitä-
ten übermittelt wurden, ergeben diesbezüglich
ein uneinheitliches Bild. Die Mehrzahl dieser Uni-
versitäten meldet die wissenschaftlichen Mitar-
beiter/innen in Ausbildung als nicht lehrende wis-
senschaftliche Mitarbeiter/innen im Forschungs-,
Kunst- und Lehrbetrieb, zwei Universitäten mel-
den sie als wissenschaftliche Mitarbeiter/innen,
die auch bereits selbstständige Lehrtätigkeit aus-
üben. Drei Universitäten melden Forschungs-
stipendiat/inn/en. Dieses Ergebnis dürfte nicht
nur einer unterschiedlichen Interpretation der
BidokVUni, sondern auch einer unterschiedlichen
Vorgangsweise in der Handhabung des Rechts-
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instituts Forschungsstipendiat/in entspringen. Es
dürfte nicht von allen Universitäten angenommen
werden. Eine Universität weist in ihrem Tätigkeits-
bericht explizit darauf hin, dass sie statt For-
schungsstipendien Arbeitsverträge im Rahmen ih-
res Laufbahnmodells anbietet.

Personal, das von Angehörigen des wissenschaftli-
chen und künstlerischen Universitätspersonals für
Forschungsvorhaben oder künstlerische Arbeiten
herangezogen wird, die von Dritten finanziert
sind (§ 26 Universitätsgesetz 2002), und Personal,
das von der Universität zur Erfüllung von Verträ-
gen mit Dritten über wissenschaftliche oder künst-
lerische Arbeiten, Untersuchungen oder Befun-
dungen (§ 27 Abs. 1 Z 3 Universitätsgesetz 2002)
angestellt wird, findet sich an den Universitäten
der Künste nur in wenigen Fällen und geringer
Anzahl. An den Universitäten der Wissenschaften
stellt dieses Personal, das in Kapitel 3 im Band 2
definitionsgemäß als „nebenberuflich“ geführt

ist, ein beträchtliches Potential dar, dessen Grö-
ßenordnung rund 80% der nicht habilitierten
wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen entspricht.
Möglicherweise ist dieser Personenkreis noch
nicht an allen Universitäten vollständig technisch
erfasst. Ca. 22% des drittfinanzierten Personals
stammen aus Aktivitäten gemäß § 26 Universitäts-
gesetz 2002, rund 78% sind Aufträgen nach § 27
Universitätsgesetz 2002 zuzuordnen.

Das allgemeine Universitätspersonal hat sich in
den Jahren 2003 bis 2005 um 2.074 Vollzeitäquiva-
lente oder 23,9% erhöht, wobei ein Zuwachs an
allen Universitäten zu verzeichnen ist. Der stärkste
prozentuelle Zuwachs ergibt sich bei der Universi-
tät Wien und der Medizinischen Universität Wien
(63,6%), gefolgt von der Universität Klagenfurt
(35,1%), der Universität für Bodenkultur Wien
(26,4%), der Veterinärmedizinischen Universität
Wien (24,1%) und der Universität für Musik und
darstellende Kunst Wien (21,7%). Die Zuwächse
der übrigen Universitäten liegen zwischen 16,8%
(Universität Innsbruck und Medizinische Universi-
tät Innsbruck) und 0,7% (Technische Universität
Wien). 13,5% der Vollzeitäquivalente des allge-
meinen Universitätspersonals entfallen auf öf-
fentlich-rechtlich Bedienstete. Bereinigt man um
die schon beim wissenschaftlich-künstlerischen
Personal erwähnten Effekte einer geänderten Zu-
ordnung, so ist das allgemeine Universitätsperso-
nal um 1.564 Vollzeitäquivalente oder 18% ge-
wachsen. Diese Zahlen spiegeln, ungeachtet uni-
versitätsspezifischer Unterschiede, einen Prozess
der Professionalisierung von Leitung und Adminis-
tration der Universitäten wider, der mit der Reali-
sierung der neuen Autonomie zwingend verbun-
den ist.

2.2 Kollektivverträge

Die wesentlichste Neuerung auf personellem Ge-
biet bringt das Universitätsgesetz 2002 durch die
Öffnung des Universitätssektors für die vielfälti-
gen Gestaltungsmöglichkeiten des privatrechtli-
chen Arbeitsrechtes. Dementsprechend wird die
Anwendung der Regelungen des Angestelltenge-
setzes auf an der Universität begründete Arbeits-
verhältnisse statuiert. Dieses kennt zwar keine uni-
versitätsspezifischen Bestimmungen, ermöglicht

Tabelle 2.3
Drittfinanziertes Personal der Universitäten der 
Wissenschaften1, Ende 2004

Universität
Personen

Vollzeit-
äquivalente

Insgesamt 4.760  3.900,9
Universität Wien 486 372,4
Universität Graz 213 128,1
Universität Innsbruck 345    255,9
Medizinische Universität Wien 775    775,0
Medizinische Universität Graz 226    169,0
Medizinische Universität Innsbruck 183    152,2
Universität Salzburg 104    73,1
Technische Universität Wien 648    525,2
Technische Universität Graz 643     569,9
Montanuniversität Leoben 145     107,4
Universität für Bodenkultur Wien 439     359,5
Veterinärmedizinische Universität Wien 176     122,7
Wirtschaftsuniversität Wien 0    -
Universität Linz 221     179,8
Universität Klagenfurt 156     110,7

1 Mitarbeiter/innen an Vorhaben gemäß § 26 Abs. 6 und § 27 Abs. 1 Z 3 
Universitätsgesetz 2002 (Verwendungen 24 und 25 gemäß Anlage 1 Z 2.6 
BidokVUni).

Quelle: BMBWK
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aber durch den Dispositionsspielraum des Arbeits-
vertrags eine im Vergleich zu den eher statischen
Verwendungsbildern im Dienstrecht des Bundes
wesentlich flexiblere Gestaltung des Arbeitsver-
hältnisses. In den Bereichen, in denen generelle
Regelungen sinnvoll erscheinen (z.B. Entlohnung,
Sozialleistungen, Personalentwicklungsmaßnah-
men, Urlaubsregelungen), können diese im Rah-
men eines Kollektivvertrags vereinbart werden.

Die im Universitätsgesetz 2002 angeführten
Universitäten bilden gemeinsam einen Dachver-
band, der auf Dienstgeberseite kollektivvertrags-
fähig ist. Vertragspartner auf Dienstnehmerseite
ist die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst. Dem
Dachverband kommt als Verhandlungspartner ei-
ne stärkere Position zu als der einzelnen Universi-
tät. Der vom Dachverband mit der Gewerkschaft
Öffentlicher Dienst verhandelte Kollektivvertrag
soll für die Arbeitnehmer/innen aller Universitä-
ten gelten.

Dem Kollektivvertrag kommt hinsichtlich der
einzelnen Personalkategorien an den Universitä-
ten folgende Bedeutung zu: Seit dem 1. Jänner
2004 erfolgen alle Neuaufnahmen in ein Arbeits-
verhältnis zur Universität. Allerdings gilt bis zum
In-Kraft-Treten eines Kollektivvertrags das Ver-
tragsbedienstetengesetz 1948 als Vertragsinhalt.
Mangels Kollektivvertrag folgen die universitären
Arbeitsverhältnisse daher weiterhin der Systema-
tik des öffentlichen, wenn auch privatrechtlichen,
Dienstrechtes.

Die Beamtinnen und Beamten haben die Mög-
lichkeit, sofern sie noch im provisorischen Dienst-
verhältnis beschäftigt sind, innerhalb von drei Jah-
ren nach Erfüllung der Definitivstellungserforder-
nisse, sonst bis Ende 2006, freiwillig aus dem Be-
amtendienstverhältnis auszutreten und in ein Ar-
beitsverhältnis zur Universität überzuwechseln
(Optionsrecht). Auch in diesen Fällen würden die
Bestimmungen des Kollektivvertrags zur Anwen-
dung kommen. Auch den ehemaligen Vertragsbe-
diensteten steht es frei, binnen drei Jahren ab
Wirksamwerden des Kollektivvertrags in diesen zu
wechseln. 

Der Dachverband der Universitäten und die Ge-
werkschaft Öffentlicher Dienst haben auf Anfrage
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur einen Bericht über den Fortgang der

Verhandlungen zur Verfügung gestellt. Im Früh-
jahr 2003 hat die Gewerkschaft Öffentlicher
Dienst erstmalig die Aufnahme von Verhandlun-
gen mit dem Dachverband Universitäten ange-
sprochen und ihm ihr Forderungsprogramm zuge-
leitet. Derzeit sind die Verhandlungen zwischen
dem Dachverband der Universitäten und der Ge-
werkschaft Öffentlicher Dienst noch nicht abge-
schlossen.

Die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und der
Dachverband der Universitäten haben sich nach
intensiven Verhandlungen auf folgende künftige
Grobstruktur der universitären Dienstverhältnis-
se geeinigt: Das allgemeine Universitätspersonal
soll in Hinkunft in acht Verwendungsgruppen
eingereiht werden. Die Verwendungsgruppen
sind aufgabenorientiert definiert. Innerhalb der
Verwendungsgruppen besteht die Möglichkeit
einer Zeitvorrückung, allerdings in größeren zeit-
lichen Abständen als nach geltendem Vertrags-
bedienstetenrecht. Besonders qualifizierte Mitar-
beiter/innen können in ihrer Verwendungsgrup-
pe in eine Expertenstufe aufgenommen werden,
die sich aufgabenmäßig durch hohe Verantwor-
tung und gehaltsmäßig durch ein höheres Ent-
gelt auszeichnet. Gegenüber dem geltenden Ver-
tragsbedienstetenrecht sind höhere Eingangsge-
hälter vorgesehen, die Lebensverdienstsumme
bleibt gleich.

Das wissenschaftliche Personal soll im Wesentli-
chen in die Gruppen der studentischen Mitarbei-
ter/innen, der wissenschaftlichen Mitarbeiter/in-
nen und der Universitätsprofessor/inn/en geglie-
dert werden. Studentische Mitarbeiter/innen sol-
len grundsätzlich zeitlich befristet und teilzeitbe-
schäftigt angestellt werden. Wissenschaftliche
Mitarbeiter/innen sollen ebenfalls zunächst befris-
tet eingestellt werden, eine unbefristete Anstel-
lung ist aber möglich. Mit besonders qualifizierten
Mitarbeiter/inne/n kann die Universität eine Qua-
lifikationsvereinbarung abschließen. Diese beson-
ders gestalteten Arbeitsverhältnisse sollen auf die
Tätigkeit als Universitätsprofessor/Universitäts-
professorin vorbereiten. Nach Erreichen der Qua-
lifikation soll die Mitarbeiterin oder der Mitarbei-
ter entsprechend der erreichten Qualifikation ein-
gesetzt werden. Zur Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses ist – unter Beachtung des Euro-
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päischen Gemeinschaftsrechts – vorgesehen, dass
eine bestimmte Anzahl der frei werdenden Pro-
fessorenstellen vornehmlich mit jüngeren Wissen-
schafterinnen und Wissenschaftern zu besetzen
ist. Damit kann den besonders qualifizierten wis-
senschaftlichen Mitarbeiter/inne/n eine Karriere-
möglichkeit an der Universität eröffnet werden.
Die wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen haben
sich aber jedenfalls dem im Gesetz (§ 98 Universi-
tätsgesetz 2002) vorgesehenen Auswahlverfahren
zu stellen.

Ein Übereinkommen über eine betriebliche Al-
tersvorsorge für alle Universitätsbediensteten
wird als Bestandteil des Verhandlungsprozesses
von beiden Sozialpartnern gewollt; Konkretisie-
rungen hierzu gibt es derzeit noch nicht.

2.3 Personalentwicklung 

Das Jahr 2004 war für die Personalabteilungen der
Universitäten mit großen Herausforderungen ver-
bunden. Neben der im Wesentlichen unveränder-
ten Weiterführung der Personalagenden der Be-
amtinnen und Beamten sowie der nun zu Ange-
stellten der jeweiligen Universität gewordenen
Vertragsbediensteten des Bundes mussten die bis-
her in besonderen Rechtsverhältnissen zum Bund
stehenden Gastprofessor/inn/en, Lehrbeauftrag-
ten, Mitarbeiter/innen im Lehrbetrieb und wissen-
schaftlichen bzw. künstlerischen Mitarbeiter/inne/n
in Ausbildung sowie das drittfinanzierte Personal
von Universitätseinrichtungen und von Einzelfor-
scher/innen als Bedienstete der Universität inte-
griert werden. Für einen großen Teil der betroffe-
nen Personen ergab sich die Notwendigkeit des
Abschlusses von Arbeits- oder Dienstverträgen mit
Beginn des Sommersemesters 2004. Gleichzeitig
stand mit dem Antreten des neuen Managements
der Universitäten die Thematik der Personalent-
wicklung hochrangig auf der Tagesordnung.

Im Bericht der Arbeitsgruppe „Erweiterte Auto-
nomie“, der im Jahr 2000 unter dem Titel „Univer-
sitäten im Wettbewerb. Zur Neustrukturierung
österreichischer Universitäten“1 vorgelegt wurde,

wurden unter anderem folgende Schritte der
Qualifizierung des Personals für eine erweiterte
Autonomie vorgeschlagen:
● Implementierung von Personalentwicklungs-

Funktionen,
● Bildung eines Personalentwicklungs-Netzwer-

kes der Universitäten,
● Erstellung neuer und Erweiterung bestehender

Bildungsprogramme,
● Maßnahmen zur Akzeptanzsteigerung,
● Bildung eines „Arbeitskreises Personalentwick-

lung Universitäten – Wirtschaft“.

Anhand der Tätigkeitsberichte der Universitäten
lässt sich feststellen, dass alle Universitäten die
Aufgabenstellung der Personalentwicklung in An-
griff genommen haben. Die zeitgemäße Neuorga-
nisation der Personalbewirtschaftung im Sinne
von mehr Qualität statt Quantität ist als themati-
scher Schwerpunkt erkennbar. Einige Universitä-
ten haben dies durch Errichtung entsprechender
Organisationseinheiten in der Aufbauorganisati-
on sichtbar gemacht. Andere Universitäten haben
Funktionen der Personalentwicklung implemen-
tiert, ohne dass dies in der Benennung von Orga-
nisationseinheiten sichtbar wird. 

Im Vordergrund der Berichterstattung stehen
die an einigen Universitäten verpflichtenden Ba-
sismodule für neu eintretende wissenschaftliche
Mitarbeiter/innen und die Grundausbildung für
allgemeines Personal, die von einigen Universitä-
ten gründlich überarbeitet wurden. In diesem Be-
reich kommen auch Websites und e-Learning-An-
gebote zum Einsatz. Neben der Grundausbildung
werden an einigen Universitäten Veranstaltungen
und Schulungen in den Bereichen Fremdsprachen,
EDV, Kommunikation und Didaktik angeboten,
die zum Teil auch dem nichtwissenschaftlichen
Personal offen stehen. In den Jahren 2003 und
2004 ergab sich speziell beim allgemeinen Perso-
nal ein Schwerpunkt der Schulungsaktivitäten
durch den mit der Autonomie verbundenen Ein-
satz neuer Software im Rechnungswesen, in der
Personalverwaltung und anderen Bereichen. Der
erreichte Entwicklungsstand erscheint durchaus
unterschiedlich: Während einige Universitäten
neue Fortbildungsprogramme für Mitarbeiter/in-
nen gerade nach einem Pilotdurchlauf implemen-

1 Krenn Walter (2000), Qualifizierung des Personals für eine
erweiterte Autonomie, in: Titscher Stefan, Winckler Georg
u.a. (Hg.), Universitäten im Wettbewerb. Zur Neustrukturie-
rung österreichischer Universitäten, München.
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tiert haben und dabei sind, weitere zu entwickeln,
haben andere (z.B. die Wirtschaftsuniversität
Wien) nach mehrjähriger Erfahrung auf diesem
Gebiet bereits einen weiteren Entwicklungsschritt
in Form einer organisatorischen Neupositionie-
rung ihrer Weiterbildungsaktivitäten gesetzt.

Eine Vernetzung der Aktivitäten zur Personal-
entwicklung zwischen den Universitäten ist in
Form punktueller Zusammenarbeit erkennbar. So
nutzt die Medizinische Universität Graz aufgrund
einer Servicevereinbarung für ihre Mitarbeiter/in-
nen das Weiterbildungsangebot der Universität
Graz. Eine Kooperation in der Weiterbildung be-
steht auch zwischen der Universität für ange-
wandte Kunst Wien und der Universität für Musik
und darstellende Kunst Wien sowie für das allge-
meine Personal zwischen den beiden Salzburger
Universitäten. 

Die Professionalisierung der Personalauswahl
und eine karrierebezogene Führung der Mitarbei-
ter/innen über Mitarbeitergespräche und Zielver-
einbarungen werden von annähernd der Hälfte
der Universitäten der Wissenschaften angespro-
chen. Neue Konzepte für „Mitarbeiter/innen-Ent-
wicklungsgespräche“ und Zielvereinbarungen
wurden entwickelt und zum Teil auch bereits er-
probt. Die Technische Universität Graz hat eine in-
terne Jobbörse für das allgemeine Universitäts-
personal eingerichtet. Vereinzelt wurden von den
Universitäten Karrieremodelle, vorwiegend für
wissenschaftliches Personal, entwickelt, wobei je-
doch die Kompatibilität mit den künftigen Kollek-
tivverträgen betont wird. Manche Universitäten
verpflichten ihr wissenschaftliches Personal zur
Absolvierung von Trainee-Programmen. In den
meisten Tätigkeitsberichten sind die Förderung
der Internationalität und Mobilität der Lehrenden
sowie der Ausbau und die Förderung der postgra-
dualen Fortbildung häufig im Zusammenhang mit
Kooperationen im Rahmen der ERASMUS-Projek-
te angeführt. Einige Universitäten fördern For-
schungsfreistellungen in Form von Sabbaticals
bzw. Aufenthalte an Partneruniversitäten. Es wer-
den zahlreiche universitätseigene Förderprogram-
me genannt, mit denen dem Anliegen verstärkter
internationaler Mobilität der künstlerischen und
wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen zum Durch-
bruch verholfen werden soll.

 Die Akademie der bildenden Künste Wien hat
in der Personalentwicklung neue Stellenprofile,
orientiert an Zielen, Verantwortlichkeiten und Be-
fugnissen, geschaffen. Die Universität für Musik
und darstellende Kunst Graz entwickelt ein leis-
tungsbezogenes Entgeltzahlungssystem für die
wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen. Überdies
werden die Ergebnisse der Lehrveranstaltungs-
evaluierungen als Entscheidungshilfe bei Lauf-
bahnentscheidungen einbezogen. Die Universität
für Bodenkultur Wien und die Wirtschaftsuniver-
sität Wien sprechen im Zusammenhang mit der
Karriereplanung für Wissenschafter/innen auch
die personbezogene Evaluierung an. An der Uni-
versität Graz wurde eine Abteilung für Leistung
und Qualitätsmanagement eingerichtet. Wenn
dieselben Universitäten auch von Ansätzen von
Personalstrukturplänen berichten, so wird eine
Verzahnung der Personalentwicklung im qualita-
tiven Sinn mit der quantitativen Seite der Perso-
nalentwicklung sichtbar. Führungskräftetraining
wird von wenigen Universitäten angeboten oder
als zusätzliches Element in der Mitarbeiterweiter-
bildung geplant. 

Vereinzelt werden Großgruppen-Veranstaltun-
gen im Zusammenhang mit der Umstellung auf
das Universitätsgesetz 2002 erwähnt. Einige Uni-
versitäten berichten über Startveranstaltungen
zur Personalentwicklung unter Einbeziehung von
Vertreter/inne/n der Wirtschaft. Die Leitungen der
Universitäten sind auch bemüht, die Strategie der
Personalentwicklung allen zugänglich zu machen
und die Entwicklung transparent zu gestalten. 

2.4 Nachwuchsförderung und Stipendien-
programme

2.4.1 Universitäre Nachwuchsförderung in den 
Tätigkeitsberichten der Universitäten

Alle Universitäten legen besonderes Gewicht auf
die Heranbildung und Förderung hoch qualifi-
zierter Nachwuchswissenschafter/innen zur Errei-
chung internationaler Konkurrenzfähigkeit. Die
Umstrukturierung der Lehre im Rahmen des Bolo-
gna-Prozesses bietet vielfältig Anlass, Inhalte,
Strukturen und Qualität der Studien grundlegend
zu überdenken. Die Erweiterung und Verbesse-
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rung der bestehenden Curricula und Entwicklung
neuer Lehrangebote nehmen demgemäß in den
vorgelegten Tätigkeitsberichten der Universitäten
breiten Raum ein. Die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses wird zum Teil generell
im Sinn der „Ausbildung der künstlerischen und
wissenschaftlichen Fähigkeiten bis zur höchsten
Stufe“ (§ 3 Z 3 Universitätsgesetz 2002) behandelt,
die herkömmlich vom Gesetzgeber insbesondere
als Aufgabenstellung des Doktoratsstudiums defi-
niert wird (vgl. z.B. § 51 Abs. 2 Z 12 Universitätsge-
setz 2002). Zum Teil wird Nachwuchsförderung als
Heranbildung des eigenen wissenschaftlichen und
künstlerischen Nachwuchses der jeweiligen Uni-
versität und somit als eine Art Einübungsphase in
eine wissenschaftliche oder künstlerische Universi-
tätslaufbahn behandelt. 

In den Tätigkeitsberichten führen einige Uni-
versitäten als explizites oder implizites Ziel eine
Steigerung des Anteils ihrer mobilen jungen Wis-
senschafter/innen an und verweisen auf spezielle
Förderungsinstrumente für Doktorand/inn/en und
Jungforscher/inn/en. In einigen Fällen wird auf die
Teilnahme an der „Teaching Staff Mobility“ im
Rahmen von ERASMUS sowie auf Auslandsaufent-
halte von Bediensteten rekurriert (vgl. auch Kapi-
tel 5.4 und 5.6).

Die Wirtschaftsuniversität Wien sieht für die
gezielte Förderung der Spitzenforschung als För-
derinstrument den Abschluss von Forschungsver-
trägen vor, die eine Entlastung von Lehraufgaben
und mehr Freiraum für Forschung und Mobilität
bewirken sollen. An der Universität Innsbruck
konnte die Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses finanziell unterstützt werden, und
es werden Preise und finanzielle Zuwendungen an
exzellente Forscher/innen und seitens der Stadt
Innsbruck an junge Wissenschafter/innen verge-
ben. An der Medizinischen Universität Wien wur-
de 2004 ein Europabüro personell besetzt, dessen
Ziel es ist, vor allem junge Forschende durch kom-
petente Beratung und praktische Unterstützung
bei der Einwerbung von Forschungsgeldern, vor
allem von EU-Forschungsmitteln, zu unterstützen.
Seit Beginn des Jahres 2004 können Forscher/in-
nen, die entweder als Koordinator/in oder als Pro-
jektpartner/in ein EU-Forschungsprojekt einge-
reicht haben, überdies eine MUW-Prämie bean-

tragen. Die Medizinische Universität Graz sieht
zur Forcierung der Forschung ein Programm „Er-
folgsprämien“ als Anreiz vor, bietet wie die Medi-
zinische Universität Innsbruck Weiterbildungspro-
gramme an und hat auch die Technologieverwer-
tung professionalisiert und gestärkt. 

Die Formen der externen und internen Finan-
zierung der Studien- und Austauschprogramme
für den wissenschaftlichen Nachwuchs sind von
Universität zu Universität verschieden. Zusam-
mengefasst können jedoch drei große Bereiche
angeführt werden:
● Unterstützungen in Form von Stipendien und

Teilnahme an Programmen, 
● Kooperationen mit nationalen und internatio-

nalen Partneruniversitäten und Unternehmen, 
● Leistungs- und Forschungsstipendien, Zuschüs-

se (Reisekostenzuschüsse) und Härtefonds der
jeweiligen Universität.

Das „In-die-Öffentlichkeit-Treten“ des wissen-
schaftlichen Nachwuchses stellt einen wesentli-
chen Aspekt des Sammelns von Erfahrung und so-
mit einer praxisnahen Qualifizierung dar. Die Aus-
formungen variieren von Universität zu Universi-
tät, aber die Mehrzahl der Universitäten versucht
dadurch die Leistungen ihrer Nachwuchswissen-
schafter/innen zu evaluieren, um die Exklusivität
der Ausbildung zu wahren. Die Universitäten be-
dienen sich Wettbewerben, Preisvergaben, Aus-
stellungen und Konzerten, um die Profilierung
„ihres“ wissenschaftlichen und künstlerischen
Nachwuchses unter professionellen Bedingungen
zu unterstützen und gleichzeitig deren Fortschrit-
te zu dokumentieren und der Öffentlichkeit zu
präsentieren. An einigen österreichischen Univer-
sitäten werden derzeit bereits spezielle Program-
me zur Hochbegabtenförderung angeboten, die-
ser Bereich wird in Zukunft sicher einen Teil der
strategischen Planung zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses darstellen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass
die Erhöhung der Mobilität des wissenschaftli-
chen Nachwuchses und der Ausbau der internatio-
nalen Kooperationen mit Partneruniversitäten ei-
nen hohen Stellenwert in den strategischen Plä-
nen der Universitäten zur Heranbildung qualifi-
zierter Nachwuchswissenschafter/innen einneh-
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men. Ausführliche und detaillierte Planungsvor-
haben werden in fast allen vorgelegten Tätig-
keitsberichten beschrieben.

2.4.2 Nachwuchsförderung durch Programme 
des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Internationale Vernetzung und fachübergreifen-
de Kooperation sind Leitlinien von drei Förderlini-
en, die seit 2004 in einem neuen vom Rat für For-
schungs- und Technologieentwicklung (RFT) emp-
fohlenen und vom Europäischen Sozialfonds (ESF-
Ziel 3) kofinanzierten Programm „Graduiertenför-
derung Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften
(GSK)“ angeboten werden:
● Post-Doc Fellowships in den Geistes-, Sozial-

und Kulturwissenschaften (GSK) haben neben
wissenschaftlicher Qualifikation vor allem die
Förderung disziplinenübergreifenden, teamori-
entierten Lernens und nationaler wie interna-
tionaler Netzwerkbildung zum Ziel. Dabei soll
die institutionelle Verankerung der Nach-
wuchswissenschafter/innen sowohl inhaltlich
als auch organisatorisch gestärkt werden. Da-
durch sollen mittel- bis langfristig signifikante
Verbesserungen in der Ausbildung und For-
schung sowie in der Planung von Forschungs-
karrieren sichergestellt werden. Nachwuchswis-
senschafter/innen mit einem abgeschlossenen
Doktoratsstudium haben die Möglichkeit, sich
um ein disziplinenübergreifendes, internatio-
nales Post-Doc Fellowship in den Themenfel-
dern Transdisziplinäres Forschen GSK (TRAFO),
New Orientations for Democracy in Europe
(NODE), Frauen in Forschung und Technologie
(fFORTE), Kulturwissenschaften/Cultural Stu-
dies, Gender Studies und Zeitgeschichte zu be-
werben. Die Nachwuchswissenschafter/innen
müssen in eine Forschungskooperation zwi-
schen einer österreichischen Institution und
mindestens einer exzellenten Forschungsstätte
im Ausland eingebunden sein, wobei letztere
dem/r Nachwuchswissenschafter/in ein umfas-
sendes Betreuungsangebot und für das Vorha-
ben geeignete Infrastruktur und Arbeitsbedin-
gungen zur Verfügung zu stellen hat. 

● Förderung der Präsentation von Forschungsar-

beiten oder -ergebnissen Graduierter und Post-
Docs im Rahmen internationaler wissenschaft-
licher Konferenzen und Workshops, soweit
diese nachweislich der Graduiertenförderung
dienen und einen inhaltlichen und organisato-
rischen Bezug zu Forschungsprogrammen bzw.
-schwerpunkten im Bereich Gesellschaftswis-
senschaften aufweisen.

● Förderung innovativer Maßnahmen von uni-
versitären oder außeruniversitären Einrichtun-
gen zur nachhaltigen Förderung von Graduier-
ten und Post-Docs, wie z.B. Graduiertensemi-
nare, -workshops und -konferenzen; Summer-
schools; Graduiertenjournals. 

Überdies schreibt die Österreichische Akademie
der Wissenschaften mit finanzieller Unterstüt-
zung des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur im Programm DOC-team (Dok-
torand/inn/engruppen für disziplinenübergreifen-
de Arbeiten in den Geistes-, Sozial- und Kulturwis-
senschaften) Förderungen von maximal vier Grup-
pen von Doktorand/inn/en pro Jahr mit diszipli-
nenübergreifender Problemstellung aus. Geför-
dert werden dreiköpfige Doktorand/inn/engrup-
pen, die sich im Zusammenwirken von mindestens
zwei Tutor/inn/en aus unterschiedlich definierten
Fachschwerpunkten einem nur fächerübergrei-
fend zu lösenden Problem stellen. Ein/e Tutor/in
sollte in einem renommierten Forschungsinstitut
im Ausland wirken. Kooperationspartner/innen
aus außeruniversitären Forschungseinrichtungen,
Kultureinrichtungen oder anderen forschungsori-
entiert arbeitenden Institutionen sind erwünscht.
Die Höhe der Förderung beträgt € 84.000,- pro
Gruppe und Jahr. Eine Gruppe kann für maximal
drei Jahre gefördert werden. Die finanzielle För-
derung bezieht sich nur auf die Doktorand/inn/en
in der Gruppe.

2.4.3 Auslandsstipendien und Stipendien zur 
postgradualen Ausbildung österreichi-
scher Graduierter

Die Förderung von Auslandsstudien findet einer-
seits im Rahmen des Studienförderungsgesetzes
statt, andererseits stehen den Universitäten für
Mobilitätsaktivitäten aus ihrem Budget Mittel zur
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Verfügung, die auch als Stipendien für Studieren-
de und Graduierte verwendet werden können.
Die Stipendien werden ausschließlich nach der
Qualität der Vorhaben für kurzfristige wissen-
schaftliche Arbeiten bzw. andere Studienleistun-
gen im Ausland und Joint study-Aktivitäten direkt
an den Universitäten vergeben. 

Vom Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur werden Stipendien zur postgra-
dualen Ausbildung für Absolvent/inn/en österrei-
chischer Universitäten und Fachhochschul-Studi-
engänge vergeben. Dabei handelt es sich um
postgraduale Kurse (Master- oder PhD-Program-
me) im fremdsprachigen Ausland, für die im
Studienjahr 2004/05 rund € 1,1 Mio. zur Verfü-
gung standen. Die beliebtesten Aufenthaltsländer
sind die EU-Mitgliedsstaaten, USA und Australien.
Im Rahmen der allgemeinen Postgraduate-Stipen-
dienaktion werden Stipendien für das fremdspra-
chige Ausland in verschiedenen Fachbereichen für
unterschiedliche Zielinstitutionen vergeben. 

Im Gegensatz dazu stehen die spezifischen
Postgraduate-Stipendienaktionen für Studienvor-
haben an bestimmten Institutionen oder in klar
definierten Fachbereichen:
● EHI-Postgraduate-Stipendien werden zum Stu-

dium am Europäischen Hochschulinstitut in Flo-
renz vergeben. In vier wissenschaftlichen Abtei-
lungen (Geschichte und Kulturgeschichte, Wirt-
schaftswissenschaften, Politik und Gesellschaf-
ten sowie Rechtswissenschaften) können
Dissertationen im Rahmen von Forschungspro-
jekten des Instituts verfasst werden; weiters
werden LLM-Studien (Master of Law) angebo-
ten.

● Bologna-Postgraduate-Stipendien werden zum
Studium am Bologna-Center der Johns-
Hopkins-Universität bzw. in Washington D.C.
vergeben, das mit einem Master in internatio-
nalen Beziehungen abschließt. 

● Das Minnesota-Postgraduate-Stipendium am
Center for Austrian Studies an der University of
Minnesota, das Edmonton-Postgraduate-Sti-
pendium am Wirth Institute for Austrian and
Central European Studies und das New Orleans-
Postgraduate-Stipendium am Center Austria an
der University of New Orleans bieten im Rah-
men eines „Research Assistantship“ die Mög-

lichkeit, neben verschiedenen administrativ-or-
ganisatorischen Aufgaben am Center an der ei-
genen Dissertation zu arbeiten.

● Brügge/Natolin-Postgraduate-Stipendien wer-
den für den Besuch eines einjährigen Kurses mit
Spezialisierung auf Recht, Wirtschaft, Politik
und Verwaltungswissenschaften im europäi-
schen Kontext vergeben. In der Zweigstelle Na-
tolin in Polen liegt das Hauptgewicht auf inter-
disziplinären Europastudien im Hinblick auf die
assoziierten Staaten. 

● EIPA-Postgraduate-Stipendien werden für wis-
senschaftliche Arbeiten am European Institute
for Public Administration (EIPA/Maastricht/Lu-
xemburg) im Rahmen einer Dissertation aus
dem Bereich „Europäische Integration” und
gleichzeitigen Mitarbeit an Auftragsstudien für
und über die Institutionen der EU vergeben. 

● Schumpeter-Stipendien werden für Studien im
Bereich „Public Administration” an der Kenne-
dy School of Government in Harvard vergeben.

Seit 2003 fallen mehrere vom Fonds zur Förderung
der wissenschaftlichen Forschung (FWF) im Be-
reich der Autonomie vergebenen Stipendien in
die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur. Laut  Forschungs-
förderungsgesetz ist eine direkte Einflussnahme
des BMBWK auf die Gestaltung dieser Programme
und die Vergabe der Stipendien nicht möglich. Es
handelt sich dabei um die Erwin Schrödinger-Sti-
pendien für exzellente Post-Docs, die an herausra-
genden Forschungseinrichtungen im Ausland für
maximal 2 Jahre forschen möchten, und  Schrödin-
ger-Rückkehr-Stipendien zur Unterstützung von
Forscher/inne/n, die wieder nach Österreich zu-
rückkommen möchten.  Dieses Programm wurde
vom FWF im Frühjahr 2005 eingestellt, da die Ei-
genfinanzierung im Rahmen von Projekten er-
möglicht worden ist. Weiters werden zur Unter-
stützung von Forscherinnen zur Erreichung der
Habilitation Charlotte Bühler-Stipendien (vgl. Ka-
pitel 4.5) und für exzellente Senior-Post-Docs, die
in Österreich für maximal 2 Jahre forschen möch-
ten und an der österreichischen Zielinstitution
nicht vorhandene Kenntnisse mitbringen, Lise
Meitner-Stipendien vergeben. Weiters ist gene-
rell auf Maßnahmen der Forschungsförderung
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und -finanzierung, die in Kapitel 1.4.4 dargestellt
sind, hinzuweisen, die vielfach auch Aufgaben der
Nachwuchsförderung erfüllen.

Auch an der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften werden einige Stipendien verge-
ben, die in die Zuständigkeit des BMBWK fallen,
und zwar DOC-Stipendien für herausragende
Doktorand/inn/en zur Abfassung einer Dissertati-
on an einer österreichischen Universität (maximal
2 Jahre) und APART-Stipendien für exzellente
Post-Docs zur Fertigstellung ihrer Habilitation.

Das Fulbright-Programm ermöglicht österrei-
chischen Absolvent/inn/en sowie Wissenschafter/
inne/n Studien-, Lehr- und Forschungsaufenthalte
in den USA. Die Aufenthalte US-amerikanischer
Studierender und Lehrender sowie von Wissen-
schafter/inne/n an österreichischen Universitäten
ergänzen die bilaterale Kooperation mit den USA.

2.4.4 Stipendienprogramme nach Österreich

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur vergibt Stipendien für ausländische
Studierende, Graduierte und junge Wissenschaf-
ter/innen im Rahmen folgender Stipendienpro-
gramme: 
● Österreich-Stipendien an Studierende und Gra-

duierte, die Diplomarbeiten, Dissertationen
oder sonstige wissenschaftliche Arbeiten zu
Themen mit Österreich-Bezug erarbeiten,

● Ernst Mach-Stipendien für Graduierte aus Indus-
triestaaten für wissenschaftliche Arbeiten in
Österreich,

● Franz Werfel-Stipendien, zweijährige For-
schungsstipendien für junge Universitätsleh-
rende, die sich schwerpunktmäßig mit österrei-
chischer Literatur befassen, zur Weiter- und
Fortbildung in Österreich.

Die Bewerbungen für diese Stipendien werden
bei den österreichischen Auslandsvertretungen
eingebracht. Die Auswahl erfolgt durch eine Wis-
senschafterkommission in Österreich. Im Studien-
jahr 2004/05 wurden fast 170 Stipendien an Studie-
rende, Graduierte und Wissenschafter/innen aus
mehr als 40 Ländern im Rahmen dieser Stipendien-
programme vergeben (Tabelle 2.4).

2.4.5 Stipendienreform

Der Rat für Forschung und Technologieentwick-
lung (RFT) hat 2004 eine Arbeitsgruppe einge-
setzt, die sich mit dem Stipendien- und Förderwe-
sen für den wissenschaftlichen Nachwuchs be-
schäftigt hat. Anfang 2005 ist der RFT dann auf-
bauend auf den Ergebnissen der Arbeitsgruppe zu
dem Schluss gekommen, die Stipendienlandschaft
in Österreich sei durch „Unübersichtlichkeit ge-
kennzeichnet und zeige Optimierungsbedarf“.
Mindestens 18 Institutionen seien mit der Durch-
führung von 50 Stipendienprogrammen des Bun-
des befasst, es fehle eine einzige Anlaufstelle für
Antragsteller/innen, und es komme zu inhaltli-
chen Doppelgleisigkeiten und Überschneidungen.
Kritisiert wurden die große Anzahl von teilweise
sehr kleinen Programmen mit zum Teil sehr hohen
Verwaltungskosten und die punktuelle Intranspa-
renz bei den Vergabekriterien sowie fehlende
Evaluierungsindikatoren (z.B. langfristige Auswir-
kungen auf die Beschäftigung bzw. Karrierever-
läufe der Stipendiat/inn/en). Der RFT hat daher ei-
ne umfassende Reform der Stipendienlandschaft
empfohlen.    

Untersucht wurden insgesamt 50 Stipendien-
programme des Bundes, für die die Bundesminis-
terien für Bildung, Wissenschaft und Kultur, für
auswärtige Angelegenheiten sowie für Verkehr,
Innovation und Technologie zuständig sind. Die
jährlichen Gesamtausgaben dafür belaufen sich
auf € 29,8 Mio., wovon 78,4% das Bildungsminis-
terium, 13,6% das Außenministerium und 7,9%
das Bundesministerium für Verkehr, Innovation
und Technologie finanziert. Von den Gesamtmit-
teln gehen jährlich € 13,9 Mio. in 27 so genannte
„in-Programme“, mit deren Hilfe Studierende,
Post-Docs und Wissenschafter/innen aus dem Aus-
land nach Österreich geholt werden, € 10,4 Mio.
in 16 „out-Programme“, die Studierenden, Post-
Docs und Wissenschafter/innen aus Österreich ein
Studium bzw. Forschungsarbeiten im Ausland er-
möglichen sollen, sowie € 5,5 Mio. in sieben „do-
mestic-Programme“, die beim Studium bzw. wis-
senschaftlicher Arbeit in Österreich unterstützen.       

Als Stärken des derzeitigen Systems nannte der
RFT dessen Vielfalt, das breite Spektrum des
geförderten Adressatenkreises sowie die zur Ver-
84 Universitätsbericht 2005 | Band 1



Personal und Nachwuchsförderung an Universitäten | Kapitel 2
fügung stehenden finanziellen Mittel. Der RFT hat
die Widmung der Gelder für diverse Stipendien-
programme ab 2006 von einer umfassenden Sti-
pendienreform abhängig gemacht. Die Feder-
führung wurde dem Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur zugewiesen, in
dessen Zuständigkeit mehr als drei Viertel der Sti-
pendien vergeben werden. Daraufhin wurde von
der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur das Projekt „Stipendienreform“ mit

der Zielsetzung der Entwicklung von neuen Sti-
pendienprogrammen für den Bereich der Dokto-
rand/inn/en und Post-Doktorand/inn/en beauf-
tragt. An der Startkonferenz im Juni 2005 nahmen
neben Vertreter/innen aus den Ministerien auch
Repräsentant/inn/en der Trägerorganisationen so-
wie Expert/inn/en teil. Im Herbst 2005 werden
Konzepte zur Neustrukturierung der österreichi-
schen Doktorats- und Post-Doc-Programme erar-
beitet. 

            

Tabelle 2.4
Österreich-, Franz Werfel- und Ernst Mach-Stipendien nach Herkunftsländern der Stipendiat/inn/en, 
Studienjahre 2003/04 und 2004/05

             Studienjahr            Studienjahr
2003/04 2004/05 2003/04 2004/05

Insgesamt 129 168 Moldawien - 1
Albanien 12 5 Norwegen - 1
Armenien - 3 Polen 6 13
Aserbaidschan 1 2 Portugal - 1
Australien 2 1 Rumänien 4 5
Belarus - 1 Russland 9 15
Belgien - 1 Serbien und Montenegro 4 5
China - 2 Slowakei 11 2
Bulgarien 20 19 Slowenien - 5
Deutschland 3 5 Spanien - 1
Estland 1 - Taiwan - 2
Finnland 2 - Thailand 1 1
Frankreich 1 4 Tschechien 13 20
Georgien 3 4 Türkei 2 1
Großbritannien 1 - Ukraine 11 12
Indien 1 1 Ungarn 12 14
Italien 2 3 USA 2 2
Kolumbien - 2 Usbekistan 1 1
Kroatien 3 10 Venezuela - 1
Mexiko - 1 Vietnam 1 1

Quelle: BMBWK
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3 Die Lage der Studierenden     

3.1 Studienanfänger/innen und 
Studierende

3.1.1 Studienanfängerinnen und Studien-
anfänger an Universitäten

Der Zugang zu den Universitäten ist derzeit auf ei-
nem Höchststand. Noch nie in der Geschichte der
österreichischen Universitäten begannen so viele
junge Leute ein Universitätsstudium wie in den
zwei vergangenen Studienjahren. Im Vergleich
zum Studienjahr 1995/96 stiegen die in- und aus-
ländischen ordentlichen und außerordentlichen
Erstzugelassenen um mehr als 10% von 34.258 auf
37.722 im Studienjahr 2004/05. Der Anstieg bei
den ordentlichen Erstzugelassenen beträgt sogar
11%. Nach einem geringen Rückgang nach Ein-
führung des Studienbeitrags 2001 ist dieser be-
reits im Wintersemester 2002 eingeholt worden.
Im Studienjahr 2003/04 wurde mit 38.269 Erstzu-
gelassenen ein Höchststand erreicht, und danach

bleiben die Erstzugelassenenzahlen weiter auf
hohem Niveau (Abbildung 3.1).

Die Hochschulzugangsquote im Bereich der
Universitäten (Zahl der inländischen ordentlichen
Erstzugelassenen an Universitäten in Relation
zum Durchschnittsjahrgang der 18- bis 21-jähri-
gen Wohnbevölkerung) betrug im Studienjahr
2004/05 25,2%. Mit steigenden Maturantenzah-
len stieg auch der Zugang zu den Universitäten.
Die Übertrittsrate von Personen mit Matura nach
drei Semestern an wissenschaftliche Universitäten
stieg im Berichtszeitraum von 47% auf 49%1. Die
höchsten Übertrittsraten des Maturajahres 2003
weisen Absolvent/inn/en einer Allgemeinbilden-
den höheren Schule in Langform mit 70% auf, die
geringste Rate Absolvent/inn/en einer Land- und
Forstwirtschaftlichen höheren Schule mit 23%. 

1 Aufgrund der Zulassungsbedingungen sind die Universitä-
ten der Künste nicht mit eingerechnet.
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Abbildung 3.1
Entwicklung der in- und ausländischen Erstzugelassenen, Wintersemester 1995 bis 2004

Quelle: BMBWK
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42% aller ordentlichen in- und ausländischen in
Österreich erstmals an einer Universität zu einem
Bakkalaureats- oder Diplomstudium Zugelassenen
des Studienjahres 2004/05 stammen aus einer
AHS, 26% aus einer BHS. 7.785 (oder 24,9%) erst-
zugelassene ordentliche Studierende weisen eine
ausländische Reifeprüfung oder einen ausländi-
schen postsekundären Bildungsabschluss auf. Ins-
gesamt 1.055 Erstzugelassene begannen das Stu-
dium aufgrund einer Berufsreifeprüfung, einer
Studienberechtigungsprüfung oder einer Reife-
prüfung für Erwachsene (vgl. Abbildung 3.2).  

Inländische Erstzugelassene stammen haupt-
sächlich aus Angestellten-Familien. 36% der Müt-
ter und 34% der Väter der Erstzugelassenen des
Wintersemesters 20022 sind Angestellte des nicht-
öffentlichen Bereichs. Eine weitere wichtige Rolle
spielen Eltern mit einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis (25% der Väter, 21% der Mütter).
9% der Väter und 4% der Mütter von Erstzugelas-
senen sind Arbeiter/innen, 18% der Mütter und
kaum Väter (0,2%) sind ausschließlich im Haushalt
tätig. 45% der Väter und 38% der Mütter von
Studienanfänger/inne/n hatten im Studienjahr
2002/03 mindestens den Abschluss einer höheren
Schule. Der Anteil der Eltern mit Pflichtschul- und
Lehrabschluss liegt bei den Vätern bei 33%, bei
den Müttern bei 35%.

Die Attraktivität des österreichischen Universi-
tätsstandorts ist ungebrochen. Im Studienjahr
2004/05 war bereits ein Drittel aller Erstzugelasse-
nen ausländischer Herkunft. Dies bedeutet einen
Anstieg des Ausländeranteils um acht Prozent-
punkte oder einen Anstieg von 3.773 ausländi-
schen Studienanfänger/inne/n seit dem Studien-
jahr 1995/96. Vorwiegend wählen junge Men-
schen aus dem EU-Raum Österreich als Studien-
land (56%). 24% kommen aus Deutschland, 14%
aus Italien, gefolgt von Polen (5%) und Frankreich
(4%). 11% aller ausländischen Erstzugelassenen
kommen aus außereuropäischen Entwicklungs-
ländern.

Die Entwicklung der Erstzugelassenenzahlen
nach einzelnen Universitäten verlief unterschied-
lich. Während die Universität für Musik und dar-
stellende Kunst Wien und die Universität Mo-
zarteum Salzburg Rückgänge im Vergleich zum
Wintersemester 2001 verzeichnen, weisen alle an-
deren Universitäten steigende Erstzugelassenen-
zahlen auf (siehe Tabelle 3.1). Bei der Wahl des
Studiums entschied sich im Wintersemester 2004
fast ein Drittel für ein naturwissenschaftliches
oder technisches Studium, 27% entschieden sich
für ein geistes- und kulturwissenschaftliches Stu-
dium und 18% für ein sozial- und wirtschaftswis-
senschaftliches Studium. Bereits mehr als 22% al-
ler Erstzugelassenen entscheiden sich für ein Bak-
kalaureatsstudium. Im Vergleich dazu waren es im
Wintersemester 2002 erst 13% (vgl. auch Kapitel
6.6ff im Band 2).   

    

2 Aufgrund der hohen Ausfallsrate des Wintersemesters 2003
wurde dieses Semester nicht betrachtet, Daten des Winter-
semesters 2004 liegen noch nicht vor.
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postsekundärer Abschluss

AHS gesamt

BHS gesamt

BRP, SBP, Reifeprüfung für
Erwachsene
Sonstige

Abbildung 3.2
In- und ausländische Erstzugelassene nach Form der Reifeprüfung, Studienjahr 2004/05

Quelle: BMBWK
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3.1.2 Studierende an Universitäten

Im Berichtszeitraum haben sich die Studierenden-
zahlen stetig nach oben entwickelt und liegen im
Wintersemester 2004 bei 210.125 in- und ausländi-
schen ordentlichen und außerordentlichen Stu-
dierenden (vgl. Tabelle 3.2). In ordentlichen Studi-
en befinden sich davon 195.775 Personen, 162.478
sind Österreicher/innen. Damit sind insgesamt
23% der gleichaltrigen Wohnbevölkerung in uni-
versitärer Ausbildung. Im Mittel sind inländische
ordentliche Studierende in Bakkalaureats- und Di-
plomstudien 23 Jahre alt. Der Ausländeranteil
liegt bei den ordentlichen und außerordentlichen
Studierenden im Wintersemester 2004 bei 19%,
bei den ordentlichen Studierenden bei 17% und

bei den außerordentlichen Studierenden bei 42%.
Wie bei den Erstzugelassenen kommt der Großteil
der ausländischen Studierenden aus der EU und
aus den restlichen europäischen Staaten (Abbil-
dung 3.3).

    

Tabelle 3.1
In- und ausländische Erstzugelassene nach Universitäten, Wintersemester 2001 bis 2004

Universität              Wintersemester
2001 2002 2003 2004

Insgesamt 26.850 29.900 32.132 32.120
Universität Wien 8.424 8.891 10.107 9.094
Universität Graz 2.972 3.180 3.655 3.020
Universität Innsbruck 3.255 3.479 3.499 2.930
Medizinische Universität Wien - - - 1.268
Medizinische Universität Graz - - - 627
Medizinische Universität Innsbruck - - - 521
Universität Salzburg 1.630 2.018 1.886 2.035
Technische Universität Wien 1.996 2.044 2.324 2.259
Technische Universität Graz 999 1.184 1.257 1.256
Montanuniversität Leoben 239 251 289 303
Universität f. Bodenkultur Wien 443 530 713 789
Veterinärmedizinische Universität Wien 204 228 400 443
Wirtschaftsuniversität Wien 2.570 3.326 3.132 2.760
Universität Linz 1.707 1.918 1.946 1.955
Universität Klagenfurt 1.003 1.090 1.193 1.165
Universität f. angewandte Kunst Wien 131 125 151 162
Universität f. Musik u. darst. Kunst Wien 447 486 466 423
Universität Mozarteum Salzburg 199 238 244 176
Universität f. Musik u. darst. Kunst Graz 171 344 290 253
Univ. f. künstl. u. industr. Gestaltung Linz 111 105 130 170
Akademie d. bildenden Künste Wien 79 80 119 102
Universität f. Weiterbildung Krems1 270 383 331 409

1 Nur außerordentliche Studierende.

Quelle: BMBWK

Tabelle 3.2
In- und ausländische Studierende, Wintersemester 2001 
bis 2004

Wintersemester Gesamt Frauen Männer
2001 194.763 101.361 93.402
2002 199.450 104.719 94.731
2003 206.229 109.145 97.084
2004 210.125 111.439 98.686

Quelle: BMBWK
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Auf Einzeluniversitätsebene zeigen sich im Be-
richtszeitraum die stärksten Zunahmen von aus-
ländischen Studierenden bei der Universität für
Weiterbildung Krems mit 67% und bei der Veteri-
närmedizinischen Universität Wien, Universität
Klagenfurt, Universität für angewandte Kunst

Wien, Universität für Musik und darstellende
Kunst Graz und Universität für künstlerische und
industrielle Gestaltung Linz (jeweils ca. 20%). Bei
den technischen Universitäten konnte vor allem
die Montanuniversität Leoben Zuwächse verzeich-
nen (vgl. Tabelle 3.3).    

55%

2%
11%

2%
Sonstige
außereuropäische Länder

Außereuropäische
Entwicklungsländer

Außereuropäische
Industrieländer

Sonstige europäische
Länder

EU

30%

Abbildung 3.3
In- und ausländische Studierende nach Herkunftsländern, Wintersemester 2004

Quelle: BMBWK

Tabelle 3.3
In- und ausländische Studierende nach Universitäten, Wintersemester 2001 bis 2004

Universität                         Wintersemester
 2001 2002 2003 2004
Insgesamt1 194.763 199.450 206.229 210.125
Universität Wien 67.724 67.061 69.427 61.984
Universität Graz 23.887 23.352 24.211 20.359
Universität Innsbruck 23.395 23.482 23.536 19.985
Medizinische Universität Wien - - - 10.393
Medizinische Universität Graz - - - 4.544
Medizinische Universität Innsbruck - - - 3.668
Universität Salzburg 10.994 11.192 11.125 11.582
Technische Universität Wien 16.368 15.753 16.256 16.408
Technische Universität Graz 8.516 8.144 8.375 8.453
Montanuniversität Leoben 1.831 1.821 1.889 2.001
Universität f. Bodenkultur Wien 4.511 4.215 4.391 4.822
Veterinärmedizinische Universität Wien 2.055 1.966 2.189 2.479
Wirtschaftsuniversität Wien 20.248 22.421 21.780 21.620
Universität Linz 12.496 11.473 12.213 12.435
Universität Klagenfurt 6.063 6.300 6.706 7.234
Universität f. angewandte Kunst Wien 1.139 1.187 1.273 1.384
Universität f. Musik u. darst. Kunst Wien 3.208 3.216 3.317 3.148
Universität Mozarteum Salzburg 1.567 1.593 1.647 1.549
Universität f. Musik u. darst. Kunst Graz 1.400 1.577 1.666 1.671
Univ. f. künstl. u. industr. Gestaltung Linz 776 785 829 919
Akademie d. bildenden Künste Wien 896 873 948 970
Universität f. Weiterbildung Krems 1.746 2.155 2.465 2.923

1 Studierende, die an mehreren Universitäten studieren, sind nur einmal gezählt.

Quelle: BMBWK
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Quelle: BMBWK

Auch die Zahl der Studierenden in Universitäts-
lehrgängen steigt in zunehmendem Maße. Fast
10.000 Personen besuchten im Wintersemester
2004 Universitätslehrgänge, davon 32% an der
Universität für Weiterbildung Krems, 13% an der
Universität Klagenfurt, 9% an der Wirtschaftsuni-
versität Wien, 8% an der Universität Salzburg und
7% an der Universität Wien. 13% aller ordentli-
chen Studierenden studieren im Wintersemester
2004 in Bakkalaureatsstudien, dies sind um 8 Pro-
zentpunkte mehr als 2002. Starke Steigerungen
konnten die Belegungen in Magisterstudien ver-
zeichnen, auch die Doktoratsstudien stiegen im
Vergleichszeitraum (vgl. Tabelle 3.4). Naturwis-
senschaftliche und ingenieurwissenschaftliche
Studien sind im Wintersemester 2004 am häufig-
sten belegt (29%), gefolgt von sozial- und wirt-
schaftswissenschaftlichen Studien (24%) sowie
geistes- und kulturwissenschaftlichen Studien
(23%); 4% aller Studien sind Lehramtsstudien.

3.2 Absolventinnen und Absolventen an 
Universitäten

3.2.1 Studienabschlüsse an Universitäten

Mit 20.237 Abschlüssen haben nie zuvor so viele
Personen ein ordentliches Studium erfolgreich
beendet wie im Studienjahr 2003/04. Dies bedeu-
tet eine Zunahme von mehr als 40% an Universi-
tätsabschlüssen seit dem Studienjahr 1995/96.
Von diesen waren 1.431 Abschlüsse von Bakka-
laureatsstudien, 16.120 von Diplomstudien, 237
von Magisterstudien und 2.449 von Doktoratsstu-
dien. 13% der Absolventinnen und Absolventen
an Universitäten sind Ausländer/innen. 28% aller
Absolvent/inn/en schlossen im Studienjahr 2003/04

ein naturwissenschaftliches oder ein ingenieurwis-
senschaftliches Bakkalaureats- oder Diplomstudi-
um ab, 24% ein sozial- und wirtschaftswissen-
schaftliches Studium. Etwa 1.000 Personen been-
deten ein Lehramtsstudium. Bei den Doktorats-
und Magisterstudien schlossen sogar 39% ein na-
turwissenschaftliches oder ein ingenieurwissen-
schaftliches Studium ab, gefolgt von geistes- und
kulturwissenschaftlichen Studien mit 22% und so-
zial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien mit
19% (siehe Abbildung 3.4). An der Universität für
Weiterbildung Krems wurden von insgesamt 1.291
Studienabschlüssen vor allem Master of Science-
Abschlüsse (53%) und Master of Advanced Studies-
Abschlüsse (19%) vergeben (Abbildung 3.4).

Rund ein Drittel der Absolvent/inn/en schloss
im Studienjahr 2002/03 ihr Diplomstudium inner-
halb der laut Curriculum vorgesehen Studiendau-
er plus zwei Toleranzsemester ab. Am schnellsten
studierten die Hörer der Akademie der bildenden
Künste Wien mit 65% „schnellen“ Absolvent/inn/
en, gefolgt von Absolvent/inn/en der Universität
für Musik und darstellende Kunst Graz mit 56%
sowie der Universität für künstlerische und indus-
trielle Gestaltung Linz mit 53%. Bei den wissen-
schaftlichen Universitäten rangiert die Montan-
universität Leoben mit 42% vor der Universität
Klagenfurt mit 41% und der Medizinischen Uni-
versität Graz mit 39% „schnellen“ Absolvent/inn/
en. Österreichweit beträgt die durchschnittliche
Studiendauer bei Diplomstudien 13,5 Semester3,

Tabelle 3.4
Studien von in- und ausländischen Studierenden nach Art des Studiums, Wintersemester 2001 bis 2004

Art des Studiums              Wintersemester
2001 2002 2003 2004

Bakkalaureatsstudien 4.018 10.902 23.321 33.813
Diplomstudien 223.133 221.472 222.868 216.544
Magisterstudien 15 189 1.075 2.726
Doktoratsstudien 15.384 15.438 15.839 16.139

3 Die durchschnittliche Studiendauer wird mittels Medianbe-
rechnung ermittelt: Über alle einbezogenen Studiendauern
wird der Median in Form eines Semesterwertes berechnet
und der errechnete Wert um 0,5 Semester vermindert, da
Prüfungen auch zu Beginn des Semesters oder im Verlauf des
Semesters, nicht nur zu Semesterende, abgelegt werden.
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wobei die durchschnittliche Studiendauer stark
fach- und damit curriculumsabhängig ist. Die kür-
zeste durchschnittliche Studiendauer haben
künstlerische Studien mit 11,5 Semestern, die
längste durchschnittliche Studiendauer findet
sich bei medizinischen Studien mit 15,5 Semes-
tern.      

Überdies ist festzustellen, dass die hohen Ab-
schlusszahlen auch positive Auswirkungen im Be-
reich der Erfolgsquote zeigen. Im Berichtszeit-
raum stieg die Erfolgsquote der inländischen Stu-
dierenden in Bakkalaureats- und Diplomstudien
von 62% auf beachtliche 78%, wobei Männer ei-
nen Zuwachs von fast 20 Prozentpunkten seit
2000/01, Frauen dagegen um knapp 14 Prozent-
punkte aufweisen (vgl. Tabelle 3.5). Auf Ebene
der einzelnen Universität variieren die Erfolgs-
quoten zwischen 64% bei der Medizinischen Uni-

versität Wien und annähernd 100% bei der Uni-
versität für künstlerische und industrielle Gestal-
tung Linz (Tabelle 3.5).   

3.2.2 Anteil der Akademiker/innen an der 
Bevölkerung und Akademikerquote

Der Anteil der Absolvent/inn/en von Universitäten
und Fachhochschulen an der über 15-jährigen
Wohnbevölkerung stieg von der Volkszählung
1981 zur Volkszählung 2001 um das Doppelte, bei
der weiblichen Bevölkerung fast um das Dreifa-
che. Die Akademikerquote berechnet als der An-
teil der Absolvent/inn/en von Universitäten und
Fachhochschul-Studiengängen an der 25- bis 64-
jährigen Erwerbsbevölkerung stieg seit der Volks-
zählung 2001 bis 2004 (Mikrozensus) von 9% auf
10,4% wobei der Anstieg bei Frauen und Män-

Abbildung 3.4
Absolvent/inn/en von Doktoratsstudien nach Gruppen von Studien, Studienjahr 2003/04

Quelle: BMBWK
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Tabelle 3.5
Erfolgsquote inländischer Studierender in Bakkalaureats- und Diplomstudien, Studienjahre 2000/01 bis 2003/04

              Studienjahr
  2000/01 2001/02 2002/03 2003/04
Erstabschlüsse Gesamt 13.568 13.188 14.822 15.483

Frauen 7.057 6.970 7.914 8.280
 Männer 6.511 6.218 6.908 7.203
Erfolgsquote Gesamt 61,9% 60,7% 67,7% 78,2%

Frauen 63,0% 61,1% 68,0% 76,6%
 Männer 60,7% 60,3% 67,3% 80,1%

Quelle: BMBWK
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nern annähernd gleich hoch war. Die Akademi-
kerquote von Frauen liegt derzeit noch unter je-
ner der Männer. Eine Akademikerquote von über
10% wurde bei dieser Art der international übli-
chen Berechnung zum ersten Mal in Österreich er-
zielt (Abbildung 3.5).          

3.2.3 Beschäftigung von Akademiker/inne/n

Die Arbeitslosenquote von Akademiker/inne/n4

lag im März 2005 bei 2,7%. Im Vergleich dazu lag
die allgemeine Arbeitslosenrate bei 7,9%. Trotz
steigender Arbeitslosigkeit auch bei den Akade-
miker/inne/n sinkt das potentielle Risiko arbeitslos
zu werden mit der Höhe des Bildungsgrades. Im
Bereich der Akademikerarbeitslosigkeit hängt der
Grad der Arbeitslosigkeit vom abgeschlossenen
Fach, vom Geschlecht und vom Alter ab. Im März
2005 war der höchste Anteil an arbeitslosen Aka-
demiker/inne/n mit Universitätsabschluss in Geis-

tes- und Naturwissenschaften zu finden, gefolgt
von Absolvent/inn/en der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften. Bei den Akademikerinnen liegt
der Anteil der Arbeitslosen bei den Abschlüssen
der Geistes- und Naturwissenschaften weit über,
bei Lehramtsstudien und bei Kunst geringfügig
über und in allen anderen Fächer entweder annä-
hernd gleich oder unter jenem der Männer. Der
weitaus höchste Anteil an arbeitslos gemeldeten
Akademiker/inne/n ist in der Altersgruppe der 30-
bis 49-Jährigen zu finden, wobei hier der Anteil
der Frauen höher als jener der Männer ist.

Eine Grundlage für Auswertungen der Akade-
mikerbeschäftigung bieten auch die Daten der
Volkszählungen. Eine Spezialauszählung5 der
Volkszählungen 1981, 1991 und 2001 nach den
feinsten erhobenen Bildungskategorien in Kombi-
nation mit den Beschäftigungsdaten ermöglicht,

4 Quelle AMS; inklusive Absolvent/inn/en von Akademien
und Fachhochschul-Studiengängen.

Lehrabschluss (Berufsschule)
Berufsbild. mittlere Schule (ohne Berufsschule)

Pflichtschule/keine Pflichtschule

Allgemeinbildende höhere Schule

Hochschulverwandte Lehranstalt, Universitätslehrgang

Berufsbildende höhere Schule

BHS-Abiturientenlehrgang, Kolleg

Universität, Fachhochschule
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Abbildung 3.5
Erwerbspersonen (Labour Force Konzept) im Alter von 25 bis 64 Jahren, nach der höchsten 
abgeschlossenen Ausbildung, 2004

Quelle: Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2004, Jahresdurchschnitt; Bevölkerung in Privathaushalten exklusive Präsenz- und Zivildiener

5 Landler Frank (2005), Erweiterung des Datenbestandes der
österreichischen Wohnbevölkerung bzw. Berufstätigen
nach höchster abgeschlossener Ausbildung und anderen
Merkmalen auf Basis der VZ 1981 und 1991 um die Ergeb-
nisse der VZ 2001, Wien. 
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Veränderungen in der Akademikerbeschäftigung
über einen Zeitraum von 20 Jahren nicht nur nach
fachlichen Gesichtspunkten, sondern auch nach
Wirtschaftsklassen, Veränderungen der Erwerbs-
quoten und der Arbeitslosenraten nach höchster
abgeschlossener Ausbildung und nach Fachberei-
chen u.a. zu verfolgen6. Wie schon beschrieben,
stieg der Anteil der Absolvent/inn/en von Univer-
sitäten und Fachhochschulen an der über 15-jähri-
gen Wohnbevölkerung von der Volkszählung
1981 zur Volkszählung 2001 stark an. Mit dieser
beträchtlichen Steigerung ging weder ein Anstei-
gen der Arbeitslosigkeit von Akademiker/inne/n
noch ein Sinken der Erwerbsquote einher. Es kam
sogar zu einer Zunahme der Erwerbsquote, und
die Arbeitslosenrate von Akademiker/inne/n liegt
weit unter jener der Gesamtbevölkerung. Z.B.
zählte die Betriebswirtschaft 1981 noch zu den
mittelgroßen Studienrichtungen und ist 2001 zur
drittgrößten nach Medizin und Rechtswissen-
schaften angewachsen. Der Arbeitsmarkt hat dies
ohne Friktionen verkraftet. Aber auch die Absol-
vent/inn/en der Psychologie (von 1981 auf 2001
Versiebenfachung), Publizistik und Informatik
und Mechatronik (Verachtfachung) weisen keine
überdurchschnittlich hohen Arbeitslosenquoten
auf.

Bei der Erwerbsquote fiel die Zunahme bei
Frauen größer aus als bei Männern. Die Erwerbs-
quote der Frauen liegt jedoch insgesamt unter je-
ner der Männer. Hohe Erwerbsquoten (über 90%)
weisen in der Volkszählung 2001 Absolvent/inn/en
der Fachbereiche Betriebswirtschaft, Handelswis-
senschaft, Medizin, Raumplanung, Wirtschaftsin-
genieurwesen-Maschinenbau, Elektrotechnik, In-
formatik&Mechatronik&Telematik, Werkstoffwis-
senschaften sowie Kulturtechnik und Wasserwirt-
schaft auf. Im Jahr 1981 waren auch noch Alte Ge-
schichte und Altertumskunde, Maschinenbau,
Erdölwesen, Forst- und Holzwirtschaft sowie Tier-
heilkunde im hohen Bereich. Eine Steigerung auf
über 90% von 1981 bis 2001 konnten die Fach-
bereiche Handelswissenschaften, Raumplanung

und Informatik&Mechatronik&Telematik erreichen.
Starke Unterschiede in der Erwerbsquote nach
Fachbereichen finden sich bei der Auswertung
nach Geschlechtern. Frauen haben nur in zwei
Fachbereichen eine Erwerbsquote über 90%, wo-
bei sich in beiden Bereichen nur ganz wenige
Frauen befinden (Werkstoffwissenschaften: 38
Frauen, Erwerbsquote 95%, Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft: 92 Frauen, Erwerbsquote 91%).
Männer haben in insgesamt 14 Fachbereichen ei-
ne Erwerbsquote von über 90%. 

Die Arbeitslosenrate von Akademiker/inne/n
stieg von 2,1% (1981) auf 3,6% (2001). Während
die Arbeitslosenrate von Männern kontinuierlich
anstieg, reduzierte sich jene der Frauen geringfü-
gig von 1991 auf 2001. Trotzdem liegt die Arbeits-
losenquote von akademisch gebildeten Frauen
immer über jener der Männer. Gravierend sind
hier die Unterschiede nach Fachbereichen. Gab es
1981 nur zwei Fachbereiche mit einer Arbeitslo-
senrate über 7% (Komposition und Dirigieren,
Film und Fernsehen), waren es 1991 bereits acht
bzw. 2001 neun Fachbereiche. Bei den Frauen wa-
ren es 2001 sogar 16 Fachbereiche, in denen sie ei-
ne Arbeitslosenrate von über 7% aufwiesen. Be-
sonders auffällig sind jene Fachbereiche, in denen
bei Männern eine geringe Arbeitslosenrate vor-
liegt und Frauen bei rund 10% liegen (Ur- und
Frühgeschichte: Männer 3,2%, Frauen 10,7%; Ma-
schinenbau: Männer 3,6%, Frauen 9,9%). Obwohl
es nur eine geringe Anzahl von Frauen in den
technischen Fachbereichen gibt, weisen Frauen ei-
ne eklatant höhere Arbeitslosenrate gemessen an
jener der Männer auf.

Die auffälligste Entwicklung im Vergleich der
Studienrichtungsgruppen ist, dass sich die hohe
Konzentration auf eine oder wenige Berufs- bzw.
Wirtschaftsklassen im Beobachtungszeitraum ab-
schwächt, was ein Indiz für die verstärkte Akade-
misierung der Erwerbstätigen ist. Das heißt, dass
Akademiker/innen nun zunehmend auch außer-
halb der klassischen akademischen Berufe (Ver-
waltung, Lehrkräfte, Rechtsberufe) ausbildungs-
adäquate Beschäftigungen innehaben. 

6 Die Daten zur Beschäftigung nach einzelnen Studienrich-
tungen (Volkszählungen 1981, 1991 und nun 2001) befin-
den sich als Service für die Universitäten auch auf der
BMBWK-Homepage: www.bmbwk.gv.at/universitaeten/
stats/akademikerbeschaeftigung.xml
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3.3 Entwicklungen in Folge der Studien-
beiträge

Wie bereits ausgeführt, steigen die Studienanfän-
gerzahlen seit Wintersemester 2001 kontinuier-
lich und haben im Wintersemester 2003 sogar ei-
nen bisherigen Höchststand überschritten. Die
Studierendenzahlen wachsen langsamer an und
liegen mit 210.125 im Wintersemester 2004 um
rund 12% unter dem Durchschnitt der Winterse-
mester 1998 bis 2000. Dies ist insofern ein positiver
Faktor, als die Absolventenzahlen beträchtlich an-
gewachsen sind: Im Studienjahr 2003/04 haben
20.237 Studierende ihr Universitätsstudium been-
det, fast 18% mehr als im Studienjahr 2000/01. Die
Erfolgsquote von Studierenden an Universitäten
liegt derzeit bei 78% und ist um 16 Prozentpunkte
gegenüber 2000/01 gestiegen. 

Zügigeres Studieren wird auch bei der Prü-
fungsfrequenz der Studierenden sichtbar. Der An-
teil der Studierenden, die in einem Studienjahr
keine Prüfung abgelegt haben, ist von 39% im
Jahr 1999/2000 auf 19% im Jahr 2002/03 zurückge-
gangen. Eine Darstellung im zeitlichen Verlauf
verdeutlicht, dass der Anteil Studierender, die an
Universitäten der Wissenschaften in einem Studi-
enjahr keine einzige Prüfung ablegen, weiter
rückläufig ist.

An den wissenschaftlichen Universitäten liegt der
Anteil Studierender mit 1 bis 7 Stunden abgeleg-
ter Prüfungen konstant etwas unter 14%. Der An-
teil Studierender mit 8 bis 24 Stunden abgelegter
Prüfungen scheint sich bei rund 30% einzupen-
deln. Die Kategorie „mehr als 24 Stunden“ ist von

37% im Studienjahr 2001/02 auf 39% gewachsen
– das entspricht ungefähr dem Ausmaß des Rück-
ganges der Studierenden ohne Prüfungsleistun-
gen. Bei den Universitäten der Künste verändern
sich die Anteile der einzelnen Leistungskategori-
en praktisch nicht (Änderungen kleiner als 1%).
Bei den Studierenden im ersten Studienjahr ist der
Anteil jener, die in einem Studienjahr keine Prü-
fung ablegen, von 53% im Jahr 1999/2000 auf
19% im Studienjahr 2002/03 zurückgegangen; bei
Studierenden im zweiten bis fünften Studienjahr
von 27% auf 13% und bei Studierenden mit mehr
als fünf Studienjahren von 47% auf 30%. 

3.3.1 Einnahmen aus Studienbeiträgen und 
Verwendung

Die Einnahmen aus Studienbeiträgen gehen ab
2004 direkt an die Universitäten. Im Jahr 2004 be-
trugen sie ca. € 125 Mio7. Gemäß § 91 Abs. 8 Uni-
versitätsgesetz 2002 sind die Studierenden be-
rechtigt, zwischen mehreren vom Senat festgeleg-
ten Möglichkeiten der Zweckwidmung der Studi-
enbeiträge zu wählen. Fast alle Universitäten (17
von 21) treffen in den Tätigkeitsberichten Aussa-
gen über die Verwendung der Studienbeiträge
bzw. über die geplanten Vorgehensweisen ab
2005. Mehr als die Hälfte der Universitäten treffen
klare Zuordnungen über die Verwendung der Stu-
dienbeiträge.

In den Kategorien „Investition in den Lehrbe-
trieb“ und „Ausbau der Infrastruktur für Studie-
rende“ reicht die Palette von inhaltlichen Verbes-
serungen im Lehrbetrieb bis zu Verbesserungen
räumlicher und IKT-Dienstleistungen. Die Verbes-
serungen bei Infrastrukturen und elektronischen
Services genießen Priorität vor den inhaltlichen
Verbesserungen im Lehr-/Lernprozess. Beispiele
dafür sind:
● Finanzierung von zusätzlichen und Verbesse-

rung von bestehenden Lehrveranstaltungen,
● Ausbau und Verbesserung von IKT-unter-

stützten Administrationen (Anmeldungen, Prü-

Tabelle 3.6
Studierende ohne Prüfungsleistung, Studienjahre 1999/
2000 bis 2002/03

Studienjahr
Studierende

ohne  Prüfungen

Universitäts-
übergreifend

bereinigt
1999/2000 39% -
2000/01 35% -
2001/02 23% 19%
2002/03 19% 17%

Quelle: BMBWK

7 Schätzung auf Basis der Rechnungsabschlüsse der Universi-
täten 2004.
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fungsergebnisse) und Services für Studierende
(Öffnungszeiten von Instituten und Bibliothe-
ken),

● zusätzliche Personalressourcen (Lehrende und
Tutor/inn/en) im e-Learning-Bereich,

● Verbesserung der Infrastruktur in Studien- und
Arbeitsräumen (Sprachlabors, Hörsaalausstat-
tungen),

● Anschaffungen im Bereich der Bibliotheksinfra-
struktur und von Lehrbüchern.

Seltener werden die Studienbeiträge für Maßnah-
men der Kategorie „Studierendenförderung“ ver-
wendet. Sieben Universitäten treffen über diese
Kategorie Aussagen und investieren Mittel in fol-
gende Förderbereiche:
● Zuschüsse zu Exkursionen, Ausstellungen und

Veranstaltungsteilnahmen, Auslandsstipendien
sowie Auslandsfamulaturen,

● Fremdsprachenausbildung,
● Aufstockung des Sozialfonds,
● Forschungsvorhaben von Studierenden.

Vier Universitäten, die für das Jahr 2004 noch kei-
ne eindeutige Verwendung der Mittel aus den
Studienbeiträgen angegeben haben, haben dafür
ab 2005 Vorsorge in Form von Konzepten und Kri-
terien oder speziellen Projekten getroffen. Es ist
davon auszugehen, dass ab 2005 die Studienbei-
träge an allen Universitäten zweckgewidmet für
die Verbesserung des Lehr- und Studienbetriebs
eingesetzt werden. Am schwierigsten scheint es
im ersten Jahr der Tätigkeitsberichte zu sein, eine
Aussage über den studentischen Beteiligungs-
grad bei der Zweckwidmung der Studienbeiträge
zu machen. Dort wo seitens der Universitäten eine
Wahlmöglichkeit geboten wurde, nahmen diese
Mitbestimmungsmöglichkeit zwischen 5% an der
Universität Wien und ca. 37% an der Montanuni-
versität Leoben der Studierenden wahr. 

3.3.2 Steuerliche Absetzbarkeit von Studien-
beiträgen

Zunächst war vorgesehen, dass Studienbeiträge
steuerlich nicht geltend gemacht werden konn-
ten, denn das Einkommensteuergesetz 1988 (EStG
1988) bestimmte: „Keine Werbungskosten stellen

Aufwendungen dar, die (...) im Zusammenhang
mit einem ordentlichen Universitätsstudium ste-
hen.“ Durch das Abgabenänderungsgesetz 2004
(AbgÄG 2004) wurde die entsprechende Bestim-
mung des EStG 1988, rückwirkend erstmalig für
die Veranlagung für das Kalenderjahr 2003, da-
hingehend geändert, dass als Werbungskosten
„Aufwendungen für Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen im Zusammenhang mit der vom Steuer-
pflichtigen ausgeübten oder einer damit ver-
wandten beruflichen Tätigkeit und Aufwendun-
gen für umfassende Umschulungsmaßnahmen,
die auf eine tatsächliche Ausübung eines anderen
Berufes abzielen“ geltend gemacht werden kön-
nen, unabhängig davon, ob sie im Zusammen-
hang mit einem ordentlichen Universitätsstudium
stehen. Studienbeiträge können daher, bei Vorlie-
gen der genannten Voraussetzungen, als Wer-
bungskosten steuerlich geltend gemacht werden.

3.3.3 Änderung der Studienbeitrags-
verordnung 2004 

Mit 1. Jänner 2004 trat der II. Teil des Universitäts-
gesetzes 2002 in Kraft, in dem auch Bestimmungen
zum Studienbeitrag enthalten sind, die den des
Hochschul-Taxengesetzes 1972 entsprechen. Auf-
grund dieser Bestimmungen wurde die Studien-
beitragsverordnung 2004 (StubeiV 2004) erlassen,
die inhaltlich im Wesentlichen mit der Studienbei-
tragsverordnung aus dem Jahr 2001 überein-
stimmt. Gleichzeitig wurden aber in die Studien-
beitragsverordnung 2004 auch jene Bestimmun-
gen über die Festlegung von Staaten, deren Ange-
hörigen der Studienbeitrag rückerstattet werden
kann, aufgenommen, wobei auch hier inhaltlich
keine wesentliche Änderung eintrat. Allerdings
brachte das Universitätsgesetz 2002 insgesamt ei-
ne entscheidende Änderung. Waren bis zum Win-
tersemester 2003 die Studienbeiträge Einnahmen
des Bundes, so sieht das Universitätsgesetz 2002
vor, dass die Studienbeiträge der jeweiligen Uni-
versität verbleiben. Die Rückerstattung im Rahmen
der Privatwirtschaftsverwaltung erfolgte durch
den Bund, ab 2004 hätte die Rückerstattung durch
die Universitäten erfolgen können, deren Einnah-
men die Studienbeiträge nun aufgrund des Uni-
versitätsgesetzes 2002 sind. Die Universitäten ha-
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ben generell von der Rückerstattungsmöglichkeit
keinen Gebrauch gemacht, sondern Angehörige
bestimmter Länder unter bestimmten Vorausset-
zungen ganz oder teilweise vom Studienbeitrag
befreit. Mit Juli 2004 wurde das Universitätsgesetz
2002 unter anderem dahingehend geändert, dass
Studierenden aus den ärmsten Ländern (Least De-
veloped Countries laut OECD/DAC-Liste) der Studi-
enbeitrag zu erlassen ist. Diese Bestimmung mach-
te eine Änderung der Studienbeitragsverordnung
2004 notwendig. Es handelt sich dabei um Studie-
rende aus ca. 50 Ländern.

In der Praxis sind die Universitäten dazu über-
gegangen, einzelne Sachverhalte festzulegen, bei
deren Vorliegen eine gänzliche oder teilweise Be-
freiung vom Studienbeitrag erfolgt. So gibt es
Universitäten, deren Studierende, egal welche
Staatsangehörigkeit sie haben, den Studienbei-
trag in der Höhe zu entrichten haben, der für In-
länder/innen vorgesehen ist. Einige Universitäten
befreien Studierende aus bestimmten Entwick-
lungsländern zusätzlich zu jenen der Studienbei-
tragsverordnung 2004. Einige Universitäten ma-
chen weder von der Rückerstattungsmöglichkeit
noch von den zusätzlichen Befreiungsmöglichkei-
ten Gebrauch.

3.4 Internationaler Vergleich

3.4.1 Vergleich einzelner Kennzahlen auf 
Basis von „Bildung auf einen Blick“

Jährlich publiziert die OECD in der Publikations-
reihe „Bildung auf einen Blick“8 Bildungsindika-
toren des Sekundar- und Tertiärbereiches. Diese
vergleichbaren internationalen Kennzahlen ge-
ben Auskunft zu den in Bildung investierten per-
sonellen und finanziellen Ressourcen, zur Funkti-
onsweise und Weiterentwicklung von Bildungssy-
stemen, und zu den Erträgen aus Bildungsinvesti-
tionen.

Die Akademikerquote als Indikator zur Quanti-
fizierung des Bildungsstandes der Erwachsenen-

bevölkerung, d.h. der Anteil von Personen mit ei-
nem Hochschulabschluss gemessen an der 25- bis
64-jährigen Bevölkerung, ist in Österreich tradi-
tionell niedrig und wird in der aktuellen Veröf-
fentlichung für 2003 mit 7% (OECD-Mittel: 15%)
ausgewiesen. Für internationale Vergleiche wird
üblicherweise die erweiterte Akademikerquote
herangezogen: Neben Abschlüssen von Universi-
täten und Fachhochschulen werden bei der er-
weiterten Akademikerquote auch Absolvent/inn/
en von hochschulrelevanten Bildungseinrichtun-
gen (Kollegs, Akademien, Meister- und Werk-
meisterausbildung) in die Kalkulation miteinbe-
zogen und mit der Erwachsenenbevölkerung in
Beziehung gesetzt. Unter Einbeziehung des ge-
samten Tertiärbereiches steigt die österreichische
Quote auf 15% (OECD-Mittel: 23%) um einen
Prozentpunkt über den Vorjahreswert an9 (vgl.
Abschnitt 3.2.2).

„Bildung auf einen Blick“ stellt einen allgemei-
nen Zusammenhang zwischen der Dauer einer
Hochschulausbildung und dem Anteil der Bevölke-
rung, der diese Bildungsstufe absolviert hat, her.
Länder, in denen kurze Studien überwiegen, ha-
ben höhere Akademikerquoten als Länder, in de-
nen zum Großteil längere Studiengänge angebo-
ten werden. Weiters werden die Abschlussquoten
auch differenziert nach der (regulären) Studien-
dauer verglichen, so dass ähnliche Hochschulsyste-
me einander gegenübergestellt werden. In diesem
Vergleich sind die österreichischen Quoten deut-
lich besser. Beim Vergleich der Abschlussquoten
von Studiengängen, die österreichischen Diplom-
studien entsprechen (Studiendauer: 5 bis 6 Jahre),
weist Österreich mit 16% (OECD-Mittel: 12,2%) ei-
ne überdurchschnittlich hohe Absolventenquote
sowie einen Anstieg gegenüber dem Vorjahr
(EAG 2004: 15,3%) auf. Diese Quote entspricht
dem Anteil der Absolvent/inn/en von Universitäten
und Fachhochschulen am jeweiligen Altersjahr-
gang (vgl. Tabelle 3.7). Die österreichische Ab-
schlussquote bei Doktoratsstudien reiht sich mit

8 OECD, Zentrum für Forschung und Innovation im Bildungs-
wesen (2005), Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren
2005, Paris. OECD, Education at a Glance. OECD Indicators
(EAG).

9 Das hohe Bildungsniveau der österreichischen Bevölkerung
zeigt sich in einem überdurchschnittlich hohen Anteil an
Personen mit Sekundarabschluss, dieser beträgt aktuell
79% und hebt sich deutlich vom OECD-Mittel ab (66% –
Österreich auf Rang 10 von 30). Bei diesem Indikator
konnte neuerlich eine Steigerung verzeichnet werden
(2004: 78%; 2003: 77%; 2002: 76%).
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1,9% auf die siebente Stelle innerhalb der OECD-
Länder ein (OECD-Mittel: 1,3%). Gegenüber den
Vorjahreswerten (EAG 2004: 1,7%; EAG 2003:
1,5%) ist weiterhin ein Anstieg zu verzeichnen.         

Beim Anteil ausländischer Studierender nimmt
Österreich mit 13,5% den dritten Platz innerhalb
der OECD-Länder (OECD-Mittel: 6,4%) und sogar
den ersten Platz unter den EU-Ländern ein. Damit
stieg der Vorjahreswert (EAG 2004: 12,7%) neuer-
lich. Der Anteil ausländischer Studierender be-
trägt in Deutschland 10,7%, in Finnland 2,5%. Na-
tionale Daten über 2003 hinaus lassen den Schluss
zu, dass der Internationalisierungsgrad tertiärer
Bildungseinrichtungen weiterhin im Steigen be-
griffen ist.

Auch an österreichischen Daten kann ein gene-
reller Zusammenhang erkannt werden: Je höher
die erreichte Bildungsstufe ist, umso höher ist die
Beteiligung am Erwerbsleben (Erwerbsquote),
und umso geringer ist gleichzeitig das Risiko der
Arbeitslosigkeit. Die Erwerbsquoten von Personen
mit Hochschulabschluss liegen in Österreich bei
90% (Männer) bzw. 86% (Frauen). Die OECD-Län-
dermittel liegen mit 89% bzw. 79% darunter. Die
Quoten der Akademikerarbeitslosigkeit werden
für Österreich mit 1,9% für Männer und 2,2% für
Frauen angegeben, das ist besser als der OECD-
Durchschnitt von 3,5% bzw. 4,1%. Generell gilt,
dass Indikatoren zur Quantifizierung des Bil-
dungsstandes der Erwachsenenbevölkerung na-

turgemäß auch Interdependenzen zu weiterfüh-
renden Bereichen aufweisen (etwa zur Situation
eines spezifischen Arbeitsmarktes). So bedingt ei-
ne hohe Zahl von Studierenden nicht notwendi-
gerweise eine entsprechend hohe Akademiker-
quote. Vielmehr muss zusätzlich ein entsprechen-
des Potential an Abschlüssen zu verzeichnen sein
und derart ausgebildeten Personen ein adäquates
arbeitsmarktspezifisches Umfeld zur Verfügung
stehen, damit diese Ressourcen nicht etwa durch
Migration abhanden kommen.

3.4.2 Eurostudent Report 2005

Als Gründungsmitglied des Eurostudent-Networks
hat sich Österreich nach 1997 und 2000 auch am
Eurostudent Report 2005 beteiligt. Der vom HIS
(Hochschulinformationssysteme) in Hannover ko-
ordinierte Bericht vergleicht Indikatoren zur so-
zialen Lage von Studierenden in elf Staaten – ne-
ben Österreich nahmen auch Deutschland, Finn-
land, Frankreich, Irland, Italien, Lettland, Portu-
gal, Spanien, die Niederlande und Großbritannien
(England und Wales) teil. Beobachterstatus haben
neben zukünftigen Teilnehmerstaaten die Euro-
päische Kommission, Eurostat, ESIB (Vertretung
der Studierenden) und ECSTA (European Council
for Student Affairs. Dachverband der „Studenten-
werke“; österreichisches Mitglied ist die Studien-
beihilfenbehörde).

Tabelle 3.7
Hochschulabschlussquote bei Studien mit längerer vorgesehener Studiendauer (5 bis 6 Jahre) in ausgewählten Staaten, 
Jahre 2002 und 2003

                             2002                                 2003
Österreich 15,3% [OECD-Rang 4/13] [EU-Rang 4/10] 16,0% [OECD-Rang 7/20] [EU-Rang 7/13]
OECD-Mittel 11,4% 12,2%
Deutschland 12,7% [OECD-Rang 7/13] [EU-Rang 7/10] 12,5% [OECD-Rang 11/20] [EU-Rang 10/13]
Schweiz - 7,4% [OECD-Rang 13/20]
Finnland 17,5% [OECD-Rang 3/13] [EU-Rang 3/10] 17,7% [OECD-Rang 5/20] [EU-Rang 5/13]
Frankreich 15,3% [OECD-Rang 5/13] [EU-Rang 5/10] 17,1% [OECD-Rang 6/20] [EU-Rang 6/13]
Großbritannien 2,5% [OECD-Rang 12/13] [EU-Rang 9/10] 2,6% [OECD-Rang 18/20] [EU-Rang 12/13]
Niederlande - -
OECD-Minimum 1,2% (Schweden) 1,2% (Türkei)
OECD-Maximum 20,2% (Italien) 33,1% (Polen)

Quelle: EAG 2004 und 2005, BMBWK-Berechnungen
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Der Eurostudent-Report 2005 basiert auf natio-
nalen Erhebungen und Auswertungen nationaler
Hochschulstatistiken und bietet einen einmaligen
Ländervergleich bezüglich Hochschulzugang, Zu-
sammensetzung der Studierenden sowie der so-
zialen Situation von Studierenden (Erwerbstätig-
keit, finanzielle Situation, Studienförderung,
Wohnen, internationale Mobilität und Sprach-
kenntnisse). Zeigte bisher vor allem die Europäi-
sche Kommission Interesse an den Mobilitätsda-
ten, so rückt nun der Bologna-Prozess in den Mit-
telpunkt des Reports, besonders da die Bildungs-
ministerkonferenz in Bergen im Mai 2005 die Bo-
logna Follow-up-Gruppe mit der Erhebung der so-
zioökonomischen Situation von Studierenden bis
2007 beauftragt hat. Derzeit stellt der Eurostu-
dent die einzige vergleichbare Datenquelle für So-
zialindikatoren europäischer Hochschulsysteme
dar. Österreich konnte gegenüber den beiden
Vorgängerberichten nunmehr nahezu alle gefor-
derten Informationen bereitstellen, wobei auf Da-
ten der Hochschulstatistik (BMBWK und Statistik
Austria; Studienjahr 2002/03) und der Studieren-
den-Sozialerhebung 200210 zurückgegriffen wur-
de. Die österreichischen Daten beziehen sich da-
her großteils auf das Jahr 2002 und umfassen Stu-
dierende an Universitäten und Fachhochschul-Stu-
diengängen (die Daten der anderen Staaten stam-
men zumeist aus 2003, in Einzelfällen auch aus
2004). Darüber hinaus hat sich Österreich intensiv
an der Weiterentwicklung der Indikatoren, an der
Verbesserung der Datenqualität und an der Ge-
winnung neuer Teilnehmerstaaten für das Netz-
werk beteiligt. Alle nationalen Daten sind über ei-
ne interaktive Datenbank im Internet abrufbar
(www.his.de/eurostudent), die international ver-
gleichende Synopsis der Indikatoren liegt auch in
einer Printversion vor.

Mit Ausnahme von Deutschland stellen in allen
Ländern Frauen mehr als die Hälfte der Studieren-
den, in Österreich lag der Frauenanteil im Studien-
jahr 2002/03 bei 51,6%. Das Durchschnittsalter der
österreichischen Studierenden lag bei 25,3 Jahren,
nur Studierende in Großbritannien sind noch älter

(durchschnittlich 28 Jahre). Das Durchschnittsalter
zu Studienbeginn lag in Österreich bei rund 21
Jahren, nur in Frankreich (19 Jahre) und Portugal
(20 Jahre) sind Studienanfänger/innen jünger.
Österreich weist – wie auch Deutschland und die
Niederlande – einen geschlechtsspezifisch ausge-
glichenen Hochschulzugang auf, demgegenüber
beginnen in Spanien, Frankreich und Irland deut-
lich mehr Männer ein Hochschulstudium. 

Die unterschiedliche Altersstruktur wirkt sich
auch in der Zusammensetzung der Studierenden
aus: In Ländern mit höherem Durchschnittsalter
der Studierenden (Finnland, Irland, Niederlande
und Österreich) ist auch der Anteil der verheirate-
ten Studierenden sowie der Anteil der Studieren-
den mit Kind/ern höher. Eine Ausnahme stellt hier
nur Deutschland dar, wo Studierende im Schnitt
zwar älter, aber seltener verheiratet oder Eltern
sind. 

Studentische Erwerbstätigkeit während des Se-
mesters zählt in den meisten Ländern zum Alltag:
In Österreich, Deutschland, Finnland und Irland
sind rund zwei Drittel aller Studierenden während
des Semesters erwerbstätig, in den Niederlanden
sind es sogar 91%. Spanien, Frankreich und Lett-
land weisen eine etwas niedrigere „Erwerbsquo-
te“ auf (zwischen 44% und 49%). In allen Ländern
sind Studierende mit zunehmendem Alter in hö-
herem Ausmaß erwerbstätig. Und in fast allen
Ländern sind Studierende aus niedrigeren Bil-
dungsschichten etwas stärker erwerbstätig als
Studierende aus höheren Bildungsschichten. Auf-
fallend ist, dass sich zwischen den Ländern kaum
Unterschiede im Hinblick auf das Zeitbudget für
Studium und Erwerbstätigkeit zeigen. Im Schnitt
wenden Studierende in allen Ländern zumindest
30 Stunden pro Woche für das Studium auf (in
Portugal sogar 41 Stunden). Das Ausmaß der Er-
werbstätigkeit schwankt zwischen 5 Stunden in
Portugal und 15 Stunden in den Niederlanden, in
Lettland liegt der Wert mit 30 Stunden deutlich
höher. 

Das monatlich im Durchschnitt zur Verfügung
stehende Budget (inklusive Naturalleistungen)
von Studierenden mit eigenem Haushalt liegt in
Finnland, Irland, den Niederlanden und Österreich
bei rund € 1.100,-, in Großbritannien mit rund
€ 900,- niedriger. Dem folgen Deutschland und

10 Wroblewski Angela, Unger Martin (2002), Studierenden-
Sozialerhebung 2002, Wien. www.bmbwk.gv.at/universitae-
ten/pm/publ/Studierenden-Sozialerheb9051.xml.
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Portugal mit rund € 770,-, Frankreich mit € 670,-
und Spanien mit € 630,-. In Lettland verfügen Stu-
dierende im Schnitt über € 260,- pro Monat. Wer-
den nur 21-jährige Studierende berücksichtigt, so
gleichen sich die Unterschiede zwischen den Län-
dern weitgehend aus und das verfügbare Einkom-
men liegt zwischen € 350,- (Spanien) und € 440,-
(Österreich und Irland). Nur in den Niederlanden
und Finnland liegt das verfügbare Einkommen hö-
her (€ 590,- bzw. € 490,-), in Lettland mit € 181,-
deutlich niedriger. In allen Ländern stellt die Un-
terstützung der Eltern einen zentralen Bestand-
teil des studentischen Einkommens dar. Mehr als
die Hälfte der Studierenden mit eigenem Haushalt
erhält finanzielle Unterstützung durch die Eltern,
wobei diese zwischen 11% (Finnland) und 70%
(Portugal) des Lebensunterhalts bestreiten (Öster-
reich: 34%). Der Anteil des Lebensunterhalts, der
durch eigene Erwerbstätigkeit bestritten wird, va-
riiert zwischen mehr als der Hälfte (Irland, Finn-
land und Großbritannien) und 21% in Portugal
bzw. 27% in Deutschland. Einkommen aus eige-
ner Erwerbstätigkeit stellt daher in sieben von
zehn Staaten – so auch in Österreich – die wichtig-
ste Einnahmequelle von Studierenden mit eige-
nem Haushalt dar.

Staatliche Unterstützung deckt in den meisten
Ländern rund 10% der Lebenshaltungskosten ab;
ausgenommen Großbritannien (52%), Finnland
(30%) und die Niederlande (27%). Länder, in de-
nen ein hoher Anteil der Lebenshaltungskosten
durch staatliche Unterstützung abgedeckt wer-
den, weisen auch eine hohe Bezugsquote auf: So
liegt der Anteil der Studierenden, die staatliche
Unterstützung erhalten, in Großbritannien bei
85%, in Finnland bei 71% bzw. bei 62% in den
Niederlanden. In Frankreich erhält rund die Hälfte
der Studierenden staatliche Unterstützung, wäh-
rend in den anderen Ländern der Anteil zwischen
einem Viertel und einem Drittel schwankt (Öster-
reich: 27%). Der Grund für diese großen Differen-
zen liegt in der sehr verschiedenen Ausgestaltung
der Studienförderungssysteme. Grob können hier-
bei elternabhängige und elternunabhängige Sys-
teme unterschieden werden. Erstere (zu denen
Österreich gehört) kennen eine „Unterhaltsver-
pflichtung der Eltern“ und berücksichtigen daher
die Einkommenssituation der Eltern, im anderen

Fall orientiert sich die Studienförderung an der Si-
tuation der Studierenden (Leistung, Bedürftigkeit
etc.), weshalb hier die Bezugsquoten deutlich hö-
her sind. Würde man neben den direkten staatli-
chen Unterstützungen jedoch auch die indirekten
Leistungen (z.B. Steuererleichterungen) berück-
sichtigen, würden sich die Unterschiede zwischen
den Ländern stark nivellieren. 

Die unterschiedliche Altersstruktur der Studie-
renden wirkt sich auch auf die Wohnsituation aus:
In Ländern mit einer vergleichsweise jüngeren
Studierendenpopulation wohnt die Mehrheit der
Studierenden bei den Eltern, allerdings dürfte das
auch auf kulturelle und sozioökonomische Grün-
de zurück zu führen sein (z.B. Italien, Spanien und
Portugal). In Österreich, Deutschland und Finn-
land leben rund zwei Drittel der Studierenden in
einem eigenen Haushalt. Der Anteil der Studie-
renden, die in einem Studierendenwohnheim le-
ben, schwankt zwischen 2% in Italien und 32% in
den Niederlanden (Österreich 10%), wobei in al-
len Ländern jüngere Studierende eher diese
Wohnform wählen. Die monatlichen Kosten eines
Studierendenwohnheimplatzes schwanken in den
meisten Ländern zwischen € 180,- (Deutschland)
und rund € 290,- (Spanien), eine Ausnahme stellt
Irland mit monatlichen Kosten von € 427,- dar. In
Österreich sind die durchschnittlichen Kosten mit
€ 203,- sehr günstig. 

In den meisten EU-Ländern stellt Englisch die
wichtigste Fremdsprache dar, in Irland wird Fran-
zösisch als „erste Fremdsprache“ angeführt. In
Österreich und Deutschland geben drei Viertel al-
ler Studierenden an, über (sehr) gute Englisch-
kenntnisse zu verfügen. Für die meisten Länder,
die im Eurostudent Report enthalten sind, stellt
Großbritannien das primäre Zielland für studien-
bezogene Auslandsaktivitäten dar. In Österreich
und Deutschland werden vergleichsweise oft Aus-
landsaufenthalte in den USA angeführt. In den
meisten Staaten ist der Anteil der Studierenden,
die ohne Unterstützung eines Austauschpro-
gramms, wie z.B. ERASMUS, einen Auslandsauf-
enthalt während ihres Studiums verbringen, deut-
lich höher als die so genannten „Programmstudie-
renden“. In Österreich organisieren fast zwei Drit-
tel der Studierenden ihren Auslandsaufenthalt als
„free mover“ ohne eine derartige Unterstützung.
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3.5 Soziale Förderung von Studierenden

Die staatliche Studienförderung in Österreich
wurde in den 1960er Jahren als begleitende Maß-
nahme zur Öffnung der Universitäten eingeführt,
um auch Kindern aus einkommensschwachen
Schichten ein Hochschulstudium zu ermöglichen.
Seit 1992 ist die Studienförderung in zunehmen-
dem Maß mit anderen (indirekten) staatlichen
Förderungsmaßnahmen verknüpft, wobei die An-
spruchsvoraussetzungen schrittweise harmoni-
siert wurden. Systematisch lassen sich die staatli-
chen Leistungen der Studienförderung in zwei
Gruppen gliedern: Transferleistungen, die Studie-
rende in Geld direkt erhalten (direkte Studienför-
derung), und Ausgaben, die den Studierenden
entweder als Transferleistungen an die Eltern
oder als Sachleistungen zugute kommen (indirek-
te Studienförderung). Das Studienförderungsge-
setz bildet für sämtliche Studienförderungen inso-
fern eine Klammer, als alle Sozialgesetze, die auch
Studierende betreffen, immer wieder darauf ver-
weisen. Es besteht eine intensive Vernetzung und
gegenseitige Berücksichtigung von staatlichen
Transferleistungen, die der Staat Studierenden
anlässlich eines zügig betriebenen Studiums zuer-
kennt. Das System beinhaltet gemeinsam mit den
elterlichen Unterhaltsleistungen kostendeckende
Förderungen während des gesamten Studienjah-
res. 

3.5.1 Direkte staatliche Ausbildungs-
förderung für Studierende (Studien-
förderung) 

Die Vergabe von direkten Studienförderungen für
Studierende erfolgt nach differenzierten sozialen
Kriterien und bei Vorliegen eines günstigen Stu-
dienerfolgs, zu einem geringen Teil nach reinen
Leistungskriterien. Die verschiedenen Formen sol-
cher Studienförderungen sind, mit Ausnahme der
Waisenpensionen, im Studienförderungsgesetz
(StudFG 1992) geregelt. Das StudFG 1992 in der
derzeit geltenden Fassung beinhaltet Normen be-
züglich Studienbeihilfe („Sozialstipendium“) so-
wie besonderer Förderungsmaßnahmen wie Stu-
dienzuschuss, Fahrtkostenzuschuss, Versicherungs-
kostenbeitrag, Beihilfe für Auslandsstudien, Rei-

sekostenzuschuss, Sprachstipendien, Studienab-
schluss-Stipendium, Leistungsstipendien, Förde-
rungsstipendien und Studienunterstützungen. Ab
dem Studienjahr 2001/02 wurde der Anteil der
Personen, die eine Studienförderung beziehen,
durch Erhöhung der Zuverdienstgrenzen und Ein-
führung des Studienzuschusses als Refundierung
der Studienbeiträge erheblich ausgeweitet. An-
stelle der 13,8% unter allen inländischen ordentli-
chen Studierenden an Universitäten und Fach-
hochschulen im Studienjahr 2000/01 beziehen
2004/05 21,9% eine Leistung nach dem Studien-
förderungsgesetz.

Studienbeihilfe
Die Studienbeihilfe ist die bedeutendste För-
derung aus dem Leistungsbündel, das im Stu-
dienförderungsgesetz seine rechtliche Grundla-
ge hat. Ziel der Beihilfe ist es, die Differenz zwi-
schen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der
Eltern und dem Finanzbedarf der studierenden
Kinder auszugleichen. Üblicherweise ergänzt die
Studienbeihilfe die eigenen Einkünfte der Studie-
renden zuzüglich der Unterhaltsbeiträge von El-
tern und Ehepartnern sowie der Familienbeihilfe
auf den zur Lebenshaltung notwendigen Betrag.
Liegen die Einkünfte aus eigener Erwerbstätig-
keit der Studierenden unter dem Jahreshöchst-
beitrag von € 5.814,-, haben diese keine Auswir-
kung auf die Studienbeihilfe. Übersteigen sie die-
se Grenze, wird die Studienbeihilfe anteilsmäßig
gekürzt. Der Anspruch auf Studienbeihilfe hängt
im Wesentlichen von sozialer Förderungswürdig-
keit (Einkommen, Familiensituation) und vom
Studienerfolg (zügig betriebenes Studium durch
Einhaltung der Studienzeit und nur wenige, zeit-
gerechte Studienwechsel) ab. Schwerpunktmäßig
gab es 2003 und 2005 Novellen zum Studienför-
derungsgesetz, die finanziell besonders belaste-
ten Gruppen zugute kamen. So wurde der Zu-
schlag für Studierende mit Kind von monatlich
€ 44,- auf € 60,- erhöht und die Einkommensgren-
ze durch teilweise geänderte Absetzbeträge für
unterhaltsberechtigte Familienmitglieder ausge-
weitet. Für behinderte Studierende kann die vor-
gesehene Studienzeit nun um bis zu 50% verlän-
gert werden. 
Universitätsbericht 2005 | Band 1 101



Die Lage der Studierenden | Kapitel 3
Tabelle 3.8 zeigt, dass das Studienförderungsge-
setz auch auf Studierende mit atypischen Voraus-
setzungen, wie Sorgepflicht für Kinder, Rücksicht
nimmt. Erhöhungsbeiträge für erheblich behin-
derte Studierende werden durch Verordnung der
Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und
Kultur je nach Art und Umfang der Behinderung
geregelt (siehe Abschnitt 3.5.2). Bei der Berech-
nung der Studienbeihilfe im Einzelfall werden
grundsätzlich zumutbare Unterhaltsleistungen
von Eltern, Ehegatten oder Eigenleistungen auf
die Höhe der Studienbeihilfe angerechnet. Elterli-
che Unterhaltsleistungen werden nicht berück-
sichtigt, wenn Studierende einen mehr als vier
Jahre dauernden Selbsterhalt nachweisen kön-
nen. Für ein Kind der/des Studierenden steht ein
eigener Absetzbetrag zur Verfügung, der sich
nach dem Alter des Kindes richtet, aber zumindest
€ 2.762,- beträgt.    

Studienzuschuss
Der Studienzuschuss dient zum Ersatz der 2001
eingeführten Studienbeiträge an Universitäten
und Fachhochschul-Studiengängen. Studienbei-
hilfenbezieher/inne/n gebührt ein Studienzu-
schuss in der Höhe des jährlichen Studienbeitrages
(€ 726,72). Damit sind die Voraussetzungen, die
für die Studienbeihilfe gelten, auch für den Studi-
enzuschuss übernommen. Studierende, deren El-
tern ein Einkommen etwas über der Grenze für ei-

ne Studienbeihilfe beziehen, erhalten den Studi-
enzuschuss in abgestufter Höhe zwischen € 150,-
und € 726,72. Der Studienzuschuss wird gemein-
sam mit der Studienbeihilfe bei der Studienbeihil-
fenbehörde beantragt und von dieser mit Be-
scheid zugesprochen. Durch die Einführung des
Studienzuschusses wurde der Kreis der Bezieher/
innen einer Studienförderung ausgeweitet, da
dies einer Erhöhung der Einkommensgrenzen der
Eltern für den Bezug einer Studienförderung ent-
spricht.

Fahrtkostenzuschuss
Fahrtkostenzuschüsse werden an Studienbeihil-
fenbezieher/innen nach Richtlinien der Bundesmi-
nisterin für Bildung, Wissenschaft und Kultur von
der Studienbeihilfenbehörde ausbezahlt. Sie er-
setzen unter Berücksichtigung eines Selbstbehal-
tes einen Teil der Fahrtkosten, die für Studierende
im Zusammenhang mit dem Studium entstehen.
Ein Rechtsanspruch besteht nicht.  Im Studienjahr
2001/02 wurden unter diesem Titel insgesamt
€ 2,6 Mio. und im Studienjahr 2003/04 € 2,9 Mio.
an Studienbeihilfenbezieher/innen ausbezahlt.

Versicherungskostenbeitrag
Der Versicherungskostenbeitrag in Höhe von € 19,-
pro Monat gebührt jenen Studienbeihilfenbezie-
her/inne/n, für die eine Selbstversicherung in der
Krankenversicherung besteht, sobald die Mitversi-

Tabelle 3.8
Höchststudienbeihilfen im Studienförderungsgesetz in €, Wintersemester 2002 und 2004 

Höchststudienbeihilfen für                          Wintersemester
2002 2004

Vollwaisen, auswärtige Studierende und Selbsterhalter/innen1

– (un-)verheiratet ohne Kind 7.272,- 7.272,-
– verheiratet mit Kind 7.800,- 7.992,-

Verheiratet und nicht auswärtig
– ohne Kind 7.272,- 7.272,-
– mit Kind 7.800,- 7.992,-

Unverheiratet und nicht auswärtig
– ohne Kind 5.088,- 5.088,-
– mit Kind 7.800,- 7.992,-

1 Studierende, die sich vier Jahre vor der ersten Zuerkennung von Studienbeihilfe selbst erhalten haben.

Quelle: BMBWK
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cherung bei den Eltern weggefallen ist. Die Hälfte
des Betrages dieser begünstigten Selbstversiche-
rung übernimmt das BMBWK. Studienbeihilfen-
bezieher/innen erhalten im Versicherungskosten-
beitrag durch die Studienbeihilfe auch die andere
Hälfte finanziert. Der Versicherungskostenbeitrag
wird durch die Studienbeihilfenbehörde von Amts
wegen nach Ablauf eines Studienjahrs ausbezahlt. 

Studienabschluss-Stipendium
Durch das 1999 geschaffene Studienabschluss-Sti-
pendium wird Studierenden, die sich in der Ab-
schlussphase ihres Studiums befinden und zum
Großteil während des Studiums berufstätig wa-
ren, die Möglichkeit geboten, die Diplomarbeit
und die abschließende Diplomprüfung ohne be-
rufliche Belastung zu absolvieren. Es wird einma-
lig für maximal 18 Monate gewährt. Vorausset-
zung ist mindestens eine Halbbeschäftigung
durch drei Jahre innerhalb der letzten vier Jahre
und die Aufgabe der Berufstätigkeit. Durch eine
Novelle des Studienförderungsgesetzes 2003
wurde die Untergrenze von € 436,- auf € 500,- an-
gehoben, damit ist ein Studienabschluss-Stipendi-
um zwischen € 500,- und € 1.090,- dotiert. Außer-
dem wurde das Studienabschluss-Stipendium auf
alle Erstabschlüsse ausgeweitet (nicht nur Di-
plomstudien an Universitäten) und die Alters-
grenze von 38 auf 41 Jahre angehoben. Wird das
geförderte Studium nicht innerhalb von sechs
Monaten ab letzter Auszahlung des Studienab-
schluss-Stipendiums beendet, ist die gesamte För-
derung zurückzuzahlen. Durch eine weitere No-
velle 2005 kann die Nachweisfrist für den Studi-
enabschluss bei Vorliegen wichtiger Gründe im

Sinne des Studienförderungsgesetzes verlängert
werden. Die Förderungsbedingungen sind in
Richtlinien der Bundesministerin für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur präzisiert. 46% des budge-
tären Aufkommens für diese Förderung werden
vom Europäischen Sozialfonds finanziert. Die
Zahl der Bewilligungen stieg von 292 im Jahr 2002
auf 317 im Jahr 2004.  

Beihilfe für Auslandsstudien
Das Studienförderungsgesetz unterstützt durch
die Beihilfe für Auslandsstudien die internationa-
le Mobilität der Studierenden. Voraussetzung für
den Anspruch ist die Absolvierung einer Diplom-
prüfung, eines Rigorosums oder die Inskription
des mindestens dritten Semesters (seit der Novelle
2005, bis dahin fünftes Semester), sofern derartige
Prüfungen nicht vorgesehen sind. Weiters muss
das Studium an der ausländischen Universität
(Hochschule) dem österreichischen Studium gleich-
wertig sein und mindestens drei Monate dauern.
Die Förderung ist für maximal 20 Monate möglich.
Ein Studium, das zur Gänze im Ausland betrieben
wird, kann nicht gefördert werden. Die Beihilfe
beträgt abhängig von den Lebenshaltungs- und
Studienkosten im Ausland bis zu € 582,- monatlich
und wird zusätzlich zur Studienbeihilfe ausbe-
zahlt. Durch die Novelle 2005 zum Studienförde-
rungsgesetz wurden für die Studierenden adminis-
trative Erleichterungen geschaffen. Die Zahl der
Bewilligungen und die hiefür aufgewendeten
Mittel sind im Berichtszeitraum gestiegen (siehe
Tabelle 3.10).

Tabelle 3.9
Anzahl der Studierenden mit Erhalt eines Versicherungs-
kostenbeitrages, Studienjahre 2001/02 bis 2003/04

Studienjahr Anzahl der Fälle
2001/02 5.598
2002/03 6.769
2003/041 6.174

1  Vorläufige Daten.

Quelle: BMBWK

Tabelle 3.10
Bewilligungen und Aufwendungen für Beihilfen für Aus-
landsstudien, Studienjahre 2001/02 bis 2003/04

Studienjahr Bewilligungen Gesamtbetrag in €
2001/021 1.373 911.526
2002/031 1.832 1.343.420
2003/04 2.178 1.970.135

1 Nicht enthalten ist ein Teil der Auslandsbeihilfen, die unter dem Titel der Stu-
dienbeihilfe angewiesen wurden, daher lagen die Bewilligungssummen
höher.

Quelle: BMBWK
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Reisekostenzuschuss und Sprachstipendien
Der Reisekostenzuschuss dient der Unterstützung
der Reisekosten bei geförderten Auslandsstudien-
aufenthalten. Sprachstipendien ermöglichen die
Finanzierung von Sprachkursen als Vorbereitung
für geförderte Auslandsstudienaufenthalte. Die
Vergabe wird durch Richtlinien der Bundesminis-
terin für Bildung, Wissenschaft und Kultur gere-
gelt. An Reisekostenzuschüssen wurden im Studi-
enjahr 2002/03 € 439.972,- und im Studienjahr
2003/04 € 462.101,- ausbezahlt. Sprachstipendien
werden nur mehr für Sprachkurse in Österreich
gewährt (Studienjahr 2003/04 € 2.959,- für 18 Stu-
dierende), im Ausland absolvierte Sprachkurse
werden nun durch Verlängerung der Auslandsbei-
hilfe um ein Monat abgegolten.

Leistungsstipendien
Leistungsstipendien werden Studierenden an Uni-
versitäten, Theologischen Lehranstalten und Fach-
hochschulen für hervorragende Studienleistun-
gen zuerkannt. Die Höhe eines Leistungsstipendi-
ums beträgt mindestens € 726,72 pro Studienjahr.
Die gesamten Mittel für Leistungsstipendien be-
tragen 3% der im Ressort im vorangegangenen
Kalenderjahr aufgewendeten Mittel für Studien-
förderung. Da diese Mittel kontinuierlich gestie-
gen sind, gilt dies auch für die Leistungsstipendi-
en. Seit der Novelle des Studienförderungsgeset-
zes 2005 werden die Budgetmittel nicht mehr den
Fakultäten, sondern der Universität zugewiesen.
Leistungsstipendien werden ausgeschrieben und
durch das für studienrechtliche Angelegenheiten
zuständige Organ der Universität zuerkannt. Auf
ein Leistungsstipendium besteht kein Rechtsan-
spruch. Im Jahr 2004 haben 2.412 Studierende
Leistungsstipendien in der Höhe von insgesamt
€ 4,49 Mio. erhalten (siehe Tabelle 3.11). 2005 ste-
hen € 5,06 Mio. zur Verfügung.

Förderungsstipendien
Förderungsstipendien werden Studierenden an
Universitäten sowie Theologischen Lehranstalten
zuerkannt. Sie dienen zur Anfertigung wissen-
schaftlicher oder künstlerischer Arbeiten bei über-
durchschnittlichem Studienerfolg und werden
nach Vorlage eines Gutachtens eines Universitäts-
lehrers/einer Universitätslehrerin über die Arbeit

vergeben. Die Höhe eines Förderungsstipendiums
liegt zwischen € 700,- und € 3.600,- für ein Studi-
enjahr. Der zu vergebende Gesamtbetrag beträgt
1% der gesamten Studienförderung des Vorjah-
res. Auf Förderungsstipendien besteht kein Rechts-
anspruch, die Studierenden können sich aufgrund
einer Ausschreibung darum bewerben, indem sie
eine Beschreibung und einen Finanzierungsplan
der durchzuführenden Arbeit vorlegen. Im Jahr
2003 haben von den 441 Bewerber/inne/n 371 Stu-
dierende ein Förderungsstipendium zugespro-
chen bekommen. 

Studienunterstützungen
Studienunterstützungen dienen dem Ausgleich
sozialer Härten, besonders schwieriger Studienbe-
dingungen und der Förderung besonderer Studi-
enleistungen. Das Studienförderungsgesetz nennt
seit dem Studienjahr 1999/2000 auch noch aus-
drücklich die Unterstützung von Wohnkosten,
Förderung von Studien an grenznahen nichtöster-
reichischen Universitäten, an Privatuniversitäten
und Fernuniversitäten, Förderung von Auslands-
aufenthalten und wissenschaftlichen oder künst-
lerischen Arbeiten. Die Studienunterstützung ist
ein unbürokratisch zu handhabendes Instrumen-
tarium, ihre Höhe bewegt sich zwischen € 180,-
und der höchstmöglichen Studienbeihilfe. Die
Studierenden können begründete Ansuchen je-
derzeit im Bildungsministerium einbringen. Um
die Nähe zu den Studierenden zu erhöhen, wurde
die administrative Vorbereitung ab dem Studien-
jahr 2003/04 der Studienbeihilfenbehörde am je-
weiligen Studienort übertragen. Bei der Prüfung
der Ansuchen im Bildungsministerium wirkt auch
die Österreichische Hochschülerinnen- und Hoch-
schülerschaft mit.

Tabelle 3.11
Aufwendungen für Leistungs- und Förderungsstipendien 
im Ressortbereich in €, 2002 bis 2004 

Jahr Leistungsstipendien Förderungsstipendien
2002 1.106.807 1.106.807
2003 3.471.709 1.157.236
2004 4.487.834 1.468.600

Quelle: BMBWK
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Geförderte Studiendarlehen
Als eine der Maßnahmen zur Erleichterung der Fi-
nanzierung der Studienbeiträge hat das Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
in Verhandlungen mit der Kreditwirtschaft ein
Modell zur Vorfinanzierung der Studienbeiträge
entwickelt. Das Bildungsministerium gewährt ei-
nen Zuschuss von 2% der Darlehenssumme. Vor-
aussetzung für die Inanspruchnahme ist, dass der
Studienbeitrag nicht bereits von anderen Stellen
refundiert wurde. Als Ergebnis dieser Förderbe-
mühungen erhielten in den Jahren 2002 rund 700,
2003 rund 900 und 2004 rund 1.000 Studierende
ein fast zinsenfreies Studiendarlehen.

3.5.2 Gesetzliche Maßnahmen im Berichts-
zeitraum

Das Studienförderungsgesetz 1992 wurde im Be-
richtszeitraum zweimal novelliert, nämlich durch
die 15. Novelle des Studienförderungsgesetzes,
BGBl. I Nr. 75/2003, und die 16. Novelle des Studi-
enförderungsgesetzes, BGBl. I Nr. 11/2005.

Die 15. Novelle, die gestaffelt zwischen 1. Septem-
ber 2003 und 1. September 2004 in Kraft trat, hat
folgende Inhalte:
● Ausweitung des Studienabschluss-Stipendiums

(Ausweitung auf alle Bildungseinrichtungen,
Anhebung der Altersgrenze von 38 auf 41 Jah-
re),

● Anhebung der Studienbeihilfen für Studieren-
de mit Kind/ern von jährlich € 528,- auf € 720,-,
also um 33%,

● Ausweitung der Förderungsdauer für behinder-
te Studierende, so dass die vorgesehene Studi-
enzeit um 50% überschritten werden kann (zu-
sätzlich erhalten behinderte Studierende einen
Zuschuss zur Studienbeihilfe, dessen Höhe
durch Verordnung festgelegt wird und von der
Schwere der Behinderung abhängt. Mit der
Verordnung, BGBl. II Nr. 310/2004, beträgt ab
dem Studienjahr 2004/05 der Zuschuss für Seh-
behinderte und Rollstuhlfahrer/innen jährlich
€ 1.920,- und der für hochgradig hörbehinderte
Studierende jährlich € 5.040,-),

● Voraussetzungen für die amtswegige Bewilli-
gung der Studienbeihilfe: Ab dem Studienjahr

2005/06 müssen keine Folgeanträge für den
Studienbeihilfenbezug mehr eingebracht wer-
den, die Bewilligung erfolgt von Amts wegen. 

Die 16. Novelle des Studienförderungsgesetzes
trat teilweise im Februar 2005 bzw. tritt im Sep-
tember 2005 in Kraft und hat folgende Inhalte:
● Verbesserte Zugänglichkeit zu weiterführen-

den Studien: Die Bedingungen für die Förde-
rung von Magister- und Doktoratsstudien nach
abgeschlossenem Bakkalaureats- oder Diplom-
studium wurden erleichtert.

● Änderungen der Rückzahlungsbedingungen
für Studienabschluss-Stipendien: Die Einfüh-
rung einer Härteklausel soll unbillige Rückzah-
lungsforderungen ausschließen.

● Verbesserungen der Auslandsförderung: Aus-
landsstudien können bereits ab dem dritten Se-
mester mit Beihilfen für Auslandsstudien geför-
dert werden, die Auszahlung wird beschleu-
nigt.

● Berücksichtigung der Universitätsautonomie
bei Leistungsstipendien: Leistungs- und Förde-
rungsstipendien werden nicht mehr den Fakul-
täten, sondern den Universitäten zugewiesen.

3.5.3 Ausweitung der Studienförderung – 
quantitative Entwicklung

Das Budgetkapitel 14 des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur beinhaltet ne-
ben den Ausgaben für die Studienförderung auch
weitere Mittel für Sozialmaßnahmen, wie Förde-
rungen für Studentenheime und Mensen, Zuschüs-
se für Sozialaktivitäten der Österreichischen Hoch-
schülerinnen- und Hochschülerschaft und Aus-
landsstipendien. Den überwiegenden Anteil unter
diesen Mitteln stellt die Studienförderung dar.

Aufwendungen nach dem Studienförderungs-
gesetz 1992
Die Ausgaben für Studienförderungen sind im
Geltungszeitraum des Studienförderungsgesetzes
1992 erheblich gestiegen. Ein besonderer Anstieg
erfolgte im Kalenderjahr 2002, in dem erstmals
die vollen Refundierungen der Studienbeiträge
budgetwirksam wurden. Die gesetzlichen Ver-
pflichtungen in diesem Bereich stiegen von 2001
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auf 2004 von € 113,9 Mio. auf € 165,9 Mio., die Ge-
samtausgaben der Studienförderung von € 115,7
Mio. auf € 177,5 Mio. Damit konnte innerhalb von
vier Jahren (2001 bis 2004) das Budget bei den ge-
setzlichen Verpflichtungen (vor allem Studienbei-
hilfe und Studienzuschüsse) um fast die Hälfte
(45,7%) gesteigert werden.

Entwicklung der Zahl der Bezieher/innen von 
Studienbeihilfe und der Beihilfenhöhe
Seit dem Studienjahr 2000/01 konnte eine ständig
wachsende Zahl an Studierenden in das Studien-
förderungssystem integriert werden. Die Aus-
schöpfung des Potentials von Studierenden, die
grundsätzlich für Studienförderungen in Frage
kommen, hat erheblich zugenommen. Dies lässt
sich an der stark gewachsenen Zahl von Anträgen
bei der Studienbeihilfenbehörde illustrieren. Die
Anträge auf Studienbeihilfe von Studierenden al-
ler postsekundären Ausbildungseinrichtungen,
für die Anspruch auf Studienbeihilfe besteht (Uni-
versitäten, Fachhochschulen, Konservatorien,
Akademien), stiegen vom Studienjahr 2000/01 bis
zum Studienjahr 2003/04 von 42.991 auf 62.498
Anträge, also um 45,4%. Im Wintersemester 2004
überstieg die Zahl aller Anträge auf Studienbeihil-
fe erstmals die Grenze von 50.000. Beschränkt
man die Betrachtung auf Universitäten und Fach-
hochschulen, so ergibt sich ebenfalls eine kontinu-
ierliche Steigerung, die besonders stark bei den
Fachhochschulen ausgeprägt ist, sich aber auch
bei den Universitäten abzeichnet (Tabelle 3.12).

Diese Mobilisierung unter den Studierenden
hat die Studienbeihilfenbehörde durch eine aus-
geprägte Informationspolitik erzielt. Die Verein-
fachung des Antragsverfahrens und die verstärkte
Kundenorientierung der Studienbeihilfenbehör-
de, die der Rechnungshof anlässlich einer Über-
prüfung im Jahr 2004 als „beispielhaft“ bezeich-
nete, sind dafür in erster Linie verantwortlich. Ei-
ne weitere Potentialausschöpfung ist durch die
Weiterentwicklung des Antragsverfahrens ab
dem Studienjahr 2005/06 zu erwarten: Folgean-
träge auf Studienbeihilfe müssen nicht mehr ein-
gebracht werden; stattdessen wird der bestehen-
de Anspruch auf Studienförderung von Amts we-
gen überprüft.

Untersucht man die Zahl der Bezieher/innen einer
Studienförderung (Studienbeihilfe, Studienzu-
schuss) im Berichtszeitraum, so ergibt sich trotz
des hohen Niveaus, das bereits im Studienjahr
2001/02 erreicht wurde, eine weitere Steigerung.
Bei den wissenschaftlichen Universitäten ist eine
kontinuierliche Zunahme zwischen Wintersemes-
ter 2001 und Wintersemester 2004 um 11,5% zu
verzeichnen, bei den künstlerischen Universitäten
beträgt die Zunahme über 15%. Bezieht man die
Studierenden an Fachhochschulen ein, ergibt sich
insgesamt eine Zunahme von 17,7% Studienför-
derungsbezieher/innen. Auch die Förderungsquo-
te, also der Anteil der geförderten Studierenden
an der Gesamtzahl der ordentlichen inländischen
Studierenden, ist vom Wintersemester 2001 zum
Wintersemester 2004 von 20,2 auf 21,9% gestie-
gen, obwohl sich auch die Zahl der Studierenden
in dieser Zeitspanne erhöht hat. Die Zahl der Be-
zieher einer Förderung ist somit überproportional
im Berichtszeitraum angestiegen (Tabelle 3.13).

Bei der durchschnittlichen Studienförderungs-
höhe ist ein geringfügiger Rückgang von 2% auf
€ 3.921,- im Wintersemester 2004 zu verzeichnen.
Dieser ist teilweise auf die gestiegenen Einkom-
men zurückzuführen, teilweise auf die Erweite-
rung des Bezieherkreises um Studierende, die eine
geringere Förderung in Anspruch nehmen.

Tabelle 3.12
Anträge auf Studienbeihilfe/Studienzuschuss insgesamt 
und an Universitäten, Studienjahre 2001/02 bis 2003/04 
und Wintersemester 2004

Studienjahr Kapitel 14 –
Universitäten,

Fachhochschulen
davon

Universitäten
2001/02 52.860 47.481
2002/03 53.803 46.836
2003/04 57.371 49.057
WS 2004 45.700 37.784

Quelle: BMBWK
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Steigender Anteil der Beihilfenbezieher/innen 
bei den Universitätsabsolvent/inn/en
Eine Untersuchung der Absolventenzahlen an den
wissenschaftlichen Universitäten nach Studien-
richtungen ergab, dass seit 1998/99 der Anteil der
Bezieher/innen von Studienbeihilfe an den Uni-
versitätsabsolventenjahrgängen kontinuierlich
steigt. Verglichen wurden die Absolventenzahlen
nach Studienrichtungen an wissenschaftlichen
Universitäten der Studienjahre 1998/99 bis 2002/
03 mit den Anteilen jener Studierenden, die min-
destens drei Semester während des Studiums Stu-
dienbeihilfe bezogen haben. Dabei ergab sich,
dass über den gesamten Zeitraum von den 70.864
Absolvent/inn/en insgesamt 39,7%, das sind
28.161 Personen, Studienbeihilfe bezogen haben.
Besonders hervorzuheben ist die Tatsache, dass
sich der Anteil der Beihilfenbezieher/innen seit
1998/99 von 34,4% (4.634 Personen) auf 43,4%
(6.770 Personen) im Studienjahr 2002/03 gestei-
gert hat.

Die Förderquote, also der Anteil der Studien-
beihilfenbezieher/innen an allen inländischen or-
dentlichen Studierenden an Universitäten, be-
trägt derzeit 21,9%. Wenn der Anteil an den Ab-
solvent/inn/en mit 43% doppelt so hoch ist, belegt
dies den Erfolg der Investition Studienförderung.
Zahlen aus einzelnen Studienrichtungen über die
Abschlüsse des letzten verfügbaren Studienjahres
2002/03 unterstreichen dies noch: 50% der 657
Absolvent/inn/en der Studienrichtung Psychologie

bezogen Studienbeihilfe, 51% der 446 Absolvent/
inn/en der Studienrichtung Biologie, 53% der 256
Absolvent/inn/en der Studienrichtung Wirtschafts-
pädagogik und 57% der 231 Absolvent/inn/en der
Studienrichtung Elektrotechnik. Eine weitere Er-
kenntnis der Untersuchung: Universitätsabsol-
vent/inn/en mit Studienbeihilfenbezug haben im
Gesamtschnitt seit 1998/99 das Studium um ein Se-
mester früher abgeschlossen als solche ohne Stu-
dienbeihilfe. Geht man davon aus, dass die gesam-
ten staatlichen Investitionen pro Studierenden im
Durchschnitt im Semester rund € 5.000,- betragen,
ergibt das folgenden Einspareffekt durch das ra-
schere Studium der Beihilfenbezieher/innen: bei
6.770 Absolvent/inn/en mit Studienbeihilfenbe-
zug im Studienjahr 2002/03 eine Kostenreduktion
von € 33,80 Mio. für dieses eine Studienjahr. Zu-
sammenfassend lässt sich daher festhalten, dass
die Studienförderung sowohl in bildungspoliti-
scher als auch in volkswirtschaftlicher Hinsicht ei-
ne äußerst sinnvolle Investition darstellt.

Die Studienförderung ist weiblich
Die Studienförderung ist ein Beitrag zur Frauen-
förderung. Der Anteil der Bezieherinnen von Stu-
dienbeihilfen liegt erheblich über jenem der
männlichen Bezieher. Die höheren Anteile weib-
licher Studierender an Universitäten werden
durch die Studienförderung massiv unterstützt.
Betrug im Studienjahr 2003/04 die Relation von
weiblichen zu männlichen Studierenden an Uni-
versitäten 46,8% zu 53,7%, so war diese unter
den Bezieher/inne/n von Studienbeihilfen 40,3%
zu 59,7%. Daraus lässt sich die These ableiten,
dass die Studienförderung eine Vorreiterrolle in
der Frauenförderung auf akademischem Boden
für sich beanspruchen darf. Diese erhöhte Studi-
enförderungsquote von Frauen ist auch unter je-
nem Aspekt von besonderer Bedeutung, dass stu-
dierende Mütter durch ihre Verpflichtungen für
Kinder zeitlich erfahrungsgemäß erheblich stär-
ker in Anspruch genommen sind als studierende
Väter. Der Studienförderung gelingt es damit, die
Rahmenbedingungen für Studentinnen positiv zu
beeinflussen.

Tabelle 3.13
Bezieher/innen von Studienbeihilfe/Studienzuschuss ins-
gesamt und an Universitäten, Wintersemester 2001 bis 
2004

Semester Kapitel 14 –
Universitäten,

Fachhochschulen

Anteil an allen
ord.  inländischen

Studierenden in %
davon

Universitäten
WS 2001 34.328 20,2 30.610
SS 2002 - - 29.334
WS 2002 36.815 20,4 32.080
SS 2003 - - 31.372
WS 2003 39.325 21,0 33.674
SS 2004 - - 32.756
WS 2004 40.416 21,9 34.176

Quelle: BMBWK
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3.5.4 Indirekte staatliche Ausbildungs-
förderung für Studierende

Die indirekten staatlichen Studienförderungen,
die wichtiger Bestandteil der sozialen Absiche-
rung während des Studiums sind, bestehen in der
Hauptsache aus Mitteln, die von den Eltern der
Studierenden (bzw. über die Eltern) in Anspruch
genommen werden können. Anspruchsgrundlage
ist die gesetzliche Verpflichtung der Eltern, Kin-
dern bis zur Erreichung ihrer Selbsterhaltungsfä-
higkeit Unterhalt zu leisten. Durch staatliche För-
derungsmaßnahmen sollen die Eltern dazu in die
Lage versetzt werden. Daneben gibt es Unterstüt-
zungen, die den Studierenden durch Subventio-
nen oder Ermäßigungen zugute kommen. Der
Förderungscharakter dieser Leistungen liegt über-
wiegend darin, dass die indirekten Leistungen
grundsätzlich mit dem vollendeten 18. bzw.
19. Lebensjahr limitiert sind, anlässlich eines Stu-
diums aber maximal bis zum 26. oder 27. Lebens-
jahr verlängert werden. Im Folgenden werden die
Arten indirekter Ausbildungsförderung von Sei-
ten des Staates sowie ihr finanzieller Umfang nach
der aktuellen Gesetzeslage dargestellt.

Familienbeihilfe
Die Familienbeihilfe hat ihre rechtliche Grundlage
im Familienlastenausgleichsgesetz und gebührt
auch Eltern von studierenden Kindern. Für studie-
rende Kinder zwischen 19 und 26 Jahren (allen-
falls 27 Jahren, wenn vor dem 26. Geburtstag ein
Kind geboren oder der Präsenz- oder Zivildienst
abgeleistet wurde), steht eine Beihilfe von
€ 152,70 monatlich zu, für das zweite Kind ge-
bührt ein Zuschlag von € 12,80 und für das dritte
und jedes weitere Kind ein Zuschlag von € 25,50.
Zuletzt wurde die Familienbeihilfe je Kind bzw.
Studierender/Studierendem 2003 um € 87,60 jähr-
lich erhöht. In bestimmten Fällen ist die direkte
Auszahlung der Familienbeihilfe an die Studieren-
den selbst möglich. Der Anspruch auf Familienbei-
hilfe ist an den Nachweis eines günstigen Studien-
fortganges und an ähnliche Voraussetzungen wie
für die Studienbeihilfe geknüpft. Nach dem ersten
Studienjahr sind Zeugnisse im Umfang von acht
Semesterwochenstunden oder über eine Teilprü-
fung der ersten Diplomprüfung vorzulegen, je

Studienabschnitt gebührt die Familienbeihilfe
höchstens ein Semester über die gesetzliche Studi-
endauer hinaus; bei unverschuldeten Überschrei-
tungen kann dieser Zeitraum verlängert werden.
Damit sind das direkte (Studienbeihilfe) und das
indirekte (Familienbeihilfe) Förderungssystem
einander weitgehend angeglichen. Der gute Stu-
dienfortgang ist weitestgehend einheitliche Be-
dingung, im Fall sozialer Förderungswürdigkeit
kommt zur Familienbeihilfe noch die Studienbei-
hilfe hinzu. Im Wintersemester 2004 wurde für
98.955 Studierende Familienbeihilfe bezogen, das
ist eine Steigerung von 11.123 Personen oder von
12,7% gegenüber dem Wintersemester 2001.

Kranken- und Unfallversicherung
Studierende sind durch das Allgemeine Sozialver-
sicherungsgesetz (ASVG) in die gesetzliche Unfall-
versicherung einbezogen. Damit sind die Schäden
jener Unfälle gedeckt, die sich im örtlichen, zeitli-
chen und ursächlichen Zusammenhang mit der
Universitätsausbildung ereignen. Die Unfallversi-
cherung besteht obligatorisch ohne eigene Bei-
tragsleistung der Studierenden. Die pauschalier-
ten Beiträge werden zur Gänze aus dem Familien-
lastenausgleichsfonds getragen. Im Bereich der
Krankenversicherung besteht nach dem ASVG für
die Studierenden die Möglichkeit, als Angehörige
bei den Eltern oder beim Ehepartner mitversichert
zu sein. Die Mitversicherung ist an den Nachweis
eines jährlichen Studienerfolges geknüpft und mit
dem vollendeten 27. Lebensjahr limitiert. Darüber
hinaus besteht die Möglichkeit der begünstigten
Selbstversicherung in der Krankenversicherung
für alle jene Studierenden, die weder bei Eltern,
Ehegatten oder Lebensgefährten mitversichert
noch aufgrund eigener Berufstätigkeit pflichtver-
sichert sind. Das Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur übernimmt dabei die
Hälfte des monatlichen Versicherungsbeitrages
(2005 € 21,13). Die Voraussetzungen für die be-
günstigte Selbstversicherung orientieren sich mo-
difiziert am Studienförderungsgesetz: Einkom-
men unter € 5.814,- jährlich, höchstens zwei Studi-
enwechsel, die vorgesehene Studienzeit darf nicht
mehr als sechs Semester überschritten sein.
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Förderung nach dem Familienbesteuerungsge-
setz (Steuerbegünstigung)
Für Studierende, für die Familienbeihilfe bezogen
wird, besteht auch Anspruch auf Förderung durch
folgende Regelungen nach dem Familienbesteue-
rungsgesetz: Für bei den Eltern lebende Studieren-
de wird ein Kinderabsetzbetrag, für nicht im ge-
meinsamen Haushalt wohnende ein Unterhaltsab-
setzbetrag gewährt. Diese Absetzbeträge liegen
bei monatlich € 50,90 für jedes Kind. Daneben ist
es möglich, aufgrund des Einkommenssteuergeset-
zes außergewöhnliche Belastungen für Studieren-
de, die außerhalb des Wohnortes studieren müs-
sen, steuerlich geltend zu machen. Die Steuerbe-
günstigungen werden nur für studierende Kinder
gewährt, für die Familienbeihilfe bezogen wird.
Damit ist sichergestellt, dass auch in diesem Bereich
Förderungen nur für Studierende mit einem nach-
weisbaren Studienfortgang bezogen werden.

Soziale Unterstützungen im Weg der Österrei-
chischen Hochschülerinnen- und Hochschüler-
schaft
Neben der Objektförderung werden zunehmend
im Rahmen einer Subjektförderung – in Zusam-
menarbeit mit der ÖH – sozial bedürftigen Studie-
renden finanzielle Hilfestellungen geboten. Die
von der ÖH gewährten Zuwendungen betreffen
insbesondere verbilligte Menüs, finanzielle Zu-
wendungen für Kinderbetreuung, die Unterstüt-
zung von Studierenden bei besonders hohen
Wohnkosten oder in sozialen Härtefällen sowie
seit 2001 die finanzielle Unterstützung für Media-
tion bei Unterhaltskonflikten zwischen Studieren-
den und ihren Eltern. Für diese Bereiche erhält die
ÖH jährlich rund € 500.000,- Subventionen seitens
des Bundes.

Förderung von Mensen
Mit rund 55 Betrieben – Mensen, Cafeterias und
Buffets – ist die zu 100% im Eigentum des Bundes
stehende Österreichische Mensen Betriebsgesell-
schaft mbH der weitaus größte Anbieter einer
preisgünstigen Verpflegung für Universitätsange-
hörige. Neben dieser Funktion sind diese Einrich-
tungen vielfach Kommunikationsdrehscheiben an
den Universitäten. Großinvestitionen in Bau oder
Ausstattung, die aus dem Betrieb nicht zu erwirt-
schaften sind, werden vom BMBWK finanziell ge-
fördert. Subventionen zum Betrieb selbst erhält
die Gesellschaft nicht, sie ist darauf auch nicht an-
gewiesen. Mit dem Universitätsgesetz 2002 sind
die Universitäten anstelle des Bundes in bestehen-
de Pacht- und Leihverträge eingetreten und somit
Vertragspartner der Mensen.

Förderung von Studentenheimen
An allen Universitätsstandorten steht ein nach
Größe, Standard und Preisgestaltung differenzier-
tes Angebot an Studentenheimen zur Wahl. Trä-
ger dieser Studentenheime sind traditioneller
Weise gemeinnützige Vereine, Gesellschaften
oder Stiftungen. Um diese in die Lage zu verset-
zen, diese nach wie vor günstigste Wohnmöglich-
keit anbieten zu können, fördert das BMBWK den
Neubau, die Sanierung und Modernisierung von
Studentenheimen auf der Grundlage von Förder-
richtlinien. Förderempfänger ist der Heimträger.
Eine weitere unverzichtbare Finanzierungsquelle
bei derartigen Großinvestitionen sind Wohnbau-
förderungsmittel der jeweiligen Bundesländer.
Derzeit stehen österreichweit – Fachhochschul-
standorte miteinbezogen – rund 27.000 Studen-
tenheimplätze zur Verfügung. Rund ein Drittel
davon werden in Neubauten der letzten 15 Jahre
angeboten. Ältere Studentenheime, in erster Linie
aus den 1960er und 1970er Jahren, wurden oder
werden im Rahmen des Investitionsförderungs-
programms generalsaniert und modernisiert. Zu-
sätzlich fördert das BMBWK größere Instandset-
zungsmaßnahmen und Verbesserungen, hier vor
allem das Angebot von Internet für jeden Heim-
platz. Die Auslastung der Studentenheime ist ge-
nerell hoch. Das 1990/1991 konstatierte Defizit an
Heimplätzen ist mit Hilfe des Investitionsförde-
rungsprogramms des BMBWK weitgehend abge-

Tabelle 3.14
Studienunterstützungen in sozialen Härtefällen, 
2002 bis 2004

Jahr Ansuchen Zuerkennung Ausgaben in €1

2002 509 235 294.059
2003 523 224 359.615
2004 593 288 413.558

1 Jeweils Rechnungsabschluss.

Quelle: BMBWK
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baut. Tendenziell teils stark steigende Nachfrage
besteht bei Studierenden aus dem Ausland, vor al-
lem im Zusammenhang mit den Mobilitätspro-
grammen auf europäischer Ebene. 

Die Bereitstellung von 1.667 Plätzen in Neubau-
ten oder Erweiterungen sowie die Generalsanie-
rung und Modernisierung von 824 Plätzen werden
aktuell im Rahmen des Investitionsförderpro-
gramms des Bildungsressorts unterstützt. Projekte
mit über 1.500 Wohnplätzen der verschiedenen
Heimträger sind in Planung oder Planungsvorbe-
reitung, überwiegend Modernisierungen beste-
hender Häuser bis hin zu Ersatzneubauten.

3.6 Beratung und Information der 
Studierenden

Die Entscheidung für ein Studium ist ein Entwick-
lungsprozess über Jahre. Familie, Umfeld oder
Vorbildung sind wesentliche Faktoren in der Ori-
entierungsphase. Die Aufgabe von Beratungsins-
titutionen ist es, mit sachlicher Information über
Ausbildungs- und Bildungsmöglichkeiten und den
entsprechenden Arbeitsmarkt Entscheidungshil-
fen zu liefern. Das Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur übernimmt einen großen
Anteil der Beratungsaktivitäten für den tertiären
Bildungsbereich. Das Ressort beauftragt im schuli-
schen Bereich Bildungsberatungslehrer/innen und
Schülerberater/innen damit, an höheren Schulen
Schülerinnen und Schüler über Bildungswege
nach dem Schulabschluss zu informieren. An Uni-
versitäten werden Informationstage und -wochen
veranstaltet, wo Schüler/innen Gelegenheit ha-
ben, sich über Studienmöglichkeiten zu orientie-
ren. Die Österreichische Hochschülerinnen- und
Hochschülerschaft kommt ihrem gesetzlichen
Auftrag in der Studienberatung von Studieninter-
essierten und der Inskriptionsberatung von Studi-
enanfänger/inne/n nach. Diese Studieninformati-
onsaktivitäten werden auch in den ersten Tätig-
keitsberichten der Universitäten beschrieben. Das
Arbeitsmarktservice gibt Informationsmaterialien
heraus und bietet in den BerufsInfoZentren (BIZ)
ständige Beratung für Einzelpersonen und Schul-
klassen an. In studiumsbegleitenden Anfängertu-
torien zur Unterstützung bei der Bewältigung der
leistungsbezogenen, organisatorischen und sozia-

len Anforderungen des ersten Studienabschnittes
nehmen mehr als ein Drittel der Anfänger/innen
teil, wofür im Studienjahr 2003/04 fast 960 Tutor/
inn/en ausgebildet wurden.

3.6.1 Studieninformationsaktivitäten 
(Broschüren und Internet)

Das Studieninformationsservice des Bundesminis-
teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur gibt
eine Reihe von Informationsmaterialien heraus
und erteilt telefonisch, schriftlich und persönlich
Auskünfte. Gemeinsam mit dem Arbeitsmarktser-
vice wird die Informationsreihe „Jobchancen Stu-
dium“ produziert, die sich vorwiegend an den Be-
rufsfeldern für Universitätsabsolvent/inn/en orien-
tiert, jedoch ergänzende Informationen über die
entsprechenden Studien enthält. Diese Broschü-
ren sind in erster Linie für Studieninteressierte ge-
dacht, die sich auf eine Fachrichtung festgelegt
haben und ihre Studienabsicht nun präzisieren
wollen. Über die Homepage des Arbeitsmarktser-
vice (AMS) kann die Informationsseite „your
Choice“ abgefragt werden, die neben dem Studi-
en- und Weiterbildungsangebot auch Informatio-
nen über berufliche Möglichkeiten nach einem
einschlägigen Studium bietet.

Die umfangreiche Informationsbroschüre „Uni-
versitäten/Hochschulen, Studium und Beruf“ wird
jährlich aktualisiert und in Kooperation mit dem
Arbeitsmarktservice herausgegeben. Sie wird
Schüler/inne/n der vorletzten Klassen höherer
Schulen zur Verfügung gestellt und gibt einen
umfassenden Überblick über die Studienangebote
an den österreichischen Universitäten und Fach-
hochschulen sowie alle für die Aufnahme eines
Studiums relevanten Informationen. Weiters fin-
den sich über die angeführten Links Verweise auf
die Inhalte der Studien an der jeweiligen Universi-
tät. Den beschriebenen Informationsmaterialien
ist der Grundgedanke gemeinsam, Studieninfor-
mation zusammen mit Berufsinformation anzu-
bieten, somit eine arbeitsmarktgerechte Studien-
wahl zu fördern und dem Informationsbedürfnis
der Studieninteressierten umfassend gerecht zu
werden. 

Die Broschüre „Weiterbildung an Universitä-
ten“ enthält Kurzbeschreibungen von Universi-
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tätslehrgängen sowie Informationen über das
Fernstudium und das Seniorenstudium. Sie wird
ebenfalls jährlich aufgelegt und stellt eine wichti-
ge Ergänzung im Informationsangebot dar. Wei-
ters werden Informationsmaterialien zu Spezial-
fragen, etwa zu Sozialbelangen der Studierenden
(wie Studienförderung), zur Verfügung gestellt.
Als Begleitbroschüre zu den Messen für Beruf, Stu-
dium und Weiterbildung wird jährlich der „Weg-
weiser. Durch das Dickicht der Beratungsinstitu-
tionen.“ herausgegeben, ein Kompendium, das
wegen seines dichten Informationsgehaltes auch
von vielen Bildungsberatungseinrichtungen ge-
schätzt wird.

3.6.2 BeSt3 – Die Messe für Beruf, Studium 
und Weiterbildung

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur und das Arbeitsmarktservice Öster-
reich veranstalten seit 1986 österreichweit Bil-
dungsmessen, seit 2003 unter dem Namen BeSt3,
da die Zahl 3 jene Elemente, die diese Messe prä-
gen, beinhaltet: Beruf, Studium und Weiterbil-
dung. Bisher wurden 60, zwischen 2002 und 2005
zehn Messen veranstaltet. Wie aus den Tätigkeits-
berichten hervorgeht, ist diese Tradition zwischen
dem BMBWK und den österreichischen Universitä-
ten bereits zur Tradition geworden, die Universi-
täten waren seit Anbeginn Partner. Die BeSt3 fin-
det in Wien jährlich im März und im Zwei-Jahres-
Rhythmus im Herbst jeweils in Innsbruck, Salz-
burg, Klagenfurt und Graz statt. Aufgrund des
breiten Informationsangebotes ist die BeSt3 die
größte Bildungsmesse Österreichs, wobei der
Standort Wien mit über 300 ausstellenden Insti-
tutionen und ca. 80.000 Besucher/inne/n den
größten Zustrom zu verzeichnen hat. In einem
Messejahr mit drei Veranstaltungen erreicht man
150.000 Personen, mehr als 500 Bildungseinrich-
tungen können sich der Öffentlichkeit präsentie-
ren. In den Bundesländern werden die Messen ge-
meinsam mit der Universität vor Ort veranstaltet.
In Salzburg wird die BeSt3 parallel zur Berufsinfor-
mationsmesse (BIM) der Wirtschaftskammer Salz-
burg abgehalten. Am Standort Innsbruck soll das
Kooperationsmodell mit dem Land Tirol, schuli-
schen Institutionen und den Sozialpartnern fort-

geführt werden, das die terminlich mit der BeSt3

abgestimmte Shuttlemesse für Lehrberufe vor-
sieht. Die Präsentation eines möglichst umfassen-
den Spektrums von Bildungs-, Ausbildungs-, Wei-
terbildungs- und Berufswegen an einem Ort ist
aufgrund der enormen Vielfalt des Angebotes ei-
nerseits und der wachsenden Gruppe an Ratsu-
chenden in Bildungsfragen andererseits vordring-
liches Ziel der Messe. Die Messe richtet sich vor al-
lem an folgende Zielgruppen: Schüler/innen, El-
tern und Lehrer/innen, Studierende, Schul- und
Studienabbrecher/innen, Hochschulabsolvent/inn/
en, Berufstätige, an Weiterbildung oder an einem
Berufswechsel interessierte Personen. Der Schwer-
punkt liegt im Bereich Beruf und/oder Studium
nach der Matura, wobei in den letzten Jahren zu
beobachten ist, dass zunehmend auch Pflicht-
schulabgänger/innen die Messen besuchen.

Nach Möglichkeit wird auch ein Schwerpunkt-
thema gewählt, das sich in der Regel am EU-Jah-
resthema orientiert. Anlässlich des Europäischen
Jahres der Menschen mit Behinderungen hatten
die drei BeSt3 im Jahr 2003 das Motto „BeSt barrie-
refrei“, das seither fixer Bestandteil der Messe ist.
2004 wurde durch das Europäische Jahr der Erzie-
hung durch Sport die Messe durch „BeSt sportiv“
erweitert. Das Jahr 2005 setzt aufgrund des
Schwerpunktthemas „Erwachsenenbildung“ mit
dem Bereich Weiterbildung Akzente.

Besonders erfreulich war 2005 in Wien die Be-
teiligung von zahlreichen ausländischen Institu-
tionen. Nicht nur Universitäten aus dem EU-Raum
waren vertreten, sondern es wurden u.a. Studien-
möglichkeiten des australisch-neuseeländischen
Hochschulverbundes vorgestellt. Aufgrund der
zahlreichen ausländischen Aussteller wird ein Teil
der BeSt3 als „BeSt international“ geführt.

Da die BeSt3 mittels Besucherfragebogen jähr-
lich evaluiert wird, können die Veranstalter auf
die Bedürfnisse der Besucher/innen der BeSt3 ent-
sprechend reagieren. Die Auswertung der Befra-
gung dokumentiert eindrucksvoll, wie bedeutend
diese Bildungsmesse für die Berufs- oder Studien-
wahl ist.
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3.6.3 FIT – Frauen in die Technik

FIT ist ein durch das Bildungsministerium und den
Europäischen Sozialfonds-Ziel 3 finanziertes Pro-
jekt und bietet in Zusammenarbeit mit Universitä-
ten, Fachhochschul-Studiengängen und techni-
schen Kollegs an sechs Standorten (Graz, Linz, Kla-
genfurt, Innsbruck, Wien und Salzburg) jährliche
Informations- und Schnuppertage für Maturantin-
nen an. Auch die Tätigkeitsberichte der Universi-
täten nehmen auf die FIT-Schnuppertage, Werk-
stattgespräche etc. Bezug. Das Programm soll den
Frauenanteil in technisch-naturwissenschaftlichen
Studienrichtungen erhöhen, das Berufsspektrum
von Frauen erweitern und Hilfestellung zur per-
sönlichen und praktischen Berufsorientierung an-
bieten. Zielgruppe sind Schülerinnen der 9. bis
13. Schulstufe an allgemeinbildenden und berufs-
bildenden höheren Schulen. Die Maßnahme „FIT –
Frauen in die Technik“ gründet auf statistischen
Befunden von geschlechtsspezifischem Studien-
wahlverhalten, verbesserungsbedürftigen Erfolgs-
quoten von Frauen in naturwissenschaftlich-tech-
nischen Studienrichtungen, einer notwendigen
Steigerung von Erst- und Zweitabschlüssen in die-
sen Bereichen sowie der geringen Präsenz von
Frauen in Lehre und Forschung. Durch gezielte In-
formations- und Beratungsarbeit an den Schulen
soll gegensteuernd und breitenwirksam auf die
Prozesse der Berufswahlentscheidung von Mäd-
chen und jungen Frauen Einfluss genommen wer-
den. Junge Frauen, die sich für ein technisches
oder naturwissenschaftliches Studium entschei-
den, werden vor allem in der Studieneingangs-
phase persönlich und fachlich unterstützt, um ei-
nen Studienabbruch oder -wechsel zu verhindern.
In dieser Phase wirken weibliche Vorbilder und
Mentorinnen motivierend. Um auch die Berufspo-
sitionen von Frauen in Naturwissenschaft und
Technik nachhaltig zu stärken, bedarf es einer ge-
zielten Nachwuchsförderung in jenen Bereichen,
in denen Frauen unterrepräsentiert sind. 

Derzeit ist FIT auf drei inhaltliche Schwerpunk-
te konzentriert: Beratungen in den Schulen,
„Schnuppertage“ an den Universitäten und Auf-
bau eines Mentorinnennetzwerkes. Erst durch ge-
zielte Beratung und Motivation wählen auch ver-
mehrt Mädchen und junge Frauen ein technisch-

naturwissenschaftliches Studium. Unterstützend
für einen solchen Schritt wirkt dabei das Wissen
um erfolgreiche Frauen in technischen Berufsfel-
dern. Im Rahmen der Informations- und Bera-
tungsarbeit werden daher verstärkt Absolventin-
nen technisch-naturwissenschaftlicher Studien-
richtungen eingebunden, die gemeinsam mit Stu-
dentinnen an Schulen gezielt Studien- und Berufs-
informationstage für Mädchen durchführen. Bei
den „Schnuppertagen“ an den Universitäten be-
kommen die Schülerinnen schließlich Gelegen-
heit, die jeweiligen Institute und den Lehrbetrieb
kennen zu lernen. So können sie ihre Interessen
und Fähigkeiten vor Ort überprüfen. Die jüngste
inhaltliche Weiterentwicklung der Maßnahme be-
steht im Aufbau eines Mentorinnennetzwerkes.
Dafür werden Studentinnen technisch-naturwis-
senschaftlicher Studiengänge als Vorbilder für
Schülerinnen bzw. für Studienanfängerinnen
„sichtbar gemacht“.

Die regionalen Initiativgruppen bilden mit dem
BMBWK ein Netzwerk zum Erfahrungs- und Infor-
mationsaustausch, dem Weiterentwickeln von
Maßnahmen und einer konzertierten Öffentlich-
keitsarbeit. 

3.6.4 Psychologische Beratungsstellen für Stu-
dierende an der Schnittstelle von sekun-
därer und tertiärer Ausbildung

Die Psychologischen Beratungsstellen für Studie-
rende sind Einrichtungen des Bundes zur Unter-
stützung von Studierenden bei der Bewältigung
des Studiums und der studentischen Lebenssitua-
tion. Diese Unterstützung setzt aber nicht erst
beim Studierenden an, sondern bereits an der
Schnittstelle von sekundärer und tertiärer Ausbil-
dung, d.h. bei den Maturant/inn/en. Diese stehen
vor einer oft lebensbestimmenden Entscheidung:
Welcher Beruf, welche Ausbildung, welche Mög-
lichkeiten stehen mir zur Verfügung? Die Psycho-
logischen Studentenberatungsstellen nehmen da-
her regelmäßig an den regional durchgeführten
Informationsveranstaltungen teil. So wurden
2004 bei der BeSt3 in Wien 1.875 Interessierte, bei
der BeSt3 in Klagenfurt 378 Personen und bei der
SIM2004, einer Veranstaltung der Universität Linz
in Kooperation mit dem Land Oberösterreich so-
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wie dem Landesschulrat Oberösterreich, 1.306
Studieninteressierte beraten, einzelne Interes-
sent/inn/en wurden auch getestet. Auch bei Wel-
come-Days bzw. Maturant/inn/entagen an diver-
sen Universitäten wurden Orientierungs- und In-
formationsberatungen durchgeführt. Eine inten-
sive Beratung kann in der Folge bei den Bera-
tungsstellen stattfinden. 

Kennzeichnend für die Tätigkeit der Psycholo-
gischen Beratungsstellen für Studierende bei der
Studienwahl ist die eigentliche psychologische Be-
ratung, die sich einerseits auf die individuellen Fä-
higkeiten, Wünsche und Vorstellungen bezieht,
andererseits aber auch persönliche Hintergründe
für eine Entscheidungsfindung herausarbeitet.
Dementsprechend wird das Beratungsangebot
vor allem dann in Anspruch genommen, wenn In-
formationen nicht ausreichen, um zu einer Ent-
scheidung zu führen, Zweifel an der Eignung für
das angestrebte Studium bestehen oder tatsächli-
che oder vermutete Unvereinbarkeiten zwischen
der eigenen Intention und den Erwartungen und/
oder Empfehlungen von Eltern oder Beratungsin-
stitutionen vorliegen.

Studienwahlberatungen werden entweder in
Gruppen (ein halber bis zu zwei Tagen) oder vor
allem in Einzelberatungen angeboten. Intensive
psychologische Einzelberatungen fanden 2004 in
den sechs Beratungsstellen mit ca. 1.500 Personen
statt. Dies erfolgt in einer oder mehreren Bera-
tungssitzungen, wobei je nach Fragestellung auch
maßgeschneiderte, computerunterstützte Eig-
nungsuntersuchungen eingesetzt werden. Hier ist
vor allem die Beratungsstelle Wien anzuführen,
wo im abgelaufenen Jahr 152 Personen an um-
fangreichen Tests teilnahmen, in Linz 123 Perso-
nen. Die Beratung ist nicht nur auf Maturant/inn/
en beschränkt, sondern für alle Personen zugäng-
lich, die eine weiterführende tertiäre Ausbildung
in Angriff nehmen wollen.

Die Betreuung von Studierenden bei Proble-
men, die im Laufe eines Studiums auftreten, bildet
den Kern der Tätigkeit der Psychologischen Stu-
dentenberatungsstellen. Bei Lernproblemen, Stu-
dienwechsel oder Studienabschluss, oder im sozi-
al- und psychischen Bereich wird durch psycholo-
gische Beratung bzw. Psychotherapie Hilfe zur
Selbsthilfe angeboten und damit die Studienbe-

wältigung unterstützt. Dieses Angebot nahmen
im abgelaufenen Jahr fast 3.000 Studierende in
Anspruch. Dabei bezogen sich die Probleme im
Ausmaß von etwa 40% auf Studien- und Lern-
bzw. Arbeitsprobleme, 60% bezogen sich auf
Kontakt- und Kommunikationsprobleme sowie
psychische Probleme. Neben der Problembearbei-
tung werden auch Trainingsgruppen angeboten,
die nicht nur auf bessere Studienbewältigung,
sondern auch auf eine Persönlichkeitsförderung
abzielen. So bietet z.B. die Salzburger Beratungs-
stelle für die Berufsorientierung und Karrierepla-
nung der Studierenden regelmäßig Selbsterfah-
rungsgruppen mit kunsttherapeutischen Metho-
den an.

3.7  Die Studierendenanwaltschaft

Im Rahmen der Qualitäts- und Leistungsoffensive
für die Universitäten ist im Jahr 2000 die Studie-
rendenanwaltschaft umfangreich ausgeweitet
worden. Zur Information und Beratung kamen vor
allem das Beschwerde- und Konfliktmanagement
sowie die Mediation hinzu. Die neu gestaltete Ein-
heit „Studierendenanwaltschaft Netzwerk“ dient
seither als zentrale Anlaufstelle für die Anliegen
Studierender und Studieninteressierter. In die in-
haltliche Zuständigkeit sowie die Betreuungsar-
beit sind neben den Universitäten auch die Fach-
hochschulen, Pädagogischen Akademien sowie
Privatuniversitäten einbezogen, wobei vermehrt
auch bereichsüberschneidende Materien zu be-
handeln sind.
Wesentliche funktionelle Aufgaben der Studie-
rendenanwaltschaft sind vor allem:
● die kompetente Behandlung von anfallenden

Beschwerden über Missstände und Unzuläng-
lichkeiten im Studienbetrieb,

● die Berichtlegung über Anfragen und die dazu
gesetzten Schritte und

● die Institutionalisierung der Kommunikation
mit den Universitäten, Fachhochschulen, der
Österreichischen Hochschülerinnen- und Hoch-
schülerschaft und weiteren relevanten Organi-
sationen.

Die Entgegennahme von Beschwerden, die Or-
tung von Missständen sowie die Einleitung von
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Verbesserungs- und/oder Abhilfemaßnahmen
stellen das Gros der Arbeit dar. Auf einer eigenen
Website (www.bmbwk.gv.at/studierendenanwalt-
schaft) können Studierende und Interessierte zu
den häufigsten Themen Informationen und ver-
tiefende Auskünfte erhalten. Im Vordergrund der
Tätigkeit bei individuellen Problemfällen oder
Missständen (unter Wahrung des Datenschutzes
des/der Einzelnen) steht die vermittelnde Rolle,
wobei durch direkten Kontakt mit den Verant-
wortlichen an den betreffenden Institutionen
versucht wird, auch personenbezogene Lösungen
zu finden. Zu generellen Problemen oder System-
mängeln werden bewusstseinsbildende Maßnah-
men bei den Verantwortlichen gesetzt. Die be-
handelten Fälle und studiumsrelevanten Themen
werden in der Broschüre „Stichwort? Studium!“
dargestellt. Elektronische Foren sind weiters das
„Thema der Woche“ sowie der „Fall des Monats“.  

Pro Semester gibt es rund 9.000 Kontakte mit
der Studierendenanwaltschaft. Der größte Anteil
hiervon entfällt auf finanzielle Aspekte, vor allem
im Zusammenhang mit den Studienbeiträgen
(Einhebung, Mehrfachentrichtung, Befreiung, Re-
fundierung, Verwendung). Am zweithäufigsten
sind Fragen zu Studien- bzw. Familienbeihilfen.
Weiters werden häufig studiensituations- bzw.
studienverlaufsrelevante Anfragen (Leistungsbe-
urteilung, Zulassung zum Studium, Anerken-
nungsfragen, Mobilitätsprogramme und Auslands-
studienaufenthalte) an die Studierendenanwalt-
schaft gerichtet. Kontaktsuchende sind vornehm-
lich Studierende, aber auch deren Eltern bzw.
Partner; weiters andere Verwaltungsstellen des
Bundes, der Länder und Gemeinden oder in- und
ausländischen Studierendenvereinigungen. 

Im Rahmen der Konfliktlösung, der so genann-
ten „Campus Conflict Resolution Mechanisms“, in-
nerhalb der neuen Autonomie der Universitäten
wurde die Studierendenanwaltschaft wiederholt
zu vermittelnden Aktionen vor Ort, z.B. in Media-
tionsgesprächen oder in der Vorbereitung von Sit-
zungen der Schiedskommissionen, eingeladen.
Mehrere Universitäten haben überdies begonnen,
in ihren Satzungen und Organisationsplänen Om-
budsstellen vor Ort einzurichten. Mit diesen wird
seitens der Studierendenanwaltschaft zusammen-
gearbeitet, ein informelles elektronisches Forum

ist vorgesehen. Die StudierendenanwaItschaft hat
bei solchen Vermittlungen u.a. Probleme bei der
Anrechenbarkeit von Auslandsstudienleistungen,
mit Fristverlängerungen bei bestimmten Prü-
fungsantritten, bei Fortsetzung des Studiums an
einer Universität nach einem absolvierten Fach-
hochschulstudium sowie Unklarheiten im Verfah-
ren bei Studienförderungsangelegenheiten zu-
gunsten der Betroffenen klären können.

Seit 2003 beteiligt sich die Studierendenanwalt-
schaft als Gründungsmitglied an den Aktivitäten
des Europäischen Netzwerkes für Ombudsdienste
im Hochschulwesen, ENOHE (European Network
of  Ombudsmen in Higher Education). Hauptziele
dieses Netzes sind vor allem Erfahrungsaustausch,
gemeinsame Standards und nationalstaatliche
Qualitätssicherungssysteme unterstützende Akti-
vitäten. 2005 fand die Jahreskonferenz des Netz-
werkes in Wien statt. Kooperationen bestehen
u.a. mit hochschulischen Ombudsdiensten in den
USA, Kanada und Australien.

3.8 Studierende mit besonderen Studien-
bedingungen: Behinderte und 
chronisch kranke Studierende 

Im Rahmen der im Jahr 2002 im Auftrag des
BMBWK durchgeführten Erhebung „Zur sozialen
Lage der Studierenden“ ist auch die Spezialstudie
„Zur sozialen Lage gesundheitlich beeinträchtig-
ter Studierender“ erarbeitet worden. Daraus er-
gibt sich, dass sich rund 12% der Studierenden an
Universitäten und Fachhochschulen nach eigener
Einschätzung gesundheitlich beeinträchtigt se-
hen, aber nur 1% sich als behindert bezeichnen.
Den größten Anteil bilden Studierende mit chro-
nischen Erkrankungen, mit gesundheitlichen Be-
einträchtigung durch Allergien und Atemwegser-
krankungen sowie mit psychischen Erkrankungen.
Für Studierende mit gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen führen reduzierte Anwesenheitspflich-
ten durch Fernstudienelemente, die Verbesserung
der baulichen Gegebenheiten, ein verstärktes Ser-
viceangebot sowie persönliche Assistenz, Mit-
schreibservice und der Einsatz von Gebärdenspra-
che, ein unbürokratischer Umgang mit Beurlau-
bungen und eine verbesserte Studienbeihilfe zu
einer geringeren Abbruchrate, zu kürzerer Studi-
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endauer sowie zu einem vermehrten Interesse für
ein Studium an einer Universität oder Fachhoch-
schule. 

3.8.1 Maßnahmen an Universitäten

Wie den Tätigkeitsberichten der Universitäten zu
entnehmen ist, gibt es an den Universitäten Wien,
Graz, Innsbruck, Salzburg und Klagenfurt sowie
der Technischen Universität Wien ausgewiesene
Behindertenbeauftragte. Die Behindertenbeauf-
tragten nehmen eine wichtige Informations- und
Kontaktfunktion wahr. Sie beraten Maturant/inn/
en bei der Studienwahl, informieren über Studien-
beihilfen und andere Formen der Studienunter-
stützung, wie z.B. Fahrtendienste oder behinder-
tengerechte Standorte, an der jeweiligen Univer-
sität. Es ist ratsam, vor der Wahl eines Studiums
Kontakt mit dem oder der Behindertenbeauftrag-
ten aufzunehmen, da nicht jedes Studium den
speziellen Bedürfnissen und Möglichkeiten des
Studierenden entspricht. An jenen Universitäten,
an denen es Behindertenbeauftragte gibt, sind
diese auch bemüht, dazu beizutragen, ein geeig-
netes Umfeld für behinderte Studierende zu
schaffen. Das bedeutet, dass sie versuchen, in alle
Belange, die das Thema „Behinderung und Uni-
versität“ betreffen, eingebunden zu werden. Zum
Beispiel beraten sie auch Lehrende oder die für
Baufragen Zuständigen in Fragen der Barrierefrei-
heit.

An der Universität Linz wurde das Institut „Inte-
griert Studieren“ 1999/2000 als interuniversitäres
Institut gegründet, dem die Universitäten Graz
und Klagenfurt sowie die Technische Universität
Wien angehören. Der Forschungs- und Betreu-
ungsschwerpunkt in Linz liegt bei blinden und
sehbehinderten Studierenden und Universitätsab-
solvent/inn/en. Mit dem Universitätsgesetz 2002
wurden an den Partneruniversitäten eigene Insti-
tute „Integriert Studieren“ gegründet. Hier sind
eigene Organisationseinheiten für eine umfassen-
de Beratung und Begleitung sowie Weiterent-
wicklung der Servicepalette und Forschungs-
schwerpunkte (z.B. „Disability Studies“ an der
Universität Graz, Rehabilitationsforschung (FORT-
EC) an der Technischen Universität Wien, Gehörlo-
senzentrum (ZGH) an der Universität Klagenfurt)

eingerichtet. An den Universitäten Wien, Graz,
Innsbruck, Salzburg, Linz und Klagenfurt sowie
der Technischen Universität Wien stehen Blinden-
leseplätze sowie PC-Arbeitsplätze mit spezieller
Geräteausstattung mit eigenen Betreuungsperso-
nen in den Bibliotheken zur Verfügung. Die Uni-
versität Graz ist bemüht, die Gleichstellung von
Menschen mit Behinderung als Thema bei der
„Plattform der steirischen Universitäten“, die sich
auf Initiative der Rektoren gebildet hat, einzu-
bringen und damit eine Sensibilisierung an allen
Universitäten der Steiermark zu erreichen. Alle
Universitäten, die sich mit dem gesellschaftlichen
Ziel der Integration gesundheitlich beeinträchtig-
ter Studierender verstärkt auseinandersetzen wol-
len, können die Erfahrung des Vereins „Uniabili-
ty“ nützen. Dieser Dachverband vereinigt alle Be-
hindertenbeauftragten und hat im Lauf seines Be-
stehens großes Know-how und ein internationa-
les Netzwerk aufgebaut. Auf seiner Website be-
findet sich auch der Studienführer „Sowieso“ mit
wertvollen Hinweisen für gesundheitlich beein-
trächtigte Studieninteressent/inn/en und Studie-
rende (info.tuwien.ac.at/uniability/).

Den Tätigkeitsberichten ist zu entnehmen,
dass seit In-Kraft-Treten des Universitätsgesetzes
2002 manche Universitäten auch im Bereich der
Studienförderung für gesundheitlich beeinträch-
tigte Studierende aktiv geworden sind. Die Uni-
versitäten Wien, Salzburg und die Medizinische
Universität Wien unterstützen gesundheitlich be-
einträchtigte Studierende bei finanzieller Be-
dürftigkeit mit dem Erlass des Studienbeitrages,
wobei sich an der Universität Salzburg auch ge-
sundheitlich beeinträchtigte Studierende ohne
Nachweis einer mindestens 50%-Behinderung
um diese Förderung bewerben können. Unter
Serviceangeboten für Studierende mit besonde-
ren Bedürfnissen verstehen manche Universitä-
ten auch eine „soziale Integration“ von z.B. stu-
dierenden Müttern und Vätern oder ausländi-
schen Studierenden und bieten entsprechende
Unterstützungen an.

3.8.2 Behinderte und neue Medien

Ein wesentlicher Entwicklungsbereich sind die In-
formations- und Kommunikationstechniken, die
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in bestimmten Situationen den Bedürfnissen be-
hinderter und chronisch kranker Menschen entge-
gen kommen. Im Rahmen österreichischer Förder-
programme im Bereich neuer Medien wurden z.B.
folgende Entwicklungen unterstützt:
● Sign-IT11, ein integriertes Medienlernsystem für

Studierende und Dolmetscher/innen der Öster-
reichischen Gebärdensprache in Zusammenar-
beit von Universität Graz und FH Joanneum, 

● BIDOK, eine digitale Volltext-Bibliothek am In-
stitut für Erziehungswissenschaften der Univer-
sität Innsbruck über Behindertenpädagogik
und integrative Pädagogik (mit ca. 1.000 Tex-
ten) (bidok.uibk.ac.at/),

● Universitätslehrgänge mit IKT-Unterstützung
im Rahmen der ESF-Ziel 3 Ausschreibung, und
zwar Entwicklung eines e-Learning basierten
und modularen Universitätslehrgangs „Barrie-
refreies Web-Design“ (www.integriert-studie-
ren.jku.at/), Gebärdensprachlehrerausbildung
(Universität Klagenfurt), Hilfsmittel und assis-
tierende Technologien (Universität Linz).

Auch in den Tätigkeitsberichten wird die unter-
stützende Komponente des Einsatzes von IKT in
der Lehre und Verwaltung beschrieben. Die mit
dem Einsatz verfolgten Ziele sind unterschiedlich.
An den meisten Universitäten (18) werden IKT
zur Verbesserung der Services für Studierende
und Lehrende, z.B. bei der Prüfungsanmeldung
und Einsicht in Prüfungsergebnisse, der Informa-
tion oder des Studien- und Lehrmanagements,
eingesetzt. Dabei stehen die gewählten oder
selbst entwickelten Plattformen (z.B. TUGonline
an der Technischen Universität Graz, die auch
von den Kunstuniversitäten in Graz und Salzburg
verwendet werden) und die Einschulung der
Nutzergruppen im Vordergrund. Mehr als die
Hälfte der Universitäten beschreibt eine entwick-
elte e-Learning/e-Teaching-Strategie im Sinn ei-
nes Blended-Learning-Ansatzes, in dem je nach
Zielgruppe eine Mischung von Online- und Prä-
senzlehre geplant bzw. in Umsetzung begriffen

ist. In diesen Strategien werden folgende Ziele
und Schwerpunkte genannt: Bündelung der bis-
herigen Aktivitäten und Schaffung von Syner-
gien vorhandener Organisationseinheiten, Vor-
kehrungen in der Infrastruktur (PC-Arbeitsplät-
ze, Hörsaalausstattung), e-Learning-Komponen-
ten in der Basisausbildung und Einsatz in der
Weiterbildung, Unterstützung des Lehrpersonals
bei der Contententwicklung, Entwicklung von
Aus- und Weiterbildungsmodulen für Lehrende.
Jene Universitäten, die bereits eine längere Tra-
dition im Einsatz neuer Medien in der Lehre ha-
ben, wie z.B. die Universität Linz mit dem Multi-
media Studium Rechtswissenschaft oder die Me-
dizinische Universität Graz mit ihrem Virtual
Medical Campus, berichten ausführlich über qua-
litätsverbessernde Komponenten in der Lehre
durch diese Maßnahmen.

3.9 Novellierung des Hochschülerinnen- 
und Hochschülerschaftsgesetzes

Die Errichtung und Organisation der Vertretung
der Studierenden ist im Hochschülerinnen- und
Hochschülerschaftsgesetz 1998 (früher „Hoch-
schülerschaftsgesetz 1998“, HSG 1998) geregelt.
Mit Wirksamkeit vom 1. Februar 2005 ist die letzte
Novelle des HSG 1998 in Kraft getreten. Die Ände-
rungen des HSG 1998 waren in Folge des Universi-
tätsgesetzes 2002 erforderlich, das die Universitä-
ten ins Zentrum von Entscheidung und Verant-
wortung gerückt hat. Im Hinblick auf diese neue
Verantwortung wurde auch die Struktur der
Hochschülerinnen- und Hochschülerschaften neu
gestaltet. So bekommen die Universitätsvertre-
tungen die Möglichkeit, sich an die jeweilige Uni-
versitäts- bzw. Studienangebotsstruktur so anzu-
passen, dass sie ihre Tätigkeiten am besten wahr-
nehmen können, das heißt, sie sind berechtigt, im
Rahmen ihrer Satzung weitere Organe entspre-
chend dem Organisationsplan der Universitäten
einzurichten. Dies bedeutet mehr Flexibilität und
Gestaltungsmöglichkeit. 

Die einzelne Universität rückt ins Zentrum der
Arbeit der Studierendenvertreter/innen. Viele
neue Aufgaben werden nun direkt vor Ort erle-
digt. So sieht das Universitätsgesetz 2002 vor, dass
die oder der Vorsitzende der Hochschülerinnen-

11 Nähere Informationen unter: serverprojekt.fh-joanneum.at/
sp/index.php?n=bm2sig. Die CD-ROM „MUDRA – Lexikon
zur Österreichischen Gebärdensprache“ wurde in ihrer Ent-
wicklung unterstützt (www.bmbwk.gv.at/universitaeten/
pm/fpmmb/Foerderprogramm_-_Multim4359.xml).
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und Hochschülerschaft der Universität bei Sitzun-
gen des Universitätsrates zu Tagesordnungspunk-
ten, die ihren oder seinen Aufgabenbereich be-
treffen, angehört wird. Durch die Reform des HSG
1998 wurde bestimmt, dass dieses Anhörungs-
recht insbesondere für die Genehmigung des Ent-
wicklungsplans, des Organisationsplans, des Ent-
wurfs der Leistungsvereinbarung sowie Stellung-
nahme zu Curricula und Studienangeboten außer-
halb der Leistungsvereinbarung gilt. Um ihre neu-
en Aufgaben gut erfüllen zu können, werden die
Universitätsvertretungen finanziell besser ausge-
stattet, denn die Kompetenzerweiterung der Uni-
versitätsvertretungen hat zur Folge, dass den Uni-
versitätsvertretungen zukünftig 85% der gesam-
ten Einnahmen der Studierendenbeiträge zur Ver-
fügung zu stellen sind. Bisher waren es etwas we-
niger als 70%.

Neben den Universitätsvertretungen ist an den
Universitäten das Organ „Studienvertretung“ ver-
pflichtend eingerichtet. Diesem obliegt die Bera-
tung und Betreuung der Studierenden der jewei-
ligen Studien.

Die Wahl der Studierendenvertreter/innen in
die Bundesvertretung erfolgt nicht mehr direkt,
sondern durch die einzelnen Universitätsvertre-
tungen. Kleinere wahlwerbende Gruppen haben
die Möglichkeit, sich zu Listenverbänden zusam-
menzuschließen. Universitätsvertretungen und
Akademievertretungen mit weniger als 1.000 Stu-
dierenden wählen ihre Studierendenvertreter/in-
nen über eine so genannte „Wahlgemeinschaft“
in die Bundesvertretung. Die Bundesvertretung
nimmt weiter universitätsübergreifende Anliegen
der Studierenden wie die Abgabe von Stellung-
nahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
oder Schulungs-, Service- und Informationsaufga-
ben wahr. Der Wahlmodus in die Bundesvertre-
tung stellt sicher, dass dort auch die Interessen der
einzelnen Universitäten besser berücksichtigt
werden. 

Die Autonomie der Studierendenvertretung
wird auch dadurch erweitert, dass die Satzungen
der einzelnen Hochschülerinnen- und Hochschü-
lerschaften und der Österreichischen Hochschüle-
rinnen- und Hochschülerschaft nicht mehr der Ge-
nehmigung durch das Bundesministerium bedür-
fen. Weiters wurde die Möglichkeit geschaffen,

auch für Lehramts- und Doktoratsstudien eigene
Studienvertretungen einzurichten. 

Durch die Neuerrichtung der Medizinischen
Universitäten sind auch drei neue Hochschülerin-
nen- und Hochschülerschaften entstanden. Die
Vermögensaufteilung wurde durch die Novelle
geregelt. Ebenfalls wurde die Möglichkeit ge-
schaffen, dass einzelne Universitätsvertretungen
vereinfacht zusammenarbeiten können. 

3.10  Hochschulplanungsprognose 2005

In sämtlichen Hochschulberichten seit 1972 hat
das Wissenschaftsressort Prognoseergebnisse zur
zukünftigen Entwicklung der Studierendenzahlen
veröffentlicht. Die Ergebnisse kontinuierlich be-
treuter Projekte an der Österreichischen Akade-
mie der Wissenschaften bilden die Grundlage
hierfür. Nachfolgende Darstellung der Hochschul-
planungsprognose 2005 basiert auf der gleichna-
migen Studie von Landler/Dell’mour.12 Gegen-
stand der früheren Prognosen war die Entwick-
lung der Zahl der inländischen ordentlichen Stu-
dierenden an wissenschaftlichen Universitäten
und ab der Prognose 2005 auch der künstlerischen
Universitäten und Fachhochschul-Studiengänge.
Die Studien an Kunstuniversitäten und die Fach-
hochschul-Studiengänge sind überwiegend ange-
botsgesteuert, was bei der Modellerstellung ent-
sprechend berücksichtigt wurde. Das heißt, ihre
Zahl ist weniger durch die Nachfrage der Studier-
willigen, sondern vielmehr durch Zulassungspro-
zeduren und vorhandene Plätze bestimmt. Die
Umwälzungen, denen der Universitätsbereich in
den 1990er Jahren durch die erfolgreiche Einfüh-
rung der Fachhochschul-Studiengänge ausgesetzt
war, waren – soweit möglich – schon bei der Hoch-
schulplanungsprognose 1999 berücksichtigt wor-
den. Durch die Einführung des Studienbeitrags
und der dreigliedrigen Studienstruktur (Bakkalau-
reats-, Magister- und Doktoratsstudium) hat sich
die Situation für den Universitätsbereich seit die-
ser Prognose allerdings gravierend verändert.
Darüber hinaus wurde für diese Studie die Zusam-

12 Landler Frank, Dell’mour René (2005), Hochschulplanungs-
prognose 2005, Studie im Auftrag des Bundesministeriums
für Bildung, Wissenschaft und Kultur.
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menfassung zu Studienrichtungsgruppen den
heutigen Bedürfnissen und Normen (ISCED) ange-
passt und daher völlig neu gestaltet. 

3.10.1 Voraussichtliche Entwicklung der 
Maturantenzahlen

Die Entwicklung der Maturantenzahlen13 wird im
Wesentlichen durch zwei Faktoren – die demogra-
phische Entwicklung und das Ausmaß der Bil-
dungsbeteiligung im höheren Schulwesen – be-
stimmt. Das Simulationsmodell des Instituts für
Demographie der ÖAW trägt dem Rechnung, in-
dem es die Schulanfängerkohorten Jahr für Jahr
und Schulstufe für Schulstufe mit Repetenten-,
Drop-out- und Übergangsraten bis zum Verlassen
der Schule fortschreibt. So ist es möglich, neben
den demographischen Randbedingungen auch
die wichtigsten Schülerströme in die Analyse ein-
zubeziehen.

Im Sekundarschulbereich ist eine mehr als eine
Dekade andauernde Phase deutlicher demogra-
phischer Entlastung zu Ende gegangen. Obwohl
erst im Schuljahr 1996/97 der bis dahin schwächste
Geburtsjahrgang (1978) die Höheren Schulen (Se-
kundarstufe 2) verließ, stiegen die Maturanten-
zahlen durch die erhöhte Bildungsbeteiligung
schon seit 1993 wieder kontinuierlich an. Nach
diesem Geburtenminimum im Jahr 1978 folgte ei-
ne leicht wellenförmige Entwicklung der Jahr-
gangsstärken, die durch zwei relative Maxima in
den Jahren 1982 und 1992 gekennzeichnet ist. Die
Jahrgangsstärken liegen zwischen 85.000 und
96.000 Geburten; sie sind damit in den 1980er und
1990er Jahren praktisch konstant. Erst der Ge-
burtsjahrgang 1997 unterschritt mit 84.045 Le-
bendgeborenen das vor 20 Jahren erreichte Mini-
mum. 2001 wurde ein neuerliches Minimum er-
reicht; seither schwankt die Jahrgangsstärke zwi-
schen 77.000 und 79.000 (2004) Geburten. Laut
der Prognose von Statistik Austria14 ist in Zukunft

mit laufend sinkenden Jahrgangsstärken zu rech-
nen, eine Entwicklung, die allerdings erst gegen
Ende des Prognosehorizonts der Hochschulpla-
nungsprognose eine Rolle spielen könnte.

Diese demographisch bedingten Veränderun-
gen werden aber durch das Ausmaß, in dem das
vorhandene Bildungsangebot tatsächlich ange-
nommen wird, deutlich modifiziert. Drei Grund-
tendenzen kennzeichneten dabei die drei zurück-
liegenden Dekaden des höheren Schulwesens: Die
Beseitigung geschlechtsspezifischer Unterschiede
im Niveau der Bildungsbeteiligung während der
1960er und 1970er Jahre führte dazu, dass im
Schuljahr 1982/83 erstmals eine Mehrheit weibli-
cher Absolventen den Sekundarschulbereich er-
folgreich beendete; der schwerpunktmäßige Aus-
bau des Berufsbildenden Schulwesens in den
1970er und 1980er Jahren und die Aufwertung
der „Lehrer- und Erzieherbildenden Schulen“ zu
Höheren Schulen haben bei den Absolventenzah-
len des höheren Schulbereichs die AHS im Schul-
jahr 1989/90 erstmals in eine Minderheitsposition
gebracht.15 Über den gesamten Zeitraum hinweg
ist – mit wenigen kapazitätsbedingten Ausnah-
men – ein Prozess kontinuierlich ansteigender Bil-
dungsbeteiligung zu beobachten. Vor allem die
oben erwähnte Dekade der „demographischen
Entlastung“ hat – bedingt durch die frei werden-
den personellen und räumlichen Kapazitäten – zu
einem beschleunigten Anstieg der Bildungsbetei-
ligung geführt. 

Die Zuverlässigkeit der Prognose ist durch die
bereits bekannte Schülerzahl des Schuljahres
2002/03 für den Zeitraum bis 2010 als relativ hoch
einzustufen, da sich die Maturant/inn/en dieser
Periode zumindest bereits in der 5. Schulstufe be-
finden. Entsprechend den relativen Geburtenma-
xima 1982 und 1992 ist ab 2001 bzw. 2011 mit be-
sonders starken Absolventenjahrgängen zu rech-
nen. Während der gesamten Prognoseperiode lie-
gen die Werte über jenen der Vergangenheit. Das
Maximum im Schuljahr 2011/12 liegt bei 42.700
Personen, um das Jahr 2020 ist unter diesen An-
nahmen mit knapp über 39.000 Maturant/inn/en

13 Genau genommen handelt es sich um die Zahl der Schüler/
innen der Abschlussklassen der entsprechenden Schulen.
Von diesen erreicht ein kleiner Teil keine Matura. Wir ver-
wenden diesen Terminus aus sprachlichen Gründen; für die
Prognose ist der Unterschied irrelevant.

14 Statistik Austria (2005), Demographisches Jahrbuch 2003,
Wien; Excel-Tabelle 9.01 Natürliche Bevölkerungsbewegung
2001–2050.

15 Ein weiterer Effekt der Einführung der von Schülerinnen
dominierten Lehrer- und Erzieherbildenden Schulen
besteht darin, dass der Frauenanteil bei den Absolvent/inn/
en des Sekundarschulwesens auf bis zu 57% gestiegen ist.
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zu rechnen. Gemessen am korrespondierenden
Altersjahrgang bedeutet dies eine fast stetige Ex-
pansion der Bildungsbeteiligung – nur für den
Zeitraum steigender Schülerzahlen wird der An-
teil der Maturant/inn/en an der korrespondieren-
den Bevölkerung (Durchschnitt der 18- bis 20-Jäh-
rigen) kurzfristig leicht rückläufig sein. Ausge-
hend von etwas mehr als zehn Prozent am Alters-
jahrgang in den späten 1960er Jahren erreichte
die Maturantenquote 1979 20%, überschritt kurz
nach 1990 die 30%-Marke und wird mit hoher
Wahrscheinlichkeit um 2006 die 40%-Marke über-
steigen. Die für 2020 prognostizierte Situation,
dass fast jede/r zweite junge Österreicher/in eine
Höhere Schule absolviert haben wird, ist dann na-
heliegend (Tabelle 3.15).    

3.10.2 Prognose der Erstzulassungen an 
wissenschaftlichen und künstlerischen 
Universitäten und Fachhochschulen

Bei gegebenen Maturantenzahlen ist der Zugang
an die Universitäten durch die Entwicklung der
Übertrittsquoten der Maturant/inn/en bestimmt.
Hier hat die Einführung der Fachhochschul-Studi-
engänge als komplementärer tertiärer Ausbil-
dungszweig zu Veränderungen geführt. Nach 15
Jahren leichten Wachstums hatte die Übertritts-
quote an die Universitäten gegen Mitte der
1980er Jahre mit 70% ein Niveau erreicht, das –
abgesehen von kleineren Schwankungen – bis
1995 gehalten wurde. Mit dem forcierten Ausbau
des Fachhochschulangebotes ab 1995 ist die Über-

Tabelle 3.15
Entwicklung der Maturantenzahlen

Maturajahr Gesamt Quote1 Männer Quote1 Frauen Quote1 AHS-Anteil Frauenanteil

1971 16.755 17% 9.259 18% 7.496 15% 75% 45%

1976 21.809 20% 11.532 21% 10.277 19% 69% 47%

1981 27.517 21% 14.160 22% 13.357 21% 63% 49%

1986 32.149 25% 15.827 24% 16.322 25% 55% 51%

1991 31.105 27% 14.568 25% 16.537 29% 46% 53%

1996 32.045 34% 14.721 30% 17.324 37% 46% 54%

1997 33.321 36% 15.524 33% 17.797 39% 48% 53%

1998 34.666 38% 15.742 34% 18.924 42% 49% 55%

1999 36.663 40% 16.218 35% 20.445 45% 50% 56%

2000 37.877 40% 16.406 34% 21.471 46% 48% 57%

2001 37.993 39% 16.724 33% 21.269 44% 45% 56%

2002 37.072 37% 16.128 32% 20.944 43% 44% 56%

2003 38.022 38% 16.444 33% 21.578 45% 43% 57%

2004 37.635 38% 16.262 32% 21.373 45% 43% 57%

2005 38.072 39% 16.626 33% 21.446 45% 42% 56%

2006 39.081 40% 16.921 34% 22.160 47% 42% 57%

2007 39.394 41% 17.033 34% 22.360 47% 43% 57%

2008 39.917 41% 17.323 34% 22.594 48% 42% 57%

2009 41.030 42% 17.764 35% 23.266 49% 43% 57%

2010 42.021 42% 18.292 36% 23.729 50% 42% 56%

2015 41.166 42% 17.795 36% 23.371 49% 41% 57%

2020 39.008 45% 16.635 37% 22.374 53% 41% 57%

1 Anteil am Altersjahrgang (Durchschnitt der 18- bis 19- und 19- bis 20-Jährigen).

Quelle: Landler/Dell’mour
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trittsquote bis zum Studienjahr 2002/03 um 13
Prozentpunkte gefallen. So lag sie mit 57% auf ei-
nem Niveau, das zuletzt in den 1960er Jahren be-
obachtet worden war. Die Zahl von rund 6.250
„erstmals aufgenommenen Studierenden“ an
Fachhochschulen im Studienjahr 2002/03 ent-
spricht etwa 17% der Maturant/inn/en. Der Entlas-
tungseffekt der Fachhochschulen allein kann den
Rückgang seit 1995 nicht erklären. Neben Wirkun-
gen von Sparmaßnahmen dürfte auch eine geän-
derte Einberufungspraxis des Bundesheeres zu ei-
ner – allerdings nur vorübergehenden – Redukti-
on der Übertrittsquote beigetragen haben. 

Den Prognoseannahmen des Fachhochschul-
sektors liegen die bekannten Ausbaupläne für
diesen Bereich zugrunde. Laut Fachhochschul-Ent-
wicklungs- und Finanzierungsplan III16 sind ab
2005 jährlich rund 300 neue Studienanfängerplät-
ze geplant. Geht man davon aus, dass die aktuelle

Geschlechterproportion an den Fachhochschulen
von etwa 40% Frauen zu 60% Männer im Großen
und Ganzen erhalten bleibt, so entsprechen die
angepeilten Anfängerzahlen, bezogen auf die
Maturant/inn/en, einer Übertrittsquote von insge-
samt 18% bis 24% (Männer 25% bis 34%, Frauen
12% bis 16%). Wie die Entwicklung der Übertritts-
quote an Universitäten zeigt, hatten die Fach-
hochschulen bisher einen beinahe 100%igen Ent-
lastungseffekt für die Universitäten bewirkt.  

Die Einrichtung der Fachhochschulen erfolgte
gerade in jenem Augenblick, als die Maturanten-
zahlen wieder zu wachsen begannen. Wird der
Ausbau der Fachhochschulen im geplanten Um-
fang realisiert und bleibt die Nachfrage nach Aus-
bildungsplätzen weiterhin so groß wie bisher,
könnte der Fachhochschulsektor die absehbare
Expansion zu einem guten Teil auffangen. Mit
22.600 erstmalig zugelassenen inländischen or-
dentlichen Studierenden war im Studienjahr 1987/
88 ein bis heute nicht überschrittener Höchststand
an Anfänger/inne/n an Universitäten erreicht wor-
den (Abbildung 3.6).     

16 Fachhochschul-Entwicklungs- und Finanzierungsplan III
2005/06 bis 2009/10 der Bundesministerin für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur vom 16. Juni 2004.

Abbildung 3.6
Entwicklung der Zahl der erstmalig zugelassenen inländischen ordentlichen Studierenden bis zum Jahr 2025

Quelle: Landler/Dell’mour
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Die Einführung eines Studienbeitrags hat den
langsamen Wiederanstieg der Übertrittsquoten
auf Universitäten in den letzten Jahren beendet.
Auf das erste Jahr der Einführung folgte wieder ein
Anstieg auf 57%. Für die vorliegende Prognose-
variante wurde nun angenommen, dass der durch
die Einrichtung der Fachhochschulen eingetretene
Rückgang der Übertrittsraten von Maturant/inn/en
an die Universitäten fortgeschrieben und der durch
die Einführung des Studienbeitrags entstandene
Rückgang in Zukunft wieder wettgemacht wird
und dann auf dem entsprechenden Niveau (61%)
verharrt. Unter dieser Annahme wächst – prozen-
tuell – nur mehr der Zugang zu den Fachhochschu-
len. Da bis zum Jahr 2011 allerdings absolut mit
weiter steigenden (siehe Abbildung 3.6) Maturan-
tenzahlen zu rechnen ist, werden auch die Studien-
anfänger/innen bis zu diesem Zeitpunkt leicht zu-
nehmen. Das Wachstum der Bildungsbeteiligung –
gemessen mit dem Anteil am Altersjahrgang
(Durchschnitt der 18- bis 22-Jährigen) – wird sich al-
lerdings etwas verlangsamen.

Markant unterschiedlich war die Entwicklung
nach dem Geschlecht (Abbildung 3.6): Die größte
Zahl an Studienanfänger/inne/n wurde mit knapp
12.000 bei den Männern schon 1987 erreicht – an
dieses Maximum werden die Studienanfänger-
zahlen trotz angenommener leicht steigender
Bildungsbeteiligung nicht mehr herankommen.
Bei den männlichen Studienanfängern schlagen
auch die Auswirkungen der Fachhochschulen voll
durch. Ganz anders die Entwicklung bei den Studi-
enanfängerinnen. Während der Anteil von Studi-
enanfängerinnen Anfang der 1970er Jahre bei
40% lag, haben im Wintersemester 1984 erstmals
mehr Frauen als Männer ein Studium aufgenom-
men. Die Einführung der Fachhochschule, die in
der Anfangsphase zu rund drei Viertel von Män-
nern besucht wurde, hat schon im Studienjahr
1999/2000 den Frauenanteil bei den Studienan-
fänger/inne/n auf 58% ansteigen lassen. Da sich
die Geschlechterverteilung bei den Fachhochschu-
len inzwischen zu Gunsten eines höheren Frauen-
anteils verschoben hat, wird dieser Wert leicht auf
56% sinken, um in Zukunft wieder aufgrund der
etwas stärker steigenden bzw. nicht stagnieren-
den Bildungsbeteiligung der Frauen auf 58% an-
zusteigen.

Setzt man die Studienanfänger/innen in Rela-
tion zum korrespondierenden Altersjahrgang
(das ist jeweils der Durchschnitt aus den vier
Jahrgängen der 18- bis unter 22-Jährigen), so be-
gannen im Jahr 2000 24% des Jahrgangs an ei-
ner Universität zu studieren, wobei die Quote
für Frauen deutlich höher ist (28% zu 20%). 1980
waren es 13,8%, 1970 erst 8,8% eines Altersjahr-
ganges gewesen, die ein Universitätsstudium
aufnahmen. Damals war die Bildungsbeteili-
gung der Männer mit 12,1% noch mehr als dop-
pelt so hoch wie jene der Frauen (5,3%). Auf-
grund der Ausweitung des Fachhochschulange-
bots ist bei Männern nur mehr mit einer leichten
Zunahme auf 22%, bei Frauen hingegen mittel-
fristig mit einem auf über 30% des Altersjahr-
gangs ansteigenden Universitätsbesuch zu rech-
nen. Um das Jahr 2010 erwarten wir eine Univer-
sitätsbesuchsquote von über einem Viertel
(26%) des Jahrgangs, ein Wert, der bei Einbezie-
hung der Fachhochschulen und Pädagogischen
(inkl. Religions- und Berufspädagogischen) Aka-
demien die 40%-Marke übersteigen wird (siehe
Tabelle 3.16).

3.10.3 Entwicklung der Zahl der Studierenden

Die Zahl der inländischen ordentlichen Studie-
renden ist nicht nur von der Höhe der Neuzugän-
ge, sondern auch von der durchschnittlichen
Dauer des Verbleibs der Studierenden an der Uni-
versität bestimmt. Dabei ist es bedeutungslos, ob
der Betreffende die Hochschule später einmal als
Absolvent/in oder aber als Drop-out verlässt. Aus
diesem Grund ist die regelmäßig erhobene Studi-
endauer bis zum Studienabschluss ein ungeeig-
netes Maß zur Beschreibung der Verweildauer.
Die mittlere Zahl der inskribierten Semester pro
Person war Anfang der 1970er Jahre erheblich
angestiegen. Die aus einjährigen Retentionsra-
ten der nach Jahrgangskohorten gegliederten
Student/inn/en abgeleitete „zu erwartende Ver-
weildauer“ lag in den 1970er Jahren zwischen
acht und neun Wintersemestern und erreichte
1990 mit zehn Wintersemestern pro Erstzugelas-
senen einen vorläufigen Höchstwert. Jeder Erst-
zugelassene belegt – unabhängig von einem spä-
teren Studienerfolg – im Durchschnitt 20 Semes-
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ter.17 Danach ist der Wert nur geringfügig gesun-
ken.

Durch die Einführung eines Studienbeitrags
schien sich diese Entwicklung drastisch zu verän-
dern. So sackte die durchschnittliche Verweildau-
er im Jahr der Einführung des Studienbeitrags
durch zahlreiche vorgezogene Abschlüsse und

Verzicht auf Weiterinskription auf einen noch nie
beobachteten Wert von unter vier Jahren. Aller-
dings stieg sie im nächsten Jahr wieder auf sieben
und 2003 sogar auf 7,5 Jahre. Diese Entwicklung
setzt sich im Wesentlichen aus zwei Komponenten
– dem Einmaleffekt aufgrund der Einführung ei-
nes Studienbeitrags und einem langfristigen An-
teil – zusammen. Die neuesten Ergebnisse lassen
vermuten, dass der Einmaleffekt den größten An-
teil an der historisch niedrigsten Verweildauer
hatte und sich in Zukunft wieder Werte, die etwas
unter den mittleren Vergangenheitswerten lie-
gen, einstellen werden. Für die vorliegende Pro-
gnose wurde angenommen, dass sich die durch-
schnittliche Verweildauer nach wenigen Jahren

17 Infolge der derzeit angewandten Definitionen der Hoch-
schulstatistik ist davon auszugehen, dass ein Teil der späte-
ren Studierenden niemals als „erstmalig zugelassener ord.
Studierender“ erfasst wird, etwa weil er zunächst kein
ordentlicher, später aber kein erstmalig als ordentlich Stu-
dierender Zugelassener ist. Dies hat zur Folge, dass die Ver-
weildauer und die Erfolgsquoten überschätzt, die
Bildungsbeteiligung und die Drop-out-Quote hingegen
unterschätzt werden.

Tabelle 3.16
Erstzugelassene und Universitätsbesuchsquoten1

Studien-
jahr    Erstzugelassene inl. ord. Studierende an Universitäten      Fachhochschulen

   Pädagogische  
   Akademien     Summe2

Gesamt Quote Männer Quote Frauen Quote
Frauen-

anteil Gesamt Frauen Gesamt Frauen

1976 13.310 12,1% 7.464 13,3% 5.846 10,8% 44% - - 3.871 2.724 16%

1981 18.917 14,6% 10.070 15,3% 8.847 13,8% 47%  - - 3.632 2.728 17%

1986 22.368 17,3% 11.621 17,6% 10.747 16,9% 48%  - - 2.622 2.015 19%

1991 22.448 19,9% 11.404 20,0% 11.044 19,9% 49%  - - 2.849 2.288 22%

1996 19.930 21,2% 9.035 18,9% 10.895 23,5% 55% 2.138 572 2.715 2.101 26%

1997 19.215 20,9% 8.184 17,5% 11.031 24,5% 57% 2.464 706 2.699 2.092 27%

1998 20.463 22,4% 8.760 18,8% 11.703 26,1% 57% 2.792 859 3.097 2.384 29%

1999 22.487 24,1% 9.468 19,9% 13.019 28,5% 58% 3.385 1.028 3.339 2.595 31%

2000 23.010 24,0% 9.695 19,8% 13.315 28,3% 58% 3.944 1.252 4.056 3.093 32%

2001 19.677 20,0% 8.339 16,7% 11.338 23,6% 58% 5.143 1.882 3.033 2.332 28%

2002 21.394 21,6% 9.341 18,5% 12.053 24,7% 56% 6.142 2.484 3.053 2.339 31%

2003 22.449 22,8% 9.633 19,2% 12.816 26,7% 57% 6.692 2.644 3.059 2.358 33%

2004 22.579 23,2% 9.853 19,7% 12.726 26,8% 56% 6.992 2.795 3.071 2.378 34%
2005 22.673 23,4% 9.808 19,8% 12.865 27,3% 57% 7.292 2.898 3.103 2.403 34%
2006 23.409 24,2% 10.085 20,3% 13.323 28,3% 57% 7.592 3.026 3.200 2.490 35%
2007 23.990 24,7% 10.358 20,7% 13.632 29,0% 57% 7.892 3.141 3.258 2.545 36%
2008 24.219 24,9% 10.406 20,7% 13.813 29,3% 57% 8.192 3.263 3.311 2.590 37%
2009 24.842 25,3% 10.544 20,7% 14.297 30,2% 58% 8.492 3.381 3.411 2.676 37%
2010 25.405 25,6% 10.838 21,1% 14.567 30,5% 57% 8.732 3.477 3.506 2.752 38%
2015 25.022 26,0% 10.681 21,6% 14.341 30,7% 57% 9.149 3.643 3.337 2.607 39%
2020 23.605 27,3% 9.914 22,4% 13.691 32,6% 58% 9.204 3.665 3.137 2.461 42%
2025 23.630 28,1% 9.953 23,0% 13.676 33,4% 58% 9.211 3.668 3.141 2.462 43%

1 Anteil am Durchschnitt aus den vier Jahrgängen der 18- bis unter 22-Jährigen.
2 Summe = Universitäten, Fachhochschulen plus Pädagogische Akademien.

Quelle: Landler/Dell’mour
122 Universitätsbericht 2005 | Band 1



Die Lage der Studierenden | Kapitel 3
auf rund 8 Jahre (für Männer auf 8,5 und für Frau-
en auf 7,4 Jahre) einpendelt. Diese Verkürzung
der Verweildauer führt auf längere Frist gesehen
auch zu einer Verringerung der Studentenzahl.
Nur sehr eingeschränkt berücksichtigt werden
konnten bei diesen Überlegungen die Auswirkun-
gen der Umwandlung auf Bakkalaureatsstudien –
insbesondere bezüglich der Abschlüsse. In diese
Überlegungen gar nicht eingeflossen sind eventu-
elle Zugangsbeschränkungen bzw. Eingangsprü-
fungen für Studienanfänger/innen.

Das Abwandern überwiegend männlicher Stu-
dierender zur Fachhochschule und der zuletzt er-
reichte Frauenanteil von 57% bei den Neuzu-
lassungen führte – trotz nach wie vor bestehen-
der geringer Unterschiede in der mittleren Ver-
weildauer – schon 1999 zur Parität von Männern
und Frauen bei den Studierendenzahlen und

lässt für die Zeit ab 2005 sogar ein Erreichen der
54%-Marke für den Frauenanteil wahrscheinlich
erscheinen.      

Spektakulär war in der zweiten Hälfte der
1980er Jahre auch die Entwicklung der Doppel-
inskriptionsquote. Ausgehend von 13,3% im Win-
tersemester 1988 hat sie sich bis zum Winterse-
mester 2003 auf 40% verdreifacht. Das heißt, dass
100 Studierende nun nicht mehr bloß 113, son-
dern 140 Inskriptionen tätigen. Selbst eine nur
kurze Trendextrapolation führt unter diesen Prä-
missen rasch zu Inskriptionszahlen von annähernd
300.000 belegten Studien von inländischen or-
dentlichen Studierenden. Für die vorliegende Pro-
gnose wurde ein von 38% auf knapp 43% steigen-
der Wert angenommen, was bei gegebenen Stu-
dierendenzahlen zu Inskriptionszahlen zwischen
225.000 und 286.000 führt.

Abbildung 3.7
Entwicklung der Studierendenzahlen bis zum Jahr 2025

Quelle: Landler/Dell’mour
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3.10.4 Prognose der Studienabschlüsse

Die Studentenzahlen bestimmen nur sehr indirekt
die Studien- und Erstabschlüsse. Der entscheiden-
de Parameter ist – neben der Zahl der Studienan-
fänger/innen – die Erfolgsquote. Sie gibt an, ein
wie großer Anteil der Anfängerkohorte einen be-
stimmten (z.B. ersten) Abschluss erreicht. Die kom-
plementäre Größe zur Erstabschlussquote ist die
Drop-out-Rate, also der Anteil jener Personen,
welche die Universität verlassen, ohne einen Ab-
schluss erreicht zu haben.18 Neben der deutlichen
Veränderung des Hochschulzugangs war wohl der
Rückgang der Drop-out-Rate während der ersten
Hälfte der 1990er Jahre eine der markantesten
Entwicklungen im Hochschulsektor. Ausgehend
von einem Niveau von etwa 40% am Ende der
1960er Jahre war sie durch zwei Jahrzehnte hin-
durch kontinuierlich angestiegen. Um 1983/84
überschritt sie die 50%-Marke und erreichte 1988

mit 57% das höchste jemals beobachtete Niveau.
Unter den zu diesem Zeitpunkt herrschenden Be-
dingungen hätten nur 47% der männlichen und
gar nur 38% der weiblichen Studienanfänger ir-
gend ein Studium abgeschlossen. In der Zwi-
schenzeit stieg die Erfolgsquote jedoch wieder
an, und die Drop-out-Quote sank 1995 auf das
Niveau von 1983 (50%). Im Studienjahr 1996/97
war nun ein beispielloser sprunghafter Anstieg
der Abschlusszahlen und damit natürlich auch

Tabelle 3.17
Entwicklung der Studierendenzahlen bis zum Jahr 2025 

Wintersemester Universitäten Fachhochschulen

Männer Frauen Gesamt Frauenanteil Quote1 Belegte Studien

1976 47.661 26.726 74.387 36% 9% 79.632 -

1981 64.170 44.843 109.013 41% 11% 121.492 -

1986 83.006 65.072 148.078 44% 14% 166.875 -

1991 100.649 81.019 181.668 45% 18% 216.724 -

1996 101.752 91.452 193.204 47% 24% 241.889 3.648

1997 98.882 92.535 191.417 48% 25% 239.910 5.610

1998 97.987 95.158 193.145 49% 26% 241.619 7.641

1999 98.435 99.643 198.078 50% 27% 248.904 9.652

2000 96.617 101.835 198.452 51% 27% 250.137 11.333

2001 74.681 82.227 156.908 52% 22% 209.051 13.849

2002 74.166 83.325 157.491 53% 22% 210.544 16.840

2003 74.816 85.501 160.317 53% 23% 224.427 19.721

2004 75.940 87.314 163.255 53% 24% 224.926 22.231
2005 77.101 89.033 166.134 54% 24% 231.140 24.139
2010 85.495 98.611 184.107 54% 27% 260.667 30.046
2015 93.779 104.977 198.756 53% 29% 282.662 32.878
2020 95.622 104.258 199.880 52% 32% 284.797 33.330
2025 94.975 102.931 197.906 52% 33% 282.293 33.396

1 Anteil an den sieben Jahrgängen der 18- bis unter 26-jährigen Bevölkerung.

Quelle: Landler/Dell’mour

18 Bei dieser Definition ist zu beachten, dass Erfolg und Miss-
erfolg nicht an eine Beendigung der Inskriptionsfolge
gebunden sind. Weiters ist darauf hinzuweisen, dass der
hier verwendete personenorientierte Begriff des Erstab-
schlusses enger definiert ist als der studienorientierte in der
Hochschulstatistik. Dort ist z.B. jedes Magisterium ein Erst-
abschluss, in der Hochschulplanungsprognose hingegen nur
dann, wenn der Betreffende nicht schon vorher den
Abschluss in irgendeiner anderen Studienrichtung erreicht
hat. Etwa 2-3% der Erstabschlüsse der Hochschulstatistik
sind – bezogen auf die Person – eigentlich zweite oder wei-
tere Abschlüsse.
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der Erstabschlüsse zu verzeichnen. Die absolute
Zunahme von 12.500 auf 14.000 Abschlüsse inner-
halb eines Jahres war etwa dreimal so hoch wie in
den vorangegangenen Jahren. Wie erwartet, er-
wies sich dieser Anstieg als ein singuläres Ereignis.
Allerdings führte die neue Situation dazu, dass die
Erfolgsquote auf einem hohen Niveau verharrte.
Durch die Einführung des Studienbeitrags kam es
noch einmal zu einem deutlichen Anstieg auf
66%, und die neuesten Abschlusszahlen (2003/04)
lassen einen weiteren Anstieg erwarten. Hier stellt
sich allerdings die Frage, wie lange diese Quote
noch ansteigen kann. Es gibt zwei Faktoren, die
vermuten lassen, dass dieser Wert bald wieder sin-
ken wird: Jeder erfolgreiche Erstabschluss verklei-
nert die Zahl potentieller späterer Abschlüsse; lan-
ge Studiendauer erhöht die Wahrscheinlichkeit,
das Studium aufzugeben. 

Ähnlich verhält es sich im Bereich der Abschlüs-
se mit geringer Semesterzahl von sechs Semestern
aufwärts: Durch die Möglichkeit, ein Studium
schon nach drei Jahren mit einem Bakkalaureat
abzuschließen, ist zukünftig hier mit höheren Er-
folgsquoten zu rechnen. Da es unter den Ab-
schlüssen des analysierten Datenbestandes nur
484 Bakkalaureatsabschlüsse (0,43% der Abschlüs-
se insgesamt) gibt, war es nicht möglich, daraus
auf das zukünftige Abschlussverhalten zu schlie-
ßen. Also mussten Annahmen getroffen werden:
Einerseits wurde davon ausgegangen, dass die Ab-
solventenquote der niedrigen Semester – etwa bis
zum zehnten Semester – je nach Studiendauer
und Studienrichtungsgruppe auf jeden Fall, wenn
auch unterschiedlich stark, ansteigt. In den Seme-
stern 12 bis 16 bestimmt hingegen eher die Ent-
wicklung der Vergangenheit das zukünftige Ab-
schlussverhalten. Für die höheren Semester wurde
angenommen, dass die Quoten tendenziell noch
ansteigen oder auf hohem Niveau verharren und
dort, wo die Abschlussquoten in den letzten bei-
den Jahren stark angestiegen sind, sich dies noch
einige wenige Jahre fortsetzen wird. Aufgrund
dieser Entwicklung geht die vorliegende Prognose
von einer Erfolgsquote von fast 70% (71% für

Männer und 68% für Frauen) aus, die sich dann
über den Prognosezeitraum hinweg (2010: 66%)
bei knapp über 60% – für Männer und Frauen –
einpendelt. Völlig offen ist das zukünftige Studi-
enverhalten derer, die mit einem Bakkalaureat
abschließen: Werden sie mit diesem Abschluss die
Universität verlassen oder einen Magister neuen
Typs anstreben? Diese Entscheidung beeinflusst
sehr wesentlich die Zahl der Zweitabschlüsse. Der-
zeit wird die Zahl der Zweitabschlüsse mit Hilfe ei-
nes Aufschlagsfaktors berechnet, der die Entwick-
lung der Vergangenheit widerspiegelt. Allerdings
ist anzunehmen, dass die Zahl der Zweitabschlüsse
steigen wird – wie groß dieser Anstieg sein wird,
darüber können aufgrund der fehlenden Daten-
basis nur Vermutungen angestellt werden. Daher
ist die prognostizierte Gesamtabsolventenzahl mit
vielen Unsicherheiten belastet (Abbildung 3.8).    

Um wieder einen Bezug zur demographischen
Entwicklung herzustellen, sei darauf hingewiesen,
dass sich die Absolvent/inn/en des Rekordjahres
1996/97 zum Großteil aus den Geburtsjahrgängen
um 1970 rekrutieren. Bei der Zahl der Studienab-
schlüsse bzw. bei den Jungakademiker/inne/n hat
die demographisch bedingte Konsolidierungspha-
se also eben erst voll eingesetzt. Die Dekade sta-
gnierender Anfängerzahlen zwischen 1987 und
1998 sollte sich in den künftigen Absolventenzah-
len widerspiegeln. Vor Einführung des Studienbei-
trags sah es so aus, als wären die über 12.000 Perso-
nen, die 1997/98 ihren ersten akademischen Grad
erworben hatten, für längere Zeit die größte Zahl
an Erstabschlüssen gewesen. Allerdings wurde die-
ser Wert schon im Studienjahr 2000 mit überra-
schend hohen 13.200 Erstabschlüssen deutlich
übertroffen, um dann im nächsten Jahr allerdings
wieder zu sinken. Ab 2003 scheint es nun jedoch,
dass durch vorgezogene Studienabschlüsse auf-
grund der Einführung des Studienbeitrags vorüber-
gehend – zumindest bis 2005 – doch mit weiter stei-
genden Absolventenzahlen zu rechnen ist, die sich
in den nachfolgenden Jahren auf hohem Niveau
stabilisieren und um 2020 mit 15.600 Erstabschlüs-
sen ein Maximum erreichen werden (Tabelle 3.18).
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Tabelle 3.18
Studienabschlüsse an Universitäten und Fachhochschulen bis 2020

 
Jahr

Abschlüsse  Universität Erstabschlüsse Universität  (personenbezogen) Abschlüsse  Fachhochschulen Universitäten und  
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1971 4.636 1.168 25% 3.944 4,0% 2.815 5,7% 1.129 2,3% - - - 3.944 4,0% 4.636

1976 5.640 1.553 28% 4.898 4,7% 3.475 6,5% 1.423 2,7% - - - 4.898 4,7% 5.640

1981 7.254 2.597 36% 6.406 6,1% 4.049 7,8% 2.357 4,5% - - - 6.406 6,1% 7.254

1986 8.578 3.341 39% 7.595 6,3% 4.522 7,4% 3.073 5,1% - - - 7.595 6,3% 8.578

1991 10.950 4.650 42% 9.211 6,7% 5.124 7,2% 4.087 6,0% - - - 9.211 6,7% 10.950

1996 14.419 6.416 44% 10.948 8,3% 5.793 8,6% 5.155 7,9% 91 23 114 11.062 8,4% 14.533

1997 14.148 6.529 46% 12.140 9,5% 6.361 9,9% 5.779 9,1% 339 119 458 12.598 9,9% 14.606

1998 14.043 6.799 48% 12.044 9,9% 5.981 9,8% 6.063 10,0% 684 187 871 12.915 10,6% 14.914

1999 13.754 6.639 48% 11.815 10,2% 5.906 10,2% 5.909 10,1% 1.206 418 1.624 13.439 11,6% 15.378

2000 15.267 7.703 50% 13.200 11,8% 6.318 11,4% 6.882 12,3% 1.390 545 1.935 15.135 13,6% 17.202

2001 15.003 7.656 51% 12.786 11,9% 6.020 11,3% 6.766 12,6% 1.653 645 2.298 15.084 14,1% 17.301

2002 16.717 8.690 52% 13.834 13,4% 6.486 12,6% 7.348 14,2% 1.773 815 2.588 16.422 15,9% 19.305

2003 16.749 8.694 52% 14.510 14,3% 6.786 13,4% 7.724 15,2% 1.941 967 2.908 17.418 17,2% 19.656

2004 16.812 9.023 54% 14.655 14,7% 6.584 13,1% 8.071 16,3% 2.367 1.412 3.779 18.434 18,5% 20.591

2005 16.910 9.213 54% 14.823 14,9% 6.546 13,0% 8.277 16,9% 2.652 1.894 4.545 19.368 19,5% 21.455

2010 16.740 9.390 56% 14.746 14,0% 6.307 11,7% 8.439 16,4% 3.560 2.385 5.945 20.691 19,6% 22.685

2015 17.521 9.850 56% 15.315 14,6% 6.515 12,1% 8.799 17,4% 4.040 2.728 6.768 22.083 21,1% 24.289

2020 17.968 10.026 56% 15.488 14,6% 6.625 12,2% 8.862 17,1% 4.112 2.789 6.901 22.389 21,1% 24.869

1 Ant./Bev.: Anteil am Durchschnitt aus den fünf Jahrgängen der 25- bis unter 30-jährigen Bevölkerung.

Quelle: Landler/Dell’mour

Abbildung 3.8
Entwicklung der Zahl der (Erst-)Abschlüsse an Universitäten und Fachhochschulen

Quelle: Landler/Dell’mour
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Abbildung 3.8 zeigt zunächst als Flächen, ge-
trennt nach Geschlecht, die erwarteten Abschluss-
zahlen. Parallel dazu verläuft – auf etwas nie-
drigerem Niveau – die Linie der Erstabschlusszah-
len an Universitäten. Unter den oben diskutierten
Annahmen ist damit zu rechnen, dass die Uni-
versitätsabschlusszahlen in der nächsten Dekade
knapp unter 17.000 liegen, danach um 2018 die
18.000er-Marke knapp übersteigen und gegen
Prognoseende wieder auf 17.000 Abschlüsse zu-
rückfallen werden. Weiters ist der Anteil der Erst-
abschlüsse an Universitäten plus an Fachhochschu-
len am Durchschnitt der 25- bis 30-Jährigen darge-
stellt. Der steile Anstieg der Absolventenzahlen
der Fachhochschulen in der Zeit zwischen 1996
und 1999 – die Absolventenzahlen hatten sich
jährlich verdoppelt – führte dazu, dass der im sel-
ben Zeitraum beobachtete Rückgang der Absol-
ventenzahlen bei den Universitäten mehr als aus-
geglichen wurde, und die Absolventenzahlen ins-
gesamt sogar leicht anstiegen. Auch der nur ein-
malige Einbruch bei den Universitätsabschluss-
zahlen im Jahr 2001 konnte durch die steigenden
Fachhochschulabschlüsse fast ausgeglichen wer-
den. Der absehbare leichte Rückgang der „Univer-
sitätsabsolventenquote“ nach 2005 auf knapp
14% des Altersjahrgangs ist eine kombinierte Fol-
ge aus vorgezogenen Abschlüssen und dem Aus-
bau der Fachhochschulen. Trotz dieses Rückgangs,
der in näherer Zukunft – bis etwa 2010 – zu einer
Stagnation der Universitätsabschlusszahlen füh-
ren wird, werden dank der weiter steigenden
Fachhochschulabschlusszahlen die Abschlüsse ins-
gesamt noch bis etwa 2018 (Erstabschlüsse Univer-
sitäten und Fachhochschulen: 22.500; alle Ab-
schlüsse: 24.500) zunehmen. Für die Fachhoch-
schul-Studiengänge wurde eine Gesamterfolgs-
quote von etwas über 70% ermittelt. Dies bedeu-
tet, dass die jährliche Fachhochschulabsolventen-
zahl zwischen 2003 und 2020 kontinuierlich von
rund 2.900 auf 6.900 Personen ansteigen wird. Da-
mit würde eine „erweiterte Absolventenquote“
(Erstabschlüsse an Universitäten plus Fachhoch-
schulabschlüsse) von heute 16% bis 2025 auf 22%
eines Jahrgangs ansteigen. Die Zahl der Jungaka-
demiker/innen wird über den gesamten Prognose-
zeitraum hinweg deutlich über dem zuletzt beob-
achteten Wert von 13.800 liegen und um 2017 ein

Maximum mit fast 15.700 Erstabsolvent/inn/en er-
reichen. Jede nennenswerte Abweichung von den
prognostizierten Werten ließe sich unmittelbar als
Änderung in den Erfolgsquoten interpretieren.

Setzt man die Absolventenzahlen in Beziehung
zu den korrespondierenden Altersjahrgängen
(das ist jeweils der Durchschnitt aus den fünf Jahr-
gängen der 25- bis unter 30-jährigen Bevölke-
rung), so zeigt sich, dass zuletzt bereits über 13%
des Altersjahrgangs erfolgreich ein Universitäts-
studium absolviert haben. Bei gleich bleibender
Absolutzahl der Erstabschlüsse steigt die so defi-
nierte „Universitätsabsolventenquote“ im Jahr
2005 auf 14,7% (Männer: 13%; Frauen: 17%) ei-
nes Altersjahrgangs. Die Prognoseergebnisse der
Absolventenzahlen sind bis zum Jahr 2010 im We-
sentlichen nur von der Entwicklung der Erfolgs-
quoten abhängig und daher einigermaßen zuver-
lässig, da bis zu diesem Zeitpunkt vor allem bereits
immatrikulierte Personen einen Abschluss errei-
chen. Aufgrund der Einführung eines Studienbei-
trags könnte sich für einzelne Jahre allerdings ei-
ne mehr oder weniger starke Abweichung von
den prognostizierten Werten ergeben, da zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschätzt wer-
den kann, wie viele der Studierenden ihren Ab-
schluss vorziehen (können). Die Werte danach
sind bereits stark vom Zutreffen der Annahmen
über den Hochschulzugang und die Maturanten-
entwicklung beeinflusst.

Seit einiger Zeit konnte eine Reduktion der Dis-
krepanz bei den Erfolgsquoten, die von zeitweilig
mehr als zehn Prozentpunkten zu Gunsten der
Männer gegen null tendierte, beobachtet wer-
den. Aufgrund dieser Tendenz wurde für die Pro-
gnose eine Fortsetzung dieses Trends bis zum Er-
reichen eines leichten Vorteils (ein Prozentpunkt)
für die Frauen angenommen. Der Anteil der von
Frauen erzielten Abschlüsse überschritt schon
2000 die 50%-Marke und hat zuletzt 52% er-
reicht. Aufgrund der bereits beschriebenen Ent-
wicklung bei den Neueintretenden und den Er-
folgsquoten ist mit hoher Wahrscheinlichkeit zu
erwarten, dass auch in Zukunft eine deutliche
Mehrheit (56%) der Abschlüsse an wissenschaftli-
chen Universitäten auf Studentinnen entfallen
wird. Bei den Erstabschlüssen haben die Frauen
die Männer schon 1998 überholt. Tabelle 3.18 er-
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laubt einen Blick auf 50 Jahre Hochschulentwick-
lung: Innerhalb einer Generation, in den 25 Jah-
ren zwischen 1971 und 1996, hat ein erfolgreicher
Aufholprozess der weiblichen Jugend stattgefun-
den. Während die Akademisierung der Männer
zwischen 1971 und 2001 von 5,7% auf 11,3% (plus
sechs Prozentpunkte) zugenommen hat, stieg der
Akademisierungsgrad der Frauen im selben Zeit-
raum von 2,3% auf 12,6% (plus zehn Prozent-
punkte). 

Werden die Erstabschlüsse inländischer ordent-
licher Studierender an Universitäten nach ISCED-
Studienrichtungsgruppen19 betrachtet, ergibt sich
folgendes Bild – über ein Drittel der Männer und

fast die Hälfte der Frauen werden ein Studium in
der ISCED-Gruppe „Sozialwissenschaften, Wirt-
schaft und Recht“ (SWRWI) abschließen, insge-
samt sind es 40% (Abbildungen 3.9a, 3.9b). Je
12% werden die Gruppen „Erziehung“ (ERZWI)
und „Gesundheit und Sozialwesen“ und je rund
11% auf die „Naturwissenschaftlichen Studien“
und die „Ingenieurwissenschaftlichen Studien“
entfallen.

     

19 ISCED (International Standard Classification of Education): Erziehung
(ERZWI), Geisteswissenschaften und Künste (GKWI), Sozialwissenschaften,
Wirtschaft und Recht (SWRWI), Naturwissenschaftliche Studien (NATWI),
Ingenieurwissenschaftliche Studien (INGWI), Landwirtschaft (LAWI), Gesund-
heits- und Sozialwesen (HMED), Dienstleistungen (DIEN), Individuelles
Diplomstudium (IDIPL).

Tabelle 3.19
Prognose der Erstabschlüsse (Personen) an Universitäten nach ISCED-Studienrichtungsgruppen1

Studienjahr ERZWI GKWI SWRWI NATWI INGWI LAWI HMED DIEN IDIPL Summe

1980 1.522 369 1.638 383 816 140 1.117 7 19 6.011

1985 1.371 515 2.094 514 812 214 1.493 38 27 7.078

1990 1.121 771 2.990 913 1.078 311 1.475 56 29 8.744

1991 1.255 1.000 3.137 937 1.151 303 1.346 52 30 9.211

1992 1.158 988 3.269 905 1.252 345 1.278 64 39 9.298

1993 1.260 1.097 3.418 903 1.295 340 1.173 91 31 9.608

1994 1.228 1.065 3.546 861 1.304 349 1.158 76 39 9.626

1995 1.267 936 3.591 900 1.519 372 1.121 77 61 9.844

1996 1.371 1.065 4.073 1.015 1.808 345 1.173 61 37 10.948

1997 1.501 1.101 4.620 1.340 1.819 440 1.183 75 61 12.140

1998 1.536 1.259 4.582 1.149 1.660 364 1.374 71 49 12.044

1999 1.518 941 4.732 1.086 1.734 396 1.258 86 64 11.815

2000 1.764 1.255 4.887 1.077 2.057 436 1.566 85 73 13.200

2001 1.759 1.374 5.047 1.128 1.739 350 1.212 86 91 12.786

2002 1.707 1.302 5.280 1.217 1.896 379 1.827 106 120 13.834

2003 1.904 1.379 5.540 1.317 1.928 401 1.828 113 100 14.510
2004 1.984 1.402 5.674 1.390 1.821 372 1.812 121 79 14.655
2005 2.005 1.415 5.757 1.466 1.735 343 1.826 134 142 14.823
2006 1.962 1.394 5.785 1.506 1.669 327 1.802 144 134 14.722
2007 1.915 1.398 5.804 1.542 1.613 313 1.767 158 180 14.689
2008 1.898 1.400 5.815 1.557 1.587 316 1.749 168 208 14.698
2009 1.884 1.381 5.852 1.587 1.586 326 1.750 166 251 14.783
2010 1.822 1.347 5.858 1.611 1.587 336 1.729 159 297 14.746
2015 1.703 1.332 6.176 1.779 1.636 339 1.777 154 419 15.315
2020 1.749 1.314 6.197 1.843 1.651 335 1.846 151 402 15.488

1 Bis 1991 ohne Kunstuniversitäten.

Quelle: Landler/Dell’mour
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Abbildung 3.9a
Erstabschlüsse männlicher inländischer ordentlicher Studierender an Universitäten nach ISCED-Studienrichtungsgruppen

Quelle: Landler/Dell’mour

Abbildung 3.9b
Erstabschlüsse weiblicher inländischer ordentlicher Studierender an Universitäten nach ISCED-Studienrichtungsgruppen

Quelle: Landler/Dell’mour
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4 Frauen an Universitäten    

4.1 Präsenz der Frauen im Hochschul-
bereich

Im Berichtszeitraum 2002 bis 2005 setzte sich der
seit 1995 zu verfolgende Trend in der Präsenz der
Frauen im Hochschulbereich weiter fort. Die breite
Basis an weiblichen Studierenden hat sich in den
letzten Jahren sogar noch verstärkt. Die Präsenz
der Frauen auf den verschiedenen Hierarchieebe-
nen der Universitäten entspricht weiterhin dem
Bild der Pyramide: Der Anteil der Frauen unter den
ordentlichen Studienanfänger/inne/n im Winterse-
mester 2002 betrug an den Universitäten der Wis-
senschaften 57,2%, jener an den Universitäten der
Künste 53,4%, im Wintersemester 2004 betrugen
diese Zahlen an den Universitäten der Wissenschaf-
ten 57,3%, an den Universitäten der Künste sogar
58,8%. Weibliche Studierende stellten im Winter-
semester 2002 an den Universitäten der Wissen-
schaften 52,6%, an den Universitäten der Künste
58,4%.

Hohe Frauenanteile unter den ordentlichen Stu-
dierenden (Daten des Wintersemesters 2004) fin-
den sich an der Universität Mozarteum Salzburg
(63,5%), Universität Wien (63,1%), Universität
Salzburg (62,5%), Universität Klagenfurt (62,4%),
Universität Linz (62,2%), Akademie der bildenden
Künste und Universität Graz (jeweils 61,5%) sowie
an den Medizinischen Universitäten Wien und
Graz (jeweils 60,3%). Den höchsten Frauenanteil
unter den Studierenden weist die Veterinärmedizi-
nische Universität Wien mit 80,1% auf, die ge-
ringsten Frauenanteile die Technische Universität
Graz mit 18,7% und die Montanuniversität Leoben
mit 21,9% (Tabelle 4.3).      

Unter den Professor/inn/en an Universitäten
und Kunstuniversitäten konnte die Frauenquote
von 11,6% im Jahr 2003 auf 13,7% im Jahr 2005
gesteigert werden. An den Universitäten der Wis-
senschaften beträgt der Professorinnenanteil ak-
tuell 10%, an den Universitäten der Künste hinge-
gen 25%. In der Gruppe Assistent/inn/en und

Tabelle 4.1
Haupt- und nebenberufliches Personal an Universitäten, 2003 bis 20051

Hauptberufliches Personal2 – Vollzeitäquivalente    2003      2004     2005

Gesamt Frauen

Frauen-
anteil
in % Gesamt Frauen

Frauen-
anteil
in % Gesamt Frauen

Frauen-
anteil
in %

Insgesamt 19.591,6 8.099,5 41,3 19.587,2 8.136,6 41,5 21.369,5 9.325,2 43,6
Wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal gesamt 10.925,9 2.846,5 26,1 10.996,5 2.927,2 26,6 10.629,7 2.841,9 26,7

Professor/inn/en 2.072,7 241,4 11,6 2.070,0 264,0 12,8 2.000,9 275,0 13,7
Assistent/inn/en und sonstiges wissen-  
schaftliches und künstlerisches Personal 8.853,1 2.605,1 29,4 8.926,5 2.663,2 29,8 8.628,8 2.566,9 29,7

darunter Dozent/inn/en 2.846,8 432,7 15,2 2.924,3 465,6 15,9 3.114,0 523,5 16,8
Allgemeines Personal gesamt 8.665,7 5.253,0 60,6 8.590,7 5.209,4 60,6 10.739,8 6.483,3 60,4

1 2003 und 2004 Stichtag jeweils 31. Dezember bzw. 1. Jänner. 2005 Stichtag 15. Oktober 2004, 31. Dezember 2004 und 15. April 2005.
2 Personal in Verwendungen, die vor dem Universitätsgesetz 2002 mit Dienstverhältnissen zum Bund verbunden waren 

(Verwendungen 11, 14, 16, 21, 23, 40 bis 70 gemäß Anlage 1 Z 2.6 der Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten).
   
Quelle: 2003 und 2004 Personalinformationssystem des Bundes, 2005 Datenmeldungen der Universitäten
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sonstiges wissenschaftliches und künstlerisches
Personal blieb die Frauenquote im Berichtszeit-
raum nahezu unverändert (29,4% im Jahr 2003
und 29,7% im Jahr 2005). Nimmt man die Dozent/
inn/en gesondert heraus, so zeigt sich eine Steige-
rung von mehr als einem Prozentpunkt im Be-
richtszeitraum: von 15,2% im Jahr 2003 auf 16,8%
im Jahr 2005. Beim allgemeinen Universitätsperso-
nal blieb der Frauenanteil mit 60,4% 2005 nahezu
unverändert. Nach wie vor trifft zu, dass mit je-
dem beruflichen Karriereschritt an der Universität
der Frauenanteil abnimmt (vgl. Tabelle 4.1). Die
Studierendenzahlen hingegen weisen Frauenan-
teile von über 50% aus (Tabelle 4.2).     

In den Jahren 2002, 2003 und 2004 sind für die
unterschiedlichen Studiengruppen kontinuierlich
ansteigende Zahlen von Studierenden nachgewie-
sen. Bei den Lehramtsstudien ergab sich ein leich-
ter Rückgang, während bei Humanmedizin nach

einem leichten Anstieg der Studierendenzahlen
2003 im Jahr 2004 ein Rückgang zu verzeichnen
war (vgl. Band 2, Tabelle 6.7.2).

4.2 Entwicklung der Studien und Ab-
schlüsse von Frauen

Bei den Studienabschlüssen des Studienjahres
2003/04 ist unter den Erstabschlüssen der hohe
Frauenanteil von 53,8% zu finden; bei den Zweit-
abschlüssen liegt dieser Anteil bei 40,0%. Zwar
konnte in den letzten zehn Jahren eine erhebliche
Steigerung der Doktoratsabschlüsse von Frauen er-
zielt werden – im Studienjahr 1993/94 lag der An-
teil der Frauen an den Doktoratsabschlüssen bei
28,8% – so zeigt sich hier dennoch ein erstes Loch
der „leaky pipeline“, die auf dem Weg der univer-
sitären Karriereleiter zur Ausdünnung des Frauen-
anteils führt (Tabelle 4.4, 4.5, 4.6). 

Tabelle 4.2
Ordentliche Erstzugelassene und ordentliche Studierende, Frauenanteile in Prozent, Wintersemester 1999 bis 2004

Universitäten                 Wintersemester
 1999 2000 2001 2002 2003 2004
Ord. Erstzugelassene 58,4 57,6 58,1 57,2 57,8 57,3
Ord. Studierende 50,1 51,1 52,2 52,6 53,1 53,3
   davon Universitäten der Künste
   Ord. Erstzugelassene 55,5 55,6 60,1 53,4 56,1 58,8
   Ord. Studierende 56,1 56,8 57,6 57,6 57,8 58,4

Quelle: BMBWK
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Tabelle 4.4
Erstabschlüsse1 nach Art des Abschlusses, Studienjahre 2000/01 bis 2003/04
 

 Insgesamt     Bakkalaureatsabschlüsse          Diplomabschlüsse
Studienjahr

Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in % Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in % Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in %
2000/01 15.070 7.861 7.209 52,2 2 2 0 100,0 15.068 7.859 7.209 52,2
2001/02 14.723 7.780 6.943 52,8 84 29 55 34,5 14.639 7.751 6.888 52,9
2002/03 16.610 8.925 7.685 53,7 436 190 246 43,6 16.174 8.735 7.439 54,0
2003/04 17.551 9.443 8.108 53,8 1.431 668 763 46,7 16.120 8.775 7.345 54,4

1 Erstmöglicher Studienabschluss im jeweiligen Studium (Bakkalaureats- und Diplomabschluss).
   
Quelle: Datenmeldungen der Universitäten (Gesamtevidenz der Studierenden)

Tabelle 4.3
Ordentliche Studierende an Universitäten, Wintersemester 2004

Universität
Gesamt Frauen Männer

Frauenanteil
in %

Gesamt1 195.775 104.681 91.094 53,5
Universität Wien 59.889 37.815 22.074 63,1
Universität Graz 19.526 12.012 7.514 61,5
Universität Innsbruck 19.351 9.989 9.362 51,6
Medizinische Universität Wien 10.012 6.054 3.958 60,5
Medizinische Universität Graz 4.413 2.660 1.753 60,3
Medizinische Universität Innsbruck 3.639 1.938 1.701 53,3
Universität Salzburg 10.413 6.512 3.901 62,5
Technische Universität Wien 15.825 3.643 12.182 23,0
Technische Universität Graz 8.267 1.543 6.724 18,7
Montanuniversität Leoben 1.887 413 1.474 21,9
Universität für Bodenkultur Wien 4.629 2.012 2.617 43,5
Veterinärmedizinische Universität Wien 2.368 1.896 472 80,1
Wirtschaftsuniversität Wien 19.878 9.699 10.179 48,8
Universität Linz 11.348 4.998 6.350 44,0
Universität Klagenfurt 6.044 3.771 2.273 62,4
Universität für angewandte Kunst Wien 1.303 745 558 57,2
Universität für Musik und darstellende Kunst Wien 2.417 1.416 1.001 58,6
Universität Mozarteum Salzburg 1.343 853 490 63,5
Universität für Musik und darstellende Kunst Graz 1.233 612 621 49,6
Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz 834 519 315 62,2
Akademie der bildenden Künste Wien 949 584 365 61,5

1 Studierende, die an mehreren Universitäten studieren, sind nur einmal gezählt.

Quelle: BMBWK
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4.3 Gesetzliche Rahmenbedingungen zur 
Frauenförderung und Herstellung von 
Chancengleichheit von Frauen und 
Männern – Stand der Umsetzung an 
Universitäten

Der universitäre wissenschaftliche Karriereverlauf
von Frauen muss weiterhin als anders als jener von
Männern beschrieben werden. Qualifizierte Wis-
senschafterinnen gehen entlang der universitären
Karrierestufen in Wissenschaft und Forschung ver-
loren. Sind unter den Dissertant/inn/en noch 40%
Frauen, so sind es in der Gruppe der Universitäts-
und Vertragsassistent/inn/en 28% und bei den Ha-
bilitierten mit Dienstverhältnis zur Universität
16%. Bei den Professor/inn/en an den Universitä-
ten liegt der Frauenanteil bei 13,7% (an den Uni-
versitäten der Wissenschaften 10%). Die Gleich-
stellung der Geschlechter an den Universitäten ist
daher ein wesentliches Ziel der Reform der Univer-
sitäten. Die Beibehaltung der Frauenförderung

entsprechend den Standards des Bundes-Gleich-
behandlungsgesetzes (B-GBG) ist dafür die Vor-
aussetzung.

Mit dem Universitätsgesetz 2002, das mit 1. Jän-
ner 2004 vollständig in Kraft trat, wurden für die
Universitäten neue rechtliche Rahmenbedingun-
gen erlassen, die die bisherigen Rechtsgrundlagen
ersetzen. Das Universitätsgesetz 2002 sieht erst-
mals einen eigenen Abschnitt vor, welcher der
Gleichstellung von Frauen und Männern gewid-
met ist (I. Teil, 3. Abschnitt, §§ 41 bis 44, „Gleich-
stellung von Frauen und Männern“). Dieser Ab-
schnitt enthält insbesondere folgende Bestim-
mungen: § 41 Frauenfördergebot, § 42 Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungsfragen, § 43 Schieds-
kommission, § 44 Anwendung des Bundes-Gleich-
behandlungsgesetzes. Wie im Bundesgesetz über
die Organisation der Universitäten (UOG 1993)
und im Bundesgesetz über die Organisation der
Universitäten der Künste (KUOG), welche mit Aus-
nahme der Verfassungsbestimmungen Ende 2003

Tabelle 4.5
Zweitabschlüsse1 nach Art des Abschlusses, Studienjahre 2000/01 bis 2003/04
 

   Insgesamt     Magisterabschlüsse       Doktoratsabschlüsse
Studienjahr 

Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in % Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in % Gesamt Frauen Männer
Frauen-

anteil in %
2000/01 2.085 775 1.310 37,2           -          -           -            - 2.085 775 1.310 37,2
2001/02 2.140 800 1.340 37,4 5 0 5 0,0 2.135 800 1.335 37,5
2002/03 2.255 911 1.344 40,4 36 3 33 8,3 2.219 908 1.311 40,9
2003/04 2.686 1.075 1.611 40,0 237 85 152 35,9 2.449 990 1.459 40,4

1 Weiterführende Magister- und Doktoratsstudien.
   
Quelle: Datenmeldungen der Universitäten (Gesamtevidenz der Studierenden)

Tabelle 4.6
Doktoratsabschlüsse, Studienjahre 1993/94 bis 2003/04

Studienjahre
 1993/94 1994/95 1995/96 1996/97 1997/98 1998/99 1999/00 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04
Gesamt 1.574 1.634 1.762 2.143 1.935 1.991 1.918 2.085 2.135 2.219 2.449
Frauen 453 470 545 727 638 676 689 775 800 908 990
Männer 1.121 1.164 1.217 1.416 1.297 1.315 1.229 1.310 1.335 1.311 1.459
Frauenanteil in % 28,8 28,8 30,9 33,9 33,0 34,0 35,9 37,2 37,5 40,9 40,4

Quelle: Datenmeldungen der Universitäten (1993/94 bis 2003/04 Gesamtevidenz der Studierenden)
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außer Kraft traten, wurde auch im neuen Univer-
sitätsgesetz 2002 an jeder Universität ein Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungsfragen mit weitge-
henden Informations-, Mitwirkungs- und Kon-
trollrechten in Gleichbehandlungsfragen und in
Personalangelegenheiten vorgesehen. Seine bis-
herigen Rechte blieben erhalten. Bei einem Ver-
gleich zwischen den früheren und den nunmehri-
gen Regelungen ist zu berücksichtigen, dass die
Universitäten von Einrichtungen des Bundes zu
vollrechtsfähigen juristischen Personen öffentli-
chen Rechts wurden, für die bestimmte bisherige
Verfahren nicht mehr passen. Die Aufgaben des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen ge-
mäß Universitätsgesetz 2002 umfassen auch die
Beratung der Angehörigen und der Organe der
Universität, Fragen der Gleichstellung von Frauen
und Männern und der Frauenförderung. Damit
wird dem in den leitenden Grundsätzen (siehe § 2
Z 9 Universitätsgesetz 2002 – „Gleichstellung von
Frauen und Männern“) und in den Aufgaben der
Universität (siehe § 3 Z 9 Universitätsgesetz 2002 –
„Gleichstellung von Frauen und Männern und
Frauenförderung“) verankerten Prinzip des Gen-
der Mainstreaming Rechnung getragen.

Der Vollrechtsfähigkeit der Universitäten ent-
sprechend erfolgt die abschließende Entscheidung
in einem Beschwerdeverfahren nicht mehr durch
die Bundesministerin oder den Bundesminister,
sondern bereits an der Universität. Im Übrigen sol-
len Konflikte an der Universität primär im Mediati-
onsweg bereinigt werden. § 43 Universitätsgesetz
2002 sieht dafür an jeder Universität eine Schieds-
kommission als weisungsfreies universitäres Kolle-
gialorgan mit Entscheidungsvollmacht vor. Gemäß
§ 44 Universitätsgesetz 2002 ist auf alle Angehöri-
gen der Universität sowie auf Bewerberinnen und
Bewerber um Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis
zur Universität oder um Aufnahme als Studierende
oder Studierender das Bundes-Gleichbehand-
lungsgesetz anzuwenden. Die Universitäten ha-
ben im Rahmen ihrer Satzung bei der Gestaltung
ihrer Frauenförderungspläne entsprechende Ziel-
vorgaben aufzunehmen, die den bis zum Universi-
tätsgesetz 2002 gültigen Standard nicht unter-
schreiten. Der in der Satzung zu erlassende Frau-
enförderungsplan der Universität (§ 19 Abs. 2 Z 6
Universitätsgesetz 2002) ist eine Durchführungs-

verordnung zu § 41 B-GBG und darf daher die ge-
setzlichen Vorgaben des B-GBG bezüglich der
Frauenquote nicht unterschreiten. Die Festlegung
von günstigeren Frauenförderungsbestimmungen
ist zulässig. In der Satzung jeder Universität ist die
Einrichtung einer Organisationseinheit zur Koordi-
nation der Aufgaben der Gleichstellung, der Frau-
enförderung sowie der Geschlechterforschung
vorzusehen (§ 19 Abs. 2 Z 7 Universitätsgesetz
2002). Wichtig ist auch, dass die Frauenförderung
im System der finanziellen Steuerung der Universi-
täten verankert ist, und zwar sowohl beim Inhalt
der Leistungsvereinbarung (§ 13 Abs. 2 Z 1 lit. d
Universitätsgesetz 2002) als auch beim Formelbud-
get (§ 12 Abs. 8 Universitätsgesetz 2002). Schließ-
lich ist auch auf die Bestimmung des § 66 Abs. 3
Universitätsgesetz 2002 zu verweisen, die vorsieht,
dass Studierende anlässlich der Zulassung zum Stu-
dium u.a. über die Rechtsgrundlagen der Frauen-
förderung zu informieren sind. Die Umsetzung der
Bestimmungen des Universitätsgesetzes 2002 be-
treffend die Gleichstellung von Frauen und Män-
nern hat unmittelbar nach dessen In-Kraft-Treten
2002 begonnen. 

 Die von den Universitäten vorgelegten Tätig-
keitsberichte wurden hinsichtlich der im Universi-
tätsgesetz 2002 verankerten Bestimmungen zur
Frauenförderung und Herstellung von Chancen-
gleichheit analysiert, um Informationen über den
Stand der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben
an den einzelnen Universitäten zu erhalten. Frau-
enförderung und Chancengleichheit werden von
fast der Hälfte der Universitäten in den strategi-
schen Zielen berücksichtigt.1 An einigen Universi-
täten, wie z.B. an der Universität Salzburg, der
Universität Linz oder der Medizinischen Universi-
tät Wien, sind die Instrumente und Institutionen
zur Herstellung von Chancengleichheit zwischen
Frauen und Männern als aufeinander abgestimm-
te Maßnahmen positioniert. Somit kann auf eine
strukturelle Befassung mit Genderthemen im
Hochschulmanagement geschlossen werden. Die

1 Es sind dies die Universitäten Wien, Innsbruck, Salzburg,
Technische Universität Wien, Technische Universität Graz,
Universität Linz, Medizinische Universität Wien, Medizini-
sche Universität Graz, Universität für Musik und darstel-
lende Kunst Graz, Universität für künstlerische und
industrielle Gestaltung Linz.
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gesetzlichen Institutionen der Gleichbehandlung
und Frauenförderung werden in den Tätigkeits-
berichten der Universitäten kurz dargestellt (Ar-
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen, Koordi-
nationsstellen für Frauen- und Geschlechterfor-
schung, Schiedskommission sowie Instrumente
der Frauenförderung und Gleichstellung, Frauen-
förderungsplan). Einen Frauenförderungsplan ha-
ben bereits 18 von 21 Universitäten erlassen.2

Ebenso ist der Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen (§ 42 Universitätsgesetz 2002) an al-
len Universitäten eingerichtet. Rund ein Drittel
der Universitäten führt in den Tätigkeitsberichten
aus, welche Aufgabenfelder die Institutionen der
Gleichbehandlung und Frauenförderung haben
und welche konkreten Bestimmungen und Ziel-
vorgaben im Frauenförderungsplan enthalten
sind. Die Schiedskommission wird von einzelnen
Universitäten angeführt, ist aber an 15 Universitä-
ten konstituiert. 

Zur Koordination der Aufgaben der Gleichstel-
lung, der Frauenförderung sowie der Geschlech-
terforschung sieht das Universitätsgesetz 2002
eine spezifische Organisationseinheit (§ 19 Abs. 2
Z 7 Universitätsgesetz 2002) vor. Damit sollte si-
chergestellt werden, dass erfolgreiche Einrichtun-
gen wie etwa die Koordinationsstellen für Frauen-
und Geschlechterstudien bzw. die Büros der Ar-
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen weiter-
geführt werden. 16 von 21 Universitäten haben
bereits eine solche Organisationseinheit instal-
liert, deren organisatorische Einbindung an den
einzelnen Universitäten unterschiedlich gestaltet
ist. So hat etwa die Universität Innsbruck das Büro
für Gleichstellung und Gender Studies eingerich-
tet, in dem sowohl das Büro des weisungsfreien
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen als
auch das Büro für Gleichstellung und Gender
Studies eingebunden sind. Die Einrichtung ist dem
Vizerektorat für Personal und Infrastruktur zuge-
ordnet. Eine ähnliche Strukturierung nehmen
auch andere Universitäten vor.3 Für alle diese Ein-
richtungen trifft zu, dass sie auch Maßnahmen zur
Frauenförderung und Förderung der Gender

Studies initiieren und umsetzen. An der Universi-
tät Linz wurde dem Anliegen mit der Einrichtung
einer Stabsstelle für Frauenförderung Rechnung
getragen. Darüber hinaus existiert ein mit Unter-
stützung des Landes Oberösterreich gegründetes
Institut für Frauen- und Geschlechterforschung
(IFG). Damit in Zusammenhang steht auch, dass
die Universität Linz einen Aufbauschwerpunkt im
Bereich Gender Studies festgelegt hat. An der Me-
dizinischen Universität Wien wurde die Stabsstelle
Gender Mainstreaming eingerichtet, in deren Rah-
men mit Mitteln der Universität und des ESF ein
Mentoringprogramm für Medizinerinnen durch-
geführt wird. Ähnlich ist es an der Universität
Graz, hier koordiniert die Koordinationsstelle für
Geschlechterstudien, Frauenforschung und Frau-
enförderung das Personalentwicklungsprogramm
„Potenziale II“, an dem alle vier Grazer Universitä-
ten beteiligt sind. Die Universitäten Salzburg
(gendup-Zentrum für Gender Studies und Frauen-
förderung) und Linz (Stabsstelle für Frauenförde-
rung) führen in Kooperation das ESF-Projekt
„Gender Links“ durch, eine Maßnahme zur Sensi-
bilisierung für Geschlechterfragen an der Institu-
tion Universität. An der Universität Klagenfurt
gibt es eine Koordinationsstelle für Frauen- und
Geschlechter-Studien und -Forschung, deren Auf-
gabe die Betreuung des Wahlfachstudiengangs
„Gender Studies“ ist. Auch die Technische Univer-
sität Wien und die Technische Universität Graz ha-
ben solche Organisationseinheiten geschaffen. An
der Technischen Universität Wien ist zudem das

2 Die Universität für Bodenkultur Wien, Universität für Musik
und darstellende Kunst Graz, Universität für Musik und dar-
stellende Kunst Wien haben noch keinen Frauenförde-
rungsplan.

3 Universität Wien: Das Referat für Frauenförderung ist dem
Vizerektorat für Frauen und Personalentwicklung zugeord-
net, das Referat für Genderforschung hingegen dem
Vizerektorat für Lehre und Forschung.
Universität Graz: Die Koordinationsstelle für Geschlechter-
studien, Frauenforschung und Frauenförderung ist dem
Vizerektorat für Frauenförderung und internationale
Beziehungen zugeordnet, das Büro des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen hingegen dem weisungsfreien
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen.
Technische Universität Wien: Die Koordinationsstelle für
Frauenförderung und Geschlechterstudien ist dem Vizerek-
torat Forschung unterstellt, das Büro des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen bildet eine eigene Einheit.
Technische Universität Graz: Das Büro für Gleichstellung
und Frauenförderung ist dem Rektorat unterstellt.
Wirtschaftsuniversität Wien: Die Abteilung Gender and
Diversity in Organizations betreut ein namensgleiches Kom-
petenzfeld im Bereich der Lehre und Forschung, die Agen-
den der Frauenförderung und Gleichstellung hingegen
scheinen in dieser Organisationseinheit nicht explizit auf. 
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Wissenschafterinnenkolleg Internettechnologien
im Fachbereich Informatik angeführt, das für nun-
mehr neun Dissertantinnen ein Doktoratsstudium
auf höchstem Niveau mit begleitenden Sensibili-
sierungsmaßnahmen anbietet.

An allen Universitätsstandorten wird das Pro-
jekt FIT (Frauen in die Technik) durchgeführt, das
auf das Studienwahlverhalten von jungen Frauen
durch gezielte Information Einfluss nimmt. Dar-
über hinaus gibt es an der Technischen Universität
Graz auch das Projekt „Yolante“, das Studentin-
nen der Anfangssemester unterstützen bzw. die
Akzeptanz bei Frauen für technische Bereiche er-
höhen soll.

Zur Erhöhung des Frauenanteils auf der Ebene
des Hochschulmanagements machen die Universi-
täten in den Tätigkeitsberichten keine konkreten
Angaben. An vier Universitäten sind Vizerektora-
te für Frauenförderung eingerichtet, die z.T. noch
ein weiteres Aufgabengebiet umfassen.4 Die meis-
ten Universitäten bezeichnen – sofern es Aussa-
gen zu diesem Thema gibt – die Erhöhung des
Frauenanteils auf der Managementebene als ein
vorrangiges Ziel. Die Technische Universität Wien
bezeichnet dieses als „Ziel zweiter Ordnung“. Die
Angaben, die zur Erreichung dieser Ziele gemacht
werden, beziehen sich auf die Bereiche Lehre und
Forschung, wie etwa die Erhöhung des Frauenan-
teils in technischen Studien oder die Verbesserung
der Arbeitsbedingungen für Forscherinnen. Die
Medizinische Universität Wien formuliert in ihren
strategischen Zielen die Entwicklung von famili-
enfreundlichen Karrieremodellen.

Aus den Tätigkeitsberichten ist herauszulesen,
welche Schritte einzelne Universitäten zur Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Beruf und privaten
Betreuungspflichten setzen. An einigen Universi-
täten wurden eigene Infrastrukturen zur Verbes-
serung der Betreuung von Kindern während der
Dienstzeiten geschaffen. Angeführt werden die
so genannten „Kinderbüros“ (Universitäten Wien,
Graz, Linz, Klagenfurt, Salzburg) und die Einrich-
tung von Betriebskindergärten (Technische Uni-
versität Wien, Universität Graz, Universität für Bo-

denkultur, Wirtschaftsuniversität Wien, Universi-
tät Linz und Universität Klagenfurt). An der Medi-
zinischen Universität Wien werden teilzeitbe-
schäftigten Mitarbeiterinnen Verlängerungen der
Arbeitsverhältnisse gewährt, bzw. haben Mitar-
beiter/innen in Elternkarenz die Möglichkeit, bis
zu vier Stunden Lehre abzuhalten. An der Medizi-
nischen Universität Innsbruck wurde ein Fonds zur
„Förderung Kinder erziehender Wissenschafter/
innen“ ins Leben gerufen, der finanzielle Unter-
stützungen zur Finanzierung von Kinderbetreu-
ungsmaßnahmen zur Verfügung stellt.

4.4 Frauenfördernde Infrastrukturmaß-
nahmen

In Abstimmung mit den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen zur Chancengleichheit von Frauen und
Männern und der Frauenförderung an Universi-
täten hat das Bundesministerium begleitende
Förderungsmaßnahmen initiiert. Denn eine auf
Nachhaltigkeit ausgerichtete staatliche Gleichstel-
lungspolitik bedarf neben den rechtlichen Grund-
lagen zur Frauenförderung und Gleichbehand-
lung auch der gezielten Struktur- und Individual-
förderung von Frauen in Wissenschaft und For-
schung. 

4.4.1 Ministerienübergreifende Initiative 
fFORTE

fFORTE (Frauen in Forschung und Technologie)
wurde 2002 als gemeinsame Initiative des Rats für
Forschung und Technologieentwicklung, des
BMBWK und des BMVIT ins Leben gerufen und ist
ein Mix aus bereits bestehenden und neu konzi-
pierten Maßnahmen. Seit 2005 ist auch das BMWA
mit Maßnahmen vertreten. fFORTE soll das wis-
senschaftliche Potential in Naturwissenschaft und
Technik fördern.5 Das Faktum der Unterrepräsen-

4 Akademie der bildenden Künste Wien, Universität Wien,
Universität Graz, Universität für Musik und darstellende
Kunst Wien.

5 Ausgehend von Daten, die belegen, dass die Hälfte der Stu-
dierenden in der EU Frauen sind, mit jeder Stufe der wissen-
schaftlichen Laufbahn sich die Zahl der Frauen aber
dramatisch verringert und darüber hinaus Österreich im EU-
Vergleich im Schlusslicht liegt, und auf der Grundlage
bereits vorhandener Programmvorlagen (z.B. Weißbuch,
Grünbuch, Forschungsstrategie Austria 2,5% etc.) wurde
fFORTE gestartet, um dem Phänomen der „leaky pipeline“
zu begegnen.
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tation von Frauen gilt sowohl für ihre Anzahl in
wissenschaftlich-technischen Berufen als auch für
ihre Karriereverläufe und die Entlohnung. Von
Seiten der EU als auch national wird daher ver-
stärkt versucht, Maßnahmen zur Verbesserung
der Situation von Frauen in der Wissenschaft, ins-
besondere im Bereich der Natur- und Technikwis-
senschaften, zu setzen. Das Programm – geglie-
dert in die Programmlinien Strukturen, Qualifizie-
rung und Karriere, Training, Awareness und Be-
gleitforschung – fördert Frauen während aller
Phasen des Bildungsweges und soll Karrierehin-
dernisse während der beruflichen Laufbahn
(Stichwort „gläserne Decke“) abbauen. Es sind
deshalb Maßnahmen auf allen Ebenen der Aus-
bildung (Schule, Universität, Berufseinstieg, Wei-
terqualifikation), in der Forschung und in Unter-
nehmen vorgesehen. Das Programm enthält wei-
ters Trainings- und Sensibilisierungsmaßnahmen.
Dazu gehören z.B. die Gründung von Wissen-
schafterinnenkollegs an Technischen Universitä-
ten, eine Sommerakademie für Informatikerin-
nen, ein Impulsforschungsprogramm sowie Coa-
ching- und Mentoringprogramme. 2002 bis 2005
wurden allein im BMBWK für umgesetzte Projek-
te  ca. € 6,5 Mio. aufgewendet. Einige der Projekte
werden auch vom ESF in der Höhe von € 1,9 Mio.
gefördert. Im BMBWK werden insgesamt elf Maß-

nahmen umgesetzt. Drei betreffen den Bildungs-
bereich, zwei den Forschungsbereich und sechs
den Universitätsbereich (vgl. Abbildung 4.1).

          

4.4.2 ESF-Maßnahmen „Frauen und 
Wissenschaft“

Zur Stärkung universitärer Initiativen zur Unter-
stützung von Frauen in Wissenschaft und For-
schung stellen das BMBWK und der Europäische
Sozialfonds (ESF-Ziel 3) Fördermittel bereit. Für
die Programmperiode 2000 bis 2006 kommen
€ 8,9 Mio. zum Einsatz, davon € 4,1 Mio. ESF-Mit-
tel und € 1,9 Mio. aus dem Programm fFORTE.
Ziel der Maßnahmen ist es, die berufslaufbahn-

Tabelle 4.7
Budget für die Offensiven I und II von fFORTE im BMBWK 
in €, Jahre 2002/03 bis 2005

 2002/03 2004 2005
Gesamt 2.359.100 1.229.206 2.958.607
Universität 1.781.900 246.026 1.979.833
Bildung 465.800 271.780 267.374
Forschung 111.400 711.400 711.400

Quelle: BMBWK

Abbildung 4.1
Ministerienübergreifende Initiative fFORTE

BMBWK BMVIT BMWA
fFORTE-Academic FEMtech – Frauen in 

Forschung und 
Technologie
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FEMtech-Aktionslinien w-fFORTE-Aktionslinien
Wissenschafterinnenkolleg 

Internettechnologien (WIT)
mut! Mädchen und Technik
Gender Netzwerk im Projekt IMST3

FIT (Frauen in die Technik)
ditact_women's IT summer studies
DOC-fFORTE
fFORTE_Fellowships
fFORTE_Coachings
Excellentia
Wirkungsforschung frauenfördernder 

Maßnahmen
Forschungsprogramm Gender IT!

FEMtech Karriere
FEMtech Forschungsunternehmen
FEMtech Fachhochschulen
FEMtech Technologieprogramme
FEMtech Expertinnendatenbank
FEMtech Netzwerk

w-fFORTE Contact Point
w-fFORTE Technologieprogramme und

-initiativen
w-fFORTE Laura Bassi Labor
w-fFORTE Wiedereinsteigerinnen-Lab
w-fFORTE Experimente
w-fFORTE Grundlagen und Daten
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orientierten Qualifikationen von Frauen inner-
halb und außerhalb des universitären Wissen-
schaftsbetriebes zu verbessern sowie Maßnah-
men zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu initiieren. Im Berichtszeitraum wurden
dafür neben dem Aufbau von Organisationsein-
heiten (§ 19 Abs. 2 Z 7 Universitätsgesetz 2002)
an den Universitäten Salzburg und Klagenfurt
konkrete Maßnahmen zur Frauenförderung und
Förderung der Gender Studies an bereits beste-
henden Einrichtungen verschiedener Universi-
tätsstandorte unterstützt (Referat für Frauenför-
derung, Universität Wien; Koordinationsstelle
für Frauen und Geschlechterforschung, Universi-
tät Graz; Stabsstelle Gender Mainstreaming, Me-
dizinische Universität Wien; Stabsstelle für Frau-
enförderung, Universität Linz; Gendup, Universi-
tät Salzburg; Gender and Diversity in Organizati-
ons, Wirtschaftsuniversität Wien). Das Programm
FIT (Frauen in die Technik) wird weiterhin finan-
ziell gefördert. Um Frauen mit Kindern den Stu-
dienabschluss zu erleichtern, gibt es finanzielle
Unterstützungen bei Berufspraktika, insbesonde-
re jedoch für Frauen mit Kinderbetreuungspflich-
ten. Neu installiert wurden Mentoringprogram-
me. Dazu zählen das Mentoringprogramm an der
Universität Wien für Dissertantinnen und Habili-
tandinnen, an der Medizinischen Universität
Wien für Medizinerinnen, das Programm zum
Abbau der Unterrepräsentation von Frauen an
den Grazer Universitäten, das Coaching-Projekt
für Diplomandinnen und Doktorandinnen an der
Universität Wien sowie Premiere, ein Förde-
rungsprogramm für Künstlerinnen. Weitere Pro-
jekte wurden in Linz und Salzburg (Gender
Links), an der Wirtschaftsuniversität Wien (Gen-
der and Diversity), an der Technischen Universität
Wien (Wissenschafterinnenkolleg Internettech-
nologien) und in Salzburg (ditact_woman´s IT
summer studies) gefördert. Mit Jahresende 2004
befanden sich 18 Projekte (gestartet 2002 und
2003) in Umsetzung, vier bereits abgeschlossene
Projekte wurden inzwischen von den betroffe-
nen Universitäten vollständig übernommen, wo-
durch ihre Nachhaltigkeit garantiert ist. Einige
der vom ESF geförderten Projekte sind auch im
Programm fFORTE verankert. 

4.4.3 Kinderbetreuung an Universitäten

Die zur Verbesserung der Kinderbetreuung an
Universitäten seit 2000 begonnenen Initiativen
wurden auch im Berichtszeitraum fortgesetzt und
an weiteren Standorten angeboten. Anlaufstellen
für Kinderbetreuungsfragen an den Universitä-
ten, durch Mittel des BMBWK und des ESF ge-
schaffen, gibt es daher inzwischen in Wien, Graz,
Salzburg, Linz und Klagenfurt. In Wien werden
seit 2002 sogar sechs Universitäten in die Bera-
tungs-, Informations- und Vermittlungsarbeit in
Fragen der Kinderbetreuung eingebunden (Tech-
nische Universität Wien, Universität für Bodenkul-
tur Wien, Veterinärmedizinische Universität Wien,
Akademie der bildenden Künste Wien, Universität
für Musik und darstellende Kunst Wien, Universi-
tät für angewandte Kunst Wien), in Graz vier Uni-
versitäten. An der Universität Salzburg wurde das
Kinderbüro nach Auslaufen der Pilotphase von
der Universität übernommen. Finanzielle Unter-
stützung für veranstaltungsbegleitende Kinder-
betreuung wird darüber hinaus für Veranstaltun-
gen gewährt, die im Rahmen der Veranstaltungs-
förderung des BMBWK gefördert werden. Die
Höhe ist abhängig von der Veranstaltungsdauer
und der Zahl der teilnehmenden Personen. Eine
weitere Initiative ist die Unterstützung der Kin-
deruniversitäten, die in Wien 2003, 2004 und 2005
durchgeführt wurden, 2004 auch in Salzburg und
Graz.

Im ministeriellen Frauenförderungsplan war bis
zum Wirksamwerden des Universitätsgesetzes
2002 die Einsetzung einer/eines Kinderbetreu-
ungsbeauftragten rechtlich verankert. Nun beste-
hen unterschiedliche Regelungen. An rund einem
Drittel der Universitäten ist die Funktion der Kin-
derbeauftragten im Frauenförderungsplan fest-
geschrieben. Die Kinderbeauftragten arbeiten in
der Regel eng mit den an den Universitäten errich-
teten Kinderbüros zusammen. Für alle Universi-
tätsstandorte, an denen Kinderbüros eingerichtet
wurden, gibt es auch das web-basierte Informati-
ons- und Vermittlungssystem für Universitätsan-
gehörige mit Kindern, UNIKID (www.unikid.at/).
Die 2002 herausgegebene Broschüre „Spielräume.
Impulse für neue Kinderbetreuungsangebote an
Universitäten“ dokumentiert Kinderbetreuungs-
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angebote für Universitätsangehörige, zieht eine
Bilanz von Aktivitäten des Bildungsressorts und
ergänzt die Analysen der Erhebungen von Nach-
frage und Angebot durch praktische Ratschläge
für die Schaffung von neuen Kinderbetreuungs-
angeboten und einen umfangreichen Serviceteil.

4.5 Individuelle Frauenförderungsmaß-
nahmen

4.5.1 Förderung des weiblichen wissenschaft-
lichen Nachwuchses

Das BMBWK unterstützt den weiblichen wissen-
schaftlichen Nachwuchs seit den 1990er Jahren
durch Sonderprogramme zur Qualifizierung zwi-
schen Erstabschluss und Habilitation. Darüber hin-
aus vergibt das BMBWK seit Jahren an Universitä-
ten nach einem von der Österreichischen Rekto-
renkonferenz erstellten Verteilerschlüssel „Beihil-
fen für die Zwecke der Wissenschaft“ (Forschungs-
stipendien) in der Höhe von € 527.000,- pro Jahr,
die für österreichische Graduierte bestimmt sind,
wobei mindestens 40% des jeweils zur Verfügung
gestellten Betrages für die Vergabe an Frauen vor-
zusehen sind. Um die Einhaltung dieser Auflage
beurteilen zu können, wird nach Ablauf eines Ka-
lenderjahres eine Aufschlüsselung der vergebe-
nen Fördermittel nach Geschlecht vom BMBWK
eingefordert.

Die Charlotte Bühler-Habilitationsstipendien
sollen die Anzahl der habilitierten Frauen erhö-
hen. Diese Qualifizierungsmaßnahme wurde auch
für jene Wissenschafterinnen konzipiert, die als
Lektorinnen und im Rahmen von Forschungspro-
jekten tätig sind. Verwaltet wird das Programm
vom Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (FWF). Die Höhe des Stipendiums stieg
von € 39.060,- im Jahr 2002 auf € 45.220,- im Jahr
2005. Die Laufzeit des Programms erstreckt sich
von 12 bis zu 24 Monaten. Seit Bestehen des Pro-
gramms (1992) wurde 105 Wissenschafterinnen
eine Förderung zugesprochen, im Berichtszeit-
raum 22. Davon sind 13 aus dem Bereich der Geis-
tes- und Sozialwissenschaften, 6 aus dem Bereich
Biologie und Medizin, 3 aus dem Bereich Natur-
wissenschaften und Technik. Seit Bestehen des
Programms wurden 87 Habilitationen erfolgreich

abgeschlossen, im Berichtszeitraum 32, nach Diszi-
plinen gegliedert: Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten (26), Biologie und Medizin (4), Naturwissen-
schaften und Technik (2). Erfahrungsgemäß liegt
der Abschluss der Habilitationsschrift außerhalb
des Förderzeitraumes.

1998 wurde ebenfalls vom Fonds zur Förderung
der wissenschaftlichen Forschung (FWF) im Auf-
trag des BMBWK das Programm Hertha Firnberg-
Nachwuchsstellen installiert, in dem jährlich ca.
zehn Universitätsabsolventinnen mit abgeschlos-
senem Doktorat gefördert werden. Die Nach-
wuchsstellen beruhen auf einer organisatorischen
Einbindung in den universitären Forschungsbe-
trieb. In einer dreijährigen wissenschaftlichen
Weiterqualifizierung nach dem Doktorat soll un-
ter Mithilfe der Wissensressourcen eines Universi-
tätsinstituts die Qualifikation der Stipendiatinnen
gesteigert werden und der weiteren wissenschaft-
lichen Karriere dienen. Die auf drei Jahre angeleg-
ten Qualifizierungsstellen haben eine Jahresdota-
tion von je € 52.270,-, davon € 44.270,- Personal-
kosten. Das voll laufende Programm ermöglicht
die Finanzierung von derzeit 30 Stellen jährlich
(kofinanziert mit Mitteln des ESF bis Ende 2006).
Seit 1999 wurden 72 Wissenschafterinnen geför-
dert, und zwar aus den Disziplinen Geistes- und
Sozialwissenschaften (30), Biologie und Medizin
(27) sowie Naturwissenschaften und Technik (15).
Im Berichtszeitraum waren es 10 im Bereich Geis-
tes- und Sozialwissenschaften, 15 im Bereich Bio-
logie und Medizin und 5 im Bereich Naturwissen-
schaften und Technik. Bislang konnten sich 41 der
geförderten Wissenschafterinnen mit Hilfe dieser
Unterstützung habilitieren. 

Die Österreichische Akademie der Wissenschaf-
ten schreibt mit finanzieller Unterstützung des
BMBWK seit 1993 APART-Stipendien (Austrian
Programme for Advanced Research and Techno-
logy) aus. Diese postdoktoralen Stipendien die-
nen der Qualifikation jüngerer Wissenschafter/in-
nen, um die Leistungsfähigkeit im universitären
und außeruniversitären Bereich zu steigern, die
internationale Wettbewerbsfähigkeit und die Ein-
bindung in internationale Forschungsprogramme
zu stärken. In den drei Jahren der Förderung wer-
den jährlich € 45.100,- brutto ausbezahlt. Bislang
haben 210 Personen Stipendien erhalten, im Be-
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richtszeitraum waren es 60 Bewilligungen. In die-
sem Zeitraum erfolgten auch 55 Abschlüsse. Insge-
samt hat das Programm bereits zu 153 Abschlüs-
sen geführt. Zielgruppe des im Jahr 2000 einge-
richteten Stipendiums APART-extra sind Forscher/
innen mit Doktorat und Erfahrung in der For-
schung, die ihre Tätigkeit aufgrund von Erzie-
hungspflichten unterbrochen haben, oder Wis-
senschafter/innen mit einem alternativen Bil-
dungsweg. Im Besonderen sollen damit Frauen
angesprochen werden, die durch Familiengrün-
dung und Kindererziehung von der Bewerbung
für Forschungsstipendien zu den generellen Be-
dingungen (Altersgrenzen) ausgeschlossen sind.
Bislang haben sechs Personen das Stipendium in
Anspruch genommen, im Berichtszeitraum gab es
eine Neubewilligung und fünf Abschlüsse.

Finanziert mit Mitteln des BMBWK schreibt die
Österreichische Akademie der Wissenschaften seit
1995 Dissertationsstipendien (DOC) mit einer jähr-
lichen Förderungssumme von € 21.900,- pro Person
aus. Die Stipendien werden in der Regel für die
Mindestdauer der jeweiligen Doktoratsstudien
(Ausnahme Rechtswissenschaften und Medizin:
neun Monate), in Sonderfällen für bis zu
36 Monate vergeben. Das Programm ist auf Frau-
en und Männer ausgerichtet, die Vergabekommis-
sion achtet aber darauf, dass der Frauenanteil der
vergebenen Stipendien nicht unter den Frauenan-
teil bei den Einreichungen fällt. 

Seit Bestehen des Programms wurde es von
160 Personen in Anspruch genommen. Insgesamt
gab es seit Einrichtung des Programms 398 Bewil-
ligungen; 324 Abschlüsse (im Berichtszeitraum
158) belegen die Wirksamkeit der Unterstützung.

Das BMBWK und der ESF finanzieren im Rah-
men des vom BMBWK und dem Rat für Forschung
und Technologieentwicklung initiierten Förde-
rungsprogramms „Frauen in Forschung und Tech-
nologie – fFORTE“ Stipendien für junge Wissen-
schafterinnen aus den Bereichen Technik, Natur-
wissenschaften und Medizin sowie Biowissen-
schaften und Mathematik. Ziel dieser Förderinitia-
tive ist es, die Promotion von Frauen in den ge-
nannten Disziplinen zu steigern und damit ihre
Präsenz in leitenden Positionen in technisch-na-
turwissenschaftlichen Arbeitsfeldern an den Uni-
versitäten, in der außeruniversitären Forschung

und im Unternehmenssektor zu verstärken. DOC-
fFORTE ist ein Dissertationsprogramm, das seit
2003 durch die ÖAW betreut wird. Bisher wurden
24 DOC-fFORTE-Stipendien in der Höhe von je
€ 21.900,- brutto pro Jahr vergeben, und es er-
folgten sechs Abschlüsse. Wegen der großen
Nachfrage und der Qualität des Programms wer-
den für die Jahre 2005 und 2006 die Mittel für das
Programm DOC-fFORTE aufgestockt, sodass wei-
tere 23 Stipendiatinnen mit unterschiedlicher Sti-
pendienlaufzeit gefördert werden können (kofi-
nanziert aus ESF-Mitteln). 

Das spezielle Förderprogramm DOC-team soll
der gesteigerten Notwendigkeit von wissenschaft-
lich-interdisziplinärer Zusammenarbeit Rechnung
tragen. Mit Mitteln des BMBWK und verwaltet von
der Österreichischen Akademie der Wissenschaf-
ten ist es offen für Bewerbungen von Doktorand/
inn/engruppen (drei Personen) aus den Geistes-,
Sozial- und Kulturwissenschaften. Damit sollen
die Engführung der Fächer und Disziplinen aufge-
löst und neue wissenschaftliche Arbeits- und
Organisationsprinzipien im Rahmen der Geistes-,
Sozial- und Kulturwissenschaften unterstützt wer-
den. Die Stipendien in Höhe von € 84.000,- brutto
jährlich pro Gruppe werden für maximal drei Jah-
re an hoch qualifizierte Dissertant/inn/en (im Alter
von höchstens 26 Jahren) vergeben. Pro Jahr wer-
den für diese Spitzenförderung im Nachwuchs-
bereich bis zu vier Doktorand/inn/engruppen un-
terstützt. Eine institutionelle Anbindung ist für
die Teilnehmer/innen ebenso erforderlich, wie
auch eine mindestens sechsmonatige Mitarbeit in
einem ausländischen Partnerunternehmen des Ins-
tituts erwartet wird. Derzeit laufen bei diesem
neuen Programm zwölf Bewilligungen (vier
Teams). 

4.5.2 Gabriele Possanner-Staatspreis und 
Förderpreise

Da die Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern und die gezielte Frauenförderung zur Her-
stellung von Chancengleichheit gesellschafts- und
wissenschaftspolitische Zielsetzungen sind, bedarf
es zu ihrer Durchsetzung auch bewusstseinsbil-
dender und öffentlichkeitswirksamer Aktivitäten.
Daher wurden 1997 anlässlich von „100 Jahre
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Frauenstudium in Österreich“ der zweijährig aus-
gelobte Gabriele Possanner-Staatspreis und zwei
gleichnamige Förderpreise für wissenschaftliche
Leistungen, die der Geschlechterdemokratie för-
derlich sind, geschaffen. Die Preisträgerinnen
werden durch eine internationale Jury ermittelt.
Während der Staatspreis über Nominierungen
durch die Jurymitglieder vergeben wird, werden
die Förderpreise im Wege einer Einzelbewerbung
durch physische oder juristische Personen ermit-
telt. Die Vorauswahl wird von einer Vorjury (Koor-
dinationsstellen für Frauenforschung und Frauen-
studien) durchgeführt und der Jury zur Entschei-
dung übergeben. Der Staatspreis ist mit € 7.300,-,
die Förderpreise sind mit je € 1.900,- dotiert. Im
Berichtszeitraum erfolgte die vierte Preisverlei-
hung im Jahr 2003.

4.6 Förderung von Frauen- und 
Geschlechterforschung

Nicht nur Strukturförderung und Personenförde-
rung ist nötig, um das Potenzial weiblicher For-
schungsleistungen für die Forschungs- und Uni-
versitätslandschaft Österreichs zu nutzen und die
Karrierechancen der Frauen jenen der Männer an-
zugleichen. Es bedarf auch der Sichtbarmachung
der Leistungen von Wissenschafterinnen, um ein
öffentliches Verständnis für die Teilnahme der
Frauen an Forschung und Wissenschaft zu etablie-
ren. Das BMBWK hat dafür folgende Förderungen
etabliert, die auch im Berichtszeitraum zur An-
wendung kamen.

4.6.1 Förderung von wissenschaftlichen Ver-
anstaltungen und wissenschaftlichen 
Druckschriften

In den Jahren 2002 bis 2004 wurden für die Förde-
rung von wissenschaftlichen Veranstaltungen mit
frauenspezifischen Inhalten eine Fördersumme
von insgesamt € 130.833,- aufgewendet. Mit die-
sen Mitteln wurden außeruniversitäre wissen-
schaftliche Tagungen, Kongresse und Vortragsrei-
hen unterstützt, die sich mit Themen aus dem Be-
reich der Frauenforschung und der feministischen
Wissenschaft befassen. 2002 wurden € 48.533,-,
2003 wurden € 48.240,-, 2004 wurden € 34.040,-

dafür aufgewendet. Darüber hinaus wurde für di-
rekte frauenspezifische Vereinsförderung in die-
sem Zeitraum der Betrag von € 13.000,- gezahlt. In
den Jahren 2002 bis 2004 wurde für die Förderung
von wissenschaftlichen Bibliotheken mit frauen-
spezifischen Inhalten die Fördersumme von insge-
samt € 148.300,- erbracht. 2002 waren das
€ 50.700,-, 2003 € 49.300,-, 2004 € 48.300,-.

Publikationen stellen als Nachweis der wissen-
schaftlichen Qualifikation von Forschungsleis-
tungen einen wichtigen Faktor dar. Das BMBWK
bemüht sich, auch die Vergabe von Druckkosten-
zuschüssen unter Berücksichtigung frauenför-
dernder Aspekte zu gestalten. Voraussetzung für
die Vergabe von Druckkostenzuschüssen ist die
Vorauswahl und Empfehlung einer Kommission,
die die Förderungswürdigkeit jedes Titels auch
nach diesen Gesichtspunkten zu prüfen hat. In
den letzten Jahren ist der prozentuelle Anteil
von Druckkostenförderungsbeiträgen für Einzel-
publikationen, die ein Thema der feministischen
Wissenschaften behandeln und/oder von einer
Frau verfasst, mitverfasst oder unter der Mitwir-
kung einer Frau herausgegeben wurden, konti-
nuierlich gestiegen. Lag der Anteil an Druckkos-
tenzuschüssen für diese Zielgruppe im Jahr 1999
noch bei 43%, stieg der Anteil in den Jahren
2002 bis 2004 auf rund 50%. Der prozentuelle
Anteil von Druckkostenförderungsbeiträgen für
wissenschaftliche Reihen und Zeitschriften, die
ein Thema der feministischen Wissenschaften be-
handeln und/oder unter der Mitwirkung von
Frauen herausgegeben wurden, stieg im Be-
richtszeitraum von 12% auf 13,5%.

Tabelle 4.8
Förderung von Einzelpublikationen und Reihen/Zeit-
schriften in €, 2002 bis 2004

 2002 2003 2004
Gesamt 1.248.320 1.216.316 1.211.446
Einzelpublikationen 699.428 733.716 743.796
Reihen/Zeitschriften 548.892 482.600 467.650

Quelle: BMBWK
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4.6.2 Materialien zur Förderung von Frauen in 
der Wissenschaft

In der Publikationsreihe „Materialien zur Förde-
rung von Frauen in der Wissenschaft“ des Wissen-
schaftsressorts erschienen seit 2002 acht Bände.
Die Publikationsreihe wurde ins Leben gerufen,
um die Situation von Frauen im Wissenschaftsbe-
trieb sichtbar zu machen und eine Sensibilität für
verschiedene Lösungsstrategien zu erzeugen. Vier
dieser Bände basieren auf den Berichten zum For-
schungsschwerpunkt „Politikrelevante Hochschul-
forschung: Frauen in Wissenschaft und For-
schung“, ein Band beschäftigt sich mit der Imple-
mentierung von Gender Studies an der Universität
Wien, ein anderer erfasst die Arbeit des an der
Universität Wien eingerichteten Gender Kollegs.
Ein weiterer Band widmet sich dem Thema „Das
Geschlecht der Politik“, basierend auf einem Län-
dervergleich. Die Maßnahmen des BMBWK in den
Bereichen Frauenförderung und Gleichstellung
seit den 1970er Jahren bis zur Umgestaltung der
Universitäten sind ebenso in einem Band zusam-
mengetragen.

4.7 Frauenpolitischer Beirat für 
Universitäten 

Mit dem Universitätsgesetz 2002 traten verschie-
dene Veränderungen in Kraft, die auch die Berei-
che Frauenförderung und Gleichstellung betra-
fen. Unter anderem galt es neue institutionalisier-
te Formen der Zusammenarbeit zwischen Bundes-
ministerium und Universitäten zu organisieren.
Daher wurde 2003 der Frauenpolitische Beirat für
Universitäten von der Bundesministerin für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur eingerichtet und
mit spezifischen Aufgaben betraut. Die gesetzli-
che Grundlage dafür bildet § 8 Abs. 2 Bundesminis-
teriengesetz 1986. Die Aufgabe des Frauenpoliti-
schen Beirates ist, die Bundesministerin in Fragen
der Frauenförderung und Gleichstellung an den
Universitäten zu beraten. Die Beratung umfasst
das Aufzeigen struktureller Schwachstellen, das
Einbringen von Verbesserungsvorschlägen zur Be-
seitigung von Mängeln und generelle Empfehlun-
gen dazu, wie die im Universitätsgesetz 2002 ver-
ankerten frauenfördernden Bestimmungen um-

zusetzen sind. Aus diesen Aufgaben erwuchs fol-
gende Leitlinie: Frauenfördernde Maßnahmen
sind in die Steuerungsinstrumente des Universi-
tätsgesetzes 2002 einzubinden. Das betrifft glei-
chermaßen die Leistungsvereinbarungen und die
Finanzierung der Universitäten sowie die Bericht-
legung und das Controllingverfahren. Dies erfor-
dert, dass Frauenförderung und Gleichstellung in
den Evaluierungen zu berücksichtigen sind und in
die Konzepte zur Qualitätssicherung eingebun-
den werden müssen. Als wichtig wurden auch
Sensibilisierungsmaßnahmen sowie Informations-
und Öffentlichkeitsarbeit zu Themen und Maß-
nahmen der Frauenförderung und Gleichstellung
von Frauen und Männern an Universitäten erach-
tet.

Als eine der ersten Empfehlungen des Beirats
ist die Entwicklung von Maßnahmen zur Anhe-
bung der Zahl der Professorinnen an den Universi-
täten zu nennen. Vor dem Hintergrund statisti-
scher Daten wurde das Programm „excellentia.
Ein High Potentials Programm für Österreichs Uni-
versitäten“ initiiert, das im Herbst 2004 vom Rat
für Forschung und Technologieentwicklung zur
Finanzierung empfohlen wurde und 2005 umge-
setzt wird. Ebenso hat der Beirat empfohlen, dass
bei der Zuerkennung von Vorziehprofessuren
auch frauenfördernde Aspekte bzw. genderspezi-
fische Forschungsbereiche einzubinden sind, um
die Zahl der Professorinnen zu erhöhen. Eine an-
dere wichtige Anregung des Beirats war es, die
Universitäten hinsichtlich ihrer Leistungen in den
Bereichen Frauenförderung und Gleichstellung zu
evaluieren. Ein entsprechender Auftrag ist seitens
des BMBWK, der ÖRK und der ÖH an die Österrei-
chische Qualitätssicherungsagentur (AQA) ergan-
gen. Im Jahr 2005 wurde eine Informationsveran-
staltung des BMBWK und des Frauenpolitischen
Beirats für Universitäten für die Vorsitzenden und
Mitglieder der Universitätsräte zum Thema „Wie
kommt Gender in das Hochschulmanagement“
abgehalten.

4.8 Gender Mainstreaming

Als Mitglied der Europäischen Union hat sich
Österreich politisch verpflichtet, die Strategie des
Gender Mainstreaming in nationalen Politiken
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umzusetzen. Diese Verpflichtung ist rechtlich
durch den Amsterdamer Vertrag verankert. Die
vom BMBWK eingerichtete Ressortarbeitsgruppe
Gender Mainstreaming widmet sich unter ande-
rem auch spezifischen Implementierungsfragen
von Gender Mainstreaming für den Bereich Uni-
versitäten, die im Arbeitsplan „Top Ten – Top
Down“ festgelegt wurden: Genderspezifische Da-
tenerhebung im BMBWK und genderspezifische
Indikatoren im Bereich Universitäten. Um die
Transparenz der Geschlechterverteilung zu er-
möglichen, wird seit vielen Jahren vom BMBWK
besonderer Wert auf eine nach Geschlecht diffe-
renzierte statistische Datenerhebung und Veröf-
fentlichung gelegt. Auch im Bereich Forschung
wird an der Neugestaltung der Datenbanken nach
geschlechtsspezifischen Kriterien gearbeitet. Das
Thema Gender Mainstreaming findet ebenso
durchgehend bei der Entwicklung von universi-
tätsspezifischen Indikatoren im Rahmen der Im-
plementierung des Universitätsgesetzes 2002 Ein-
gang, womit die Sensibilisierung der Universitä-
ten für Gender Mainstreaming intensiviert wer-
den soll. Implementierungsvorschläge und Über-
legungen zu Gender Mainstreaming umfassen die
von den Universitäten vorzulegenden Tätigkeits-
berichte, die Entwicklungspläne, die Entwicklung
der Indikatoren für die Wissensbilanz und die Er-
stellung sämtlicher Kennzahlen im Bereich Univer-
sitäten sowie jene Teile des Budgets der Universi-
täten, die über Formeln errechnet werden. Auch
bei den Erörterungen zur Universitätsanalyse, der
Beurteilung der Bauvorhaben und den Leistungs-
vereinbarungen soll der Gender Mainstreaming-
Aspekt Berücksichtigung finden. In der Ausschrei-
bung jenes Teils des Budgets der Universitäten,
das für Implementierungsanreize ausgeschüttet
wird, ist das Thema Gender Mainstreaming expli-
zit als ein zentraler Punkt der Ausschreibung be-
rücksichtigt worden. An einigen Universitäten hat
das BMBWK in Kooperation mit den Universitäten
vom ESF kofinanzierte Projekte gefördert, die sich
konkret mit dem Thema Gender Mainstreaming
an Universitäten befassen: Karriere-Links, uni-
versitäre Nachwuchsförderung und Laufbahn-
planung unter Gender Mainstreaming-Prämissen
(Universität Linz und Salzburg), Gender- und
Diversitätsmanagement (Wirtschaftsuniversität

Wien). Wie bei anderen ESF-Projekten erfolgt die
Prüfung der Förderfähigkeit auch streng unter
dem Gesichtspunkt des Gender Mainstreaming
durch eine externe Stützstruktur anhand einer
Gender Mainstreaming-Checkliste. 

4.9 EU-Vorgaben zur Förderung von 
Frauen in der Wissenschaft und 
Forschung

Das zunehmende Engagement der Europäischen
Kommission in Bezug auf die europaweite Unter-
repräsentanz von Frauen in wissenschaftlichen Be-
rufen und Entscheidungsgremien führte 1999 zur
ständigen Einrichtung der Helsinki Group on Wo-
men and Science. Das Mandat dieser aus Regie-
rungsvertreterinnen und Gleichstellungsexpertin-
nen bestehenden Gruppe liegt in der Förderung
der Beteiligung von Frauen an Wissenschaft und
Forschung auf lokaler, regionaler, nationaler und
europäischer Ebene. In gezielter, koordinierter
Weise begleitet sie laufend die europaweite qua-
litative und quantitative Bestandsaufnahme der
Situation der Frauen in Wissenschaft und For-
schung und gibt Empfehlungen für die weitere
Vorgangsweise ab. So wurde mit Unterstützung
der statistischen Korrespondent/inn/en der Helsin-
ki Gruppe und Eurostat über zwei Jahre an der
Entwicklung vergleichbarer genderspezifischer
Statistiken und europäischer Indikatoren als
Grundlage für eine bessere Bewertung der Betei-
ligung der Frauen an der europäischen Forschung
und Wissenschaft gearbeitet („She Figures
2003“6). Auf Basis der von den Mitgliedern der
Helsinki Gruppe erstellten nationalen Berichte
wurde im Jahr 2002 der Bericht „The Helsinki
Group on Women and Science: National Policies
on Women and Science in Europe“7 herausgege-
ben, in dem nationale und politische Kontexte be-
schrieben und analysiert werden. Erstmals kann
somit die Repräsentanz von Frauen in der Wissen-
schaft in 30 Ländern qualifiziert verglichen wer-
den. Im Rahmen der neuen EU-Initiative zur Stei-

6 European Commission, DG Research (2003), Women and Sci-
ence Statistics and Indicators, She Figures 2003.

7 European Commission, DG Research (2002), The Helsinki
Group on Women and Science, National Policies on Women
and Science in Europe.
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gerung der Beteiligung von Frauen in der industri-
ellen Forschung in Europa (Women in Industrial
Research – WIR) wurde 2003 der Bericht „Women
in Industrial Research – Speeding up changes in
Europe“8 erstellt, für den auch die KMU Forschung
Austria einen Beitrag lieferte. Unter den rund
500.000 Forschenden in Europas Unternehmen
konnten im Rahmen einer ersten Datenanalyse et-
wa 50.000 Frauen ausfindig gemacht werden. Be-
zogen auf die zehn Länder, die erstmals ge-
schlechtsspezifische Daten ausweisen, liegt der
EU-Durchschnittswert bei 15%, in einigen Län-
dern liegt er bei 9,6% (Deutschland) bzw. bei 9%
(Österreich), obwohl der Frauenanteil an den

Hochschulabschlüssen in Europa im Jahr 2000 bei
55% lag. Die besondere Situation der Wissen-
schafterinnen in Zentral- und Osteuropa sowie in
den baltischen Ländern, die sich durch die kom-
munistische Ära und den Übergang zur Markt-
wirtschaft in ihrer Problemstellung in vielen
Aspekten von anderen EU-Mitgliedstaaten unter-
scheiden, wurde eigens analysiert. Die dafür ein-
gesetzte Expert/inn/engruppe ENWISE (Enlarge
Women in Science to East) erstellte im Jahr 2004
dazu den Bericht „Waste of talents: turning priva-
te struggles into a public issue; Women and Sci-
ence in the ENWISE countries“.9    

8 European Commission, DG Research (2003), Women in 
Industrial Research – Speeding up changes in Europe.

9 European Commission, DG Research (2004), Waste of 
talents: turning private struggles into a public issue – 
Women and Science in the ENWISE countries.
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5 Internationalisierung an Universitäten           

5.1 Informationsaktivitäten zur 
Internationalisierung und Mobilität

Wissenschaft und Forschung finden mehr denn je
in einem internationalen Kontext statt. Die Initiati-
ven zur Schaffung eines gemeinsamen Europäi-
schen Bildungsraumes („Bologna-Prozess“) und ei-
nes Europäischen Forschungsraumes (EFR) sind ein
treibender Motor für die fortschreitende Interna-
tionalisierung der Universitäten und des Hoch-
schulstandortes Österreichs. Das „Forum Interna-
tionales“ der Österreichischen Rektorenkonferenz
dient als Plattform zur Diskussion und zum Erfah-
rungsaustausch für konkrete Internationalisie-
rungsmaßnahmen in Kooperation mit den Vizerek-
tor/inn/en für Internationales. Parallel dazu wurde
im Rahmen der Österreichischen Fachhochschul-
Konferenz der Ausschuss „Internationale Angele-
genheiten“ eingerichtet, der viele übergreifende
Themen mit der Rektorenkonferenz abstimmt. 

Informationsmaßnahmen in Form von Publika-
tionen, Inseraten, Tagungen, Flugblättern und
Homepages zielen vor allem auf die verstärkte
Sensibilisierung für die Bedeutung der Internatio-
nalisierung bei den Studierenden, Studienanfän-
ger/inne/n, Graduierten und Wissenschafter/inne/n,
aber auch den zuständigen Verwaltungsstellen
an den Universitäten ab. Der Österreichische Aus-
tauschdienst (ÖAD) hat seine Stipendiendaten-
banken (www.grants.at) wesentlich ausgebaut.
Während bisher Suchfunktionen für Stipendien-
möglichkeiten an in- und ausländischen Universi-
täten sowie entsprechende Bewerbungsformulare
zur Verfügung stehen, soll in weiterer Folge die
bestehende Datenbank zu einer Förderdatenbank
ausgebaut werden. In Zukunft werden nicht nur
Stipendien, sondern möglichst alle Förderungen
(Preise, Taggelder, Forschungsförderungen u.a.)
erfasst. Die Homepage des ÖAD (www.oead.ac.at)

ist eine Drehscheibe für alle Informationen im Zu-
sammenhang mit internationaler Mobilität, wie
Stipendien, Kooperationen, Publikationen etc. 

Die Teilnahme an dem EU-Projekt „Resear-
cher’s Mobility Portal“ (europa.eu.int/eracareers/
index_en.cfm) wurde fortgesetzt und die österrei-
chische Portalseite www.researchinaustria.info/
ausgebaut. Erfreulich ist, dass es aufgrund der gu-
ten Leistungen Österreichs im Projekt möglich
war, die erste Jahreskonferenz 2004 in Österreich
abzuhalten.

Im Rahmen des Hochschulmarketing ist Öster-
reich regelmäßig auf den größten Bildungsmes-
sen in Europa (EAIE), Asien (APPLE) und den USA
(NAFSA) vertreten. Dies zielt darauf ab, das Inter-
esse ausländischer Hochschuleinrichtungen am
Hochschulstandort Österreich und an der Koope-
ration mit österreichischen Universitäten und
Fachhochschulen weiter zu stärken. Öffentlich-
keitsarbeit und aktive Unterstützung bei der An-
bahnung und Aufbau von Kooperationen sowie
die Beratung und Vernetzung von Wissenschafts-
akteuren werden auch durch das vom BMBWK,
BMVIT und BMWA finanzierte Office of Science &
Technology (OST) in Washington und die Austrian
Science and Research Liaison Offices (ASOs) in
Brno (CZ), in Bratislava und Kosvice (beide SK), in
Budapest (H), in Ljubljana (SLO) und Sofia (BG) so-
wie das Österreichisch-Ukrainische Koordinations-
büro für Wissenschaft, Bildung und Kultur in Lem-
berg (UKR) angeboten.

5.2 Der Bologna-Prozess – Auf dem Weg 
zu einem „Europäischen Hochschul-
raum“ 

Der Bologna-Prozess legt den Grundstein für eine
freiwillige Annäherung der Hochschulsysteme
Europas. Im Jahr 1999 unterzeichneten die Bil-
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dungsministerinnen und Bildungsminister von 29
Ländern die so genannte „Bologna-Erklärung“, in
der gemeinsame Ziele für die Errichtung eines eu-
ropäischen Hochschulraumes und deren Umset-
zung bis 2010 festgelegt wurden. Bei der Nach-
folgekonferenz in Prag 2001 schlossen sich weite-
re vier Länder der Initiative an, bei der Konferenz
in Berlin 2004 kamen weitere sieben Staaten hin-
zu und mit der Bildungsminister-Konferenz in
Bergen (Norwegen) im Mai 2005 wurden es ins-
gesamt 45 Staaten. Als nationale Bologna Follow-
up-Kontaktstelle fungiert in Österreich die Sekti-
on „Wissenschaftliche Forschung; Internationale
Angelegenheiten – Bereich Wissenschaft“ des
Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur.

Die Umsetzung der Ziele der „Bologna-Erklä-
rung“ an den österreichischen Hochschuleinrich-
tungen wird von einem Monitoring-Prozess be-
gleitet. Der bereits dritte „Bericht über den Stand
der Umsetzung der Bologna-Erklärung in Öster-
reich 2005“1 umfasst die Jahre 2000 bis 2004 und
beleuchtet neben den österreichischen Universitä-
ten und Fachhochschulen erstmals auch die Situa-
tion an den Pädagogischen Akademien und Pri-
vatuniversitäten. Zur innerösterreichischen Ver-
breitung von Informationen wurde eine Website
(www.bologna.at) eingerichtet, die sowohl über
europäische als auch österreichische Entwicklun-
gen informiert.

5.2.1 Rechtliche und organisatorische Maß-
nahmen im Überblick

Die Umsetzung der Bologna-Ziele geht in Öster-
reich rasch voran. Durch das Universitätsgesetz
2002 und die Änderung des Fachhochschul-Studi-
engesetzes 2002 sind in Österreich die rechtlichen
Voraussetzungen zur Erreichung der Ziele der „Bo-
logna-Erklärung“ geschaffen worden und sehen
folgendermaßen aus: 
● Einführung eines Systems leicht vergleichbarer

Abschlüsse: Durch eine Novelle zur Universitäts-
Studienevidenzverordnung 2002, BGBl. II Nr.
288/2002, wurde das Diploma Supplement (Zu-
satz zum Diplom) verpflichtend eingeführt. Das

Diploma Supplement wird derzeit von den Uni-
versitäten auf Antrag und ab dem Winterse-
mester 2005 von Amts wegen ausgestellt.

● Einführung des dreistufigen Studiensystems
(Bachelor – Master – Doctor): Die Grundlage
für die Einführung von Bakkalaureats- und Ma-
gisterstudien an Universitäten wurde mit der
UniStG-Novelle 1999 gelegt, im Fachhochschul-
sektor mit einer Novelle zum FHStG 2002. Fast
29% der zum ersten Studienabschluss führen-
den Studien an den Universitäten wurden be-
reits in das Bakkalaureats- und Magisterstudi-
ensystem umgewandelt. Die Universitäten dür-
fen neben den viersemestrigen Doktoratsstudi-
en auch achtsemestrige Doktoratsstudien (PhD-
Doktoratsstudien) einrichten.

● Einführung eines Leistungspunktesystems im
Sinne des ECTS unter weitestmöglicher Einbe-
ziehung des informellen und nicht formellen
Lernens: Sowohl das UniStG 1997, das Universi-
tätsgesetz 2002 als auch die Novelle zum
FHStG 2002 regeln die verpflichtende Vergabe
von ECTS-Punkten für die Lehrveranstaltungen
im Rahmen der Curricula. 

● Förderung der Mobilität von Studierenden, so-
wohl im Zugang zu Studien- und Ausbildungs-
angeboten als auch zu entsprechenden Dienst-
leistungen: Österreich hat ein vorbildliches
Studienförderungssystem, sodass die Mobilität
der Studierenden durch die Kombination von
Studienbeihilfe (Mitnahmemöglichkeit für
Auslandsstudien) und Mobilitätsstipendien
nachhaltig unterstützt wird. Neben der Förde-
rung von sozial bedürftigen Studierenden
(Studienbeihilfe) steht ein umfangreiches Sti-
pendienangebot zur Verfügung, das es Studie-
renden und Graduierten ermöglicht, mit finan-
zieller Unterstützung mobil zu werden (z.B.
ERASMUS-Stipendien; Stipendien im autono-
men Bereich der Universitäten; CEEPUS-Stipen-
dien; Aktionen Österreich – Tschechien, Öster-
reich – Slowakei, Österreich – Ungarn; Postgra-
duate-Stipendien für das fremdsprachige Aus-
land). 

● Förderung der Mobilität von Universitätslehrer/
inne/n: Das Dienstrecht beinhaltet verschiedene
Förderungsmaßnahmen und Erleichterungen
für Universitätslehrer/innen hinsichtlich Lehr-1 www.bmbwk.gv.at/europa/bp/bericht_05.xml
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und Forschungsaufenthalten im Ausland. Im
Universitätsgesetz 2002 sind für neu anzustel-
lendes Universitätspersonal individuell gestalt-
bare Arbeitsverträge auf Grundlage eines (der-
zeit in Verhandlung befindlichen) Kollektivver-
trages vorgesehen. Einige Universitäten ergän-
zen diese Instrumente durch finanzielle
Förderungen.

● Förderung der europäischen Zusammenarbeit
bei der Qualitätssicherung im Hinblick auf die
Erarbeitung vergleichbarer Kriterien und Me-
thoden: 2004 wurde die Österreichische Quali-
tätssicherungsagentur (AQA) für den gesamten
tertiären Bildungsbereich eingerichtet. Die un-
abhängige Agentur unterstützt Universitäten
und Fachhochschulen in der Entwicklung von
Qualitätssicherungsprozessen, koordiniert Eva-
luierungsverfahren und wirkt an der Entwick-
lung von Standards und Verfahren der Quali-
tätssicherung auf europäischer Ebene mit (vgl.
Kapitel 1.6.1).

● Förderung der europäischen Dimension im
Hochschulbereich: Dazu gehört unter anderem
die Entwicklung von Curricula für Module, Kur-
se und Lehrgänge mit „europäischem“ Inhalt,
die partnerschaftlich von Institutionen aus ver-
schiedenen Ländern angeboten werden und
auch zu einem gemeinsamen Abschluss führen
können. Österreich liegt dabei im guten euro-
päischen Durchschnitt. An den Universitäten
belaufen sich die Joint study-/Double degree-
Programme auf etwa 30, die entweder ordent-
liche Studien oder Universitätslehrgänge sein
können. Die Tendenz ist aufgrund der großen
Nachfrage aus dem Ausland und durch das
ERASMUS MUNDUS-Programm steigend. Im
Rahmen des Projekts „Tuning Educational
Structures in Europe“ (2. Phase 2003/04) haben
fünf österreichische Universitäten und eine
Pädagogische Akademie teilgenommen
(www.relint.deusto.es/TUNINGProject/index.htm).
Fünf Bologna-Promotor/inn/en beraten bun-
desweit alle Hochschuleinrichtungen; des Wei-
teren haben alle Universitäten Bologna-Beauf-
tragte.

5.2.2 Internationalisierung des 
Studienrechts

Das Universitätsgesetz 2002 legt die nationale und
internationale Mobilität der Studierenden, der
Absolvent/inn/en sowie des wissenschaftlichen
und künstlerischen Universitätspersonals als einen
der leitenden Grundsätze für die Universitäten bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben fest. Gerade mit der
neuen Stellung der Universität als autonome Ein-
richtung gewinnt dieser Grundsatz eine tragende
Bedeutung für die Erarbeitung der Curricula, die
Durchführung des Anerkennungswesens und die
Gestaltung der Arbeitsverträge für das neu einzu-
stellende Universitätspersonal.

Für alle studienrechtlichen Fragen und damit
für alle Anerkennungsvorgänge, ausgenommen
im Zusammenhang mit der Zulassung zum Studi-
um, ist in der Satzung jeder Universität ein mono-
kratisches Organ einzurichten. Die dadurch er-
folgte Konzentration des Know-how soll die vie-
len Organe, die bisher für Anerkennung zuständig
waren, entlasten und zur Professionalisierung der
Anerkennungsvorgänge beitragen. Über Aner-
kennungsanträge in erster Instanz ist nun spätes-
tens zwei Monate nach ihrem Einlangen an der
Universität zu entscheiden. Die Mobilität zwi-
schen Universitäten sowohl innerhalb Österreichs
als auch der EU und des EWR soll durch eine vom
Gesetz geforderte großzügige Anerkennungspra-
xis in verwandten Studien unterstützt werden: Die
an einer solchen Universität für ein Fach abgeleg-
ten Prüfungen sind für das gleiche Fach bei Fort-
führung desselben – das heißt fachlich einschlägi-
gen – Studiums an einer anderen inländischen
Universität jedenfalls anzuerkennen, wenn die
ECTS-Anrechnungspunkte gleich sind oder nur ge-
ringfügig abweichen. Solche Anerkennungen
können im Curriculum generell festgelegt wer-
den. Schließlich wird durch einige Regelungen auf
die Besonderheiten eines Studiums mit virtueller
Mobilität Rücksicht genommen.

5.2.3 Diploma Supplement

Die akademischen Grade und Qualifikationen un-
terscheiden sich häufig nicht nur hinsichtlich ihrer
Bezeichnung, sondern auch ihrer Funktion und
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Stellung innerhalb eines bestimmten Hochschulsys-
tems wesentlich voneinander. Dies gilt auch nach
der schrittweisen Umstellung der Studienstruktu-
ren auf die europäische Studienarchitektur. Um
Missverständnisse über akademische Grade und
unangemessene Bewertungen zu vermeiden,
wurde während der letzten zehn Jahre in einem
intensiven Prozess, in den sich die UNESCO, der
Europarat und die Europäische Kommission sowie
viele Mitgliedstaaten – darunter auch Österreich –
aktiv eingebracht haben, ein Modell für eine
strukturierte und standardisierte Information er-
arbeitet. Diese Information besteht in einem Zu-
satzdokument zur Urkunde über die Verleihung
eines akademischen Grades – dem „Zusatz zum Di-
plom“ (Diploma Supplement), das in acht genorm-
ten Punkten die grundlegenden Angaben über
den verliehenen akademischen Grad innerhalb
des betreffenden Hochschulsystems, kombiniert
mit den Angaben über die/den konkreten Absol-
vent/inn/en, macht. Einige allgemeine Standards
werden im Sinne der Einheitlichkeit vom Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
vorgegeben. Die Ausstellung erfolgt zumindest in
der Landessprache und in einer weiteren Sprache
(in Österreich in Deutsch und Englisch). Das Diplo-
ma Supplement ersetzt weder die Verleihungsur-
kunde noch enthält es irgendeine Art der Wer-
tung. Es enthält für die Bewertungsstellen in an-
deren Staaten, aber auch für viele Adressat/inn/en
im jeweiligen Staat selbst, vor allem bei Anstellun-
gen von Absolvent/inn/en durch private Arbeitge-
ber/innen, verlässliche und genormte Standardan-
gaben über eine akademische Qualifikation,
gleichgültig aus welchem Staat diese Qualifikati-
on stammt.

Die europäischen Staaten führen das Diploma
Supplement auf freiwilliger Basis schrittweise ein.
In Österreich wurde es ab dem Studienjahr 2002/03
für die Universitäten durch Verordnung der Bun-
desministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur
und für die Fachhochschul-Studiengänge durch
Verordnung des Fachhochschulrates generell ein-
geführt. Auf einer eigens dafür eingerichteten
Website des Bundesministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur (www.bmbwk.gv.at/
diploma-supplement) sind zur Unterstützung die
Grundlagen, eine Ausfüllanleitung und einige

Muster, die an verschiedenen Institutionen in Ver-
wendung stehen, zu finden. 

5.2.4 Gemeinsame Studienprogramme

Im Sinne des europäischen Trends wurde eine ent-
sprechende rechtliche Basis für gemeinsame
grenzüberschreitende Studienprogramme erfor-
derlich. Darunter fallen verschiedene Modelle mit
je eigenen Gesetzmäßigkeiten und Bezeichnun-
gen (z.B. Doppeldiplom-Programme, Double de-
gree programs, Joint study programs, Gemeinsa-
me Abschlüsse, Programmes co-tutelles des thè-
ses), die nicht immer klar definiert sind. Das Bun-
desministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur hat die diesbezüglich grundsätzlichen Fra-
gen in einer Arbeitsgruppe mit der Österreichi-
schen Rektorenkonferenz, der Österreichischen
Fachhochschul-Konferenz und der Hochschülerin-
nen- und Hochschülerschaft diskutiert und im Jahr
2002 entsprechende Empfehlungen als Service für
die Universitäten und Fachhochschul-Studiengän-
ge erlassen.

Das Universitätsgesetz 2002 hat die Doppeldi-
plom-Programme gesetzlich verankert, wobei es
die Ausgestaltung weitgehend den Universitäten
überlässt. Das Fachhochschul-Studiengesetz hat
mit der Novelle aus 2003 eine parallele Regelung
erlassen. Die wesentlichen Fragen, die bei der
vertraglichen Ausgestaltung eines Doppeldi-
plom-Programms zwischen zwei oder mehreren
Partnerinstitutionen bedacht werden sollten,
sind vor allem das Zulassungsverfahren, die Be-
freiung von Studienbeiträgen, die abgestimmte
volle Anerkennung von Prüfungen, die gemein-
same Betreuung wissenschaftlicher Arbeiten und
die Verleihung akademischer Grade. Zur Frage
der akademischen Grade hat die oben genannte
Arbeitsgruppe empfohlen, generell nach Mög-
lichkeit dem Modell eines integrierten Pro-
gramms („Joint study program“ im eigentlichen
Sinn) den Vorzug zu geben, das als Abschluss ei-
nen einzigen akademischen Grad vorsieht, der
von allen Partnerinstitutionen automatisch voll
anerkannt wird und in den jeweiligen Sitzstaaten
alle rechtlichen Wirkungen – vor allem im Hin-
blick auf die Berufszugänge – entfaltet. Es sollte
aber vermieden werden, aus dem Titel eines ge-
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meinsamen Studienprogramms unabhängig von-
einander mehrere akademische Grade zu erwer-
ben und zu führen. 

In den Tätigkeitsberichten der Universitäten
wird die Mitgliedschaft in universitären Netzwer-
ken betont.2 Zahlreiche bi- oder multilaterale Uni-
versitätspartnerschaften kennzeichnen das Bild,
wobei ein großer Trend zu Joint study-Program-
men erkennbar ist. Beispielsweise bietet die Uni-
versität für Bodenkultur Wien vier internationale
Masterprogramme an, zwei davon in Kooperation
mit ausländischen Universitäten. Die Universität
Wien stützt sich zur Etablierung von Joint De-
grees, European Masters und European Doctora-
tes u.a. auf Universitätsnetzwerke wie UNICA
(Netzwerk der europäischen Hauptstadtuniversi-
täten). Die Universität Klagenfurt bietet ein Doub-
le degree-Programm mit der Universität Udine an.
Die Universität Graz wird in den Bereichen Inter-
disziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung,
Alpe Adria, Anglistik/Amerikanistik, Jüdische Stu-
dien, Lateinamerika-Studien, Südosteuropäische
Geschichte und Umweltsystemwissenschaften
sechs so genannte Joint degree-Programme ein-
richten, die mindestens ein verpflichtendes Aus-
landssemester vorsehen und in allen Ländern der
Partneruniversitäten anerkannt sind. Die Techni-
sche Universität Wien berichtet von zwei neu ein-
gerichteten Doppeldiplom-Programmen, die Uni-
versität Salzburg, die Universität Linz und die
Technische Universität Graz von Planungen für
Joint degree-Programme.

5.2.5 ECTS (European Credit Transfer System)

Die Anwendung des ECTS ist für alle Universitäts-
studien verpflichtend vorgesehen und an den Uni-
versitäten und Fachhochschul-Studiengängen be-
reits eingeführt. Der Technischen Universität
Graz, die als erste österreichische Universität eine
volle Umsetzung durchgeführt hat und daraus ih-
re Erfahrungen an viele andere Institutionen wei-
tergeben konnte, wurde im Jahr 2004 seitens der
Europäischen Kommission das ECTS-Label verlie-
hen, 2005 erhielt die Fachhochschule Vorarlberg
diese Auszeichnung. Durch die auf Universitäts-
ebene, aber auch im sonstigen tertiären Bildungs-
bereich nahezu flächendeckende Einführung und
Anwendung des European Credit Transfer Sys-
tems ist eine nationale und internationale Ver-
gleichbarkeit von Studienleistungen und so ein
wesentlicher Beitrag zur nationalen und interna-
tionalen Durchlässigkeit von Studien gewährleis-
tet. Das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur sieht sich als Plattform, um lau-
fend damit zusammenhängende Fragen zu be-
handeln und den Erfahrungsaustausch zu bele-
ben.

5.2.6 Internationalisierungsaktivitäten im 
Bezug auf Studierende an Universitäten

In den Tätigkeitsberichten der Universitäten fin-
den sich hinsichtlich der Betreuung von Incoming
und Outgoing Studierenden Angaben über
Sprachkurse für Outgoings, und zwar insgesamt in
Arabisch, Chinesisch, Englisch, Französisch, Italie-
nisch, Japanisch, Koreanisch, Portugiesisch, Rus-
sisch, Schwedisch, Slowenisch, Spanisch und Unga-
risch. Je nach Universität variieren die Betreuungs-
formen, z.B. Welcome-Events für Incomings; the-
menspezische Workshops; Buddynet-Programme;
System von freiwilligen Mentor/inn/en. Flankiert
werden diese durch Informationsaktivitäten der
Universitäten für Incoming und Outgoing Studie-
rende, wie ERASMUS-Broschüren und -Newsletter,
„International Student Guides“, Informationsver-
anstaltungen zu Beginn des Semesters sowie Stu-
dy Affairs Informations auf den Homepages. In al-
len Fällen spielen das jeweilige Auslandsbüro, die
Koordinator/inn/en der einzelnen Programme

2 Mitgliedschaften mehrerer Universitäten finden sich u.a.
in folgenden universitären Netzwerken: ASEA-UNINET
(Asean-European-University-Network); Eurasia-Pacific-UNI-
NET (erster Schwerpunkt: Zusammenarbeit mit China und
der Mongolei); CEEPUS (Central European Exchange Pro-
gram for University Studies). Daneben sind einzelne Univer-
sitäten u.a. in folgenden Netzwerken vertreten: Triangulum
(Innsbruck, Freiburg i.Br., Padua); LAE3 (Latin American
European Engineering Exchange Programme); CEMS (Com-
munity of European Management Schools and Internatio-
nal Companies); PIM (Partnership in International
Management); JOSZEF (Junge ost- und mitteleuropäische
Studierende als zukünftige erfolgreiche Führungskräfte);
Internationales Netzwerk von medizinischen Fakultäten
und Universitäten (von der Medizinischen Universität Graz
initiiert); Netzwerk lateinamerikanischer Universitäten
(unter der Leitung der Universität Linz); EUA Quality Cul-
ture Projects; EUROLIFE-Konsortium; EU-Netzwerk für
Alternsforschung; CUMULUS-Netzwerk; AEC; ELIA; ERAS-
MUS-String Orchestra.
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bzw. Netzwerke oder auch einzelne Institute eine
zentrale Rolle. Die großen Mobilitätsprogramme
werden von einzelnen Aktionen von Universitä-
ten – vor allem im Hinblick auf Nordamerika und
Australien – ergänzt durch Joint studies, kurzfristi-
ge wissenschaftliche Auslandsaufenthalte, Inter-
national Student Exchange Programs (Studieren-
denaustausch mit den USA), Jean-Monnet-Projek-
te, Sommeruniversitäten u.a.

Es wird in den Tätigkeitsberichten der Universi-
täten in einigen Fällen zur Frage der Finanzierung
der Mobilität von Studierenden auch auf ergän-
zende Förderungsinstrumente der einzelnen Uni-
versitäten, etwa Zuschüsse für Auslandsaufenthal-
te für Studierende, Stipendien für ausländische Stu-
dierende mit gutem Studienerfolg, und auf die Pra-
xis beim Erlass des Studienbeitrages hingewiesen. 

5.3 Europäische Benchmarks im Bereich 
berufliche und allgemeine Bildung

Die europäischen Staats- und Regierungschefs
setzten sich 2000 in Lissabon das Ziel, die Europä-
ische Union bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfä-
higsten und dynamischsten wissensbasierten Wirt-
schaftsraum der Welt zu machen. Das vom Rat Bil-
dung 2002 dafür aufgesetzte Arbeitsprogramm
„Detailliertes Arbeitsprogramm zur Umsetzung
der Ziele der Systeme der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung in Europa“3 sieht qualitative und
quantitative Instrumente zur Messung des er-
reichten Fortschritts vor. Neben einem generellen
Themenkatalog für Erfahrungsaustausch und Peer
Reviews beinhaltet das Arbeitsprogramm Vorga-
ben für eine indikatoren- und benchmarkbasierte
Umsetzungsstrategie der bildungspolitischen Ziel-
setzungen. Die Ständige Gruppe für Indikatoren
und Benchmarks unterstützt die Festlegung von
Indikatoren und Referenzwerten und unterzieht
den Umsetzungsgrad der Lissabon-Strategie ei-
nem datenbasierten Monitoring. Darüber hinaus
sind die Indikatoren auch Basis für Erfahrungsaus-
tausch: Anhand von best practice soll ein Vonein-
ander-Lernen möglich und etabliert werden. 

Im Mai 2003 wurden vom Rat Bildung fünf eu-

ropäische Durchschnittsbezugswerte (Bench-
marks) festgelegt4, die der Beobachtung von
Fortschritten bei der Verwirklichung der Lissabon
Ziele dienen: Die Zielerreichung wird durch regel-
mäßig erhobene Kennzahlen überprüft und mit
den Leistungen der Besten der Welt in Beziehung
gesetzt. Die Benchmarks definieren Zielwerte für
die Bereiche frühzeitige Schulabgänger (höchs-
tens 10% bis 2010), Abschlüsse in mathemati-
schen, naturwissenschaftlichen und technischen
Studien (bis 2010 mindestens 15% mehr als 2000),
Abschluss der Sekundarstufe II (mindestens 85%
bis 2010), grundlegende Fertigkeiten (höchstens
15,5% schlechte Leistungen im Bereich Lesekom-
petenz bis 2010) sowie Lebenslanges Lernen (min-
destens 12,5% Beteiligung bis 2010), die auf euro-
päischer Ebene erreicht werden sollen. Die Euro-
päische Kommission veröffentlicht jährlich einen
Fortschrittsbericht5, der die Entwicklung im Be-
reich der fünf europäischen Benchmarks auf Ebe-
ne der einzelnen Mitgliedsstaaten darstellt. Aktu-
ell hat Österreich drei der fünf Benchmarks er-
reicht bzw. zeichnen sich Trends zum Erreichen
ab: 9,2% frühzeitige Schulabgänger/innen, 85,3%
Abschlüsse der Sekundarstufe II und eine Steige-
rung von 10,7% von 2000 auf 2003 bei den Ab-
schlüssen in mathematischen, naturwissenschaftli-
chen und technischen Studien.

Hinsichtlich der Fortschritte bei der Umsetzung
des Arbeitsprogramms hat die Europäische Kom-
mission regelmäßig dem Europäischen Rat zu be-
richten. Basis dieser Zwischenberichte sind Berich-
te der Mitgliedsstaaten. Im Frühjahr 2005 wurde
von der Europäischen Kommission ein entspre-
chender nationaler Umsetzungsbericht eingefor-
dert, der einen eigenen Abschnitt zur Hochschul-
reform – in enger Abstimmung mit der Umset-
zung des Bologna-Prozesses – und zu den hierfür
gesetzten Maßnahmen zum Inhalt hat.6

3 www.bmbwk.gv.at/medienpool/8173/
ArbproZielberichtde.pdf

4 Rat der Europäischen Union (2003), Schlussfolgerungen des
Rates über europäische Durchschnittsbezugswerte für
allgemeine und berufliche Bildung (Benchmarks). 
europa.eu.int/comm/education/policies/2010/doc/
after-council-meeting_de.pdf

5 Europäische Kommission (2005), Progress towards the Lis-
bon Objectives in Education and Training. europa.eu.int/
comm/education/policies/2010/doc/progressreport05.pdf

6 www.bmbwk.gv.at/europa/bildung/abb2010/
abb2010_zwb.xml
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5.4 Beteiligung der Universitäten am 
Programm „Humanressourcen und 
Mobilität“

Humanressourcen sind ausschlaggebend für Er-
folge in der Forschung, die Erbringung von Spit-
zenleistungen und ein hohes Leistungsniveau
und daher entscheidend für die Umsetzung der
Ziele von Lissabon und Barcelona. Wenn Europa
fähig sein soll, Forschung auf internationalem Ni-
veau zu betreiben, müssen qualifizierte Wissen-
schafter/innen zur Verfügung stehen, die in der
Lage sind, neue Erkenntnisse zu entwickeln, wei-
terzugeben und zu nutzen. Gut ausgebildete und
motivierte Forscher/innen sind auch Grundvor-
aussetzung für die effektive Verwirklichung grö-
ßerer Investitionen in Forschung, insbesondere
aus dem privaten Sektor. In diesem Zusammen-
hang sind die Anzahl der Forschenden und deren
Mobilität sowie die Frage der Berufs- und Karrie-
remöglichkeiten maßgebliche Aspekte. Die För-
derung der internationalen Mobilität und Ausbil-
dung von Wissenschafter/inne/n nimmt daher ei-
ne zentrale Stellung in der Strategie der Europäi-
schen Kommission zur Schaffung eines Europäi-
schen Forschungsraums (EFR) ein, um die Rolle
Europas als führenden Forschungsraum zu ge-
währleisten. Mobilität soll nicht als Ziel, sondern
als ein grundlegendes Instrument für die wissen-
schaftliche Laufbahn angesehen werden. Sie
trägt zur Verbesserung der Forschungsausbildung
durch die Nutzung der besten verfügbaren Mög-
lichkeiten bei, unabhängig davon, wo die Fach-
kenntnisse zu finden sind. 

Im 6. Forschungsrahmenprogramm ist das Pro-
gramm „Humanressourcen und Mobilität“ (Marie
Curie-Maßnahmen) mit einem Budget von rund
€ 1,6 Mrd. ausgestattet. Dies sind rund 10% des
Gesamtbudgets des 6. RP, und das bedeutet eine
Aufstockung von über 70% gegenüber dem 5. RP,
während das Gesamtbudget im 6. RP um 17% er-
höht wurde. Das Programm ist eine der Initiativen
im Bereich „Ausgestaltung des Europäischen For-
schungsraums“ und baut auf den Zielsetzungen
der Vorgängerprogramme IHP (Improving the Hu-
man Research Potential and the Socio-economic
Knowledge Base-Programme, 5. RP), HCM (Hu-
man Capital and Mobility, 4. RP) und TMR (Trai-

ning and Mobility of Researchers, 3. RP) auf. Es
handelt sich um eine Reihe koordinierter Maßnah-
men, die auf die Entwicklung und den Transfer
von Forschungskompetenzen, die Konsolidierung
und Erweiterung der Laufbahnaussichten für Wis-
senschafter/innen und die Förderung von Spitzen-
leistungen in der Forschung abzielen. Es wurden
neue Elemente eingeführt und gleichzeitig die
Weiterführung der erfolgreichsten Maßnahmen
der Vorgängerprogramme gewährleistet. Marie
Curie-Maßnahmen können in fünf Hauptgrup-
pen7 eingeteilt werden und stehen für jeden Fors-
chungsbereich, der den wissenschaftlichen und
technologischen Zielen der EU dient, offen (Bot-
tom-up-Prinzip). Das Programm eröffnet Wissen-
schafter/inne/n in jeder Phase ihrer Laufbahn, erst-
mals unabhängig vom Alter und der Staatsange-
hörigkeit, Möglichkeiten für Ausbildung und Mo-
bilität. Neben neuen Mechanismen als Anreiz zur
Rückkehr für außerhalb Europas tätige europäi-
sche Wissenschafter/innen wird auch die berufli-
che Wiedereingliederung von Wissenschafter/in-
ne/n unterstützt. 

Im Hinblick auf die genannten Zielsetzungen
ist dieses Programm für Universitäten von beson-
derem Interesse, was sich auch aus deren Beteili-
gung im Vergleich zu außeruniversitären For-
schungseinrichtungen bzw. der Industrie wider-
spiegelt. Von allen erfolgreichen österreichischen
Projektanträgen entfallen rund 60% auf Univer-
sitäten. Hohes Interesse und kontinuierlich stei-
gende Einreichzahlen (in einigen Maßnahmen
Verdoppelung der eingereichten Anträge von der
ersten zur zweiten Einreichrunde) haben zu Er-
folgsraten auf alle Beteiligungen bezogen von
durchschnittlich 15%, in einzelnen Maßnahmen
unter 10% geführt. Die durchschnittliche Erfolgs-
rate der Universitäten an allen Beteiligungen
liegt bei 13,5% (Österreich: 11,4%). Eine genaue-
re Analyse der Anträge zeigt jedoch, dass 78%
aller eingereichten Projekte von Universitäten
den Schwellenwert für eine Förderwürdigkeit er-

7 (1) Auf Gasteinrichtungen ausgelegte Maßnahmen, (2) Auf
einzelne Wissenschafter/innen ausgelegte Maßnahmen,
(3) Förderung und Anerkennung von Spitzenleistungen, (4)
Rückkehr- und Wiedereingliederungsmechanismen sowie
(5) Maßnahmen zur Förderung der Kooperation in Mit-
gliedsstaaten und assoziierten Ländern.
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reichten, wovon 15,4% aufgrund von fehlenden
Budgetmitteln gefördert werden konnten. (De-
tailangaben zur Beteiligung und den Erfolgsquo-
ten mit Stand März 2005 sind Tabelle 5.1 zu ent-
nehmen.)   

Um die Möglichkeiten, die Mobilität bietet,
voll ausschöpfen zu können, müssen auch die
Rahmenbedingungen für Wissenschafter/innen in
Europa verbessert werden. In diesem Zusammen-
hang wurden zwei Initiativen als Maßnahmen zur

Umsetzung der Mobilitätsstrategie für den Euro-
päischen Forschungsraum ins Leben gerufen: das
„pan-European Researcher´s Mobility Portal“
(europa.int.eu/eracareers) und das Netzwerk der
europäischen Mobilitätszentren (ERA-MORE). Im
Rahmen dieser Initiativen wird ein breites Spek-
trum von Informationen über Forschungsförde-
rungs- und -finanzierungsmöglichkeiten, Joban-
gebote, rechtliche, administrative und kulturelle
Informationen angeboten. Als Ergänzung zu den

Tabelle 5.1
Beteiligung und Erfolg1 an den Maßnahmen des HRM-Programms (Stand März 2005)

Maßnahme
Dead-

lines bis
03/2005

Beteiligungen
gesamt

Beteiligungen
Österreich

Beteiligungen
Österreich

Universitäten

Erfolgsquote
gesamt

in %

Erfolgsquote
Österreich

in %

Erfolgsquote
Österreich

Universitäten
in %

Summe über alle Maßnahmen 22.452 542 385 15,0 12,7 11,4
Auf Gasteinrichtung ausgelegte Maßnahmen
RTN2 2 10.547 223 174 10 11 15
EST3 2 1.871 27 11 8 7 9
TOK4 2 1.149 19 10 32 26 40
SCF/LCF5 2 1.446 42 31 9 10 13
Auf einzelne Wissenschafter/innen ausgelegte Maßnahmen
EIF6 (Gastinstitution) 2 4.584 128 96 16 13 11
IIF7 (Gastinstitution) 2 1.004 56 37 12 13 5
OIF8 (Gastinstitution) 2 584 13 9 19 15 11
Förderung und Anerkennung von Spitzenleistungen
EXT9 (Gastinstitution) 2 489 12 7 10 17 14
EXC10 (Gastinstitution) 2 114 8 6 20 25 33
Rückkehr- und Wiedereingliederungsmechanismen
ERG11 (Gastinstitution) 7 312 2 2 96 100 100
IRG12 (Gastinstitution) 7 177 2 1 90 50 100
Förderung der Kooperation in Mitgliedsstaaten und assoziierten Ländern
„Mobility Centers“ 3 30 1 0 100 100 –
„Researchers in Europe“-Initiative 1 145 9 1 51 22 0

1 Im Folgenden werden ausschließlich gültig eingereichte und evaluierte Beteiligungen von Institutionen dargestellt. Fellows und Einzelpersonen, die sich im Rahmen
von Marie Curie-Maßnahmen beteiligen, sowie Antragsteller/innen für „Marie Curie-Preise für Spitzenforscher/innen“ sind hier nicht erfasst.

2 Marie Curie-Ausbildungsnetze (Single- und Multipartner).
3 Marie Curie-Stipendien für die Forschungsausbildung von Nachwuchswissenschafter/inne/n.
4 Marie Curie-Stipendien für den Wissenstransfer (Marie Curie-Entwicklungsmaßnahmen, Marie Curie-Förderung für strategische Partnerschaften zwischen Hochschulen

und der Industrie).
5 Marie Curie-Konferenzen und -Lehrgänge bestehend aus Veranstaltungsreihen und Großkonferenzen.
6 Marie Curie-Stipendien für eine Betätigung von europäischen Wissenschafter/inne/n in Europa.
7 Marie Curie-Stipendien für eine Betätigung von Wissenschafter/inne/n aus Drittländern in Europa.
8 Marie Curie-Stipendien für europäische Wissenschafter/innen für eine Betätigung außerhalb Europas.
9 Marie Curie-Beihilfen für Spitzenforscher/innen zum Aufbau von Forschungsteams.
10 Marie Curie-Lehrstühle.
11 Europäische Marie Curie-Wiedereingliederungsbeihilfen.
12 Internationale Marie Curie-Wiedereingliederungsbeihilfen.

Quelle: Europäische Kommission, Auswertungen PROVISO
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Informationen am Portal bietet ein Netzwerk von
Mobilitätszentren einheimischen und ausländi-
schen Wissenschafter/inne/n bei rechtlichen und
verwaltungstechnischen Angelegenheiten prakti-
sche Hilfe vor Ort. Österreich hat unter Mitarbeit
der Auslandsbüros, Büros für Internationales so-
wie der Büros für Forschungsförderungen der
Universitäten ein nationales Netzwerk an Bera-
tungseinrichtungen, die Forscher/innen und de-
ren Familien durch persönliche Betreuung unter-
stützen und Teil des europaweiten Netzwerkes
der „Mobility Centres“ (ERA-MORE) sind, aufge-
baut. Weiters wurde – ebenfalls unter maßgebli-
cher Beteiligung der österreichischen Universitä-
ten – das „Researcher´s Mobility Portal Austria“
(www.researchinaustria.info) als Teil der EU-Ini-
tiative eingerichtet, wodurch Forscher/innen ak-
tuelle und umfassende Informationen zu allen
Fragen, die für einen Forschungsaufenthalt in
Österreich wesentlich sind, erhalten. 

Die Steigerung der Anzahl von mobilen Wis-
senschafter/inne/n steht in engem Zusammen-
hang mit dem Vorhandensein attraktiver, langfris-
tiger Karriereaussichten. Ein offener europäischer
Arbeitsmarkt für Forschende ist hierfür wesent-
liche Voraussetzung. Entsprechende Karriere-
möglichkeiten und Perspektiven müssen von den
Mitgliedsstaaten durch die Verbesserung der Be-
schäftigungs- und Arbeitsbedingungen und
durch die Einführung von Transparenz beim Aus-
wahlverfahren unterstützt werden. Die Empfeh-
lung der Kommission über die Europäische Charta
für Forscher/innen und einen Verhaltenskodex für
die Einstellung von Forscher/inne/n (europa.eu.int/
eracareers/europeancharter) richtet sich – auf Ba-
sis der Freiwilligkeit – an die Mitgliedsstaaten,
Arbeitgeber, Förderorganisationen und Forscher/
innen und stellt ein Instrument zur Verbesserung
und Konsolidierung der Karriereperspektiven von
Forschenden und zur Schaffung eines offenen
Arbeitsmarktes dar. Durch die Implementierung
der Empfehlungen können die Universitäten ei-
nen Beitrag zur Weiterentwicklung des Europäi-
schen Forschungsraums und zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen für Forschende leisten.

5.5 Bi- und multilaterale Bildungs- und 
Forschungskooperation

Parallel zur dynamischen Entwicklung innerhalb
der Europäischen Union wird auch die Zusammen-
arbeit mit anderen geographischen wirtschaftli-
chen und kulturellen Räumen gefördert. Generelle
regionale Schwerpunkte bei den Mitgliedschaften
der österreichischen Universitäten in universitären
Netzwerken – wie aus den Tätigkeitsberichten her-
vorgehend – liegen in Mittel- und Osteuropa, Ost-
und Südosteuropa (z.B. Bosnien und Herzegowina,
Georgien, Serbien und Montenegro); Asien (vor al-
lem China, Korea); Lateinamerika; regionale Nach-
barschaft (z.B. Alpe Adria). Fallweise sind Schwer-
punktzentren eingerichtet, z.B. das Italien-Zen-
trum, das Kanada-Zentrum und der Frankreich-
Schwerpunkt an der Universität Innsbruck; das Chi-
na-Zentrum an der Universität Salzburg.  

5.5.1 Kooperation mit Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa

Die regionale Zusammenarbeit zwischen Staaten
Mittel-, Ost- und Südosteuropas kann durch die
Zusammenarbeit auf europäischer Ebene nicht er-
setzt werden. Viele historische, kulturelle, wirt-
schaftliche und ökologische Fragen sind vor allem
im regionalen Bereich gemeinsam zu bearbeiten.
Die Zusammenarbeit österreichischer mit mittel-
und osteuropäischen Universitäten ist sehr vielfäl-
tig und wird seit vielen Jahren vom Bundesminis-
terium für Bildung, Wissenschaft und Kultur fi-
nanziell unterstützt. Um Überschneidungen und
Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, werden die
Aktivitäten in einem Steering Committee koordi-
niert. In Folge des Auslaufens der bilateralen Aus-
tauschstipendien wurden die Sommerkollegs (bi-
laterale Sprachkurse) stark ausgeweitet, in deren
Rahmen Studierende aus Österreich und einem
Partnerland in der jeweils anderen Sprache unter-
richtet werden. 1992 wurde mit drei Sommerkol-
legs begonnen. Im Jahr 2005 werden bereits 19
Sommerkollegs mit insgesamt 750 Plätzen für fol-
gende Sprachen angeboten: Tschechisch, Slowa-
kisch, Ungarisch, Slowenisch, Kroatisch, Bulga-
risch, Ukrainisch, Russisch, Katalanisch, Portugie-
sisch, Polnisch und Italienisch/Friulanisch.
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Die Aktivitäten mit den Staaten Südosteuropas
werden im Rahmen der Task Force Bildung und Ju-
gend des Stabilitätspaktes für Südosteuropa, die
aus dem so genannten „Graz-Prozess“ hervorge-
gangen ist, gebündelt. Dieser geht auf eine Ver-
anstaltung zur Bildungskooperation für Frieden,
Stabilität und Demokratie in Südosteuropa wäh-
rend der ersten österreichischen EU-Ratspräsi-
dentschaft 1998 zurück. Unter österreichischem
Vorsitz werden seit 1999 im Rahmen des Stabili-
tätspaktes Strategien und Arbeitsprogramme um-
gesetzt. 

CEEPUS (Central European Exchange Program-
me for University Studies) konnte seine wichtige
Rolle in der regionalen Kooperation insbesondere
durch die Teilnahme der CEEPUS-Länder an den
EU-Bildungsprogrammen und durch die Entwick-
lung eigener Joint study-Programme ausbauen.
Seit 2005 sind neben Österreich, Bulgarien, Kroa-
tien, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, der
Tschechischen Republik und Ungarn auch Serbien
und Montenegro, Albanien sowie Mazedonien
gleichberechtigte CEEPUS-Partner. Im Sinne der
Erweiterung des Progammes nach Südosteuropa
ist geplant, auch die Ukraine aufzunehmen. Öster-
reich hat im März 2005 beim 11. Meeting des Joint
Committee of Ministers ein Arbeitstreffen mit
ukrainischen und internationalen Experten vorge-
schlagen, damit die Rahmenbedingungen für den
Beitritt erörtert werden können. 

Die „Aktion Österreich – Ungarn”, die „Aktion
Österreich – Slowakei” und die „Aktion Österreich
– Tschechien” greifen auf das bewährte System
des US-amerikanischen Fulbright-Programms zu-
rück, das gleichberechtigte Partner und eine ge-
meinsame Mittelaufbringung vorsieht. Die Aktio-
nen vergeben vorwiegend Stipendien für Lehren-
de und Studierende und unterstützen gemeinsa-
me Projekte im universitären Bereich, wobei die
Personenförderung im Mittelpunkt steht. Die
neuen Stipendienprogramme legen den Schwer-
punkt auf höher qualifizierte Graduierte und ge-
meinsame Dissertationen. In Zukunft sollen be-
sonders jüngere Wissenschafter/innen zur Antrag-
stellung ermuntert werden, um die zukünftige Zu-
sammenarbeit zwischen den Ländern sicherzustel-
len. Alle drei Aktionen wurden evaluiert und
mehrmals verlängert. Bei diesen Verlängerungen

kam es auch immer zu einer Erweiterung und
Neuausrichtung der Zusammenarbeit. 

5.5.2 Kooperationen mit Südostasien, 
Zentralasien und China

Das ASEA-UNINET konnte sich in der Region wei-
ter positiv entwickeln. Eine ausführliche Darstel-
lung der Tätigkeiten des ASEA-UNINET ist unter
asea-uninet.uibk.ac.at und in der gleichnamigen
Broschüre in der Reihe „Kooperationen“ beim
Österreichischen Austauschdienst verfügbar.

Aufbauend auf die Beziehungen im ASEA-UNI-
NET hat der Rat für Forschung und Technologie-
entwicklung das Netzwerk mit der Abwicklung
von Technologiestipendien für Südostasien beauf-
tragt. Das ASEA-UNINET ist ergänzend auch im
Rahmen von EU-Programmen mit Südostasien ak-
tiv. Um Transparenz und ein einvernehmliches
Vorgehen zu gewährleisten, wurde auch für das
ASEA-UNINET ein Steering Committee eingerich-
tet.

Angeregt durch die positive Entwicklung im
ASEA-UNINET haben österreichische Universitäten
und Fachhochschul-Studiengänge mit Unterstüt-
zung des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur begonnen, Kontakte nach Zen-
tralasien und in die Volksrepublik China mit dem
Ziel der Schaffung eines universitären Netzwerks
aufzubauen und auszuweiten. Es wurde das Eura-
sia-Pazifik-Bildungsnetzwerk (Eurasia-Pacific-UNI-
NET – EPU; www.eurasiapacific.net/index.htm) ge-
gründet, dem Anfang 2005 Universitäten aus
Österreich, der Volksrepublik China, Mongolei,
Kasachstan, Kirgisistan und der Russischen Föde-
ration angehören. Auch dieses Netzwerk wurde
vom Rat für Forschung und Technologieentwick-
lung mit der Abwicklung von Technologiestipen-
dien für die VR China und die Mongolei beauf-
tragt. Seit dem Jahr 2000 werden Summerschools
in China und Österreich organisiert, um neben der
Zusammenarbeit der Hochschullehrer/innen auch
Kontakte zwischen Studierenden in den Berei-
chen Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissen-
schaften, Sprachen und Kultur zu ermöglichen.  

Um Studienbewerber/innen aus China gut für
ein Studium an österreichischen Universitäten vor-
zubereiten, beteiligt sich Österreich seit 2004 an
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der Akademischen Prüfstelle (APS), die bei der
Deutschen Botschaft in Peking eingerichtet ist.
Der Österreichische Austauschdienst (ÖAD) hat ei-
ne österreichische Prüferin angestellt, die an der
APS tätig ist. Seither konnten die Zulassungsanträ-
ge aus China weitgehend strukturiert behandelt,
die Informationen vor Ort wesentlich verstärkt
werden.

5.5.3 Kooperationen mit den Vereinigten 
Staaten

Seitens des Bundesministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur, der Österreichischen Rekto-
renkonferenz und der Österreichischen Fachhoch-
schul-Konferenz wurde im Jahr 2005 ein gezieltes
Informationspaket ausgearbeitet, das die Situati-
on der gegenseitigen Anerkennung zwischen
Österreich und den USA verbessern soll. Als wich-
tiger Präzedenzfall wurden am 5. Juli 2005 zwei
Memoranden – je eines für den Universitäts- und
für den Fachhochschulbereich – mit der City Uni-
versity of New York über die gegenseitige Aner-
kennung akademischer Grade unterzeichnet. 

5.5.4 Wissenschaftlich-technische Abkommen 
(WTZ)

Österreich hat wissenschaftlich-technische Ab-
kommen und Vereinbarungen mit Bulgarien, Chi-
na, Frankreich, dem Vereinigten Königreich, Isra-
el, Italien, Kroatien, Polen, Rumänien, der Russi-
schen Föderation, Slowakei, Slowenien, Spanien,
der Tschechischen Republik, Ukraine und Ungarn
abgeschlossen. Das Abkommen mit der Slowakei
ist seit 1. Dezember 2004 und das Abkommen mit
der Ukraine seit 1. Jänner 2005 in Kraft. Abkom-
men mit Indien und Ländern des Westbalkans wie
Mazedonien sind in Planung. 

Ziel der Abkommen ist die Intensivierung der
wissenschaftlichen Zusammenarbeit durch Förde-
rung der Mobilität von Wissenschafter/inne/n in
bilateralen, wissenschaftlichen Projekten (geför-
dert werden ausschließlich Aufenthaltskosten im
jeweiligen Partnerland sowie Reisekosten). Förde-
rungsberechtigt sind Wissenschafter/innen an
Universitäten und Fachhochschulen und anderen
öffentlichen Wissenschafts- und Forschungsein-

richtungen im Zuständigkeitsbereich des Bundes-
ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur. Im Rahmen der wissenschaftlich-technischen
Abkommen wurden in den Jahren 2002 bis 2004
insgesamt 1.080 Mobilitätsprojekte im Umfang
von € 1.832.825,- finanziell unterstützt. Die Mobi-
litätsprojekte wurden zu 88% von Angehörigen
der Universitäten und Fachhochschulen durchge-
führt.8 

5.5.5 Abkommen über Gleichwertigkeiten

Das Lissabonner Anerkennungsübereinkommen,
dem Österreich 1999 beigetreten ist und an des-
sen Entstehung es maßgeblich beteiligt war, wur-
de bisher von 41 Vertragspartnern ratifiziert.9 Das
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur setzt laufend Informations- und Beratungs-
maßnahmen, um die Anwendung des Überein-
kommens an den Universitäten und Fachhoch-
schul-Studiengängen zu fördern. Zu diesem
Zweck sind auch einige generelle Empfehlungen
ergangen, die auf der Homepage des Bundesminis-
teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur ab-
rufbar sind: www.bmbwk.gv.at/naric.

Daneben werden in Anerkennungsfragen auch
bilaterale Instrumente eingesetzt. Mit Aserbaid-
schan wurde 2004 auf der Basis des Lissabonner
Anerkennungsübereinkommens ein Memoran-
dum of Understanding über Empfehlungen zur
gegenseitigen Anerkennung von Qualifikationen
im Hochschulbereich abgeschlossen. Ein Abkom-
men mit China wurde 2004 unterzeichnet und be-
findet sich im Stadium der Ratifizierung. Ein neues
Abkommen mit Deutschland ist 2003 in Kraft ge-

8 Siehe Bericht über die Evaluation der Mobilitätsförderung
wissenschaftlicher Kooperationsprojekte im Rahmen der
bilateralen Abkommen für wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit (www.bmbwk.gv.at/medienpool/12277/
wtz_b.pdf).

9 Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Belarus,
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Estland,
Finnland, Frankreich, Georgien, Heiliger Stuhl, Irland,
Island, Italien, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mazedonien, Moldau,
Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Schweden, Schweiz, Serbien und Monte-
negro, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern. Darüber
hinaus wurde es von Deutschland, Israel, Kanada, Malta,
Niederlande und den Vereinigten Staaten unterzeichnet,
aber noch nicht ratifiziert.
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treten. Es ersetzt das Abkommen aus 1983 und
trägt den aktuellen Entwicklungen im Hochschul-
wesen beider Vertragsstaaten Rechnung. Es ist das
erste bilaterale Abkommen, das auch ECTS als Ins-
trument heranzieht. Der Notenwechsel mit Italien
über die Anerkennung akademischer Grade und
Titel wurde 2003 ergänzt. Ein neuer Notenwechsel
für die Anerkennung der Studien nach der neuen
europäischen Studienarchitektur ist in Verhand-
lung. Das Abkommen mit Liechtenstein wurde
2004 ergänzt. Ein Abkommen mit der Mongolei ist
vorgesehen.

5.5.6 ENIC NARIC AUSTRIA

Die Autonomie, die den Universitäten durch das
Universitätsgesetz 2002 eingeräumt ist, hat die
Aufgabenteilung zwischen Staat und Universitä-
ten auch im Bereich des Anerkennungswesens neu
definiert. Detaillierte Rechtsvorschriften über An-
erkennungen von Studien, Prüfungen und akade-
mischen Graden auf gesamtstaatlicher Ebene so-
wie bilaterale Gleichwertigkeitsabkommen mit
Detailregelungen für einzelne Studien treten in
den Hintergrund. Die Universitäten haben die Be-
urteilung von an ausländischen Einrichtungen er-
brachten Leistungen nach dem Maßstab ihres je
eigenen Curriculums eigenverantwortlich vorzu-
nehmen. Sie benötigen dazu gut strukturierte, ak-
tuelle und verlässliche Informationen über das
Hochschulwesen in anderen Staaten. Das ist die
Hauptaufgabe des ENIC NARIC AUSTRIA (ENIC =
European Network of Information Centres im
Rahmen von UNESCO und Europarat; NARIC = Na-
tional Academic Recognition Information Centre
im Rahmen der EU), das einerseits als Abteilung
des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur, andererseits als österreichisches Infor-
mationszentrum für Anerkennungswesen unter
dem Blickwinkel der Serviceorientierung durch
seine europaweite Vernetzung für den Zugang zu
den Informationen aus erster Hand, in ständiger
Abstimmung mit den Bedürfnissen der Universitä-
ten und unter Ausnützung neuer Technologien,
zu sorgen hat. In gleicher Weise werden der Fach-
hochschulsektor und die Privatuniversitäten in
den laufenden Dialog der Informationsaufberei-
tung einbezogen.

Der neue Weg bilateraler Kontakte auf gesamt-
staatlicher Ebene, den das Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur einschlägt, be-
steht in der gemeinsamen Ausarbeitung von Emp-
fehlungen an die jeweiligen Hochschuleinrichtun-
gen über Anerkennungsfragen. Prototypen sol-
cher Empfehlungen bestehen bereits mit Frank-
reich und der Slowakei; neu hinzugekommen ist
das Memorandum of Understanding mit Aserbaid-
schan. Wo seitens der Hochschulen Bedarf nach
einer abgestimmten Vorgangsweise zu Anerken-
nungsfragen besteht, greift ENIC NARIC AUSTRIA
diese Themen auf und gibt nach Beratung mit
den beteiligten Stellen generelle Empfehlungen
(zuletzt über die Durchführung von Doppel-
diplom-Programmen oder die Vorgangsweise bei
Bewerbungen aus China um die Zulassung zum
Studium in Österreich). Diese Empfehlungen sind
über die Homepage von ENIC NARIC AUSTRIA
(www.bmbwk.gv.at/naric) und über das Rechtsin-
formationssystem des Bundes (RIS) abrufbar.

5.6 Europäische Bildungskooperation 

Die zweite Phase der Programme der Europäischen
Union in den Bereichen allgemeine und berufliche
Bildung, SOKRATES und LEONARDO DA VINCI, ist
im Jahr 2000 mit einer siebenjährigen Laufzeit in
Kraft getreten. Die für die Umsetzung der Pro-
gramme in Österreich zuständigen Nationalagen-
turen (SOKRATES-Büro und LEONARDO DA VINCI-
Büro) sind Teil des ÖAD. Information, Beratung bei
der Antragstellung und Projekt-Partnersuche für
die Kooperation mit Drittstaaten im Hochschulbe-
reich sind ebenfalls beim ÖAD angesiedelt. 

5.6.1 SOKRATES

SOKRATES, das Aktionsprogramm der Europäi-
schen Union für den Bereich der allgemeinen Bil-
dung, gliedert sich in acht Aktionen, in deren Rah-
men Akteure im Bildungsbereich in den EU-Mit-
gliedsstaaten und sechs weiteren teilnahmeberech-
tigten europäischen Staaten miteinander koope-
rieren. Grundlage für die Teilnahme am SOKRATES/
ERASMUS-Programm ist die ERASMUS-Universitäts-
charta (EUC), die auf Antrag einer Hochschulein-
richtung von der Europäischen Kommission verlie-
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hen wird. Bis zum Studienjahr 2004/05 haben be-
reits 76 österreichische Institutionen eine EUC er-
halten, weitere vier Bildungseinrichtungen wur-
den ab 2005/06 angenommen. Somit sind 80 öster-
reichische Hochschuleinrichtungen, darunter alle
Universitäten, teilnahmeberechtigt.

Studienaufenthalte von Studierenden von drei
bis maximal zwölf Monaten an ausländischen
Gasthochschulen werden innerhalb des ERAS-
MUS-Programms am meisten in Anspruch genom-
men. Die Mobilitätszahlen steigen nach wie vor
kontinuierlich und lagen im Studienjahr 2004/05
bei über 4.000 Personen (Tabelle 5.2). ERASMUS-
Studierende sind während ihres Auslandsstudiums
an der Gasthochschule von Studienbeiträgen be-
freit. Die beliebtesten Zielländer im Rahmen des
ERASMUS-Programms sind Spanien, Frankreich,
Italien und das Vereinigte Königreich. Die Schweiz
ist zwar am ERASMUS-Programm nicht teilnahme-
berechtigt, der Austausch mit der Schweiz ist je-
doch aufgrund bilateraler Vereinbarungen zu
ERASMUS-ähnlichen Bedingungen möglich.

Die für das Studium an der Heimathochschule
anrechenbaren Studienaufenthalte werden mit
Zuschüssen, die aus einem EU- sowie einem na-
tionalen Anteil bestehen, gefördert. Im Studien-
jahr 2004/05 standen EU-Mittel in der Höhe von
€ 2.202.985,- und nationale Mittel in der Höhe
von € 2.035.000,- zur Verfügung. Insgesamt ha-
ben seit 1992/93 (Beginn der österreichischen
Teilnahme am ERASMUS-Programm) 34.306 Stu-
dierende österreichischer Hochschulinstitutionen
einen ERASMUS-Aufenthalt absolviert (Stand De-
zember 2004).

Die ERASMUS-Lehrendenmobilität wird seit
dem Jahr 2000 dezentral über die Nationalagen-
turen verwaltet. 2004/05 standen für ERASMUS-
Lehrendenmobilität EU-Mittel in der Höhe von
€ 319.606,- zur Verfügung. Seit dem Studienjahr
2000/01 haben 2.203 Lehrende österreichischer
Hochschuleinrichtungen einen ERASMUS-Lehrauf-
enthalt absolviert (Tabelle 5.3). 

Seit 2003 werden auch die Mittel zur Organisa-
tion der Mobilität dezentral verwaltet: 2003/04 be-
trug die EU-Förderung hierfür € 456.902,-. Da die
diesbezügliche Verteilung der EU-Mittel auf der
Anzahl der ERASMUS-Studierenden und -Lehren-
den im jeweils vorangegangenen Jahr beruht,
führten die beträchtlich gestiegenen Outgoing
Zahlen zu einem ebensolchen Anstieg der EU-Mit-
tel 2004/05 auf € 554.091,-. Österreich liegt bei den
Steigerungsraten der ERASMUS-Studierenden- und
-Lehrendenmobilität seit Jahren im europäischen
Spitzenfeld (vgl. allgemein Band 2, Kapitel 9).

Tabelle 5.2
Zielländer nach Beliebtheit bei den ERASMUS-Studieren-
den, alle österreichischen Hochschulinstitutionen, 
Studienjahre 2002/03 bis 2004/05

 1992/93 bis
2004/05 2002/03 2003/04 2004/05

Insgesamt 34.306 3.384 3.788 4.007
Vereinigtes Königreich 5.651 408 409 381
Frankreich 5.472 499 525 520
Spanien 5.235 558 627 666
Italien 4.060 399 460 466
Deutschland 2.523 275 261 242
Schweden 2.036 239 304 346
Niederlande 2.001 194 214 219
Irland 1.230 118 131 143
Finnland 1.214 174 227 222
Belgien 950 79 79 76
Dänemark 862 78 102 104
Portugal 595 61 60 87
Norwegen 569 65 82 94
Schweiz 557 72 82 84
Griechenland 404 34 30 49
Tschechische Republik 213 24 51 73
Ungarn 148 22 30 38
Polen 129 24 22 53
Island 124 17 15 17
Slowenien 79 9 16 34
Malta 57 14 14 15
Litauen 47 10 12 19
Estland 34 4 7 16
Slowakei 27 2 6 16
Rumänien 23 2 8 7
Luxemburg 21 1 0 0
Lettland 17 0 5 9
Zypern 11 0 5 4
Bulgarien 9 1 3 3
Liechtenstein 6 1 1 0
Türkei 4 - - 4

Quelle: SOKRATES Nationalagentur Österreich, Studienjahr 2004/05 vorläufiger
Stand per 07.12.2004
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Die österreichischen Universitäten sind neben
ERASMUS auch in den anderen SOKRATES-Aktio-
nen (COMENIUS – Schulbereich, GRUNDTVIG – Er-
wachsenen-/Weiterbildung, MINERVA – offener
Unterricht/Fernlehre und LINGUA – Fremdspra-
chen) aktiv. Die Universität Graz hat laut ihrem Tä-
tigkeitsbericht 2004 das SOKRATES-Qualitätssie-
gel für die qualitativ hochwertige und innovative
Abwicklung der Studierenden- und Lehrenden-
mobilität erhalten. 

5.6.2 LEONARDO DA VINCI 

LEONARDO DA VINCI, das Berufsbildungspro-
gramm der Europäischen Union, fördert die Ko-
operation zwischen Berufsbildungseinrichtungen
und Unternehmen. Im Jahr 2004 nahmen 1.800
Personen (Schüler/innen, Studierende, Graduierte,
Personen in beruflicher Weiterbildung, Lehr- und
Ausbildungskräfte) an diesem Mobilitätspro-
gramm teil; seit 2000 sind dies insgesamt 7.290

Tabelle 5.3
ERASMUS-Zielländer nach Beliebtheit bei den Lehrenden, alle österreichischen Hochschulinstitutionen, 
Studienjahre 2000/01 bis 2003/04

Gesamt 2000/01 2001/02 2002/03 2003/04
Insgesamt 2.203 435 547 598 623
Deutschland 327 65 76 96 90
Italien 169 44 37 38 50
Spanien 169 28 43 45 53
Vereinigtes Königreich 167 29 40 53 45
Finnland 157 29 45 38 45
Tschechische Republik 131 26 30 33 42
Frankreich 113 22 31 28 32
Ungarn 109 26 29 27 27
Schweden 91 21 24 23 23
Portugal 78 15 20 25 18
Polen 74 13 16 16 29
Niederlande 73 19 17 21 16
Griechenland 71 18 17 22 14
Rumänien 69 9 19 17 24
Belgien 60 11 12 16 21
Irland 55 8 12 17 18
Norwegen 55 9 16 16 14
Slowenien 54 13 15 15 11
Litauen 41 6 9 15 11
Bulgarien 23 0 10 7 6
Estland 22 3 6 8 5
Slowakei 21 6 5 6 4
Dänemark 19 6 7 1 5
Lettland 17 1 2 2 12
Island 13 4 3 3 3
Liechtenstein 9 1 1 6 1
Luxemburg 9 1 4 1 3
Malta 6 2 1 2 1
Zypern 1 0 0 1 0

Quelle: SOKRATES Nationalagentur Österreich, Stand Juni 2005
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Personen (darunter 1.640 Studierende und 335
Graduierte). Projektkooperationen haben sich
mittlerweile zwischen österreichischen Institutio-
nen und Einrichtungen aus allen am Programm
teilnehmenden Ländern (EU, EWR/EFTA, Bulgari-
en, Rumänien, Türkei) etabliert. An den meisten
der österreichischen Projekte im Bereich der Mobi-
lität von Studierenden und Graduierten sind Uni-
versitäten und Fachhochschulen direkt als Partner
beteiligt. Zudem ist der Trend erkennbar, dass
Universitäten und Fachhochschulen auch selbst als
Antragsteller von Mobilitätsprojekten auftreten
und die Mobilität von Studierenden und Lehrper-
sonal forcieren.

Österreich hat für transnationale Mobilitäts-
projekte die Qualität und Nachhaltigkeit von Ak-
tivitäten in den Mittelpunkt gestellt, was mittler-
weile einen Schwerpunkt der Programmdurchfüh-
rung in ganz Europa bildet. Im Jahr 2004 wurde
von der Bundesministerin für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur erstmals ein Qualitätssiegel für
erfolgreiche Mobilitätsprojekte auf europäischer
Ebene verliehen, bspw. an den Verein zur Förde-
rung der Europäischen Kooperationen in For-
schungs-, Entwicklungs- und Bildungsprogram-
men (APS) sowie an CATT Innovation Manage-
ment GmbH, die bezüglich Unternehmenspraxis-
plätzen für qualifizierte Studierende oder Firmen-
trainings für Jungakademiker/innen mit jeweils
mehreren Universitäten und Fachhochschulen zu-
sammenarbeiten (www.leonardodavinci.at/artic-
le/articleview/186/1/9/). 

Das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur stellt aufgrund des großen In-
teresses österreichischer Bildungseinrichtungen
für LEONARDO DA VINCI-Mobilitätsprojekte zu-
sätzliche nationale Fördermittel bereit, was 2004
dazu geführt hat, dass Österreich nachträglich zu-
sätzliche europäische Mittel für rund 200 weitere
Begünstigte an Mobilitätsprojekten von der Euro-
päischen Kommission erhielt. Österreich war im
Bereich der Entwicklung neuer Lehr- und Lernan-
gebote,  Curricula und neuer systemischer Ansät-
ze zur Anrechnung und Anerkennung von Quali-
fikationen in der Berufsbildung im Verhältnis zur
Einwohnerzahl und Größe das erfolgreichste
Land. 

5.6.3 Europäische Bildungskooperation mit 
Drittstaaten

Aus den Tätigkeitsberichten der Universitäten ist
ersichtlich, dass die Drittstaatenprogramme (TEM-
PUS, ALFA, EU-USA, EU-Kanada, EU-China, EU-Aus-
tralien, ASIA LINK, ERASMUS MUNDUS) mit stei-
gender Tendenz nachgefragt werden. Einzelne
Aktionen von Universitäten ergänzen die großen
Programme, vor allem im Hinblick auf Nordameri-
ka und Australien.

5.6.3.1 TEMPUS III (2000 bis 2006)
TEMPUS III ist das Hochschulkooperationspro-
gramm der Europäischen Union mit den nicht-as-
soziierten Staaten in Südosteuropa10, den neuen
und unabhängigen Demokratien der ehemaligen
Sowjetunion11 sowie seit Herbst 2002 mit be-
stimmten Mittelmeeranrainerstaaten12 und unter-
stützt Übergangs- und Reformprozesse im weite-
ren sozialen, wirtschaftlichen und politischen Um-
feld durch die Entwicklung der Hochschulen unter
besonderer Berücksichtigung des Bologna-Prozes-
ses. Drei verschiedene Programmtypen stehen da-
für zur Verfügung.

Die Gemeinsamen Europäischen Projekte (JEPs)
sind die größten und mit einer Laufzeit von bis zu
drei Jahren die am längsten dauernden TEMPUS-
Projekte. Die Fördersummen belaufen sich auf bis
zu € 500.000,- mit einem Eigenfinanzierungsan-
teil von mindestens 5%. Es werden drei Projektty-
pen unterschieden: Lehrplanentwicklung, Hoch-
schulmanagement und Schulungskurse zur Förde-
rung der institutionellen Entwicklung. Österreich
hat im internationalen Vergleich bei den Ergeb-
nissen überdurchschnittlich gut abgeschnitten.
Neben Österreich konnte nur Schweden seine Er-
folgsrate bei den Bewilligungen kontinuierlich je-

10 CARDS: Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Kroatien,
Mazedonien bzw. Serbien und Montenegro, und mit den
neuen und unabhängigen Demokratien der ehemaligen
Sowjetunion.

11 TACIS: Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien,
Kasachstan, Kirgisistan, Moldau, Russische Föderation, Tad-
schikistan, Turkmenistan, Ukraine und  Usbekistan und bis
2004 der Mongolei. Die Mongolei nimmt seit 2005 an ASIA
LINK teil.

12 MEDA: Ägypten, Algerien, Jordanien, Libanon, Marokko,
Palästinensisches Autonomiegebiet, Syrien, Tunesien und
auf Eigenfinanzierungsbasis Israel.
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des Jahr steigern, obwohl die Budgets für die
CARDS- und TACIS-Region und somit die Anzahl
der genehmigten Projekte jährlich kleiner wer-
den.

Die Struktur- und Ergänzungsmaßnahmen
(SCMs) gibt es seit Herbst 2003; sie sind mit einer
Laufzeit von bis zu einem Jahr mittelfristige TEM-
PUS-Projekte. Je nach Projekttyp werden bis zu
€ 150.000,- mit einem Eigenfinanzierungsanteil
von 5% gefördert. Es handelt sich dabei um Part-
nerprojekte, wobei österreichische Institutionen
in diesem Projekttyp vor allem als Vertragnehmer,
seltener als Partner auftreten.

Der dritte Programmtyp sind die so genannten
Individuellen Mobilitätszuschüsse (IMGs), welche
eine Laufzeit von bis zu acht Wochen zur Vorbe-
reitung von JEPs, Teilnahme an einer spezifischen
Veranstaltung oder für Fortbildungs- oder Studien-
maßnahmen haben. Gefördert werden die Reise-
und Aufenthaltskosten der Lehr- und Verwal-
tungskräfte im Hochschulwesen. Österreich ist im
internationalen Vergleich seitens der CARDS- und
TACIS-Länder ein sehr gefragtes Zielland.

5.6.3.2 ERASMUS MUNDUS (2004 bis 2008)
Das EU-Drittstaatenprogramm ERASMUS MUN-
DUS wurde 2003 mit einem Gesamtbudget von
€ 230 Mio.13 und einer Laufzeit von fünf Jahren
(2004 – 2008) verabschiedet. Das ERASMUS MUN-
DUS-Programm hat als Ziel die Steigerung der At-
traktivität der europäischen Hochschulen für Gra-
duierte und Lehrende aus Drittländern bzw. die
Förderung der Verflechtung zwischen europäi-
schen und Hochschulen in der ganzen Welt, um so
eine bessere Qualität und Wettbewerbsfähigkeit
des Studienstandortes Europa zu erreichen. 

Ausgangspunkt ist die Förderung von Master-
studiengängen (Aktion 1), die von einem Hoch-
schulkonsortium von mindestens drei Hochschu-
len aus drei verschiedenen EU-/EWR-Staaten
durchgeführt werden. Der Umfang muss 60 bis
120 ECTS-Anrechnungspunkte (ein bis zwei Studi-
enjahre) betragen; Absolvent/inn/en erhalten da-
für einen doppelten, mehrfachen oder gemeinsa-

men akademischen Grad verliehen. Die Dauer der
Förderung beläuft sich auf fünf Jahre und beträgt
pro Jahr € 15.000,- für das gesamte Konsortium.
In der Aktion 2 (Stipendienprogramme) müssen
die Konsortien ihre Masterstudiengänge in den
Drittstaaten bewerben, um jährlich eine be-
stimmte Anzahl von hochqualifizierten Studie-
renden und Gastwissenschafter/inne/n aus
Drittstaaten für Stipendien zu nominieren. Im Ge-
gensatz zur Aktion 2 können die Konsortien an
der Aktion 3 (Partnerschaften) teilnehmen und
Partnerschaften mit Hochschulen in Drittstaaten
eingehen. Die Aktion 4 (Verbesserung der Attrak-
tivität des europäischen Hochschulraumes) ver-
langt ein Netzwerk von mindestens drei europäi-
schen Organisationen aus unterschiedlichen Län-
dern, z.B. für weltweite Werbemaßnahmen für
die europäische Hochschulbildung. Bei den bishe-
rigen Einreichterminen (Mai und Oktober 2004)
wurden rund 260 Masterstudiengänge einge-
reicht, wovon 36 Studiengänge, darunter fünf
mit österreichischer Beteiligung, genehmigt wur-
den. Im Rahmen der sieben genehmigten Projek-
te in Aktion 4 tritt Österreich einmal als Vertrag-
nehmer auf. 

5.6.3.3 ALFA II (2000 bis 2005)
Bei ALFA (América Latina – Formación Académi-
ca) handelt es sich um akademische Bildungsko-
operationen zwischen der EU und Lateinamerika,
die zwei grundlegende Ziele verfolgen: die Zu-
sammenarbeit zur Verbesserung des wissen-
schaftlichen, akademischen und technologischen
Potentials Lateinamerikas und den Aufbau inter-
universitärer Netzwerke zur Durchführung ge-
meinsamer Aktivitäten zwischen Europa und La-
teinamerika. Es werden zwei Subprogramme un-
terschieden: die Kooperationen im institutionel-
len Management und Mobilitätsprojekte (u.a. zur
Harmonisierung der Lehrpläne, gegenseitige An-
erkennung von Diplomen, Förderung von adminis-
trativem Management, Evaluierung). Erfreulich
ist die starke Zunahme an österreichischen Betei-
ligungen an diesem Programm. Im Jahr 2003 wur-
den elf Projekte mit österreichischen Hochschul-
einrichtungen genehmigt, wobei Verbindungen
zu fast allen lateinamerikanischen Ländern auf-
gebaut werden konnten.

13 Das Budget wird durch so genannte  Asian-Windows, die
die Studierendenmobilität aus bestimmten asiatischen Län-
dern fördern sollen, laufend erhöht. Zur Zeit stehen dafür
weitere € 57,3 Mio. zur Verfügung.
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5.6.3.4 ASIA LINK (2000 bis 2005), AUNP 
(2002 bis 2006)

ASIA LINK ist ein groß angelegtes Hochschulkoope-
rationsprogramm, das darauf abzielt, neue Partner-
schaften zwischen europäischen und asiatischen
Hochschulen zu initiieren und bestehende Koopera-
tionen zu intensivieren. Gefördert werden Projekte,
die sich mit der Lehrplanentwicklung, mit Human-
ressourcen an den Hochschuleinrichtungen oder mit
Förderungen der institutionellen Entwicklung be-
schäftigen. ASIA LINK ist ein sehr dynamisches Pro-
gramm, das sich an politischen Gegebenheiten ori-
entiert und auf aktuelle Ereignisse (z.B. Tsunami)
reagiert. So wurde in den letzten Jahren nicht nur
das ursprüngliche Gesamtbudget von € 40 Mio. we-
sentlich erhöht, sondern auch die maximale EU-För-
dersumme der einzelnen Projekte von € 300.000,-
auf € 750.000,-. Des Weiteren können Projekte, die
Hochschulen aus den vom Tsunami betroffenen Re-
gionen als Partner haben, mit einer 100%igen EU-
Förderung rechnen. Österreichische Hochschulen
sind in zehn Partnerschaften bisher mit zehn Län-
dern in unterschiedlichen Konstellationen aktiv.
Das AUNP (ASEAN University Network Program-

me) ist das zweite EU-Bildungsprogramm für den
asiatischen Raum und zielt einerseits auf die Ver-
besserung der Kooperation zwischen den Hoch-
schuleinrichtungen der EU und den so genannten
ASEAN-Ländern und andererseits auf die Förde-
rung der regionalen Integration zwischen den
ASEAN-Ländern ab. Zwei der elf 2003 genehmig-
ten Projekte werden von österreichischen Hoch-
schuleinrichtungen koordiniert.

5.6.3.5 Kooperationen EU–Kanada und 
Kooperationen EU–USA 

Die Abkommen über Kooperationen auf dem Ge-
biet der Höheren Bildung, der Berufsbildung und
der Ausbildung zwischen der EU und Kanada
(2000 bis 2005) bzw. EU und USA (2000 bis 2005)
fördern innovative Maßnahmen, die der qualitati-
ven Verbesserung der Bildungsangebote und -sys-
teme dienen. Die Projekte inkludieren Lehrplan-
entwicklung und Mobilitätsmaßnahmen für Stu-
dierende und Lehrende. Österreich ist seit 2002 an
einem Projekt an der Kooperation EU–Kanada be-
teiligt, in vier Fällen an der Kooperation EU–USA.
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Anhang A           

Gesetzliche Grundlagen für den 
Universitätsbericht 2005

1. Universitätsgesetz 2002 (BGBl. I Nr. 120/2002)
„Die Bundesministerin oder der Bundesminister
hat dem Nationalrat ab dem Jahr 2005 auf der
Grundlage der Leistungsberichte der Universitäten
mindestens alle drei Jahre einen Bericht über die
bisherige Entwicklung und die künftige Ausrich-
tung der Universitäten vorzulegen. Dabei ist auch
auf die Nachwuchsförderung, auf die Entwicklung
der Personalstruktur der Universitäten und auf die
Lage der Studierenden einzugehen.“ (§ 11)

2. Studienförderungsgesetz 1992 – StudFG 
(BGBl. Nr. 305/1992)
„Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur hat im Rahmen des Hochschulberichtes1

(§ 18 Abs. 9 UOG) einen Bericht über die den Stu-
dierenden an den Universitäten und Universitäten
der Künste zuerkannten Förderungen nach diesem
Bundesgesetz zu veröffentlichen.“ (§ 69)

3. Studienberechtigungsgesetz (BGBl. Nr. 292/1985
in der Fassung BGBl. Nr. 624/1991)
„Der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung2 hat im Hochschulbericht1 auf die Studien-
berechtigungsprüfung einzugehen. Er hat hierbei
die gemäß Abs. 2 bis 4 zur Verfügung stehenden
Daten zu verwerten.“ (§ 18 Abs. 1)

1 Nun Universitätsbericht.
2 Nun Bundesministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur.
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Gesetze, Verordnungen und 
Staatsverträge1

Vom Nationalrat beschlossene Gesetze

Bundesgesetz über die Organisation der Universitä-
ten und ihrer Studien (Universitätsgesetz 2002) so-
wie Änderung des Bundesgesetzes über die Organi-
sation der Universitäten und des Bundesgesetzes
über die Organisation der Universitäten der Künste,
BGBl. Nr. 120/2002

Bundesgesetz, mit dem das Universitäts-Studienge-
setz geändert wird, BGBl. Nr. 121/2002

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz
1992 geändert wird, BGBl. Nr. 75/2003

Bundesgesetz über die Universität für Weiterbildung
Krems (DUK-Gesetz 2004), BGBl. Nr. 22/2004

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem
Land Niederösterreich über den Ausbau des Universi-
tätszentrums für Weiterbildung (Donau-Universität
Krems) samt Anlage, BGBl. Nr. 81/2004

Bundesgesetz, mit dem das Universitätsgesetz 2002
geändert wird, BGBl. Nr. 96/2004

Bundesgesetz, mit dem das Hochschülerschaftsge-
setz 1998 geändert wird, BGBl. Nr. 1/2005

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz
1992 geändert wird, BGBl. Nr. 11/2005

Verordnungen der Bundesministerin für
Bildung, Wissenschaft und Kultur

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (New Media Management)“,
Universitätslehrgang „New Media Management“
der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 217/2002 

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die befristete Einrichtung von Diplom- und
Doktoratsstudien an den Universitäten, BGBl. Nr.
218/2002

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Graz, BGBl. Nr. 219/2002

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die Einrichtung von Bakkalaureats-, Magister-,
Diplom- und Doktoratsstudien an der Universität
Innsbruck (Studienstandortverordnung Universität
Innsbruck), BGBl. Nr. 220/2002

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Technische Universität Graz, BGBl. Nr.
221/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Diagnostik am Kauorgan)“, Univer-
sitätslehrgang „Diagnostik am Kauorgan (MAS)“ der
Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 223/2002 

Verordnung über das Doktoratsstudium für Absol-
ventinnen und Absolventen von Fachhochschul-Stu-
diengängen wirtschaftlicher Richtung, BGBl. Nr. 226/
2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration“ (12. MBA-Verordnung),
Universitätslehrgang „Aufbaustudium Internationa-
les Management, Schwerpunkt Lateinamerika“ der
Universität Linz, BGBl. Nr. 227/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration“ (13. MBA-Verordnung),
Universitätslehrgang „Generic Management“ der
Montanuniversität Leoben, BGBl. Nr. 228/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Business Administration“ (14. MBA-Verordnung), Uni-
versitätslehrgang „Executive MBA in Public Manage-
ment“ der Universität Salzburg, BGBl. Nr. 229/2002 

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die Einrichtung von Bakkalaureats-, Magister-,
Diplom- und Doktoratsstudien an der Universität

1 Kundmachung 1.6.2002 bis 30.6.2005. Bundesgesetze wer-
den im Teil I, Verordnungen im Teil II und Staatsverträge im
Teil III des BGBl. kundgemacht.
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Salzburg (Studienstandortverordnung Universität
Salzburg), BGBl. Nr. 231/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Laws
– LL.M.“, Post-Graduate Lehrgang für Europarecht
„Master of Laws – LL.M.“, Schloß Hofen-Wissenschafts-
und Weiterbildungs-GmbH, BGBl. Nr. 234/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Expertin
für Palliative Care“ und „Akademischer Experte für
Palliative Care“, Lehrgang „Palliative Care“, Landes-
verband Hospiz Niederösterreich, BGBl. Nr. 246/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Betriebs-
assistentin“ und „Akademischer Betriebsassistent“,
Lehrgang „Ennstal – Technologie-Information-Wirt-
schaft“, Schulerhalteverein Benediktinerstift Ad-
mont, BGBl. Nr. 247/2002

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Wien, BGBl. Nr. 249/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Laws“, „LL.M.“, Universitätslehrgang „Informati-
onsrecht und Rechtsinformation“ der Universität Wi-
en, BGBl. Nr. 291/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Public Management)“, Univer-
sitätslehrgang „Public Management“ der Universität
Klagenfurt, BGBl. Nr. 292/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Implantatprothetik)“, Universi-
tätslehrgang „Implantatprothetik (MAS)“ der Do-
nau-Universität Krems, BGBl. Nr. 293/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Kieferorthopädie beim funktions-
gestörten Kauorgan)“, Universitätslehrgang „Kiefer-
orthopädie beim funktionsgestörten Kauorgan
(MAS)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 294/
2002 

Verordnung über den Zugang für Absolventinnen
und Absolventen von Fachhochschul-Studiengängen
zum Doktoratsstudium der Philosophie, BGBl. Nr.
296/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Health and Fitness)“, Universi-

tätslehrgang „Health and Fitness (MAS)“ der Geistes-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Salzburg,
BGBl. Nr. 297/2002 

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die befristete Einrichtung von Diplom- und
Doktoratsstudien an den Universitäten, BGBl. Nr.
298/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Law“, Universitätslehrgang „Ausbildung
zu einem Wirtschaftsjuristen, M.B.L.“ der Universität
Salzburg, BGBl. Nr. 302/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Kieferorthopädie)“, Universi-
tätslehrgang „Kieferorthopädie (MAS)“ der Donau-
Universität Krems, BGBl. Nr. 303/2002 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Neurorehabilitation)“, Univer-
sitätslehrgang „Neurorehabilitation (MAS)“ der Do-
nau-Universität Krems, BGBl. Nr. 304/2002 

Verordnung über das Doktoratsstudium für Absol-
ventinnen und Absolventen von Fachhochschul-Stu-
diengängen technischer Richtung, BGBl. Nr. 305/2002

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über das Doktoratsstudium für Absolventinnen und
Absolventen von Fachhochschul-Studiengängen
wirtschaftlicher Richtung, BGBl. Nr. 306/2002

Verordnung, mit der die Universitäts-Studienevi-
denzverordnung 1997 – UniStEVO 1997 geändert
wird, BGBl. Nr. 315/2002

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die befristete Einrichtung von Diplom- und
Doktoratsstudien an den Universitäten, BGBl. Nr.
321/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (MSc)“, Universitätslehrgang „Sozialthera-
pie-Schwerpunkt Sucht“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 336/2002 

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Salzburg, BGBl. Nr. 345/2002

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Technische Universität Wien, BGBl. Nr.
346/2002

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Innsbruck, BGBl. Nr. 347/2002
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Verordnung über Leistungsstipendien für das Studi-
enjahr 2001/2002, BGBl. Nr. 363/2002

Verordnung, mit der die Universitätsberechtigungs-
verordnung geändert wird, BGBl. Nr. 365/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“, Lehrgang „Un-
ternehmerisches und Soziales Management“, ARGE
Bildungsmanagement Wien, BGBl. Nr. 384/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische IT-Netz-
werkmanagerin“ und „Akademischer IT-Netzwerk-
manager“, Lehrgang „IT-Netzwerkmanagement“,
Fachhochschule Vorarlberg, BGBl. Nr. 396/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (MSc)“, Universitätslehrgang „Geographi-
cal Information Science & Systems (UNIGIS MSc)“ der
Universität Salzburg, BGBl. Nr. 425/2002 

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Busi-
ness Administration“ (15. MBA-Verordnung), Lehr-
gang „Master of Business Administration Controlling
& Finance“, Österreichisches Controller-Institut, Wi-
en, BGBl. Nr. 426/2002

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“, Lehrgang „Be-
ratung und Coaching/Lebens- und Sozialberatung“,
Wirtschaftsförderungsinstitut Oberösterreich, BGBl.
Nr. 445/2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies“, Universitätslehrgang „Auf-
baustudium Angewandtes Wissensmanagement“
der Universität Linz, BGBl. Nr. 461/2002 

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Absol-
ventin des Postgradualen Lehrganges mit universit-
ärem Charakter für Psychologie in der Wirtschaft“
und „Akademischer Absolvent des Postgradualen
Lehrganges mit universitärem Charakter für Psycho-
logie in der Wirtschaft“, Lehrgang „Psychologie in
der Wirtschaft“, Wiener Rotes Kreuz, BGBl. Nr. 491/
2002

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Facility Manage-
ment“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 2/2003
Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Online Education)“, Universi-

tätslehrgang „eTeaching - eLearning“ der Donau-
Universität Krems, BGBl. Nr. 3/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Prozessmanagement)“, Universi-tätslehr-
gang „Prozessmanagement (MSc.)“ der Donau-Uni-
versität Krems, BGBl. Nr. 4/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Real Estate“ der
Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 5/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Ad-
vanced Studies (Journalism and Massmedia)“, Lehr-
gang „Master-Programm für Journalismus und Me-
dienkompetenz“, Europäische Journalismus Akade-
mie, Wien, BGBl. Nr. 6/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Public Health“, Universitätslehrgang „Public Health“
der Medizinischen Fakultät der Universität Graz, BGBl.
Nr. 7/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration“ (16. MBA-Verordnung),
Universitätslehrgang „Aufbaustudium MBA Finanz-
management“ der Universität Linz, BGBl. Nr. 18/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Lichtgestaltung)“, Universitäts-
lehrgang für „Lichtgestaltung (MAS)“ der Universität
Innsbruck, BGBl. Nr. 22/2003 

Verordnung über das Doktoratsstudium für Absol-
ventinnen und Absolventen von Fachhochschul-Stu-
diengängen technischer Richtung, BGBl. Nr. 113/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (e-government)“, Universitäts-
lehrgang „e-government (MAS)“ der Donau-Univer-
sität Krems, BGBl. Nr. 121/2003 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Professional MSc“
der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 122/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies“, Universitätslehrgang „Praxis-
management für Ärzte/Zahnärzte“ der Donau-Uni-
versität Krems, BGBl. Nr. 123/2003 

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Arts“, Universitätslehrgang „Ikonographische Analyse
und Digitale Bilddokumentation“ der Donau-Univer-
sität Krems, BGBl. Nr. 124/2003
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Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Qualitätsmanage-
ment“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 133/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Solar Architecture)“, Universitätslehr-
gang „Solararchitektur (MSc)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 134/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Information Security Management)“, Uni-
versitätslehrgang „Information Security Manage-
ment (MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
135/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Climate Engineering)“, Universitätslehr-
gang „Klima-Engineering (MSc)“ der Donau-Univer-
sität Krems, BGBl. Nr. 136/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts“, Universitätslehrgang „Interkulturelle Kom-
petenzen“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
137/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies“, Universitätslehrgang „Emer-
gency Health Services (MAS)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 138/2003 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Verkehrstelematik)“, Universi-
tätslehrgang „Verkehrstelematik (MAS)“ der Donau-
Universität Krems, BGBl. Nr. 143/2003 

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Wien, BGBl. Nr. 144/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Klagenfurt, BGBl. Nr. 145/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Laws“, Universitätslehrgang „Aufbaustudium Eu-
ropean Law“ der Universität Linz, BGBl. Nr. 152/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Ad-
vanced Studies (Supervision)“, Master-Lehrgang „Su-
pervision, Coaching und Organisationsentwicklung“,
ARGE Bildungsmanagement Wien, BGBl. Nr. 153/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“, „Diplomlehr-
gang der Fachakademie für Finanzdienstleister“,

Fachakademie für Finanzdienstleister, BGBl. Nr. 154/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration“ (18. MBA-Verordnung),
Universitätslehrgang „Executive MBA E-Manage-
ment“ der Universität Salzburg, BGBl. Nr. 155/2003 

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Spiritual Theology)“, Universi-
tätslehrgang „Spirituelle Theologie im interreligiö-
sen Prozess“, Katholisch-Theologische Fakultät der
Universität Salzburg, BGBl. Nr. 156/2003 

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Graz, BGBl. Nr. 157/2003

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die befristete Einrichtung von Diplom- und
Doktoratsstudien an den Universitäten, BGBl. Nr.
158/2003

Verordnung über die Änderung der Hochschüler-
schaftswahlordnung 2001 (HSWO 2001), BGBl. Nr.
167/2003
Verordnung über die Wahltage und die sich daraus
ergebenden Fristen für die Hochschülerschaftswah-
len 2003, BGBl. Nr. 168/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Supervision-
Schwerpunkt Gesundheitswesen“ der Donau-Univer-
sität Krems, BGBl. Nr. 173/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Nursing Science“
der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 174/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Psychotherapeu-
tische Medizin“ der Donau-Universität Krems, BGBl.
Nr. 175/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Arts
in Peace and Conflict Studies“, Lehrgang „Master of
Arts in Peace and Conflict Studies“, Österreichisches
Studienzentrum für Frieden und Konfliktlösung,
Stadt Schlaining/Burg, European University Center
for Peace Studies, BGBl. Nr. 180/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Sicherheit, Umwelt- und Ar-
beitsmedizin)“ – MAS, Universitätslehrgang „Sicher-
heit, Umwelt- und Arbeitsmedizin“ (MAS) der Do-
nau-Universität Krems, BGBl. Nr. 186/2003
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Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Salzburg, BGBl. Nr. 187/2003
 
Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Busi-
ness Administration in Projekt- und Prozessmanage-
ment“ (17. MBA-Verordnung), Lehrgang „Executive
MBA in Projekt- und Prozessmanagement“, Salzburg
Management GmbH – University of Salzburg Busi-
ness School, BGBl. Nr. 200/2003

Verordnung, mit der die Verordnung über die Amts-
zulagen der akademischen Funktionäre gemäß UOG
1993 und KUOG geändert wird, BGBl. Nr. 201/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Produkt-
entwicklungsmanagerin“ und „Akademischer Pro-
duktentwicklungsmanager“, Postgraduate Lehrgang
„Integrated Product Development“, Fachhochschule
Vorarlberg, BGBl. Nr. 203/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence in Integrated Product Development“, Postgra-
duate Lehrgang „Integrated Product Development“,
Fachhochschule Vorarlberg, BGBl. Nr. 204/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts (Journalism in Print, Radio, Television)“, Uni-
versitätslehrgang „Qualitätsjournalismus MA“ der
Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 211/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Communications
(MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 212/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Selbstverwaltung und Praxis-
management)“, Universitätslehrgang „Selbstverwal-
tung und Praxismanagement“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 213/2003

Verordnung über Förderungsstipendien für das Ka-
lenderjahr 2003, BGBl. Nr. 220/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Dental Sciences
(MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 227/
2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die

Schaffung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence“, Lehrgang „Telemedizin“, FH Joanneum
GmbH, BGBl. Nr. 230/2003

Verordnung, mit der die Verordnung über die Durch-
führung des automationsunterstützten Datenver-
kehrs in Verfahren vor der Studienbeihilfenbehörde,
BGBl. Nr. 699/1995, geändert wird, BGBl. Nr. 239/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration“ (19. MBA-Verordnung),
Universitätslehrgang „Executive MBA in Health Care
Management“, Rechtswissenschaftliche Fakultät der
Universität Salzburg, BGBl. Nr. 251/2003 

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Linz, BGBl. Nr. 252/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Ad-
vanced Studies (Öffentlicher Gesundheitsdienst)“,
Physikatslehrgang, Verein für Bildungsinnovation im
Gesundheitswesen (BIG), Land Steiermark, BGBl. Nr.
275/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Industrie-
logistikerin“ und „Akademischer Industrielogisti-
ker“, Lehrgang „Industrielogistik“, Berufsförde-
rungsinstitut Steiermark, Graz, BGBl. Nr. 284/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Busi-
ness Administration (21. MBA-Verordnung)“, Lehr-
gang „General Management Executive MBA: Inter-
national Master Programm for Business Professio-
nals“, Management Center Innsbruck GmbH,
BGBl. Nr. 285/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“, Lehrgang
„Grundlagen der Psychologie und psychosozialen
Praxis“, Schloß Hofen – Wissenschafts- und Weiterbil-
dungs-GmbH, Lochau am Bodensee, BGBl. Nr. 286/
2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Business Administration (Business Information
Management)“ (20. MBA-Verordnung), Universitäts-
lehrgang „Business lnformation Management (Wirt-
schaftsinformatik)“, Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät der Universität Innsbruck, BGBl.
Nr. 287/2003 
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Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Wirt-
schaftsinformatikerin“ und „Akademischer Wirt-
schaftsinformatiker“, Lehrgang „Wirtschaftsinforma-
tik“, Humboldt Bildungsgesellschaft m.b.H., Wien,
BGBl. Nr. 291/2003

Verordnung über den Rechnungsabschluss der Uni-
versitäten (Univ.RechnungsabschlussVO), BGBl. Nr.
292/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „Pädagogische Ausbildung von Lehrenden des
Exekutivdienstes“ der Sicherheitsakademie des Bun-
desministeriums für Inneres, Wien, sowie über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Lehrerin
des Exekutivdienstes“ und „Akademischer Lehrer des
Exekutivdienstes“, BGBl. Nr. 295/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Innsbruck, BGBl. Nr. 299/2003
Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Toxicology)“, Universitätslehr-
gang „Toxikologie“ der Medizinischen Fakultät der
Universität Wien, BGBl. Nr. 307/2003

Verordnung über eine Änderung der Studienstand-
ortverordnung Universität Graz, BGBl. Nr. 310/2003

Verordnung über die Einrichtung von Bakkalaureats-
und Magisterstudien an der Universität für Boden-
kultur Wien (Studienstandortverordnung Universität
für Bodenkultur Wien), BGBl. Nr. 317/2003

Verordnung über die Einrichtung von Bakkalaureats-
und Magisterstudien an der Montanuniversität Leo-
ben (Studienstandortverordnung Montanuniversität
Leoben), BGBl. Nr. 318/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Management in
Einrichtungen des Gesundheitswesens (MSc)“ der
Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 319/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Science“, Universitätslehrgang „Psychosoziale Bera-
tung“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 322/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Clinical Research“
der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 323/2003

Verordnung, mit der die Studienstandortverordnung
Universität Klagenfurt geändert wird, BGBl. Nr. 324/
2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „MBA-Risk Management“ der Fachhochschule
des bfi Wien Gesellschaft m.b.H. sowie über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Busi-
ness Administration in Risk Management“, „MBA“
(22. MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 328/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Medizinrecht)“, Universi-täts-
lehrgang „Medizinrecht“ der Rechtswissenschaftli-
chen Fakultät und der Medizinischen Fakultät der
Universität Innsbruck, BGBl. Nr. 347/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Finance)“, Universitätslehrgang „Finance
(MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 352/
2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „SAP Business Process Management Public“ der
SAP Business School Vienna, Klosterneuburg,
BGBl. Nr. 355/2003

Verordnung über die Schaffung der akademischen
Grade „Master of Science“, Universitätslehrgang
„Technik und Recht im Immobilienmanagement“
und Universitätslehrgang „Immobilienmanagement
und Bewertung“, Technische Universität Wien, BGBl.
Nr. 360/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of European Studies (M.E.S.)“, Universitätslehrgang
„Master in European Integration and Regionalism“,
Universität Graz, BGBl. Nr. 364/2003

Verordnung über die Schaffung des akademischen
Grades „Master of Science“, Universitätslehrgang
„Regional Policies and Development“, Universität
Graz, BGBl. Nr. 365/2003

Verordnung über die Abgeltung der Tätigkeit der
Vorsitzenden der Senate der Studienbeihilfenbehör-
de, BGBl. Nr. 377/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Urban and Regional Manage-
ment)“, Universitätslehrgang für „Cluster-, Stadt-
und Regionalmanagement“ der Universität Salz-
burg, BGBl. Nr. 379/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Global Marketing Management)“,
Universitätslehrgang „Global Marketing Manage-
ment, MAS“ der Universität Linz, BGBl. Nr. 380/2003
Universitätsbericht 2005 | Band 1 171



Anhang B
Verordnung über Leistungsstipendien für das Studi-
enjahr 2002/2003, BGBl. Nr. 381/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „Akademisches Verwaltungsmanagement“ des
Hans Sachs Institutes Wels, sowie Schaffung der Be-
zeichnungen „Akademische Verwaltungsmanage-
rin“ und „Akademischer Ver-waltungsmanager“,
BGBl. Nr. 388/2003

Verordnung über Statistiken betreffend Forschung
und experimentelle Entwicklung (F&E-Statistik-Ver-
ordnung), BGBl. Nr. 396/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Neue Medien in der Musikpä-
dagogik)“, Universitätslehrgang „Neue Medien in
der Musikpädagogik“, Universität Mozarteum Salz-
burg, BGBl. Nr. 397/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Projektmanagement)“, Uni-
versitätslehrgang für Projektmanagement, Interuni-
versitäres Institut für Interdisziplinäre Forschung
und Fortbildung der Universitäten Klagenfurt, Wien,
Innsbruck und Graz (IFF), BGBl. Nr. 410/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Advanced Studies (Nanotechnologie)“, Universi-
tätslehrgang „Nanotechnologie und Nanoanalytik“,
Technische Universität Graz, BGBl. Nr. 411/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „Interdisziplinäre Balkanstudien Wien“ des Ins-
titutes für den Donauraum und Mitteleuropa (IDN)
sowie über die Festlegung der Bezeichnungen „Aka-
demische Balkanologin“ und „Akademischer Balka-
nologe“, BGBl. Nr. 412/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den „MAS
Lehrgang Interdisziplinäre Balkanstudien Wien“ des
Institutes für den Donauraum und Mitteleuropa
(IDM) sowie über die Festlegung des akademischen
Grades „Master of Advanced Studies (Balkanolo-
gie)“, BGBl. Nr. 413/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „General Management Programm“ der LIMAK
Internationale Management Akademie sowie über
die Festlegung der Bezeichnungen „Akademische
General Managerin“ und „Akademischer General
Manager“, BGBl. Nr. 416/2003

Verordnung über die Einrichtung von Bakkalaureats-
und Magisterstudien an der Universität für Musik
und darstellende Kunst Wien (Studienstandortver-
ordnung Universität für Musik und darstellende
Kunst Wien), BGBl. Nr. 417/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Salzburg, BGBl. Nr. 430/2003

Verordnung über die Einrichtung von Bakkalaureats-
und Magisterstudien an der Universität für künstleri-
sche und industrielle Gestaltung Linz (Studienstand-
ortverordnung Universität für künstlerische und in-
dustrielle Gestaltung Linz), BGBl. Nr. 431/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „General Management Executive MBA Pro-
gramm“ der LIMAK Internationale Management
Akademie sowie über die Festlegung des akademi-
schen Grades „Master of Business Administration“
(23. MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 432/2003

Verordnung über die Amtszulagen der Vorsitzenden
der Studienkommissionen gemäß UOG 1993 und
KUOG, BGBl. Nr. 433/2003

Verordnung über eine Änderung der Studienstand-
ortverordnung Technische Universität Wien, BGBl.
Nr. 436/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Mozarteum Salzburg, BGBl.
Nr. 437/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence (PM-Bau)“, Lehrgang „Projektmanagement-
Bau“, Bauakademie Steiermark, BGBl. Nr. 438/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Projekt-
managerin-Bau“ und „Akademischer Projektmana-
ger-Bau“, Lehrgang „Projektmanagement-Bau“,
Bauakademie Steiermark, BGBl. Nr. 439/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität für Musik und darstellende
Kunst Graz, BGBl. Nr. 441/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of International Business – MIB“, Universitätslehr-
gang „Executive Master of International Business“,
Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salz-
burg, BGBl. Nr. 446/2003
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Verordnung über eine Änderung der Studienstand-
ortverordnung Universität Wien, BGBl. Nr. 447/2003

Verordnung über die Änderung der Studienstandort-
verordnung Universität Graz, BGBl. Nr. 451/2003

Verordnung, mit der die Verordnung über die Durch-
führung des automationsunterstützten Datenver-
kehrs in Verfahren vor der Studienbeihilfenbehörde
geändert wird, BGBl. Nr. 452/2003

Verordnung über die Änderung der Verordnung über
die befristete Einrichtung von Diplom- und Doktorats-
studien an den Universitäten, BGBl. Nr. 470/2003

Verordnung über die Abänderung der Verordnung
der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und
Kultur über das Doktoratsstudium für Absolventin-
nen und Absolventen von Fachhochschul-Studien-
gängen technischer Richtung, BGBl. Nr. 471/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den Lehr-
gang „Executive MBA in General Management“ des
„International Management Center Graz (IMC
Graz)“, sowie über die Festlegung des akademischen
Grades „Master of Business Administration“ (24.
MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 478/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über den akademischen
Grad „Master of Business Administration“, LIMAK In-
ternationale Management Akademie Linz, Lehrgang
„International Strategic Management MBA Pro-
gram“ (25. MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 479/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Bezeichnungen „Akademische Unternehmensbera-
terin“ und „Akademischer Unternehmensberater“,
incite Ausbildungs- und Schulungsveranstaltungs-
Ges.m.b.H., Lehrgang „General Consulting Pro-
gram“, BGBl. Nr. 480/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Exportkauffrau“ und „Akademischer
Exportkaufmann“, International Management Cen-
ter Graz (IMC Graz), Lehrgang „Export, International
Management and Marketing“, BGBl. Nr. 481/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Projektmanagerin“ und „Akademi-
scher Projektmanager“, International Management
Center Graz (IMC Graz), Lehrgang „Internationales
Projektmanagement“, BGBl. Nr. 482/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master in
Psychoanalytic Observational Studies“, Universitäts-
lehrgang „Psychoanalytische Pädagogik: Persönlich-
keitsentwicklung und Lernen“ des Interuniversitären
Institutes für interdisziplinäre Forschung und Fortbil-
dung, BGBl. Nr. 483/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Supervi-
sorin“ und „Akademischer Supervisor“, Lehrgang
„Supervision“, Institut für Integrative Bildung des
Vereines Sympaideia, Innsbruck, BGBl. Nr. 486/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Lateinamerikanistin“ und „Akademi-
scher Lateinamerikanist“, Österreichisches Latein-
amerika-Institut, „Interdisziplinärer Lehrgang für
Höhere Lateinamerika-Studien“, BGBl. Nr. 494/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und die Bezeichnungen „Aka-
demische Kauffrau für Betriebswirtschaft und Kom-
munikation“ und „Akademischer Kaufmann für Be-
triebswirtschaft und Kommunikation“, RIZ Regional-
Innovations-Zentrum NÖ-Süd Informationstransfer
und Beratungsges.m.b.H., Lehrgang „Betriebswirt-
schaftslehre und Kommunikation“, BGBl. Nr. 502/
2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Finanzwirtschafterin“ und „Akademi-
scher Finanzwirtschafter“, International Manage-
ment Center Graz (IMC Graz), Lehrgang „Finance/Fi-
nanzwirtschaft“, BGBl. Nr. 503/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts“, Universitätslehrgang „TV & Film – Produkti-
on (MA)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
510/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Bezeichnungen „Akademische Controllerin“ und
„Akademischer Controller“, International Manage-
ment Center Graz (IMC Graz), Lehrgang „Control-
ling“, BGBl. Nr. 514/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ an den „Inter-
disziplinären Master-Lehrgang für Höhere Latein-
amerika-Studien“ des „Österreichischen Lateiname-
rika-Instituts“ sowie über die Festlegung des akade-
mischen Grades „Master of Arts in Latin American
Studies“, BGBl. Nr. 515/2003
Universitätsbericht 2005 | Band 1 173



Anhang B
Verordnung über statistische Erhebungen bei Studie-
renden an Universitäten und in Fachhochschul-Studi-
engängen, BGBl. Nr. 523/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Orientalis-
tin“ und „Akademischer Orientalist“, Lehrgang für
akademische Orientstudien, Österreichische Orientge-
sellschaft Hammer-Purgstall, Wien, BGBl. Nr. 536/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Kommu-
nikationstrainerin“ und „Akademischer Kommuni-
kationstrainer“, Lehrgang „Kommunikation und
Trainingsdesign“, Verein für prophylaktische Ge-
sundheitsarbeit (PGA), Linz, BGBl. Nr. 537/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über den akademischen
Grad „Master of Security and Defense Manage-
ment“, Landesverteidigungsakademie des Bundes-
ministeriums für Landesverteidigung, Lehrgang „Si-
cherheitsmanagement“, BGBl. Nr. 538/2003

Verordnung, mit der Verordnungen über akademi-
sche Grade für Universitätslehrgänge der Donau-Uni-
versität Krems geändert werden, BGBl. Nr. 539/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“ – „MSc“, Universitätslehrgang „Interdis-
ziplinäre Zahnmedizin“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 547/2003

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts (Photographie und Digitales Sammlungs-
management)“, Universitätslehrgang „Photographie
und Digitales Sammlungsmanagement (MA)“ der
Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 557/2003

Verordnung über den elektronischen Antrag in Ver-
fahren vor der Studienbeihilfenbehörde, BGBl. Nr.
561/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Technologiemanagerin“ bzw. „Aka-
demischer Technologiemanager“, International Ma-
nagement Center Graz (IMC Graz), Lehrgang „Ma-
nagement und Technologie“, BGBl. Nr. 573/2003

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und den akademischen Grad
„Master of Business Administration“, „MBA“, ABC-
Abwehrschule des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung, Lehrgang „MBA – Umweltgefahren

und Katastrophenmanagement“ (26. MBA-Verord-
nung), BGBl. Nr. 574/2003

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Science“, Fachhoch-
schule Technikum Wien, Lehrgang „Projektentwick-
lung, Management, Kontrolle, Beratung und Logistik
im Bauwesen für Führungskräfte“, BGBl. Nr. 575/2003

Verordnung über die Durchführung des Bildungsdo-
kumentationsgesetzes an den Universitäten und der
Donau-Universität Krems (Bildungsdokumentations-
verordnung Universitäten – BidokVUni), BGBl. Nr. 30/
2004

Verordnung über Studienbeiträge (Studienbeitrags-
verordnung 2004 – StubeiV 2004), BGBl. Nr. 55/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Controllerin“ und „Akademischer Controller“; Lehr-
gang für Controlling, Österreichisches Controller-Ins-
titut, Wien, BGBl. Nr. 59/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“, Lehrgang „Kli-
nische/r Psychologe/in und Gesundheitspsychologe/
in“, Schloss Hofen - Wissenschafts- und Weiterbil-
dungs-GmbH, Lochau am Bodensee, BGBl. Nr. 61/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung des akademischen Grades „Master of
Laws“, Lehrgang „Europäisches und Internationales
Wirtschaftsrecht“, Schloss Hofen – Wissenschafts-
und Weiterbildungs-GmbH, Lochau am Bodensee,
BGBl. Nr. 62/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Supervisorin“
und „Akademischer Supervisor“, Wirtschaftsförde-
rungsinstitut der Wirtschaftskammer Wien, Lehr-
gang „Supervision“, BGBl. Nr. 63/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Managerin“ und „Akademischer Manager“; Lehr-
gang „Management“, SanConsult Betriebsbera-
tungsges.m.b.H., Wien, BGBl. Nr. 84/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Science (Manage-
ment)“, Lehrgang „Executive Management“,
SanConsult Betriebsberatungsges.m.b.H., Wien,
BGBl. Nr. 85/2004
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Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Managerin für Technische Services“ und „Akademi-
scher Manager für Technische Services“; Lehrgang
„Technische Services Management“, SanConsult Be-
triebsberatungsges.m.b.H., Wien, BGBl. Nr. 86/2004

Verordnung, mit der die Universitätsberechtigungs-
verordnung geändert wird, BGBl. Nr. 98/2004

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Bank- und Versicherungskauffrau“
bzw. „Akademischer Bank- und Versicherungskauf-
mann“, International Management Center Graz (IMC
Graz), Lehrgang „Banking, Finance and Insurance“,
BGBl. Nr. 105/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Neurorehabilita-
tion“ (MSc) der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
111/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Business Adminis-
tration“, Theresianische Militärakademie des
Bundesministeriums für Landesverteidigung, Lehr-
gang „Bildungsmanagement“ (27. MBA-Verord-
nung), BGBl. Nr. 126/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Business Administra-
tion“, Sales Manager Akademie, Lehrgang „Executi-
ve Sales Management MBA Program“ (28. MBA-Ver-
ordnung), BGBl. Nr. 127/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Klinische Endokri-
nologie“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 132/
2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Klinische Immu-
nologie“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 133/
2004

Verordnung über das Doktoratsstudium für Absol-
ventinnen und Absolventen von Fachhochschul-Di-
plomstudiengängen technischer Richtung, BGBl. Nr.
142/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Science“ (Traditional Chinese Medicine), Universitäts-
lehrgang „Traditionelle Chinesische Medizin“ (MSc)
der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 145/2004

Verordnung über Förderungsstipendien für das Ka-
lenderjahr 2004, BGBl. Nr. 156/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Business Administra-
tion“, IFM – Institut für Management G.m.b.H., Lehr-
gang „Executive MBA in General Management“ (29.
MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 172/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Arts in Arts Manage-
ment“, Salzburg Management G.m.b.H. – University
of Salzburg Business School, Lehrgang „MA in Arts
Management“, BGBl. Nr. 173/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“; Lehrgang „Eu-
ropäische Integration“, Alpbacher Sommerschule für
Europäische Integration, BGBl. Nr. 181/2004

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und den akademischen Grad
„Master of Science in Training and Development“,
Institut für Kommunikations- und Konfliktpädagogik
und Coaching, „Masterlehrgang Integratives Trai-
ning und Persönlichkeitsbildung“, BGBl. Nr. 194/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Public Manage-
ment“, LIMAK Internationale Management Akade-
mie, Lehrgang „Verwaltungsmanagement“, BGBl. Nr.
198/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Integrative Wirtschaftstrainerin“ und „Akademi-
scher Integrativer Wirtschaftstrainer“; Lehrgang „In-
tegratives Training und Persönlichkeitsbildung“, Ins-
titut für Kommunikations- und Konfliktpädagogik
und Coaching, BGBl. Nr. 207/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Beraterin und Coach“ und „Akademischer Berater
und Coach“; Lehrgang „Beratung und Coaching/Le-
bens- und Sozialberatung“, Wirtschaftsförderungs-
institut Oberösterreich, BGBl. Nr. 218/2004

Verordnung über die Bezeichnung „Lehrgang uni-
versitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische Mediatorin und Coach“ und „Akade-
mischer Mediator und Coach“, „Institut für Mediati-
on Identitätsentwicklung Training“, Lehrgang „Me-
diation und Coaching“, BGBl. Nr. 219/2004
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Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Business Administra-
tion in International Arts Management“, Salzburg
Management G.m.b.H. – University of Salzburg Busi-
ness School, Lehrgang „Executive MBA Programm in
International Arts Management“ (30. MBA-Verord-
nung), BGBl. Nr. 229/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Referentin für feministische Bildung und Politik“ und
„Akademischer Referent für feministische Bildung
und Politik“ sowie über die Festlegung des akademi-
schen Grades „Master of Arts (Women’s Studies & Fe-
ministic Research)“; Lehrgänge „Feministisches
Grundstudium“ und „Internationale Genderfor-
schung und feministische Politik“, Volkshochschule
Ottakring, Wien, BGBl. Nr. 249/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Entwicklerin
sozialer Verantwortung“ und „Akademischer Ent-
wickler sozialer Verantwortung“; Lehrgang „Wirt-
schaft-Politik-Zivilgesellschaft. Entwicklungsraum so-
zialer Verantwortung“, Katholische Sozialakademie
Österreichs, BGBl. Nr. 250/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Pharmazeutische
Medizin“ (MSc) der Donau-Universität Krems, BGBl.
Nr. 259/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Logistikmanagerin“ und „Akademischer Logistikma-
nager“; Lehrgang „Logistikmanagement“, Wirt-
schaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer Ös-
terreich, BGBl. Nr. 273/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Europa-Assistentin“ und „Akademischer Europa-As-
sistent“; Lehrgang „Europa-Assistent/in“, DIALOGICA
– Europa-Akademie Wien, BGBl. Nr. 280/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“; Lehrgang „Pro-
fessional NPO-General Management Programm“,
„Hütter MC Management Consulting GmbH“, Wien,
BGBl. Nr. 281/2004

Verordnung über die Evidenz der Studierenden (Uni-
versitäts-Studienevidenzverordnung 2004 – UniStEV
2004), BGBl. Nr. 288/2004

Verordnung über die Abänderung der Verordnung
über das Doktoratsstudium für Absolventinnen und
Absolventen von Fachhochschul-Studiengängen wirt-
schaftlicher Richtung, BGBl. Nr. 290/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Leiterin des Pflegedienstes“ und „Akademischer Lei-
ter des Pflegedienstes“; Lehrgang „Führungsaufga-
ben (Pflegemanagement) in Einrichtungen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens“, Verein für Bildungsin-
novationen im Gesundheitswesen, Graz, BGBl. Nr.
292/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Festlegung des akademischen Grades „Master of
Dental Science“; Lehrgang für Orale Implantologie;
Akademie für Orale Implantologie, Wien, BGBl. Nr.
293/2004

Verordnung, mit der die Verordnung über die nach
dem Studienförderungsgesetz 1992 dem Studienort
gleichzusetzenden Gemeinden geändert wird, BGBl.
Nr. 296/2004

Verordnung, mit der die Verordnung über die Erreich-
barkeit von Studienorten nach dem Studienförde-
rungsgesetz 1992 geändert wird, BGBl. Nr. 299/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Pre-Produc-
tion Managerin“ und „Akademischer Pre-Production
Manager“; Lehrgang „Pre-Production Manage-
ment“, RIZ Regional-Innovations-Zentrum NÖ-West
Informationstransfer und Beratungsges.m.b.H.,
BGBl. Nr. 301/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Festlegung des akademischen Grades „Master of
Science (complementary, psychosocial and integra-
ted Health Sciences)“; Lehrgänge „complementary,
psychosocial and integrated Health Sciences“, Inter-
universitäre Arbeitsgemeinschaft für integrative
Gesundheitsförderung, Graz, BGBl. Nr. 302/2004

Verordnung über die Gewährung von Studienbeihil-
fe an behinderte Studierende, BGBl. Nr. 310/2004
Verordnung über das Doktoratsstudium für Absol-
ventinnen und Absolventen von Fachhochschul-Di-
plomstudiengängen technischer Richtung, BGBl. Nr.
311/2004

Verordnung über Leistungsstipendien für das Studi-
enjahr 2003/2004, BGBl. Nr. 328/2004
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Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Business Managerin“ und „Akademischer Business
Manager“; Lehrgang „Business Management“, Wirt-
schaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer Ös-
terreich, BGBl. Nr. 332/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über den
akademischen Grad „Master of Science“, Lehrgang
„Micro- and Nanotechnology“, Fachhochschule Vor-
arlberg, BGBl. Nr. 333/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademi-
sche Industrial Engineer“, „Akademischer Industrial
Engineer“, „Akademische Konstruktionstechnike-
rin“, „Akademischer Konstruktionstechniker“,
„Akademische Fertigungstechnikerin“ und „Akade-
mischer Fertigungstechniker“; Lehrgänge „Akade-
mische/r Industrial Engineer“, „Akademische/r Kon-
struktionstechniker/in“ und „Akademische/r Ferti-
gungstechniker/in“, Wirtschaftsförderungsinstitut
der Wirtschaftskammer Österreich, Wien, BGBl. Nr.
340/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Electrical Process Engineer“, „Akademischer Electrical
Process Engineer“; Lehrgang „Electrical Process Engi-
neering“, Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirt-
schaftskammer Österreich, Wien, BGBl. Nr. 344/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Referentin für Interkulturelle Kommunikation“ und
„Akademischer Referent für Interkulturelle Kommu-
nikation“; Lehrgang „Interkulturalität und Kommu-
nikation“, Internationales Zentrum für Kulturen +
Sprachen in der Volkshochschule Favoriten, Wien,
BGBl. Nr. 353/2004

Verordnung, mit der die Studienbeitragsverordnung
2004 geändert wird, BGBl. Nr. 366/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Supervisorin“ und „Akademischer Supervisor“ sowie
über die Festlegung des akademischen Grades „Mas-
ter of Science (Supervision)“; Ausbildungslehrgang
„Supervision, Coaching und Organisationsentwick-
lung“, Masterlehrgang „Supervision, Coaching und
Organisationsentwicklung“, Arge Bildungsmanage-
ment, Wien, BGBl. Nr. 376/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Sustainable Urbanism)“, Universitätslehr-
gang „Nachhaltiger Urbanismus (MSc)“ der Donau-
Universität Krems, BGBl. Nr. 377/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Master of Buil-
ding Science (MSc)“ der Donau-Universität Krems,
BGBl. Nr. 378/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Denk- und Ge-
dächtnistrainerin“ und „Akademischer Denk- und
Gedächtnistrainer“, „Akademische Lerncoach“ und
„Akademischer Lerncoach“, „Akademische Beraterin
für Legasthenie und Teilleistungsschwächen“ und
„Akademischer Berater für Legasthenie und Teilleis-
tungsschwächen“, Institut „THINKPäd“, Linz, BGBl. Nr.
379/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Nachhaltiges Energiemanagement)“, Uni-
versitätslehrgang „Nachhaltiges Energiemanage-
ment (MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
380/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Kommunika-
tionsmanagerin“, „Akademischer Kommunikations-
manager“ und über den akademischen Grad „Master
of Arts“, Berufsförderungsinstitut Wien, BGBl. Nr.
381/2004

Verordnung über die Änderung der Verordnung
über die Verleihung der Bezeichnungen „Lehrgang
universitären Charakters“, „Akademische Referentin
für feministische Bildung und Politik“ und „Aka-
demischer Referent für feministische Bildung und
Politik“ sowie über die Festlegung des akademischen
Grades „Master of Arts (Women’s Studies & Feminist
Research)“; Lehrgänge „Feministisches Grundstudi-
um“ und „Internationale Genderforschung und
feministische Politik“, Volkshochschule Ottakring,
Wien, BGBl. Nr. 386/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Leadership-Development und Mediati-
on)“, Universitätslehrgang „Leadership-Develop-
ment und Mediation (MSc)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 391/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Security and Safety Management)“, Uni-
versitätslehrgang „Security and Safety Management
(MSc)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 392/
2004
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Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Parodontologie)“, Universitätslehrgang
„Parodontologie (MSc)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 400/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Ästhetisch-rekonstruktive Zahnmedi-
zin)“, Universitätslehrgang „Ästhetisch-rekonstrukti-
ve Zahnmedizin (MSc)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 401/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Kieferorthopädie)“, Universitätslehrgang
„Kieferorthopädie (MSc)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 403/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Implantologie)“, Universitätslehrgang
„Implantologie (MSc)“ der Donau-Universität Krems,
BGBl. Nr. 404/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Science (Orale Chirurgie)“, Universitätslehrgang „Ora-
le Chirurgie“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
405/2004

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische SCE-Manage-
rin“, „Akademischer SCE-Manager“ und den akade-
mischen Grad „Master of Science“, Fachhochschule
Vorarlberg, BGBl. Nr. 407/2004

Verordnung, mit der die Universitätsberechtigungs-
verordnung geändert wird, BGBl. Nr. 429/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Festlegung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence (Environmental Management)“, Lehrgang „Ma-
nagement & Umwelt“, Umweltmanagement Austria,
St. Pölten, BGBl. Nr. 437/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts (Bildwissenschaft)“, Universitätslehrgang
„Bildwissenschaft (MA)“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 508/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ sowie über die
Festlegung der akademischen Grade „Master of Inter-
national Business & Tax Law“ und „Master of Science
in Management“; Master-Studiengang „International
Business & Tax Law“ und Lehrgang „Master of Science
in Management“, MCI – Management Center Inns-
bruck GmbH, Innsbruck, BGBl. Nr. 509/2004

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Integrative Therapie)“, Universitätslehr-
gang „Integrative Therapie“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 510/2004

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Beschaffungsmanagerin und Vergabeexpertin“ und
„Akademischer Beschaffungsmanager und Vergabe-
experte“ sowie über die Festlegung der akademischen
Grade „Master of Laws“ und „Master of Business Ad-
ministration“ (31. MBA-Verordnung); Lehrgänge „Be-
schaffungsmanagement und Auftragsvergabe“, „Pro-
curement Law“ und „Procurement Management“,
Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer
Österreich, Wien, BGBl. Nr. 7/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Festlegung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence (Supply Management)“, Lehrgang „Supply Ma-
nagement“, FH JOANNEUM Gesellschaft mbH, Graz,
BGBl. Nr. 8/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Science (Psychotherapie)“, Universitätslehrgang „Psy-
chotherapie“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr.
12/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science“, Universitätslehrgang „Psychotherapeu-
tische Psychologie“ der Donau-Universität Krems,
BGBl. Nr. 39/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Supervisorin und Coach“, „Akademischer Supervisor
und Coach“, „Akademische Organisationsberaterin
und Organisationsentwicklerin“ und „Akademischer
Organisationsberater und Organisationsentwickler“
sowie über die Festlegung des akademischen Grades
„Master of Science in Organisational Development“;
Lehrgänge „Supervision und Coaching“, „Organisati-
onsberatung und Organisationsentwicklung“ und
„Organisationsberatung und Organisationsentwick-
lung – Master of Science in Organisational Develop-
ment“, Schloss Hofen – Wissenschafts- und Weiterbil-
dungs GmbH, Lochau, Vorarlberg, und Fachhoch-
schule Vorarlberg, BGBl. Nr. 69/2005

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Psychosoziale
Gesundheitstrainerin“, „Akademischer Psychosozia-
ler Gesundheitstrainer“, „Akademische Sport- und
Fitnesstrainerin“, „Akademischer Sport- und Fitness-
trainer“, „Akademische Body-Vitaltrainerin“, „Aka-
demischer Body-Vitaltrainer“ und den akademischen
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Grad „Master of Business Administration“, body &
health academy (33. MBA-Verordnung), BGBl. Nr. 72/
2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Fine Arts (MFA) New Media“, Universitätslehr-
gang „Master of Fine Arts in New Media“ der Donau-
Universität Krems, BGBl. Nr. 73/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Sicherheit, Umwelt- und Arbeitsmedi-
zin)“, Universitätslehrgang „Sicherheit, Umwelt- und
Arbeitsmedizin“ der Donau-Universität Krems, BGBl.
Nr. 74/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Science“, Universitätslehrgang „Sportphy-siothera-
pie“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 75/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Science (Psychotraumatologie und Stressmanage-
ment)“, Universitätslehrgang „Psychotraumatolo-
gie und Stressmanagement“ der Donau-Universität
Krems, BGBl. Nr. 76/2005

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang
universitären Charakters“, „Akademische Verkehrs-
sicherheitsmanagerin“, „Akademischer Verkehrssi-
cherheitsmanager“ und die akademischen Grade
„Master of Business Administration“, „Master of
Science“ und „Master of Arts“, Hubert Ebner Privat-
stiftung in Thalheim bei Wels (32. MBA-Verord-
nung), BGBl. Nr. 77/2005

Verordnung über die Wahltage und die sich daraus
ergebenden Fristen sowie über die Zahl der von den
Universitätsvertretungen und Akademievertretun-
gen zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter in
die Bundesvertretung der Studierenden für die
Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftswahlen
2005, BGBl. Nr. 84/2005

Verordnung, mit der die Hochschülerinnen- und
Hochschülerschaftswahlordnung 2005 – HSWO 2005
erlassen wird, BGBl. Nr. 91/2005

Verordnung, mit der Verordnungen über die Verlei-
hung der Bezeichnung „Lehrgang universitären Cha-
rakters“ betreffend Lehrgänge des Wirtschaftsförde-
rungsinstituts der Wirtschaftskammer Österreich ge-
ändert werden, BGBl. Nr. 99/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnungen
„Lehrgang universitären Charakters“, „Akademische
Counsellor for Mental Health and Mental Handicap“
und „Akademischer Counsellor for Mental Health and
Mental Handicap“; Lehrgang „Psychische Gesundheit

und geistige Behinderung“, Österreichischer Verein
für Individualpsychologie, Wien, BGBl. Nr. 112/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ sowie über
die Festlegung der Bezeichnungen „Akademische
Mediatorin“ und „Akademischer Mediator“ und
des akademischen Grades „Master of Arts (Mediati-
on)“; Ausbildungslehrgang „Mediation und Konflikt-
regelung“, Masterlehrgang „Mediation und Kon-
fliktregelung“, Arge Bildungsmanagement, Wien,
BGBl. Nr. 133/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ sowie über die
Festlegung der Bezeichnungen „Akademische Euro-
parechtsexpertin“ und „Akademischer Europa-
rechtsexperte“ und des akademischen Grades „Mas-
ter of Laws“; Lehrgang „Europarecht – Akademische
Europarechtsexpertin und Akademischer Europa-
rechtsexperte“ und Post-Graduate Lehrgang „Euro-
parecht – Master of Laws“, Schloss Hofen – Wissen-
schafts- und Weiterbildungs-GmbH, Lochau, Vorarl-
berg, BGBl. Nr. 137/2005

Verordnung über Förderungsstipendien für das Ka-
lenderjahr 2005, BGBl. Nr. 141/2005

Verordnung, mit der die Verordnung über die Wahl-
tage und die sich daraus ergebenden Fristen sowie
über die Zahl der von den Universitätsvertretungen
und Akademievertretungen zu wählenden Vertrete-
rinnen und Vertreter in die Bundesvertretung der
Studierenden für die Hochschülerinnen- und Hoch-
schülerschaftswahlen 2005 geändert wird, BGBl. Nr.
143/2005

Verordnung über das Doktoratsstudium der Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften für Absolventinnen
und Absolventen von Fachhochschul-Diplomstudien-
gängen, BGBl. Nr. 144/2005

Verordnung über den akademischen Grad „Master
of Arts“, Universitätslehrgang „Musikmanagement
(MA)“ der Donau-Universität Krems, BGBl. Nr. 145/
2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über Be-
zeichnungen für die Absolventinnen und Absolven-
ten, Bundesinstitut für Erwachsenenbildung St.
Wolfgang, BGBl. Nr. 152/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ sowie über die
Festlegung des akademischen Grades „Master of Sci-
ence“; Lehrgänge „Grundlagen der Psychotherapie –
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Psychotherapeutisches Propädeutikum“, „Psycho-
therapeutische Medizin“, „Existenzanalyse“, „Syste-
mische Familientherapie“ und „Verhaltenstherapie“,
Schloss Hofen – Wissenschafts- und Weiterbildungs-
GmbH, Lochau, Vorarlberg, BGBl. Nr. 172/2005

Verordnung über die Verleihung der Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ und über Be-
zeichnungen für die Absolventinnen und Absolven-
ten, Schloss Hofen – Wissenschafts- und Weiterbil-
dungs-GmbH, Lochau, Vorarlberg, BGBl. Nr. 183/2005

Verordnung über die einheitliche Ausbildung aus
dem Bereich Bibliotheks-, Informations- und Doku-
mentationswesen für das Bibliothekspersonal der
Universitäten gemäß Universitätsgesetz 2002 und
der Universität für Weiterbildung Krems, BGBl. Nr.
186/2005

Verordnung über die Bezeichnungen „Lehrgang uni-
versitären Charakters“, „Akademische Mediatorin“,
„Akademischer Mediator“ und den akademischen
Grad „Master of Science“, European Consulting Ma-
nagement Organisation, BGBl. Nr. 191/2005

Staatsverträge

Abkommen zwischen der Regierung der Republik Ös-
terreich und der Regierung der Volksrepublik China
über kulturelle Zusammenarbeit, BGBl. Nr. 241/2002

9. Übereinkommen zwischen der Regierung der Re-
publik Österreich und der Regierung der Republik
Polen betreffend die Durchführung des am 14. Juni
1972 in Wien unterzeichneten Abkommens zwischen
der Republik Österreich und der Volksrepublik Polen
über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der
Kultur und Wissenschaft für die Jahre 2002 bis 2005,
BGBl. Nr. 269/2002

Übereinkommen zwischen der Republik Österreich,
der Republik Bulgarien, der Republik Kroatien, der
Tschechischen Republik, der Republik Ungarn, der
Republik Polen, der Republik Rumänien, der Slowaki-
schen Republik und der Republik Slowenien vom 7.
Februar 1998 zur Verlängerung des CEEPUS-Pro-
grammes, BGBl. Nr. 2/2003

Notenwechsel zur Änderung des Notenwechsels zwi-
schen der Regierung der Republik Österreich und der
Regierung der Italienischen Republik über die ge-
genseitige Anerkennung akademischer Grade und
Titel, BGBl. Nr. 58/2003

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesre-
gierung und der Regierung der Republik Kroatien
über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit,
BGBl. Nr. 93/2003

Abkommen zwischen der Regierung der Republik
Österreich und der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland über Gleichwertigkeiten im Hochschul-
bereich, BGBl. Nr. 6/2004

Übereinkommen zwischen der Republik Österreich,
der Republik Bulgarien, der Republik Kroatien, der
Tschechischen Republik, der Republik Ungarn, der
Republik Polen, Rumänien, der Slowakischen Re-
publik und der Republik Slowenien zur Förderung
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Hochschul-
bildung im Rahmen des Central European Exchange
Programme for University Studies („CEEPUS II“),
BGBl. Nr. 104/2004

Protokoll über die weitere Fortführung der Aktion
Österreich-Slowakei, Wissenschafts- und Erzie-
hungskooperation, BGBl. Nr. 101/2004

Abkommen zwischen der Regierung der Republik
Österreich und dem Ministerkabinett der Ukraine
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wis-
senschaft und Technik, BGBl. Nr. 135/2004

Abkommen zwischen der Regierung der Republik
Österreich und der Regierung der Slowakischen Re-
publik über wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit, BGBl. Nr. 130/2004

Änderung der Anlagen 1 und 2 des Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein über Gleichwertigkeiten im Bereich der
Reifezeugnisse und des Hochschulwesens, BGBl. Nr.
120/2004
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Publikationen, Berichte, Dokumente

Arbeitsmarktservice Österreich, Bundesministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur (2004), Bro-
schürenreihe: Jobchancen – Studium, Wien

Blimlinger Eva, Garstenauer Therese (Hg.) (2005),
Women/Gender Studies: Against All Odds. Dokumen-
tation der 7. Österreichischen Wissenschafterinnen-
tagung, Innsbruck

Bologna Process Stocktaking. Report from a working
group appointed by the Bologna Follow-up Group to
the Conference of European Ministers Responsible
for Higher Education, Bergen, 19-20 May 2005

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), Austrian Institute of Advanced Science
and Technology. Eine neue Exzellenz-Universität in
Österreich. Endbericht der Arbeitsgruppe, Wien

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), excellentia. Ein High Potentials Pro-
gramm für Österreichs Universitäten, Wien

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), Bericht über den Stand der Umsetzung
der Bologna-Erklärung in Österreich 2005. Berichts-
zeitraum 2000 – 2004; www.bmbwk.gv.at/
medienpool/12560/bologna_bericht_05.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), Dokumentation Hochschulrecht, Wien;
www.bmbwk.gv.at/medienpool/12529/
hsrechtdok 05.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), Forschungsförderungen und For-
schungsaufträge 2004. Faktendokumentation der
Bundesdienststellen für 2004, Wien; 
www.bmbwk.gv.at/medienpool/12581/fakt_04.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (Hg.) (2005), Postsekundäre Bildungseinrich-
tungen / Institutions of post-secondary education,
Wien; www.bmbwk.gv.at/medienpool/10238/
postsek05.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2005), Universitäten, Hochschulen, Statisti-
sche Daten 2004, seit 1981 jährlich, Wien; 
www.bmbwk.gv.at/medienpool/12505/
statdaten_04.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur, Arbeitsmarktservice Österreich (2005), Univer-
sitäten/Hochschulen, Studium&Beruf, jährlich, Wien

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur, Arbeitsmarktservice Österreich (2005), Weg-
weiser. Durch das Dickicht der Beratungsinstitutio-
nen, jährlich, Wien

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2004), Bericht über den Stand der Umsetzung
der Bologna-Erklärung in Österreich 2004. Berichts-
zeitraum 2000 – 2003; www.bmbwk.gv.at/
medienpool/12099/bologna-bericht_2004.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2004), Statistisches Taschenbuch 2004,
seit 1981, jährlich, Wien, www.bmbwk.gv.at/
medienpool/12186/stat_tb_2004.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (Hg.) (2004), Bildungsentwicklung in Öster-
reich 2000 – 2003, Wien; www.bmbwk.gv.at/
medienpool/11759/bildungsentw_de.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2004), Bildung und Wissenschaft in Öster-
reich 2004, Education and Science in Austria, Statisti-
ken / Statistics 2004, Wien; www.bmbwk.gv.at/
medienpool/11714/biwi_2004.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (Hg.) (2004), Das österreichische Hochschulsys-
tem, Wien; www.bmbwk.gv.at/medienpool/10950/
hssystem_04.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2004), Entwicklungs- und Finanzierungspla-
nung für den Fachhochschulbereich III. 2005/06-2009/
10, Wien; www.bmbwk.gv.at/medienpool/11630/
fhef_III.pdf
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Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2004), Bericht über die Evaluation der Mobi-
litätsförderung wissenschaftlicher Kooperationspro-
jekte im Rahmen der bilateralen Abkommen für wis-
senschaftlich-technische Zusammenarbeit, Wien;
www.bmbwk.gv.at/medienpool/12277/wtz_b.pdf

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (2003), Materialien zur sozialen Lage der Stu-
dierenden, Wien; www.bmbwk.gv.at/universitaeten/
pm/publ/Studierenden-Sozialerheb9051.xml

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
Kultur (Hg.) (2003), Neue Medien in der Lehre, Wien

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und
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